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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Einen schönen guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die 53. Sitzung des Wiener Gemeinderats heute am 25. Februar ist somit eröffnet.

Entschuldigt sind – wie bekannt – der Herr Bürgermeister, Herr Dkfm Dr Aichinger und die GRinnen Frank, Kato, Klier und Dr Vana.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 00937-2005/0002 - KFP/GM) wurde von Frau GRin Mag Heidemarie Unterreiner gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Luc Bondy, der derzeitige Intendant der Wiener Festwochen, will laut Meldungen einiger Medien weiterhin in diesem Amt verbleiben und wünscht sich deshalb eine Vertragsverlängerung bis 2010. Denken Sie daran, diesem Wunsch Luc Bondys zu entsprechen?
Ich ersuche um Beantwortung.

Am Wort ist der Herr amtsführende Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Guten Morgen, meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie fragen mich, ob ich dem Wunsch von Herrn Luc Bondy nachkommen oder entsprechen will, was die Vertragsverlängerung seines Vertrags als Intendant der Wiener Festwochen betrifft. Ich kann Ihnen dazu sagen, dass das ein durchaus gemeinsamer Wunsch ist und wir diesbezüglich in Gesprächen sind. Nachdem das Ganze aber nicht unter einem zeitlichen Druck steht, werden wir das zu geeigneter Zeit hoffentlich erfolgreich beenden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1. Zusatzfrage, Frau GRin Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Wie wir hier alle im Haus wissen, sind ja wir die Kritiker der Wiener Festwochen. Aber wir sind da sicher nicht allein, sondern die Kritik wird ja immer lauter. Man spricht davon, dass die Festwochen die Breitenwirkung verloren hätte. Man spricht davon, dass die Eintritte viel zu teuer seien und die Einnahmen im Vergleich zu den hohen Subventionen viel zu gering seien. Man spricht davon, dass Dekonstruktion die Devise sei und dass viele, die ein Stück authentisch sehen wollen, das nicht mehr können. Man sagt, dass die ausländischen Gastspiele von der Qualität her nicht sehr hoch seien. Und man spricht davon, dass die Besucher nicht mehr in dem Maße kommen, wie sie das vor vielen Jahren noch taten.

Auf jeden Fall war das so, dass Sie, Herr Stadtrat, im Herbst des vorigen Jahres, das war so Mitte Oktober, begonnen haben, Verhandlungen mit Martin Kusej zu führen und er sagt, das war immerhin schon so weit gediehen, dass es schon Vertragsentwürfe gab und Eckdaten schon festlagen. Und er sagt auch, dass der Kontakt vom Kulturamt der Stadt Wien ausgegangen sei. 

Was war der Grund der Verhandlungen, die Sie damals im Oktober begonnen haben?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Zunächst einmal kann ich die Kritik, die Sie an den Wiener Festwochen üben, nicht teilen, insbesondere auch nicht was die Besucherzahlen anbelangt. Ein Rückgang an Besucherzahlen ebenfalls über größere Zeiträume ist nicht feststellbar und auch das, was Sie hier sagen, ist mit Sicherheit nicht die generelle Meinung, auch nicht die der Kritiker der Wiener Festwochen. Dass ein großes Festival wie die Wiener Festwochen natürlich in einem hohen Ausmaß der Kritik ausgesetzt ist und es bei einer so großen Anzahl von Veranstaltungen gute und schlechte Kritiken gibt, liegt auf der Hand. Ich glaube aber, dass insgesamt generell über die Qualität der Wiener Festwochen und über das, was geboten wird, im Grunde in der Stadt und auch weit darüber hinaus kein Zweifel besteht.

Was nun meine Gespräche anbelangt, so halte ich mich jedenfalls daran, dass vertrauliche Gespräche vertrauliche Gespräche sind und sage Ihnen nur, dass es auch einem Verantwortlichen unbenommen bleiben muss, sich rechtzeitig vorher umzusehen und umzuhören, so wie das ja auch alle anderen tun und so wie das im Übrigen auch gang und gäbe ist, auch im internationalen Kulturmarkt und Kulturgeschäft. Darüber hinaus halte ich mich aber daran, dass vertrauliche Gespräche als solche vertraulich bleiben sollen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

2. Zusatzfrage, Frau Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Eines der Probleme, das wir tatsächlich bei den Wiener Festwochen sehen, ist dass es sich hier um einen sehr exklusiven Zirkel jener handelt, die Zugang zu Eintrittskarten bekommen können. Wir kennen das alle aus leidvoller Erfahrung: Wenn man nicht bei der ersten Zusendung des Programmhefts auf die Idee kommt, die Karten zu reservieren, dann wird es sehr, sehr schwierig bis unmöglich, auch welche zu bekommen. Es ist auch tatsächlich so, dass die Kartenpreise sehr, sehr hoch sind und wenn man nicht die Möglichkeit einer Ermäßigung hat, stellt es für viele Menschen tatsächlich eine massive finanzielle Hürde dar, bei den Wiener Festwochen an Veranstaltungen teilzunehmen. Ich glaube, dass das tatsächlich ein Problem darstellt, dass es sich hier sozusagen zunehmend um ein immer enger abgezirkeltes Publikum handelt. 

Gibt es von Ihrer Seite Überlegungen, wie man dem entgegentreten kann - abseits der Studentenermäßigungen, die es gibt, die aber auch immer eines gewissen Zeitvorlaufs bedürfen – und wie man auch sozial benachteiligten oder finanziell schwächeren Gruppen in dieser Stadt gerade das internationale und interessante Programm der Wiener Festwochen zugänglicher machen kann als es derzeit der Fall ist?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Zunächst einmal, Frau Gemeinderätin, kann ich auch da Ihre Einschätzung nicht teilen. Ich glaube nicht, dass die Wiener Festwochen zunehmend exklusiver werden. Die Besucheranzahl wird ausgeweitet. Ich kann auch nicht die Einschätzung teilen, dass es schwieriger wird, Karten zu bekommen. (GRin Mag Marie Ringler: Für Sie nicht!) Es gibt bis auf einige Produktionen, die naturgemäß auf Grund des Inhalts oder der Persönlichkeiten, die an der Produktion beteiligt sind, Interesse hervorrufen, im Grunde ausreichend Möglichkeiten, sich Karten zu besorgen. Auch was die Kartenpreise anbelangt, wenn man sie so in Vergleich setzt etwa zu Bundeseinrichtungen wie zum Beispiel zu den Bundestheatern, dann sind die Kartenpreise der Wiener Festwochen vergleichsweise noch immer niedrig. Und es gibt auch ausreichend Angebote für interessante Veranstaltungen, wo die Kartenpreise jedenfalls absolut auf einem Niveau sind, das auch Menschen, die nicht zu den oberen Einkommenskategorien gehören, es ermöglicht, sie zu besuchen. Das soll aber nicht heißen, dass man sich nicht jeweils von Jahr zu Jahr den Kopf darüber zerbrechen soll und nachdenken muss, wie man nicht noch mehr Menschen die Möglichkeit gibt, die Wiener Festwochen zu besuchen und das geschieht auch. Aber ich werde Ihre Anfrage gerne aufnehmen und als Anregung nehmen, noch einmal mit den Wiener Festwochen zu sprechen, ob es in dem Zusammenhang weitere Möglichkeiten gibt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage, Herr Dr Salcher. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Die beiden Fragestellungen, die da gekommen sind, sind ja sehr wichtig, wobei ich vielleicht schon auch anmerken möchte: Ich weiß nicht, wann Sie das letzte Mal eine Karte der Wiener Festwochen gekauft haben, aber die ist deutlich teurer als die in den Bundestheatern. Früher war es ja üblich, dass wir derartige Fragestellungen im Gemeinderat diskutiert haben. Das kommt jetzt nicht mehr vor, weil wir die Festwochen in die Unabhängigkeit entlassen haben und dort eine GesmbH gegründet haben. Aber es wurde damals im Jahre 2000 auch ein Beirat der Festwochen eingerichtet und da gab es einen Brief an unseren damaligen Klubobmann, in dem die Festwochen uns ersucht haben, einen Vertreter zu nominieren: „Die Gemeinde Wien, vertreten durch den amtsführenden Stadtrat für Kultur und als alleinige Gesellschafterin der Wiener Festwochen hat beschlossen, einen Beirat für diese Gesellschaft einzurichten. Der Beirat soll dazu dienen, den Beiratsmitgliedern Zugang zu Informationen über die Wiener Festwochen GesmbH beziehungsweise das Festival ’Wiener Festwochen’ aus erster Hand zu ermöglichen.“ Na, das war eine sinnvolle Sache, dass man ein derartiges Gremium einrichtete, weil früher die Debatten ja hier im Gemeinderat stattgefunden haben.

Wir haben damals den Prof Manfred Mautner-Markhof nominiert. Ich habe ihn vor zwei Tagen gefragt: Lieber Manfred, wie oft hat denn dieser Beirat seit dem Jahr 2000 eigentlich schon getagt? Und es ist eine runde Zahl, Herr Stadtrat: Er hat nämlich seit dem Jahr 2000 genau null Mal getagt!

Meine Frage an Sie ist daher: Was haben Sie als Eigentümervertreter der Festwochen GesmbH bisher getan, damit dieses Gremium, das damals ja auch in Absprache mit dem Stadtrat eingerichtet wurde, seinem Auftrag gemäß regelmäßig tagt, um die Mitglieder über die Entwicklungen der Festwochen zu informieren?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, sehr ge-ehrter Herr Gemeinderat!

Auch da noch eine Vorbemerkung: Woher Sie die Information haben, dass die Karten der Wiener Festwochen teurer sind als die der Bundestheater, kann ich nicht nachvollziehen. Wir können uns gerne nachher mit dem Festwochenprogramm beim Kaffee zusammensetzen und uns einmal die Staatsopernpreise und dann die Preise der Wiener Festwochen anschauen. Dann können wir das vergleichen oder vielleicht auch einen Durchschnitt ausrechnen oder wie auch immer. 

Was den Beirat der Wiener Festwochen anbelangt, muss ich offen gestanden mit einer Gegenfrage antworten: Was hat mein Amtsvorgänger getan, um diesen Beirat einzurichten? Das war ja offensichtlich seine Idee. Aber unabhängig davon ist natürlich die Frage, ob... - und das sage ich aus eigener Erfahrung, weil ich bei den Wiener Festwochen selbst Mitglied eines vorhergehenden Gremiums war, das man selbstverständlich und ich glaube aus gutem Grund letztendlich aufgelöst hat, weil es ja im Grunde handlungsunfähig war. Dort saßen Vertreter der politischen Parteien drinnen. Da waren, glaube ich, 50 Leute in diesem Beirat oder Kuratorium oder wie das geheißen hat und es waren alle glücklich und zufrieden und froh, als dieses Gremium aufgelöst wurde, weil es die Wiener Festwochen einfach handlungsunfähig gemacht hat und man, glaube ich, nirgendwo auf der Welt ein Festival oder eine Kultureinrichtung findet, die eine solche Einrichtung hat. Ich halte es daher nicht für sehr sinnvoll, einen zum Glück jetzt so organisierten Betrieb, der schlank ist, der gut und operativ und effizient arbeiten kann, mit zusätzlichen bürokratischen Einrichtungen zu belasten. - Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 4. Zusatzfrage, Frau Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Stadtrat!

Nächste Woche soll ja mit Geldern der Steuerzahler die Städtische Kunsthalle mit türkischen Nationalflaggen verhängt werden. Der so genannte Aktionskünstler Feridun Zaimoglu nennt das “Eine Attacke gegen die deutsche Kulturhegemonie“. Nun ist es ja so, dass Luc Bondy als Wahlkämpfer für Ihre Partei bekannt ist. Er hat ja mehrmals gesagt, dass er am liebsten jeden Tag eine Aktion gegen die Regierung machen würde. Wir können uns noch alle an diese Containeraktion neben der Oper erinnern. 

Was kann uns jetzt als nächsten Schritt erwarten? Wird vielleicht eine Aktion kommen, dass der Stephansdom eingehüllt wird von einem Künstler “Chrüstü“ oder so irgend etwas?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Schon fertig?

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.
Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Erstens ist der Stephansdom schon mit Werbeplaketten eingehüllt. Und dann möchte ich das gerne zum Anlass nehmen, das ein bisschen auseinander zu klauben. Ich glaube, Sie bringen da mehrere Dinge durcheinander oder vermischen sie.

Nummer 1: Luc Bondy hat mit der Kunsthalle nichts zu tun. Er ist Intendant der Wiener Festwochen und hat weder etwas mit dem Programm der Kunsthalle noch mit dieser Veranstaltung zu tun.

Nummer 2: Es handelt sich dabei um eine Veranstaltung mit dem ungeheuer provokanten und revolutionären Titel "Literatur im März". Diese Veranstaltung findet, wenn ich es richtig im Kopf habe, seit drei Jahrzehnten statt und ist eine von der Alten Schmiede veranstaltete und eine der ältesten Literaturveranstaltungen überhaupt im deutschsprachigen Raum. Sie hat sich diesmal eines Themas angenommen, das nun, glaube ich, seit einiger Zeit zwischen Nordkap und Sizilien und zwischen Irland und Moskau rege diskutiert wird, nämlich der Frage "Islam und der Westen, die Frage des Fundamentalismus und wie gehen die verschiedenen Kulturen miteinander um?“ Im Übrigen ist das auch eine Frage, die erst kürzlich bei der Frankfurter Buchmesse ausgiebig diskutiert, besprochen und dokumentiert wurde. 

Nachdem diese Veranstaltung "Literatur im März" in der Kunsthalle stattfindet, wurde ein durchaus renommierter Künstler, Schriftsteller, eingeladen, diese Veranstaltung auch künstlerisch zu umrahmen. Er wendet ein Mittel an, das ich, offen gestanden, nicht rasend provokant oder aufregend finde: Er verhängt Fenster der Kunsthalle mit türkischen Fahnen. Im Übrigen ist das auch eine Aktion, die überall anders auf der Welt niemanden ungeheuer aufregt, denn wenn ich mich erinnere, als ich die Frankfurter Buchmesse aus Anlass dieser Veranstaltung besucht habe, hingen dort auch viele Flaggen von arabischen Staaten und es hat niemand auch nur ein Wort darüber verloren, dass das unter Umständen etwas Provokantes sein kann. Die Veranstaltung wird im Übrigen von vielen unterstützt, auch die Diskussionen. Es nehmen zahlreiche Persönlichkeiten auch des öffentlichen Lebens daran teil. Also so schlimm kann diese Veranstaltung nicht sein. Ich glaube auch, dass der Herr GR Herzog an einer Diskussion teilnimmt. Also so furchtbar provokant und schrecklich kann das alles nicht sein! Ich denke mir, dass das vielleicht doch ein wenig übertrieben ist. 

Feridun Zaimoglu hat im Übrigen im letzten Jahr oder im Jahr 2003 den Ingeborg Bachmann‑Preis gewonnen. Also das alles kann ja keine so ganz furchtbare Geschichte sein!

Ich muss jetzt gestehen, eigentlich habe ich Ihre Frage vergessen, aber ich wollte das jetzt auseinander dividieren.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Die Frage war, ob vielleicht siehe Schlingensief...

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ach so, ob es auch einen Schlingensief geben wird.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Container! Ob vielleicht als Nächstes der Stephansdom eingehüllt wird.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nein, ich habe Ihnen gesagt, der Stephansdom ist schon eingehüllt, also den kann man nicht mehr einhüllen. Aber ich kann Ihnen (GR Günter Kenesei: Karlskirche!) nicht sagen, was noch alles eingehüllt wird, weil wir über den Altstadtfonds in der Stadt natürlich sehr viele Sanierungen subventionieren, was das Stadtbild sehr positiv verändert. Wir werden sicher das eine oder andere Haus zwecks Renovierung auch noch einhüllen, aber ich kann Ihnen im Grunde darauf keine wirkliche Antwort geben. (GR Gerhard Pfeiffer: Es gibt vieles, was Sie vielleicht verhüllen möchten! – Heiterkeit bei GR Dr Herbert Madejski.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2. Frage (FSP - 00936-2005/0001 - KSP/GM) wurde auch an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wis-senschaft vom GR Lindenmayr gestellt: Welche Auswirkungen werden die Projekte "Kunst im öffentlichen Raum" auf das Wiener Stadtbild haben?
Ich ersuche um Beantwortung. Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ach so, ich muss gleich antworten. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Thema der Frage war: Projekte “Kunst im öffentlichen Raum.“ 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Jawohl. Die Frage war, welche Auswirkungen “Kunst im öffentlichen Raum“ auf das Wiener Stadtbild hat.

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Es freut mich, Ihnen heute berichten zu können, dass die ersten Projekte der Initiative "Kunst im öffentlichen Raum" bereits umgesetzt werden und erst vor kurzem in einem gemeinsamen Mediengespräch mit den StRen Faymann und Schicker präsentiert werden konnten. Die vorgestellten Projekte der Initiative "Kunst im öffentlichen Raum" werden in den nächsten Jahren das Stadtbild visuell nachhaltig prägen und sicherlich da und dort auch für Diskussionen sorgen. 

Nach einer längeren Einleitungsphase - und ich möchte daran erinnern, dass das auch eines jener Projekte war, das lange Zeit diskutiert wurde und wo es lange den Wunsch gegeben hat, man möge doch auch von Seiten der Kulturverwaltung für “Kunst im öffentlichen Raum“ etwas tun - haben wir ein, glaube ich, jetzt schon erfolgreiches Projekt nicht nur begonnen, sondern können es auch unbürokratisch und rasch umsetzen. Mit diesen neu geschaffenen Rahmenbedingungen werden qualitätsvolle Kunstprojekte im öffentlichen Raum ermöglicht. Es geht also insgesamt um eine Anhebung von Qualität, von “Kunst im öffentlichen Raum“ und um die Vermittlung von Kunst und es geht nicht um eine Verschönerung des Stadtbildes, sondern um eine Aufwertung der Lebensqualität für alle Wienerinnen und Wiener. Kunst muss auch im Alltag Platz greifen. Unser Ziel ist die Anhebung der Qualität von “Kunst im öffentlichen Raum“, ihre Förderung, Dokumentation und Vermittlung. 

“Kunst im öffentlichen Raum“ hat auch deshalb eine wichtige Bedeutung, weil sie für die Wienerinnen und Wiener unmittelbar erlebbar ist. Daher ist es wichtig, beste Qualität zu präsentieren und der neue Fonds soll eben zu diesem Qualitätsschutz beitragen. Der Fonds 
ist somit eine Schnittstelle zwischen Künstlerinnen und Künstlern und zwischen Bewohnerinnen und Bewohnern dieser Stadt. “Kunst im öffentlichen Raum“ bedeutet, dass Kunst außerhalb der Institutionen stattfindet und auf die Menschen zugeht, dass auch Menschen, die sonst wenig mit Kunst zu tun haben, mit Kunst etwa in gesellschaftsbezogenen Formen von Kunst involviert werden. Aber auch speziell für junge Künstlerinnen und Künstler bietet sich eine neue Chance, außerhalb der etablierten Kunstinstitutionen Projekte zu realisieren. 

Mit der Errichtung des Fonds zieht Wien mit vergleichbaren Städten wie München oder auch mit dem Nachbarbundesland Niederösterreich gleich. Der Fonds, dessen Konstruktion mit jener des schon erwähnten Altstadterhaltungsfonds vergleichbar ist, wurde mit Beginn 2004 eingerichtet. Das erste Projekt "Die Wand der Sprache" im 15. Bezirk wurde Ende des vergangenen Jahres fertig gestellt. Die Mittel für den Fonds kommen aus jenen Geschäftsbereichen der Stadt Wien, die öffentliche Bauvorhaben realisieren, also aus den Bereichen Wohnbau beziehungsweise Stadtentwicklung. Die Basisfinanzierung beträgt 800 000 EUR jährlich.

Gemeinsam mit den Kollegen Schicker und Faymann, für deren Verständnis und konstruktive Zusammenarbeit ich an dieser Stelle ausdrücklich danken will, wurde ressortübergreifend eine Form geschaffen, “Kunst im öffentlichen Raum“ zu installieren. Sowohl die Finanzierung des Fonds und die inhaltliche Umsetzung als auch die Bestellung eines fachlich qualifizierten Beirats konnten innerhalb kurzer Zeit umgesetzt werden. 

Anlässlich der Fertigstellung des Projekts " Die Wand der Sprache" am Schwendermarkt im 15. Bezirk konnte ich erst kürzlich mit den beiden Kollegen die ersten Projekte vorstellen. An Hand " Wand der Sprache" kann man gut die Idee von “Kunst im öffentlichen Raum“ erkennen. In Zusammenarbeit mit Schulen wurde hier von zwei jungen Künstlerinnen und Künstlern die Vielfalt der Kulturen in diesem Lebensraum neu zusammengefügt. 

Was mit den vielen Skulpturen, Reliefs und Wandbildern in den Gemeindebauten der 20er Jahre begonnen hatte, wurde in anderem Stil mit zeitgemäßen Ausdrucksformen wie zum Beispiel Graffiti fortgesetzt. Im künstlerischen Beirat sind Fachexpertinnen und -experten aus dem Bereich Bildende Kunst. Es sind dies Ute Meta Bauer, Kuratorin der aktuellen Berlin-Biennale, Leiterin des Instituts für Gegenwartskunst und der Akademie der Bildenden Künste, Silvia Eiblmayer, Kunsthistorikerin und Kuratorin, Leiterin der Galerie im Taxispalais in Innsbruck, Brigitte Huck, Ausstellungsmacherin, Kuratorin und Kunsthistorikerin, Edelbert Köb, Direktor des Museums Moderne Kunst und Wolfgang Kos, bekannter Direktor des Wien Museums. Die Mitglieder des Beirats sind auf drei Jahre bestellt. Ihre Aufgabe ist es, Projekte des Fonds “Kunst im öffentlichen Raum“ zu dis-kutieren sowie aus den zahlreichen Einreichungen Projekte zur Förderung vorzuschlagen. 

Gleichzeitig werden durch den Beirat auch selbstständige Projekte initiiert, Wettbewerbe ausgeschrieben oder auch inhaltliche oder geographische Schwerpunkte gesetzt. Die Projekteinrichtungen erfolgen über die Kulturabteilung der Stadt Wien. Alle Beiratsmitglieder arbeiten an der Spitze des gegenwärtigen Kunstschaffens und werden dazu beitragen, dass die jahrzehntelange Vision qualitätsvoller “Kunst im öffentlichen Raum“ in Wien Wirklichkeit wird.

Mit zwei großen internationalen Wettbewerben für Kunstprojekte an zwei Knotenpunkten Wiens geht der Beirat für “Kunst im öffentlichen Raum“ in die erste Runde. Im Zuge der kompletten Neugestaltung der so genannten Westpassage im Bereich Karlsplatz erhält dieser unterirdische Durchgang - er führt in Zukunft vom Aufgang der U2 bis zur Secession - eine durchgehende künstlerische Gestaltung. Auch im Bereich Südtiroler Platz/Innere Favoritenstraße wird in naher Zukunft eine auffallende künstlerische Zeichensetzung stattfinden.

Insgesamt werden im Jahr 2005 fünf Projekte realisiert, die ortsbezogen beziehungsweise temporär stattfinden, Projekte, die sozialpolitische Themen aufgreifen oder aber Projekte, die sich für ihre Umsetzung der Sprache der neuen Medien bedienen. 

Folgende Projekte seien hier beispielhaft angeführt: Unter dem Titel “Add on – ein urbaner Parasit“ entsteht auf dem Wallensteinplatz im 20. Bezirk eine temporäre begehbare Skulptur, die in einer Kooperation zwischen Künstlern, Architekten und Kuratoren aufgebaut wird. Für das Dach des neuen Tiefenspeichers der Stadt- und Landesbibliothek im Wiener Rathaus haben Franziska und Lois Weinberger ein Relief geschaffen, das an das Gangsystem eines Buchdruckerkäfers erinnert. Mit ihren Interventionen gegen Rassismus thematisieren Daniela Koweindl und Martin Krenn Ursachen und Wirkungsweisen von Rassismus. Das sind nur einige Beispiele.

Inhaltlich ist der Fonds also auf einem guten Weg. “Kunst im öffentlichen Raum“ wird mit Sicherheit in den nächsten Jahren das Stadtbild in Wien nachhaltig beleben.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 1. Zusatzfrage, Frau Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Lieber Herr Stadtrat!

Ich hoffe, dass Sie dem Projekt enthusiastischer gegenüberstehen als Ihr Vortrag es gerade war. 

Wir lehnen den Antrag, der heute auch im Gemeinderat ist, ab, nicht weil wir “Kunst im öffentlichen Raum“ nicht für übermäßig wichtig halten und sogar der Meinung sind, dass hier viel mehr getan werden sollte, sondern weil wir eine aus unserer Sicht problematische Entwicklung in diesem Bereich sehen, nämlich jene, dass wir mit den Änderungen der Statuten in ein System kommen, wo Einzelpersonen über einen doch einigermaßen hoch dotierten Fonds entscheiden, eine Jury zu einem Beirat degradiert wird und im Übrigen ich die Sorge habe, dass zunehmend mit der Antragstellung 
der Magistratsabteilungen der Fonds zu einer Behüb-schungsaktion für Magistratsabteilungsprojekte verkommen wird. 

Ich bin sehr erfreut, dass es den Lois Weinberger vor den Fenstern des Grünen Klubs geben wird. Wir sind einer der Nutznießer dieses Kunstprojekts, aber wir wissen auch alle, dass es dieses Projekt schon lange vor dem Fonds gegeben hat und dass es jetzt sehr bequem ist, aus den Geldern des Fonds dieses Projekt zu bezahlen. Ich finde das problematisch.

Aber zu meiner Frage: In dem Art 6 der geänderten Statuten des Fonds “Kunst im öffentlichen Raum“ wird festgehalten, dass sich die Kulturabteilung bei der Führung der Geschäfte des Fonds der hilfsweisen Unterstützung außenstehender Organisationen sowie der Mitwirkung von Hilfspersonen bedienen kann. 

Mich würde interessieren, wie hoch der finanzielle Aufwand in diesem Jahr sein wird, der für diese Unterstützungsleistungen zusätzlich oder aus den Mitteln des Fonds geleistet wird, sprich: Wie hoch sind etwaige Personalkosten und anderes mehr, die für die Führung der Geschäfte des Fonds im Jahr 2005 verwendet werden?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Zunächst einmal: Dass mein Enthusiasmus für den Fonds hoch ist, wird sich wohl allein daraus ergeben, dass in Wien zum ersten Mal nach 20 oder 30 Jahren Diskussion ein solcher Fonds verwirklicht wird. Wir haben gemeinsam, und das ist eines der vielen gemeinsamen Projekte in dieser Stadtregierung, auf sehr unbürokratische Art und Weise einen Fonds verwirklicht und damit bin ich gleich bei den Kosten und bei den Zahlungen. Wären wir vielen anderen Vorschlägen gefolgt, dann würden wir da jetzt eine riesengroße Bürokratie und Einrichtung haben. Dieser Fonds ist ganz im Gegenteil ein besonders schlanker und besonders sparsamer, weil im Grunde die gesamte bürokratische Abwicklung über die Verwaltung, über die MA 7, läuft. 

Wie hoch die genauen Kosten für externe Expertisen sein werden, kann ich Ihnen jetzt noch nicht sagen. Das weiß wahrscheinlich noch gar niemand, weil es auch davon abhängt, wer dazu eingeladen wird oder nicht. Ich kann Ihnen das gerne, sobald die Kosten vorliegen, nachreichen. Ich meine aber trotzdem, - das muss ich schon auch sagen, weil Sie das so insinuieren, als wäre der Fonds, ich weiß nicht, wen Sie damit meinen, sozusagen dem Urteil einzelner Persönlichkeiten zugefallen -, das ist eine sehr anerkannte Jury. Ich glaube, die würde sich dagegen wehren, wenn man zu ihnen sagen würde, sie lassen sich da beeinflussen oder der Stadtrat sagt ihnen, was sie zu tun haben. Sie können die Leute auch fragen. Sie werden Ihnen bestätigen, dass das selbstverständlich nicht der Fall ist. Es ist eine international anerkannte Jury, die selbstverständlich unabhängig arbeitet, an die Leute herantritt, die auch eigenständig Vorschläge macht und die auch zusätzlich natürlich dort, wo es notwendig ist, eine Expertise einholt. Ich sage auch dazu, dass der Fonds gerade erst zu arbeiten begonnen hat. Wie überall, wo etwas neu beginnt, wird man die eine oder andere Erfahrung einholen und verwerten müssen. Aber im Grunde, glaube ich, hat sich das sehr gut angelassen. 

Ein letzter Punkt: Die Frage der Ausgestaltung der Bibliothek. Das ist nicht etwas, was dem Fonds irgendwie aufs Aug’ gedrückt wurde oder sonstwas. Das ist meiner Erinnerung nach ziemlich zeitgleich geschehen und ich habe mich auch persönlich darum gekümmert, dass es da auch zusätzlich Sponsoren gibt. Die Inanspruchnahme des Fonds “Kunst im öffentlichen Raum“ ist jedenfalls auch eine Aufgabe für einen Bereich, der im Übrigen auch ein öffentlicher Bereich ist und wo auch im Bereich des Rathauses – auch das ist mir wichtig – eine, glaube ich, interessante künstlerische Installation stattfinden wird. Ein Großteil der Mittel wird außerdem auch von privaten Sponsoren getätigt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 2. Zusatzfrage, Herr Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Wie schlank der Fonds sein wird, das wird sich noch herausstellen. Sparsam ist er in jedem Fall, weil im ersten Jahr ja 800 000 EUR zur Verfügung gestanden sind, von denen 223 000 EUR rückgestellt wurden, weil sie nicht ausgegeben wurden. Wir als ÖVP, uns ist das Thema “Kunst im öffentlichen Raum“ immer besonders wichtig gewesen und wir waren ja für eine Prozentsatzlösung, die im ersten Jahr über 2 Millio-nen EUR ausgemacht hätte. Ich glaube, jeder, der sich ein bisschen mit dem Thema “Kunst im öffentlichen Raum“ auseinander setzt, weiß, dass das gar keine so großen Summen sind. 

Faktum ist, dass bei der Lösung, die Sie ins Leben gerufen haben, man im ersten Jahr nicht in der Lage war, dieses Geld zu investieren, sondern dass es fortgeschrieben werden musste. Und zu sagen, das hat so einen langen Vorlauf und das hat so eine lange Planungsphase, das erscheint mir, ehrlich gesagt, kein sehr zugkräftiges Argument zu sein. 

Herr Stadtrat, wie wollen Sie in Zukunft dafür Sorge tragen, dass wirklich die Mittel, die in dem Fonds zur Verfügung stehen, sinnvoll eingesetzt werden und dass es nicht dazu kommt, wie bereits im ersten Jahr, dass nicht einmal diese ohnehin viel zu geringen Mittel auch tatsächlich ausgegeben werden?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ein bisserl haben Sie schon eine Schwierigkeit, denn Sie behaupten dauernd Dinge, wo ich einfach dann nur die Gegenfrage stelle: Die ÖVP war viereinhalb Jahre Ressortverantwortlicher und hat gar nichts zusammengebracht (Heiterkeit bei der SPÖ.), nicht einmal nichts in dem Zusammenhang! Gab es einen Fonds “Kunst im öffentlichen Raum“? (GR Gerhard Pfeiffer: Die SPÖ hat es verhindert!) Ach so, die SPÖ hat das verhindert! Na ja, also mir kommen die Tränen. Gut, aber Tatsache ist, es ist viel darüber geredet worden und mein sehr geschätzter Amtsvorgänger und die dazugehörige Partei haben es schlicht und einfach nicht zusammengebracht! So, das ist einmal das Erste, was dazu zu sagen ist.

Die zweite Geschichte ist: Jetzt haben wir etwas, was sehr gut funktioniert. Das hat Mitte des letzten Jahres begonnen zu arbeiten. Sie können sicher sein, dass wir diese 800 000 EUR selbstverständlich ausschöpfen wer-den. Das ist mit Sicherheit nicht das Problem, sondern ich bin überzeugt, dass wir sehr bald in eine Situation kommen, wo das so gut funktioniert, wo das Klima so gut ist, wo das Interesse an dem Fonds so groß ist, dass 
die Mittel letztendlich wahrscheinlich sogar zu gering sein werden. Sie können sicher sein, dass wir diese 800 000 EUR ausschöpfen werden, dass sie für sinnvolle Projekte verwendet werden und sie liegen auch schon vor. Ich habe sie auch schon vorgestellt, aber ich lasse sie Ihnen auch gerne noch zukommen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 3. Zusatzfrage, Frau Mag Unterreiner. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Der Kurator oder einer der Kuratoren der Kunsthalle, der verantwortlich ist für die Aktion “KanakAttack“, also diese Aktion von Feridun Zaimoglu, ist Thomas Miesgang und er nennt diese Aktion “Kunst im öffentlichen Raum“. Es ist also nicht so wie Sie jetzt bei der Beantwortung meiner ersten Frage gesagt haben, dass das nur ein Projekt von “Literatur im März“ ist, sondern diese Subvention für diese Aktion, die 40 000 EUR kosten wird, wurde im Dezember des Vorjahres im Rahmen der Jahressubvention für die Kunsthalle beschlossen. Daran möchte ich schon erinnern. Es ist selbstverständlich die Kunsthalle dafür verantwortlich. Da geht es jetzt nicht nur um die Verhüllung, also um “Kunst im öffentlichen Raum“, es geht ja auch um Inhalte. Sie wissen ganz genau, dass Zaimoglu sagt, er ist gegen den Integrationsdruck und seine Sache ist die Nische nicht und er kann sich nicht seine Herkunft aus der Fresse wischen. Also das sind ja Ansagen, die ganz gegen die gemeinsamen Bemühungen der Stadt Wien für eine gelungene Integrationspolitik sind.

Mein Frage ist: Glauben Sie, dass diese “Kunst im öffentlichen Raum“ den Bemühungen der Stadt Wien, eine gelungene Integrationspolitik zu machen, dienlich ist?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Die Stadt Wien macht eine hervorragende Integrationspolitik. Sie versucht auf den verschiedensten Ebenen der Sozialpolitik, der Schulpolitik, der Wohnungspolitik, auch der Kulturpolitik das Zusammenleben zwischen den verschiedenen Ethnien, zwischen den verschiedenen Kulturen in dieser Stadt möglichst friedvoll, aber auch möglichst kreativ so zu gestalten, dass die Menschen gut in ihr leben können. Das funktioniert auch sehr gut. Das funktioniert auch sehr viel besser als in vielen, vielen anderen Städten Europas. Das ist jedenfalls eine der besonderen Lebensqualitäten dieser Stadt, dass wir unterschiedliche Kulturen haben, dass wir diese Kulturen aber auch leben lassen, dass wir sie als einen Reichtum dieser Stadt verstehen und dass wir sie nicht gegeneinander ausspielen wollen. Das einmal zum Grundsätzlichen.

Zur Frage, inwieweit das eine Projekt “Kunst im öffentlichen Raum“ ist oder nicht: Es ist eine Zusammenarbeit zwischen “Literatur im März“ und der Kunsthalle. Da geht es um die Literatur im März, die im Rahmen der Kunsthalle auch künstlerisch umrahmt und gestaltet werden soll.

Aber ich möchte mit der Beantwortung dieser Frage im Grunde auch eine Gegenfrage stellen, nämlich ob die... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wie soll ich die beantworten?) Rhetorisch, rhetorisch! (Heiterkeit bei der FPÖ.) Na ja, wenn Sie sie nicht beantworten können, dann stelle ich einmal eine Behauptung auf, wenn Ihnen das lieber ist. 

Meine Behauptung geht dahin: Der Künstler, der für die künstlerische Umrahmung dieser “Literatur im März“ sorgt, hat, wie ich schon gesagt habe, vor zwei Jahren den Ingeborg Bachmann-Preis gewonnen. Ein Preis, der im Übrigen natürlich auch von der Österreichischen Bun-desregierung finanziell unterstützt wird. Mir ist nicht bekannt, dass die FPÖ sich rasend dagegen gewehrt hat, dass mit Steuergeldern das ureigene Metier dieses Künstlers, nämlich das, was er schreibt und worüber Sie sich jetzt so aufregen, was er geschrieben hat, unterstützt und finanziert wurde, letztendlich ganz offensichtlich auch mit der Unterstützung Ihrer Partei! Also bitte dann ein bissel um eine konsequentere Vorgangsweise! Man kann nicht einen Künstler dort, wo man verantwortlich ist, unterstützen und dort, wo man nicht verantwortlich ist, kritisieren! Das ist inkonsequent und ich würde vorschlagen: Lesen Sie sich das ein bisschen durch. Schauen Sie sich das einmal ein bisschen an. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich habe es durchgelesen!) Dann schauen Sie sich aber auch an, was Sie mit Ihren Steuergeldern eigentlich unterstützt haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: 4. Zusatzfrage, Herr GR Lindenmayr bitte.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich möchte jetzt wieder zum eigentlichen Thema zurückkehren. Es ist ausgesprochen erfreulich, dass das Projekt so gut anläuft.

Wenn jedoch in zwei oder drei Jahren Künstler ebenfalls noch mitmachen möchten, ist dann die Finanzierung des Fonds auch mittelfristig gesichert? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat.

Ich kann sagen, dass wir das natürlich nicht nur als eine Aktivität sehen, die sozusagen einmal stattfindet. Das wäre wahrscheinlich auch nicht besonders sinnvoll. Natürlich haben wir vorgesorgt, dass das auch in den nächsten Jahren stattfinden kann, gemeinsam mit den genannten StRen Faymann und Schicker.

Ich glaube, dass das, wie gesagt, eine vorbildhafte Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Ressorts ist, wie sie hier eben in dieser Stadtregierung funktionieren kann, was oftmals eingefordert wurde und was auch zeigt, dass Kollegen, die sich eines Problems bewusst sind, durchaus auch ressortübergreifend miteinander arbeiten können.

Jawohl, diese Aktion ist weiterhin gesichert. Wir setzen das fort. Wir haben auch in diesem Jahr diesen Betrag vorgesehen und ich hoffe und gehe davon aus und weiß, dass es zahlreiche Projekte gibt, die bereits angedacht sind, die in der Planungsphase sind und die in der Umsetzung sind. Die Jury tagt regelmäßig und ich bin guter Hoffnung, dass wir damit in den nächsten Jahren tatsächlich in der Stadt einen zusätzlichen Impuls, was öffentliche Kunst, was “Kunst im öffentlichen Raum“ anbelangt, setzen können. - Danke.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat.

Die 3. Frage (FSP - 00939-2005/0002 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Dr Pilz gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet: Wiener Netzkartenbesitzerinnen und -besitzer benützen die Schnellbahnen der ÖBB im Rahmen des Verkehrsverbunds Ostregion. Die Regional- und Fernzüge wurden vergangene Woche vorrangig geführt, während die Schnellbahnen im Nahverkehr reihenweise ersatzlos vom Fahrplan gestrichen wurden. Stundenlange Wartezeiten in den Außenbezirken waren die Folge. Warum akzeptieren Sie, dass diese Wiener Konsumentinnen und Konsumenten seitens der ÖBB gegenüber allen anderen ÖBB Kundinnen und Kunden eklatant benachteiligt werden?
Ich ersuche um Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Dr Pilz!

Sie haben an mich die Anfrage wie folgt gerichtet: „Wiener Netzkartenbesitzerinnen und -besitzer benützen die Schnellbahnen der ÖBB im Rahmen des Verkehrsverbunds Ostregion. Die Regional- und Fernzüge wurden vergangene Woche vorrangig geführt, während die Schnellbahnen im Nahverkehr reihenweise ersatzlos vom Fahrplan gestrichen wurden. Stundenlange Wartezeiten in den Außenbezirken waren die Folge. Warum akzeptieren Sie, dass diese Wiener Konsumentinnen und Konsumenten seitens der ÖBB gegenüber allen anderen ÖBB-Kundinnen und -Kunden eklatant benachteiligt werden?“ 

Es hat in der vergangenen Woche, insbesondere am 16. Februar, auch im Wiener Raum mehr geschneit als man vielleicht sonst bei uns gewohnt ist. Man spricht von stärkeren Schneefällen. Das hat, wie wir alle wissen, auch zu Behinderungen im Individualverkehr und auch im öffentlichen Verkehr geführt. Ich verfüge über Berichte über die Behinderungen, die sich bei den WIENER LINIEN und bei den Wiener Lokalbahnen ergeben haben. Ich erinnere daran, dass am 16. Februar die Kurzparkzonenregelung aufgehoben worden ist. 

Was nun die von Ihnen angesprochene ÖBB betrifft, wird mir entsprechend dem Verkehrsdienstevertrag beim nächsten Quartalsbericht eine Detaildarstellung über die Züge, die nicht geführt werden konnten, geliefert werden und die Gründe für die Ausfälle. So ist es mir von der ÖBB zugesagt worden Jetzt schon liegt mir ein Bericht der ÖBB Personenverkehr-AG vor, in der folgende Feststellungen getroffen werden: Es ist zum Ausfall einzelner Schnellbahnzüge gekommen, also nicht zur Einstellung ganzer Linien. Das ist eine Feststellung. Und zweitens wird die von Ihnen aufgestellte Behauptung einer Ungleichbehandlung der Kundensegmente - ich werde jetzt wörtlich zitieren: „Fernverkehr, Regionalverkehr und Schnellbahnverkehr wird zurückgewiesen“.

Ich kann Ihnen zusagen, dass wir das nach Vorliegen des entsprechenden Detailberichts der ÖBB sehr genau prüfen werden, wie das unter dem Gesichtspunkt des Verkehrsdienstevertrags zu beurteilen ist. Wir werden das auch in Absprache mit dem Land Niederösterreich tun. Ist es mit Recht angesprochen, dann ist es ja ein Thema des Verkehrsverbunds Ost-Region. Die Schnellbahnzüge, von denen Sie sprechen, enden ja nicht an der Stadtgrenze, sondern sie gehen über die Stadtgrenze hinaus. Daher wird es ein abgestimmtes Verhalten der beiden Bundesländer geben. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Vizebürgermeister!

1. Zusatzfrage, Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vizebürgermeister!

Das ist nur mittelbar ein Gesundheitsthema und vielleicht fragen Sie sich, warum gerade ich Ihnen diese Frage stelle. Ich kann es Ihnen beantworten: Ich bin nämlich Kundin dieser Schnellbahnen. Ich wohne in Hadersdorf-Weidlingau im Westen Wiens. Ich kann Ihnen sagen, nicht nur wenn es schneit, aber besonders wenn es schneit, ist es unerträglich. Auf mich wartet kein Dienstwagen, ich gehe zur Schnellbahn und das ist eine Erfahrung der besonderen Art. Also in dieser Woche, an jenem 16., bin ich mit meinen Kindern von 7.15 Uhr bis 8.27 Uhr gestanden. Zwischendrin sind wir mit vielen anderen Menschen auf die Hadersdorfer Hauptstraße gepilgert, um dort festzustellen, dass die Busfahrer abwinken. Sie haben Leute nur aussteigen, aber niemanden einsteigen lassen und sind weitergefahren. Sie waren klarerweise überfüllt. Autos sind zwischendrin durch den Schnee gerutscht. Das Unerträgliche war, dass die Züge - ob sie eingestellt waren oder nur sonst ausgefallen sind, das ist für den Konsumenten durchaus egal, wenn die Schnellbahn nicht kommt - mit kleinen Verspätungen immer wieder angekündigt worden sind: Der Zug um 7.40 Uhr war lang angesagt, dann ist er von der Tafel verschwunden, dann haben wir gehört, der um 8.05 Uhr wird 13 Minuten Verspätung haben und dann ist auch er von der Tafel verschwunden. Man könnte einen Mord begehen, denn man muss in die Schule und in die Arbeit, Herr Vizebürgermeister! Und was das besonders Groteske war: Der Wiesel ist halbleer von St Pölten kommend durchgefahren, ein paar Leute haben herausgewunken. Es wäre ganz einfach gewesen, den Zug in Weidlingau-Wurzbachtal, in Hadersdorf-Weidlingau und dann in Hütteldorf anzuhalten. Man hat es nicht gemacht. Als dann endlich kurz vor halb neun ein Zug gekommen ist, irgendeiner, der gar nicht auf der Tafel gestanden ist - man konnte sich nicht einmal nach der richten -, hat mir der zuständige Zugchef gesagt: „Ja, wir müssen alle anderen Züge vorbeilassen." Und sie sind es auch. Es lang nicht am Schnee! Es sind nämlich ständig Züge unter großem Schneegestöber durchgerast! Es war klar: Die Schnellbahn und der Nahverkehr werden nachgereiht. Das ist sozusagen auch im Ranking der Bedeutung. Da müssen zuerst die Nachtzüge durch und Güterzüge auch. 

Darum frage ich Sie, Herr Stadtrat: Haben Sie so schlecht mit dem Bund verhandelt? Wieso lassen Sie sich sozusagen um das teure Geld der Stadt und um das teure Geld der Netzkartenbesitzer so abfertigen, dass die Menschen wissen, es hat keinen Sinn, auf die Schnellbahn zu warten, denn ob sie kommt, das weiß nur das Salzamt? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat!

VBgm Dr Sepp Rieder: Wir haben jetzt das Protokoll über Ihre Ausführungen. Das Protokoll werde ich selbstverständlich der ÖBB Personenverkehr-AG zur Stellungnahme übermitteln auch mit der von Ihnen wiederholten Behauptung, die möglicherweise ja nicht Ihre individuelle Wahrnehmung ist, dass es zu Veränderungen gekommen ist, dass es entgegen der Behauptung der ÖBB zu Vorreihungen gekommen ist. Ich kann das nicht beurteilen. Davon wird es dann in den konkreten Diskussionen abhängig sein, wie wir die Schlussfolgerungen aus dem Verkehrsdienstevertrag ziehen.

Ich möchte Sie nur auf einen Punkt aufmerksam machen: Sie unterliegen den Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Transportunternehmens ÖBB, die sie jetzt schrittweise anpassen an das, was das EU-Recht vorgibt. Es ist ja bekannt, glaube ich, dass die Europäische Union eine neue Richtlinie zunächst einmal für den grenzüberschreitenden internationalen Verkehr getroffen hat, wonach bei bestimmten Verspätungen - und nach Ihren Angaben wäre es ja etwas gewesen, was darunter fallen würde, wenn es ein Nicht-Nahverkehr wäre, nämlich dass in der Passagiercharta, wie das genannt wird, die Teil der Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist, vorgesehen ist, dass es Entschädigungsansprüche gibt, individuelle Ansprüche, wenn klar ist, dass das Problem dessen, was wir durchsetzen können, sehr wohl abhängig von den individuellen Rechtsbeziehungen ist. Also das, was die Stadt im Rahmen des Verkehrsdienstevertrags erreichen kann, kann nicht mehr sein als der Einzelne auf Grund der Allgemeinen Geschäftsbedingungen durchsetzen kann.

Tatsache 2 ist, dass diese Passagiercharta derzeit nur für den internationalen Verkehr gilt, für den Fernverkehr. Ein Motiv könnte das daher sein. Das gilt aber nicht für den Nahverkehr. Zugesagt ist, dass die ÖBB auch für den Nahverkehr diese Passagiercharta umsetzen wird und zwar hat es auch geheißen, mit Frühjahr, jetzt heißt es Sommer. Aber das ist ziemlich fix. Wir werden daher auch darauf drängen, dass die ÖBB diese Regelungen für die individuelle Entschädigung von Fahrgästen raschest möglich für den Nahverkehr umsetzt. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: 2. Zusatzfrage, Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Zuerst einmal möchte ich die Ausführungen von Frau Kollegin Pilz bestätigen, weil Sie gesagt haben, Sie können das nicht verifizieren. Ich zähle gemeinsam mit ihr und mit vielen anderen Fahrgästen auf denselben Bahnsteigen zu denselben Kunden der ÖBB und es gäbe dazu noch viele andere Beispiele, die wir in den letzten Wochen erlebt haben. Auch ich habe mich da schon an die ÖBB gewandt, um das zu dokumentieren und darzulegen.

Aber meine Frage geht nun in die Richtung: Was kann die Stadt Wien dazu beitragen? Die Stadt Wien hat einen Verkehrsdienstevertrag, wie Sie selbst ausgeführt haben, mit den ÖBB abgeschlossen und ich frage mich, ob wir hier im Rahmen dieses Verkehrsdienstevertrags vielleicht nicht noch etwas mehr erreichen können als wir derzeit haben und habe mir insbesondere auch den Vergleich zu Niederösterreich angesehen. Niederösterreich investiert in den öffentlichen Personennahverkehr, in diesen Verkehrsdienstevertrag mit den ÖBB, rund 16 Millionen EUR, Wien investiert 4 Millionen EUR. 

Die Frage, die ich nun an Sie stellen möchte, ist: Können Sie sich vorstellen, dass Sie die Investitionen der Stadt Wien im öffentlichen Personennahverkehr in Schnellbahnverbindungen auch hier entsprechend erhöhen ähnlich wie Niederösterreich, um insbesondere auch einen verstärkten Zusammenhang und eine verstärkte Verbindung zwischen Schnellbahn und WIENER LINIEN auch zu gewährleisten und damit eine Verbesserung des Modal-Split auch durchzubringen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat! 

Wenn man die Ausgaben für den öffentlichen Nahverkehr zwischen den Bundesländern vergleicht, dann fällt einem sofort auf, dass es einen sehr deutlichen Unterschied zwischen der Finanzierungssituation aller anderen Bundesländer und Wien gibt und das ist die Gesamthöhe. Wir investieren ein Vielfaches von dem, was andere Bundesländer in den öffentlichen Nahverkehr investieren. Warum? Wenn ich das auf die Fahrkilometer lege, dann machen die Schnellbahnstrecken ein Viertel aus und drei Viertel sind die Strecken der U-Bahn und WIENER LINIEN in allen Varianten, das heißt, der öffentliche Nahverkehr findet ja in Wien zentral finanziert durch das eigene Verkehrsunternehmen statt. Übrigens ist das ein Grund, warum der Bund bei der U-Bahn-Finanzierung bisher zumindest das auch respektiert und anerkannt hat und daher zum U-Bahn-Ausbau 50 Pro-zent beigetragen hat. Das heißt, wenn man das vergleicht, stellt man sehr rasch fest, dass wir ein Vielfaches von dem investieren. 

Das Zweite ist: Ich mache nur darauf aufmerksam, dass wir den Verkehrsdienstevertrag mit 4 Millionen EUR gedeckelt haben. Wir haben ja auch finanzielle Mittel in die Hand genommen, um die Ausstattung der Schnellbahnzüge dadurch zu verbessern, dass wir es den ÖBB ermöglicht haben, mit ihrer Option einem Unternehmen gegenüber, das seinen Sitz auch in Wien hat, die weiteren Fahrzeuge anzukaufen. Das ist dieser “Talent“, um den es geht. Das ist auch mit Hilfe von finanziellen Mitteln der Stadt geschehen. Also ich denke, dass dieser Aspekt durchaus unser Anliegen ist, um sicherzustellen, dass bei den Pendlerströmen - und immerhin sind es ja, wie wir alle wissen, 260 000 bis 280 000 Menschen, die nach Wien kommen und hier ihre Arbeit finden - ein immer größerer Teil auf die öffentlichen Verkehrsmittel ausweicht. Dazu gehören zum Beispiel die Wiener Lokalbahnen, was den Südostbereich betrifft. 

Kernproblem, das gebe ich zu, ist die Wohnsituation, die etwa Sie repräsentieren, nämlich der Westen von Wien, wo im Wesentlichen die Schnellbahnen eine übergeordnete Bedeutung haben und wo jetzt das Problem dazu kommt, das muss man sagen, dass natürlich auf der Westbahn nach dem Gesamtkonzept auch der ÖBB die überregionale und internationale Streckenführung verstärkt wird. Das ist ein Punkt, warum wir darauf drängen, dass alle Projekte, die darauf ausgerichtet sind – vom Tunnelbau bis hin zum Hauptbahnhof -, beschleunigt werden, weil da ein wirklicher Engpass existiert.

Letzter Punkt: Man muss sich klar darüber sein, das sage ich ganz offen, dass man in einer Situation des verstärkten Schneefalls durchaus auch eine gewisse Akzeptanz rechtlich akzeptieren muss, wie sie sowohl in den Verkehrsbedingungen als auch in allen anderen Verträgen enthalten ist. Also ich bin schon dahinter, dass wir da nichts einreißen lassen, nur wenn man es jetzt auf den Schneefall projiziert, dann muss man zugeben, dass es da zwei, drei Tage gegeben hat, die wirklich für alle beteiligten Unternehmen schwierig waren. Das ändert aber nichts an der grundsätzlichen Bereitschaft, da noch mehr zu unternehmen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: 3. Zusatzfrage, Herr GR Stark.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Seit vielen Jahren fordern wir Freiheitliche, dass die U-Bahn-Linien bis an den Stadtrand verlängert werden. Dadurch könnten Einpendler oder auch dort Wohnende schon ab dem Stadtrand die U-Bahn nutzen und so auch die Verkehrssituation in den Außenrandbezirken entschärfen. Diese Forderung wurde immer wieder unter anderem damit zurückgewiesen, dass die U-Bahn-Linien ohnedies am Stadtrand enden.

Einem Artikel in der Zeitschrift “Teamgeist“, das ist die Zeitschrift der Mitarbeiter der Wiener Stadtwerke, entnehme ich Folgendes: Ich darf drei Sätze ganz kurz zitieren: „Teils unterirdisch, teils in Hochlage wächst die U1 Richtung Norden. Am 2. September 2006 wird die neue Strecke eröffnet.“ Und dann weiter unten: „Die Linie U1 wird nach der Linie U6 in Siebenhirten zur zweiten U-Bahn-Linie, die bis an den Stadtrand geführt wird.“ 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, auch das Team der Zeitschrift “Teamgeist“ vertritt somit unsere Meinung, dass die anderen U-Bahn-Linien nicht am Stadtrand enden sollen. 

Meine Frage ist: Gibt es Überlegungen zumindest mittelfristig, die anderen U-Bahn-Linien, zum Beispiel die U4 bis Auhof oder die U6 bis Stammersdorf, zu verlängern und gibt es eventuell Überlegungen, die U-Bahnen überhaupt in das Umland nach Niederösterreich weiter zu führen, wie es zum Beispiel auch von anderen 
niederösterreichischen sozialdemokratischen Politikern, zum Beispiel von Ihrem Abg Weninger, verlangt wird? Somit könnte die Situation, die die Frau Kollegin Pilz angerissen hat, zumindest zum Teil gelöst werden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat! 

Auf der einen Seite könnte ich jetzt auf die hier auch im Gemeinderat beschlossenen Entwicklungsprojekte verweisen, beispielsweise auf den Stadtentwicklungsplan und den Verkehrsentwicklungsplan Masterplan, wo ja diese Aussagen, Ziele und Vorstellungen mit Beschlüssen mit entsprechender Mehrheit festgelegt wurden. Auf der anderen Seite gebe ich zu bedenken, dass die Frage eines Landesgrenzen übergreifenden Nahverkehrsinstruments so wie derzeit schon bei der U-Bahn die ist, wer sie finanziert. Sie werden sicherlich nicht davon ausgehen, dass das Bundesland Wien das nur allein finanzieren soll. Derzeit gibt es Verhandlungen sowohl auf der Ebene des Vizekanzlers Gorbach über die Frage der verkehrspolitischen Abstimmung als auch auf der zweiten Seite mit dem Finanzminister, der in dieser Frage möglicherweise etwas spröder ist, über die Frage der Finanzquoten. Letztlich klingt aus beiden Positionen auch manchmal heraus, dass sich dann die Frage der Mitfinanzierung durch das Land Niederösterreich stellt. Also das heißt, es ist von der Frage der Sache her auch ein Thema, wie viel Geld andere in die Hand nehmen, um das dann umzusetzen. 

Aus der Sicht der Stadt Wien ist es naheliegend, eine Entwicklung über Schritte in einer ähnlichen Weise mit dem eigenen Unternehmen voranzutreiben wie es die ÖBB mit dem Schnellbahnnetz anbieten. Da gibt es letztlich immer nur die Frage: Wer zahlt es? Wenn diese Frage gelöst werden kann, dann glaube ich, steht einer solchen Entwicklung nichts mehr im Wege. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: 4. Zusatzfrage, Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vizebürgermeister! 

Als Benützerin der Schnellbahn stellt mich Ihre Fragebeantwortung nicht zufrieden. Ich frage mich, was ich den Menschen sagen soll, die mit mir jeden Morgen an der Station stehen und warten wie im Lotteriespiel: Kommt heut die Schnellbahn pünktlich? Und es ist nicht nur auf den großen Schneefall zurück zu führen, denn die Schnellbahnen haben leider regelmäßig Verspätung. Das ist das eine Faktum. 

Das Zweite ist der provokante Umstand für Stadtrandbewohner und -bewohnerinnen, dass Regionalzüge zwar an jeder Ecke in Niederösterreich stehen bleiben, aber an der Stadtgrenze Wien steigen sie einmal fest aufs Gas und bleiben in den Wiener Stationen nicht stehen. Sie rauschen dann durch, halb leer. Es würde nicht viel Zeit beanspruchen, die Wiener Stationen mit zu versorgen. Man steht sich die Füße in den Bauch und die halbleeren Wiesel fahren durch. Das verstehen die Menschen nicht und wozu geben sie teures Geld für die Fahrkarte aus, wenn zu den Zeiten, wo die größte Dichte an Pendleraufkommen ist - in den Morgenstunden und in den Abendstunden –, selten Schnellbahnen die Außenrandbezirke versorgen. Ich sage es Ihnen, Haders-
dorf-Weidlingau wird abends kaum angefahren. Da gibt’s vom Westbahnhof jeweils zur vollen Stunde - 19.38, 20.38 Uhr und so weiter - Züge hinaus und der letzte fährt um heiße 22.32 Uhr! Dann ist Sendepause, ausgenommen Freitag, Samstag. Da hat man noch ein Einsehen und fährt um 0 Uhr noch einen. Stellen Sie sich Jugendliche vor, die um halb elf die Schnellbahn verpassen; kann sein. Dann kann man sich ein teures Taxi nehmen oder zu Fuß nach Hause trippeln. 

Wieso - und das ist jetzt meine Frage an Sie, Herr Vizebürgermeister - akzeptieren Sie, dass die Regionalzüge in Wien durchfahren und wieso akzeptieren Sie, dass die Wiener Züge gegenüber den Fernzügen nachrangig gefahren werden?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Die Frage, ob Regionalzüge dann in jeder Station in Wien halten oder nicht halten sollen, ist natürlich primär eine Frage der Abwicklung des Eisenbahnverkehrs auf diesen sehr beengten Strecken. Das muss man auch respektieren. Das ist auch eine technische Frage.

Und das zweite ist eine Behauptung, die von der ÖBB, wie ich Ihnen das gesagt habe, bestritten wird und der wir nachgehen werden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4. Anfrage (FSP - 00938-2005/0002 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Pfeiffer gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. Der Herr Vizebürgermeister wird sie in seiner Vertretung beantworten: Sind Sie bereit, in den kommenden Voranschlägen Budgetmittel für die kommunale Infrastruktur (zB Straßen- und Kanalanschlüsse) von Betriebserweiterungs- oder Erneuerungsgebieten, analog zu den in Stadterweiterungsgebieten angeführten Wohnprojekten, einzuplanen?
Bitte schön. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich hoffe, dass Sie das nicht als eine Benachteiligung empfinden, dass ich die Beantwortung der Frage übernommen habe, aber wir sind ja immer in einem engen Gespräch, insbesondere was einzelne Projekte betrifft, sodass ich Ihnen versichern kann, ich sehe mich auch in der Lage, Ihre diffizile Frage zu beantworten. 

Sie haben sie sehr allgemein gestellt, daher werde ich Ihnen zunächst sehr allgemein antworten.

Ich denke, dass wir auch in Zukunft alles tun werden, um den Wirtschaftsstandort weiterzuentwickeln. Dazu gehört natürlich auch die Frage der Betriebsansiedlungen. Es gibt immer wieder Tage, wo es auch unerfreuliche Botschaften gibt, aber in der überwiegenden Zahl haben wir unser Konzept, dass Wien zum Standort weiterer Betriebsansiedlungen wird, dass es weiterhin nachhaltig attraktiv ist, eigentlich durchgehalten und können durch Bilanzen der internationalen Ansiedlung das durchaus bestätigen. Dass wir auf dem Gebiet mehr tun wollen, im Gesamten gesehen, haben wir jetzt durch die Beschlüsse bei der Regierungsklausur in Pamhagen und dann bei der Beschlussfassung in der Klubtagung in Rust, glaube ich, bestätigt.

Ich komme zu dem Wortlaut Ihrer Frage: Wir werden daher auch weiterhin Infrastrukturmittel zur Verfügung stellen, und zwar in der bisherigen Budgettechnik. Das ist der eine, glaube ich, wichtige Punkt. Natürlich, was Sie verstehen werden, nach Maßgabe der budgetären Möglichkeiten, aber im Prinzip stehe ich Ihren Anliegen positiv gegenüber.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1. Zusatzfrage, Herr GR Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister!

Ich empfinde das durchaus nicht als eine nachrangige Behandlung. Ganz im Gegenteil, Sie sind ja der zuständige Finanzreferent unserer Stadt und daher wahrscheinlich ganz besonders gefordert, meine Gedanken da ein bisschen stärker als es vielleicht bisher der Fall war, in die Realität umzusetzen.

Darum frage ich Sie: Es gibt für die Stadtentwicklungsgebiete, die ein bestimmter Terminus technicus sind, - es werden Projekte dafür im Budget in den Projekten besonders ausgewiesen - Mittel, um die Kommunalinfrastrukturmaßnahmen zu finanzieren. Die Frage jetzt an Sie: Sind Sie bereit, in der gleichen Form, nämlich als verlorenen Zuschuss - das ist es in dem Fall beim geförderten Wohnbau -, Mittel für Betriebserweiterungs- oder Betriebsentwicklungsgebiete zur Anwendung zu bringen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich glaube, ich habe bewusst darauf aufmerksam gemacht, dass ich gesagt habe, im Rahmen der bisherigen Budgettechnik und ich müsste es auch ergänzen, unter Maßgabe der bisherigen Arbeitsteilung zwischen Förderungsmaßnahmen des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und jenen Maßnahmen, die sich aus dem Budget ergeben. Ich glaube, man soll es vielleicht klar aussprechen, es geht natürlich auch um die Frage der Einbautenkosten, die den Bezirken zufallen. Daher stellt sich die Frage, ob bei Großprojekten die Bezirke um diese Einbautenkosten entlastet werden. Das ist sozusagen auf den Punkt gebracht die Thematik und hängt natürlich von der Dimension und Größenordnung der Relation dieser Kosten ab.

Ich nehme das Beispiel, das, glaube ich, auch in einem Ausschuss, im Verkehrsausschuss oder Stadtplanungsausschuss, erörtert worden ist, der Muthgasse, wo es bei dem Baxter-Projekt darum geht, dass Baxter eine der großen Straßen als Privatstraße selbst finanziert und eine kleine Straße, eine Detailstraße - ich habe mir die Pläne besorgt - jetzt quasi, weil es derzeit nicht ein Zentralprojekt ist, in die Bezirkskosten hineinfällt.

Jetzt sage ich Ihnen, zu dem konkreten Beispiel, weil das habe ich gemeint, sind wir eng im Gespräch. Wenn das über diese Einbautenkosten hinausgeht, von denen ich sage, die sind im Vergleich zu allen anderen zentralen Projekten noch zumutbar, dann werden wir das selbstverständlich zu einem Zentralprojekt machen. Das heißt, es werden dann die Finanzverwaltung und ich die Gespräche über eine Gesamtkonzeption aufnehmen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2. Zusatzfrage, Herr GR Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vizebürgermeister!

Seit nunmehr 40 Jahren beobachte ich, dass bei Regenfällen der Wiental-Sammelkanal übergeht und alles, was man im relativ neuen Gewerbepark Auhof ins Klo schüttet, spätestens in Unter St Veit ungeklärt in den Wienfluss rinnt. 

Daher meine Frage: Liegt es am Geld - da bin ich ja froh, dass Sie das beantworten, nicht der Herr Bürgermeister, Sie sind ja der Säckelwart -, liegt es an der Planung oder an der städtischen Verwaltung allgemein, dass seit 40 Jahren das Problem "Infrastruktur Kanal-West" nicht gelöst wird?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich verweise jetzt einfach auf das aktuell umgesetzte Wiental-Kanalprojekt. Das ist die Antwort darauf. (GR Dr Herbert Madejski: Ein bisschen spät ist es jetzt!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage, Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vizebürgermeister! Ich habe vermutet, dass der Kollege Pfeiffer auf jenen Antrag von ihm selbst Bezug nimmt, der auch im Planungsausschuss diskutiert wurde. Da war ja der Wunsch, Attraktivitätssteigerung für den Standort Muthgasse vorzunehmen und Investoren verstärkt anzusprechen - das war Ihr Begehr -, etwas zu tun oder dass eben die Stadt Wien Maßnahmen verstärkt übernimmt. 

Meine Frage: Das war damals an den Herrn Planungsstadtrat, jetzt an Sie, der Sie da mehr wissen werden, gerichtet: Eines der großen Leitprojekte, Muthgasse war ja ein Projekt, das Baxter vorgestellt hat, wurde auch in vielen Pressekonferenzen angekündigt, eine besondere Investition, die jetzt, da wird nur so gemunkelt, deswegen möglicherweise eigentlich schon geplatzt ist oder sehr in Frage steht, nicht weil die Stadt Wien Fehler gemacht hat, sondern einfach weil ein multinationaler Konzern auf Grund anderer Überlegungen sparen muss und sich dann überlegt, ob er ein derartiges Projekt vornehmen kann. Angesichts dessen, wie wichtig das Baxter-Projekt, auch von Ihnen und vom Herrn Bürgermeister, am Standort Muthgasse war, in aller Wertschätzung der Finanzierung der § 57-Straße, würde mich jetzt auch interessieren, wo dieses wesentliche Projekt steht. Ich ersuche Sie, mir nicht nur zu sagen, es werden weiter Gespräche geführt, denn davon gehe ich aus. Aber welche Wahrscheinlichkeit ist hier gegeben? Bewusst auch auf den kritischen Blick des Herrn Planungsstadtrates ist natürlich die Hauptverhandlung über das bei Ihnen, Herr Vizebürgermeister. Wo steht das Projekt? Müssen wir eigentlich davon ausgehen, dass eine vom Bürgermeister und von Ihnen als besonders attraktiv gepriesene Investition im Bereich Muthgasse mit Baxter eigentlich schon gestorben ist?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich glaube, dass die Frage der Entwicklung eines Technologiestandorts, von vornherein geplant, unter Einbindung natürlich auch universitärer Einrichtungen, nicht davon abhängen kann, wo es durch einen internationalen Konzern ausgelöst wird, der möglicherweise dann jeweils seine Geschäftsstrategien oder Standortstrategien ändert. Wir haben uns entschlossen, als Stadt Wien neben dem Vienna Bio Center im Bereich des 3. Bezirks, auch im 19. Bezirk, im Areal Muthgasse, ein zweites Biozentrum zu errichten, wobei dort die Anknüpfung selbstverständlich auch weiterhin Baxter ist. Aus der Sicht meines Standes des Wissens ist es nicht so, dass innerhalb von Baxter die Entscheidung negativ gefallen ist. Dass im Zuge der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung eines internationalen Konzerns die Entscheidung jetzt zögerlicher ausfällt als es vielleicht in einer früheren Phase konjunkturbedingter der Fall war, ändert daran nichts. 

Also konkret gehen wir davon aus, ob Baxter oder nicht Baxter, Muthgasse ist der zweite Clusterstandort für Biotech, und zwar dort insbesondere mit der Life-Sci-ence-Universität in Verbindung. 

Zweitens: Baxter hat bisher keine negative Mitteilung gemacht. Also man könnte sonst einfach sagen, die schreiben uns, sie ziehen sich zurück. Es ist auch für Baxter nicht so leicht, weil Sie mit Recht erwähnt haben, dass es das Baxter-Unternehmen selbst war, das sich auch in Pressekonferenzen hier in Wien zu diesem Projekt dezidiert ausgesprochen hat und daher ein Abspringen quasi nicht so einfach ist.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4. Zusatzfrage ist vom Herrn GR Pfeiffer. 

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister!

Um jetzt auf das Projekt selbst zu kommen, gibt es ja nicht nur die generellen Überlegungen eines multinationalen Konzerns. Da gebe ich auch dem Herrn Kollegen Chorherr Recht, der schon gemeint hat, man darf sich nicht nur auf einen Einzigen verlassen, wiewohl der natürlich ein Kernprojekt darstellt. Ich habe hier nicht die Zeit, das langmächtig darzustellen, nur damit zumindest der Hintergrund klar ist. 

Einige der Schwierigkeiten mit Baxter kommen daher, weil nunmehr auf ihn Investitionen zukommen, die vorher, im Vorvertrag, in dieser Art und Weise nicht erkennbar waren, also die § 53-Straße, die er selber zahlen muss, zum Beispiel, also ein erhöhter Quadratmeterpreis als ursprünglich vereinbart war, und Dinge dieser Art mehr. Es liegt also sehr wohl in der Gestion der Stadt, hier etwas zu unternehmen, damit uns dieses wichtige Projekt nicht verloren geht. 

Darum frage ich Sie: Sind Sie mit der Vorgangsweise, Aufschließungskosten, wie es eine Straße ist, via Flächenwidmungsplan und § 53-Straße in die Gestion der Betriebe zu verlegen einverstanden, an Stelle zu sagen, wir als Stadt Wien fördern einfach einmal die grundkommunale Infrastruktur? Das sind Ampelanlagen, die Anbindung an das Straßennetz, das sind die Straßen selber, das ist die Anbindung in dem Fall an den Nordknoten, das sind die Sammelkanäle beziehungsweise Ver- und Entsorgungseinrichtungen, das ist der öffentliche Verkehr, der wahrscheinlich eine zusätzliche Brücke über den Donaukanal braucht. All dies mehr kann man ja nicht einfach ignorieren und sagen, jetzt sollen einmal die Betriebe kommen, dann werden wir schon sehen, ob wir dort überhaupt den Verkehr bewältigen, sollen die Betriebe kommen und sich selber die Straße zahlen und wenn sie nicht die Betriebe zahlen, sollen es die Bezirke zahlen. Das kann doch nicht wirklich der Sinn der Politik der Wirtschaftsförderung dieser Stadt sein.

Daher frage ich Sie noch einmal: Werden Sie etwas unternehmen, in diesem konkreten Fall jetzt mehr an zentraler Finanzierung für die kommunale Aufschließung? Ich meine jetzt nicht die interne, sondern die kommunale. Eine Straße ist nun einmal eine kommunale Aufschließung und nicht ein interner Part, Trampelpfad für Life Science. Also werden Sie da etwas unternehmen, um hier auch mit Baxter zu einem ordentlichen Vertrag zu kommen? Denn sonst laufen wir Gefahr, dass der abspringt. Unternehmen Sie etwas? Ja oder Nein?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich glaube, dass Sie sich durchaus dessen bewusst sind, dass wir bei der Förderung von Betriebsansiedlungen, insbesondere internationalen Betriebsansiedlungen, uns nicht über das EU-Recht hinwegsetzen können. Das EU-Recht untersagt die Förderung und ist auch durch Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs dokumentiert, in anderen Fällen, nicht in Österreich, aber in anderen Fällen, möglicherweise sogar in einem Fall in Österreich, dass es nicht möglich ist, eine Betriebsansiedlung dadurch zu fördern, dass man einem Unternehmen, insbesondere wird da zwischen KMUs und Großunternehmungen unterschieden, die ihm sonst anfallenden Betriebsansiedelungskosten ersetzt, indem man beispielsweise sozusagen Straßen einfach ins Innenareal verlagert. Das ist nicht möglich. Das erschwert natürlich die Förderung von Betriebsansiedlungen.

Aber es muss eigentlich klar sein, dass wir zwar die Grenzen des EU-Rechts ausschöpfen, aber sicher nicht darüber hinweggehen können. Das gilt für Förderungsmaßnahmen des Wirtschaftsförderungsfonds, der sich auf Gebäudeinvestitionen begrenzt und da zwischen KMUs und anderen Unternehmungen unterscheidet, geht aber nicht in die Richtung, dass wir etwa dem Unternehmen anfallende Infrastrukturmaßnahmen einfach aus Steuermitteln ersetzen, weil das eine Wettbewerbsverzerrung wäre. 

Was, ich bleibe daher dabei, es letztlich zunächst einmal auf die Frage reduziert: Wie können wir die Begleitmaßnahmen, die notwendig sind, um ein großes Projekt auch als Stadt zu tragen, aufteilen? Da habe ich Ihnen gesagt, da werden wir, wenn das Projekt eine gewisse Dimension hat, über diese einzelne Straße hinweggeht, in eine Verhandlungsrunde eintreten, wie das auch bei anderen Projekten, Schwarzenbergplatz und ähnlichen, geschehen ist. Das heißt, das ist ein anderer Punkt.

Das Zweite ist, ich bin einigermaßen überrascht, dass Sie hier in der Öffentlichkeit mit Verhandlungsdetails aufwarten oder von mir erwarten, dass ich auf Verhandlungsdetails in anhängigen Verhandlungen eingehe. Andere Beispiele in Kärnten zeigen ja, dass man sich im Umgang mit der Öffentlichkeit sehr zurückhalten sollte, wenn es um Vergabeverfahren oder die Abwicklung von öffentlichen Aufträgen oder Vertragsverhandlungen geht. 

Erwarten Sie daher von mir nicht eine Detailantwort auf Ihre zum Teil nicht ganz richtigen Äußerungen, weil Sie könnten damit dieser Verpflichtung zuwiderlaufen. Aber ich kann Ihnen versichern, natürlich werden wir alles im Rahmen des EU-Rechts unternehmen, um sozusagen die möglicherweise noch bestehenden Probleme auszuräumen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Vizebürgermeister.

Die 5. Anfrage (FSP - 00937-2005/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Mag Kowarik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Welches Konzept liegt den von Ihnen angekündigten Spitalsschließungen in Wien zugrunde?
Ich ersuche sie um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr GR Kowarik!

Ihre Frage überrascht mich ehrlich gesagt ein wenig, denn Sie fragen mich nach meinem Konzept für die von mir angekündigten Spitalsschließungen. 

Ich habe keine Spitalsschließungen angekündigt. Insofern kann ich Ihnen logischerweise auch nicht das zu Grunde liegende Konzept präsentieren. 

Sollten Sie, und Sie erlauben mir, dass ich jetzt Ihre Frage kreativ interpretiere, das von mir präsentierte Spitalskonzept meinen, so kann ich mich in der Beantwortung sehr kurz fassen, denn an alle Fraktionen ist schon letzte Woche eine Einladung gegangen, dass wir über dieses Spitalskonzept in einer Arbeitsgruppe gemeinsam diskutieren, weil es mir sehr wichtig ist, diese so wichtigen Zukunftsentscheidungen für Wien möglichst gemeinsam, mit der Belegschaft, mit den Bezirken und wenn es irgendwie möglich ist - ich würde mich persönlich sehr darüber freuen und werde mich sehr darum bemühen -, auch gemeinsam mit der Opposition anzugehen. 

Deswegen in aller Kürze: Diesem Spitalskonzept liegt einerseits die Idee von verstärkter Effizienzsteigerung und möglichst sparsamem Einsatz von Mitteln bei, und das ist das zentrale Ziel, gleichzeitiger Beibehaltung der spitzenmedizinischen Versorgungsqualität für unsere Patienten und Patientinnen. Dieses gemeinsam zu verbinden, ist das Ziel. 

Da gibt es sehr viele neue Ideen, wie die Bildung von Kompetenzzentren, weitere Abstimmung der Leistungsanbietung, auch trägerübergreifend. So ein Spitalskonzept, denke ich, muss auch über den Krankenanstaltenverbund hinausgehen. Das ist also der eine Grundpfeiler.

Der zweite Grundpfeiler ist eine Versorgungsgerechtigkeit in Wien. Wenn Sie sich die Bettenmesszahl in Wien anschauen, also das Verhältnis zwischen Spitalsbetten und den Einwohnern in Wien, so zeigt sich, dass wir eine sehr gute Versorgung mit Spitalsbetten, eine weit überdurchschnittliche Versorgung, im Westen Wiens haben, aber eine weit unterdurchschnittliche Versorgung im Norden Wiens. 

Deswegen bin ich zu dem Schluss gekommen, dass wir im Norden Wiens, konkret in Floridsdorf, ein neues Spital brauchen und werde gleichzeitig in dieses Spital die qualitativ höchstwertigen und sehr gut arbeitenden Spitäler, die einstweilen noch im Westen sind, nämlich Gersthof auf der einen Seite und die Semmelweisklinik auf der anderen Seite, übersiedeln, womit wir, glaube ich, sehr positive Effekte erreichen. Einerseits erhalten wir diese sehr gut arbeitenden Einrichtungen und andererseits sind sie dort, wo sie die Menschen brauchen. Das Spital kommt zu den Menschen. Ich glaube, das ist ein sehr guter Grundsatz dieses Spitalskonzepts.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1. Zusatzfrage, Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Ich bedanke mich für die Antwort und möchte nur feststellen, dass ich noch keine solche Einladung zu einer Teilnahme an einer Ausschusssitzung oder Arbeitssitzung bekommen habe. Es ist erfreulich, dass es so etwas gibt, aber es ist noch nicht bis zu mir gedrungen.

Ihre Antwort ist an sich insofern interessant, weil Sie in üblicher Art und Weise nicht von Schließungen sprechen, was tatsächlich eigentlich ist, die Semmelweisklinik wird endgültig geschlossen und das Preyer'sche Kinderspital wird auch endgültig geschlossen, sondern Sie sprechen jeweils von Verlegungen. Das kann man interpretieren wie man will. 

Ich jedenfalls bin überrascht, dass Sie hier eigentlich kein Konzept vorlegen, sondern lediglich die Feststellung getroffen haben, dass man über der Donau unterversorgt ist und dass dort ein Spital gebaut werden muss. 

Diese Erkenntnis ist nicht neu. Ich erinnere daran, dass auch schon die Frau StRin Pittermann immer wieder davon gesprochen hat, dass ein neues Spital oder neue Einrichtungen geschaffen werden müssen, aber Konzept, bitte, ist bis dato noch keines vorgelegt worden. 

Sie sprechen in verschiedenen Presseaussendungen von einem Konzept. Dazu muss ich sagen, dass es nichts gibt, sondern dass es bestenfalls die Ankündigung ist, über der Donau etwas zu machen. 

Dann möchte ich jetzt eine spezielle Frage an Sie richten: Sie sprechen davon, dass hier 450 Betten bis 2011 neu geschaffen werden sollen. Darüber hinaus sollen ab 2011, glaube ich, 250 bis 300 weitere Betten in diesem neuen Spital Nord 1 geschaffen werden. Auf der anderen Seite spricht der Herr Generaldirektor Dr Marhold davon, dass Betten abgebaut werden sollen. Ich frage Sie nun: In welcher Art und Weise wird das geschehen und wie schaut da Ihr Konzept aus?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Gemeinderat!

Dafür, dass Sie der Meinung sind, es ist kein Konzept vorgelegt, haben Sie schon ganz schön viel Detailinformation. Ich bin echt überrascht. 

Dass Sie die Einladung nicht bekommen haben, ich will mich jetzt nicht in das Interne des FPÖ-Klubs einmischen, da würde ich Sie bitten, intern nachzufragen, weil sie ist ganz sicher letzte Woche von uns hinausgegangen. Ich denke, das ist ein wichtiger Schritt. Wir haben das übrigens nicht nur schriftlich gemacht, sondern ich habe es auch in der Öffentlichkeit angekündigt. Ich glaube, es ist sogar in einigen Zeitungen gestanden, weil es mir wichtig war, darauf zu verweisen, dass ich diese Dinge miteinander machen möchte. Es ist, glaube ich, sogar in einigen Zeitungen explizit darüber berichtet worden. 

Über die Frage, ob man interpretieren kann, was eine Übersiedlung und eine Schließung ist, können wir uns gerne bei anderer Gelegenheit unterhalten. Ich bin gern zu allen möglichen Interpretationen bereit. Es ist mir auch gelungen, Ihre Frage zu interpretieren, also ich glaube nicht, dass ich im Interpretieren so schlecht bin. Aber Schließen heißt, Bude zudrehen, zusperren, keine Betten, keine Mitarbeiter, keine Patienten. Übersiedeln heißt, gute Einrichtung an einem anderen Standort beibehalten. Das, sehr geehrter Herr GR Kowarik, wird passieren. 

Da wird es natürlich auch Adaptierungen geben und - das hat der Herr Generaldirektor als einen jener Punkte angesprochen - wir müssen uns auch am Bedarf orientieren. Wir wissen alle, dass sich die medizinisch-technische Entwicklung so darstellt, dass es einen ganz großen Bedarf an Geriatriebetten gibt. Aber das im Detail diskutieren möchte ich eben bei diesem Treffen, zu dem ich eingeladen habe. In vielen Bereichen der Akutversorgung geht dieser Bedarf zurück. Wenn ich mir allein nur anschaue, dass sich in den letzten fünf Jahren die Akutandauer in den Wiener Spitälern um zwei Tage verringert hat, von fast zehn auf knapp unter acht, so ist das eine sehr logische Schlussfolgerung daraus. Insofern sind natürlich auch Adaptierungen immer in Diskussion.

Aber darüber, dass diese beiden Einrichtungen nicht geschlossen werden, sondern übersiedelt werden, dürfte es eigentlich keine Diskussion und keine Interpretation geben. Das ist ein ganz klarer Auftrag und ein ganz klares Ziel von mir.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2. Zusatzfrage hat die Frau Dr Pilz. - Bitte schön.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Die Semmelweisklinik lebt auch von ihrem Ruf, lebt davon, dass sie eine Einrichtung ist, die insbesondere was die hebammenorientierte Geburt, die sozusagen nicht technisch dominierte Geburt betrifft, einen wichtigen Ruf hat und damit auch für viele Frauen, nicht nur aus der Umgebung, sondern durchaus überregional, sehr geschätzt wird. Mit dieser Spitalsübersiedlung erwarten wir, dass dieses Konzept erstens weiter geachtet wird, zweitens weiterentwickelt wird und, sozusagen auch ein klarer Auftrag in diese Richtung, die Erhaltung der Semmelweisklinik müsste sich insbesondere auch in der Erhaltung dieses Zugangs zur Geburtenhilfe widerspiegeln. 

Ich habe jetzt von Ihnen gehört, dass Sie unsere Einschätzung teilen, dass man in Summe Akutbetten abbauen muss. Der Neubau, der ein zusätzliches Bettenangebot bedeuten würde, würde dem nicht entsprechen. In Summe müssen wir abbauen, auch wenn wir Spitäler in neue Standorte zusammenlegen und dort zusammenlegen, wo tatsächlich Bedarf ist. Es ist den Menschen, insbesondere im 18. Bezirk, wichtig, dass aus dem Standort Semmelweisklinik jetzt sozusagen auch eine gute weitere kommunale Nutzung angestrebt wird.

Ich frage Sie daher: Frau Stadträtin, planen Sie entweder sozusagen nur Bares zu erlösen, um zu schauen, dass man über den Krankenanstaltenverbund möglichst viel Geld aus dem Areal herausholt? Oder planen Sie demgegenüber eine Nutzung, die stadtplanungspolitisch Sinn macht, die aber im Wesentlichen das Areal der Semmelweisklinik als kommunale Einrichtung erhält?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Ich hätte gegen viel Bares überhaupt nichts einzuwenden, die Spitäler und Geriatriezentren des Krankenanstaltenverbundes ganz sicher auch nicht. Wir wissen, vor welch großen Herausforderungen wir stehen, gerade zum Beispiel auch mit dem von uns gemeinsam beschlossenen Heimgesetz und vielen anderen Dingen. 

Aber selbstverständlich ist es mir ein großes Anliegen, dass wir, auch hier gilt für mich das Prinzip des Miteinanders, eine sinnvolle Nachnutzung für die freiwerdenden Areale finden, wenn ich jetzt auch relativierend einwerfen darf, wir sprechen vom Jahre 2010, 2011 und folgenden. Selbstverständlich muss es in Abstimmung mit dem Bezirk passieren. Das habe ich mit dem Herrn Bezirksvorsteher auch schon vereinbart, dass wir uns sobald wie möglich zusammensetzen und ich mir zukunftsorientiert schon einmal die Wünsche des Bezirks anhöre und mich damit konfrontiere. Natürlich muss es stadtplanerisch Sinn machen. Das ist eine Selbstverständlichkeit.

Aber ich verhehle auch nicht, dass es mir schon ein großes Anliegen ist, die Verwertbarkeit als ein sehr wichtiger Akzent in der Nachnutzung, denn wir brauchen sehr viele finanzielle Mittel, um unser Spitzenniveau erhalten zu können, um viele neue Ideen, die wir auch haben, umzusetzen. Wir sind ja ununterbrochen mit neuen Ideen, weil wir so tolle und so innovative Mitarbeiter haben, konfrontiert, und die kosten auch alle Geld. Das heißt, ich verhehle nicht, dass die Frage der Verwertbarkeit für mich auch ein wichtiger Punkt ist. Aber die Betonung liegt auf "auch". Selbstverständlich muss das in Abstimmung mit dem Bezirk sein. Selbstverständlich muss es stadtplanerisch Sinn machen. Selbstverständlich muss es im Sinne der kommunalen Aufgaben der Stadt sein. 

Nur eine persönliche Bemerkung: Ich unterschreibe all das, was Sie über die Semmelweisklinik gesagt haben. Genau mit diesem Konzept, genau mit dieser Identität soll die Semmelweisklinik übersiedeln. Das macht in mehrfacher Hinsicht Sinn. Unter anderem ist es jetzt so, dass, wir haben uns natürlich die Einzugsgebiete der einzelnen Spitäler angeschaut, jetzt schon ein Drittel der NutzerInnen der Semmelweisklinik aus dem Norden Wiens kommt. Das war mit ein Argument für diese Übersiedlungen. Genau diese Qualität, die ich jetzt nicht wiederholen muss, soll erhalten werden. Es soll auch das Drumherum der Semmelweisklinik, wenn ich das salopp so nennen darf, Stichwort Frauengesundheitszentrum, das mir sehr am Herzen liegt, mit übersiedeln. Ich glaube, dass das eine Bereicherung für Floridsdorf ist. 

Ich habe bei der Betriebsversammlung dort gesagt und ich wiederhole das gerne, dieses Spitalskonzept ist ein Kompliment an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und zwar sowohl der Semmelweisklinik als auch von Gersthof, weil sie so tolle Qualität bieten, dass wir einen Weg gesucht haben, diese Qualität auch erhalten zu können, allerdings dort, wo sie gebraucht wird, wo die Menschen sind, und das ist in Floridsdorf.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage, Frau GRin Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Es wurde ja schon mit Ihrer Vorgängerin immer wieder darüber diskutiert, dass Wien zu viele Akutbetten hat - das ist bestimmt auch durch die kürzere Verweildauer hervorgerufen - und vor allem diese Akutbetten, da gebe ich Ihnen völlig Recht, ungleichmäßig über Wien verteilt sind. Es kann also wirklich nicht sein, dass in einem Spital Akutbetten frei sind und in einem anderen Teil durch den Standort der Spitäler die Leute vorübergehend auf dem Gang aufgenommen werden müssen. 

Es wird Sie nicht wundern, dass mich gerade das westlichste Spital von Wien, das Krankenhaus Lainz, interessiert, das jetzt ein Schwerpunktkrankenhaus ist. Haben Sie die Absicht, auch dort Akutbetten auszulagern oder den Schwerpunkt mehr zu forcieren?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Das vorliegende Konzept, das wir eben noch im Detail diskutieren wollen, sieht vor, dass in der ersten Ausbaustufe dieses Krankenhaus Nord sich aus dem alten Krankenhaus Floridsdorf - alt kann man da wirklich sagen, wenn man dieses Haus kennt, es ist wirklich schon sehr betagt - aus der Semmelweisklinik und aus Gersthof zusammensetzt. Es ist nicht an eine Ausweitung der Betten gedacht. Das halte ich auch nicht für sinnvoll. Die Ausweitung der Betten brauchen wir im geriatrischen Bereich, aber nicht im Akutbereich.

In einer zweiten Stufe ist es sicher notwendig, dass wir darüber diskutieren, wie dann die Struktur ausschaut. Dafür denke ich aber, dass wir noch sehr viel Vorbereitungszeit brauchen. Wir reden von einem Zeitpunkt nach 2011, denn mein Ziel ist, dass dieses Krankenhaus Nord 2011 fertig sein soll. Ich verhehle aber auch nicht, dass die Planer mich immer sehr kritisch anschauen und bedächtig mit dem Kopfe wiegen, weil sie sagen, das ist ein sehr ehrgeiziges Ziel. Wir haben jetzt 2005 und wir sprechen von in sechs Jahren. Das ist einerseits eine sehr lange Zeit, lang genug, um gut vorzubereiten, andererseits aber auch eine sehr kurze Zeit. Das heißt, wenn wir über die zweite Phase sprechen, den weiteren Ausbau von Wien-Nord und eventuelle notwendige Übersiedlungen, sprechen wir von einer Zeit, die frühestens nach 2011 ist. Ich denke, dass wir hier in einer sehr vernünftigen, ausführlichen und ich hoffe, gemeinsamen Planungsphase dann auch gemeinsam überlegen, was sonst noch zu tun ist.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4. Zusatzfrage, Herr Mag Kowarik, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben davon gesprochen, dass das Konzept ein Kompliment an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist. Das mag schon sein und es wird auch in Ihren Ausführungen so dargestellt worden sein, nur möchte ich mir erlauben festzustellen, dass das Konzept sich eigentlich durch Konzeptlosigkeit auszeichnet, weil von einem Spitalskonzept für Wien hätte ich mir schon erwartet, dass nicht nur festgestellt wird, dass man nördlich der Donau ein neues Spital baut, sondern auch, was mit den anderen Spitälern geschieht. Zum Beispiel: Wird das SMZ-Ost ausgebaut? Gibt es einen Spitalsverbund Süd - Hietzing? Was geschieht mit dem Elisabethspital? Wie wird es mit dem Wilhelminenspital weitergehen? Welche Rolle werden die Ordensspitäler haben? Und so weiter und so fort. So kann ich Ihr Konzept bestenfalls als Ankündigung betrachten. (GR Christian Oxonitsch: Dann haben Sie es nicht verstanden oder schlecht gelesen!)

Ich möchte auch aus meiner Tätigkeit hier als Gemeinderat kurz berichten: Vor zirka zwei Jahren hatten wir ein interfraktionelles Gespräch, wo sehr eingehend und ganz genau zusammen mit Frau StRin Pittermann verhandelt wurde und auch im Konzept vorgestellt wurde, was mit der Klinik Gersthof geschieht, was mit dem Elisabethspital sein wird, was man machen kann, wenn man eine Station beziehungsweise verschiedene Einheiten von Gersthof ins Wilhelminenspital verlegt. Wir sind sehr dankbar für die Informationen, die wir bekommen haben, gewesen, weil sie waren sehr detailliert. Es wurde auch über verschiedene Primariate gesprochen und so weiter und so fort. Allerdings mussten wir am nächsten Tag zur Kenntnis nehmen, dass der Herr Bürgermeister ein völlig anderes Konzept vorgestellt hat und das, wofür wir unterrichtet worden sind, eigentlich Makulatur war.

Meine Frage geht jetzt an Sie: Haben Sie mit dem Herrn Bürgermeister schon gesprochen, ob das Konzept, das Sie hier vorschlagen, auch seine Zustimmung haben wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Kollege! 

Sie können grundsätzlich davon ausgehen, dass die Dinge, die ich ankündige, auch halten. 

Im Übrigen würde ich Ihnen einen Vorschlag im Sinne meines Zugangs des Miteinanders machen: Ich würde Sie sehr herzlich bitten, begeben Sie sich in Ihrem Klub auf die Suche nach der Einladung zur Arbeitsgruppe. Wir schicken Ihnen sicherheitshalber die Einladung noch einmal. Ich bitte, dass Sie sich dann mit Erhalt und Analyse dieser Einladung vielleicht ein bisschen zu einem konstruktiveren Zugang zum Gespräch und zu unserer gemeinsamen Arbeit durchringen können, denn einerseits höre ich, ich habe kein Konzept, andererseits höre ich, wie schlecht und falsch. Ich bin sehr gern bereit, dass wir hier gemeinsam diskutieren, bitte Sie sehr herzlich und lade Sie sehr herzlich ein, einen konstruktiven Zugang zu finden, dass wir auf Basis dessen, was ich erarbeitet und vorgelegt habe, denn dazu bin ich da, dass ich etwas erarbeite und vorlege, sonst bräuchte man keine Stadträtin, dann gemeinsam diskutieren. Wenn Sie noch zusätzliche Ideen und Vorschläge haben, freue ich mich sehr darüber. Ich gebe die Hoffnung nicht auf, dass wir hier zu einer gemeinsamen Lösung kommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die Fragestunde abgeschlossen.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. Vom Klub der sozialdemokratischen Fraktion wurde eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Wirtschaft braucht Zukunft: Wiens Klein- und Mittelbetriebe leiden unter der Steuer- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung. Neue wirtschaftspolitische Konzepte sind notwendig.“ verlangt. (GR Dr Herbert Madejski: Handelskammerwahlen!)

Dieses Verlangen wurde auch entsprechend ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Friedrich Strobl, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ich bemerke, dass die Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

"Wirtschaft braucht Zukunft: Wiens Klein- und Mittelbetriebe leiden unter der Steuer- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung. Neue wirtschaftspolitische Konzepte sind notwendig." So lautet der Titel unserer heutigen Aktuellen Stunde. (GR Dr Herbert Madejski: Du zitierst jetzt aber nicht deine Inserate!)

Wie dringend notwendig neue Konzepte tatsächlich sind, zeigt eine Studie, wo eine Bewertung der österreichischen Wirtschaftspolitik durch Klein- und Mittelbetriebe vorgenommen wurde. Befragt wurden bei dieser Studie rund 900 Unternehmerinnen und Unternehmer in ganz Österreich, davon waren 500 in Wien. Befragt wurden diese Unternehmerinnen und Unternehmer zu den Themen Steuerreform, die Zufriedenheit mit der Bundesregierung im Allgemeinen und nach der sozialen Absicherung von Unternehmerinnen und Unternehmern.

Ich nehme es vorweg, das Urteil, das von den Unternehmerinnen und den Unternehmern gesprochen wurde, war vernichtend für diese Bundesregierung. Es war für mich nicht überraschend.

Aber, schauen wir uns doch die Studie im Detail an. Ich werde Ihnen zwei oder drei Ergebnisse der Studie schenken. Nicht, weil sie nicht genau so deutlich ausgefallen sind, sondern ganz einfach aus zeitökonomischen Gründen, weil ich natürlich auch noch andere Dinge anbringen möchte.

Aber die Meinung der Klein- und Mittelbetriebe der Unternehmerinnen, der Unternehmer zur Steuerreform der Bundesregierung, möchte ich Ihnen wirklich nicht vorenthalten, und zwar jener Steuerreform, die Sie bejubelt haben, die Sie gemeinsam mit der Bundesregierung gefeiert haben, wo Sie ganzseitige Inserate geschaltet haben, abwechselnd einmal die Bundesregierung, dann wieder die Wirtschaftskammer, dann der Wirtschaftsbund und die Freiheitliche Partei hat auch immer schön brav dazu applaudiert. 

Das Ergebnis dieser Studie kann man auch mit einem Satz zusammenfassen: Es ist die Steuerreform eine Enttäuschung für die Klein- und Mittelbetriebe.

Lassen Sie mich ganz kurz aus dieser Studie zitieren: 

„58 Prozent der Unternehmerinnen und der Unternehmer von Klein- und Mittelbetrieben sind der Auffassung, dass ihr Betrieb steuerlich nicht entlastet wird. Vor allem Frauen, 63 Prozent, und jüngere Unternehmerinnen, nämlich 60 Prozent, betonen, dass es für sie keinerlei steuerliche Entlastung gibt.

Zwei Drittel aller Unternehmerinnen und Unternehmer von Klein- und Mittelbetrieben beklagen, dass nur die großen Unternehmen von der Steuerreform profitieren. Besonders kritisch beurteilen dies die Unternehmerinnen, von denen fast drei Viertel, nämlich 73 Prozent, der Ansicht sind, dass nur Großunternehmen von dieser Steuerreform profitieren."

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist genau der Punkt. Sie machen Wirtschaftspolitik für Große und Sie vergessen dabei auf die Klein- und Mittelbetriebe! (Beifall bei der SPÖ.)
Schauen wir uns ganz kurz die Maßnahmen der Bundesregierung an, die Sie mit dieser vielbejubelten Steuerreform gesetzt haben: Sie haben die Körperschaftssteuer gesenkt und haben dabei auf die Klein- und Mittelbetriebe vergessen. Sie haben die Gruppenbesteuerung eingeführt und Sie haben dabei auf die Klein- und Mittelbetriebe vergessen. Sie haben den halben Steuersatz für nichtentnommene Gewinne eingeführt und Sie haben auf die Klein- und Mittelbetriebe wieder vergessen. Sie haben die Investitionen gekürzt und Sie haben auf die Klein- und Mittelbetriebe wieder vergessen. Sie haben den Investitionsfreibetrag abgeschafft. Sie haben die Investitionszuwachsprämie abgeschafft und Sie haben auf die Klein- und Mittelbetriebe abermals vergessen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie machen Wirtschaftspolitik ausschließlich für Konzerne statt für Selbstständige und für Klein- und Mittelbetriebe. (Beifall bei der SPÖ.)
Dabei sollte man annehmen, dass Sie besser wissen, welche Bedeutung die Klein- und Mittelbetriebe für unsere Stadt haben. Abgesehen davon, dass sie die Lebensqualität in unserer Stadt sichern, dass sie für die Nahversorgung in unserer Stadt sorgen, sorgen sie auch für Arbeitsplätze. 70 Prozent aller Arbeitsplätze sind bei Klein- und Mittelbetrieben. 85 Prozent aller Ausbildungsplätze sind bei Klein- und Mittelbetrieben. Sie zahlen die meisten Steuern. Und sie investieren am meisten, nämlich zwei Drittel aller Investitionen kommen von Klein- und Mittelbetrieben. 

Wer sind das nun? Wir haben in Wien - vielleicht wissen Sie das - 76 189 aktive Betriebe, davon haben 32 800 keine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sind so genannte Einpersonenunternehmen, Einmann-, Einfraubetriebe und 35 000 haben bis zu maximal 9 Beschäftigte. Das heißt, 90 Prozent der in Wien aktiven Betriebe sind Klein- und Mittelbetriebe. Man kann mit Fug und Recht behaupten, dass diese Betriebe der Motor der Stadt sind, dass diese Betriebe das Rückgrat der Wirtschaft sind und dass sie auch der Beschäftigungsmotor sind. Daraus ergibt sich auch eine ganz klare Aufgabenstellung, einerseits für die Politik und andererseits natürlich auch für die Interessensvertretung, nämlich für wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen zu sorgen, dass diese Klein- und Mittelbetriebe erfolgreich wachsen können, dass sie sich weiterentwickeln können und dass sie ihre Aufgaben auch weiter erfüllen können. 

Was sind das für Rahmenbedingungen, die sich Klein- und Mittelbetriebe wünschen, die sie brauchen? Was ich Ihnen jetzt erzähle, sind nicht irgendwelche Punkte, die ich erfunden habe, sondern das sind Wünsche und Anliegen von Unternehmerinnen und Unternehmern, mit denen ich tagtäglich zu tun habe, nicht nur kurz vor einer Wirtschaftskammerwahl, sondern permanent: 

Sie brauchen und sie wünschen sich ein gerechtes Steuersystem für alle, nicht nur für bestimmte Gruppen. 

Sie brauchen und sie wünschen sich mehr Kaufkraft der Bevölkerung. Dazu gehört ganz einfach, dass es Rahmenbedingungen gibt, dass nicht nur Abgaben und Steuererhöhungen auf die Konsumentinnen und Konsumenten zukommen, sondern dass es Entlastung der kleinen und mittleren Einkommen gibt. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ja, zum Beispiel durch die Steuersenkungen für die Konsumenten!)

Sie brauchen leistbare, faire Mieten, damit wir nicht eine Situation haben, so wie wir sie derzeit haben, dass in vielen Bezirken Wiens in den Einkaufsstraßen, aber auch in den Nebenlagen Geschäftslokale leer stehen, nur weil die Vermieter ganz einfach eine horrende Miete verlangen und ein Nahversorgungsbetrieb sich das nie und nimmer leisten kann. 

Sie brauchen Anreize und Unterstützung bei Investitionen. 

Sie brauchen ein soziales Netz auch für Selbstständige.

Sie brauchen die Unterstützung der öffentlichen Hand, eine Unterstützung, wie es sie in Wien gibt, eine Unterstützung, die es durch Investitionen in die Infrastruktur gibt, die es durch Unterstützung bei der Wirtschaftsförderung gibt. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ja, Einkaufszentren!) 
Das ist der große Unterschied zwischen der Wirtschaftspolitik der Bundesregierung und Wien. Sie machen eine Wirtschaftspolitik für Konzerne. Wir machen eine Wirtschaftspolitik für Klein- und Mittelbetriebe. (Beifall bei der SPÖ.)
Das Ergebnis dieser Wirtschaftspolitik kann sich sehen lassen, denn während in den anderen Bundesländern die Arbeitslosenzahlen ständig im Steigen sind und die Beschäftigung sinkt, sinkt in Wien die Arbeitslosigkeit und die Beschäftigung steigt. Das ist sozialdemokratische Wirtschaftspolitik. (GR Johannes Prochaska: Das ist ja nicht wahr! In Wien gehen sie in Schulungen!) Nehmen Sie sich ein Beispiel, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - GR Johannes Prochaska: Schulungen sind getürkte Zahlen!) 

Aber ich bin sehr zuversichtlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Klein- und Mittelbetriebe wissen ganz genau, wen Schwarz-Blau tatsächlich unterstützt. Sie wissen, wer von der Wirtschaftspolitik der Bundesregierung tatsächlich profitiert. Sie wissen auch ganz genau, wen Schwarz-Blau meint, wenn Sie von der Wirtschaft sprechen, nämlich ausschließlich die Großunternehmen. Auch wenn Ihnen kurz vor der Wahl immer etwas einfällt, dass man Maßnahmen für Klein- und Mittelbetriebe setzen soll, dann ist das zu spät. 

Ich komme schon zum Schluss, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wenn Ihnen tatsächlich an der Wirtschaft etwas liegt, wenn Sie wollen, dass Wien seine Position als erfolgreicher Wirtschaftsstandort weiter ausbaut, dann sorgen Sie dafür, dass Konzepte, die in Wien so erfolgreich sind, auch auf Bundesebene übernommen werden, dass es wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen gibt, bei denen sich alle Betriebe weiterentwickeln können, weiter wachsen können, weiter arbeiten können. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Herr Vorsitzender, waren das jetzt 10 Minuten?)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte, auch die Überzeit ist bereits überzogen.

GR Friedrich Strobl (fortsetzend): Wir brauchen eine Wirtschaftspolitik wie sie in Wien gemacht wird, eine sozialdemokratische! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau StRin Rothauer, ich darf Ihnen mitteilen, die Überzeit ist demokratiepolitisch auf alle gleich verteilt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das werden wir nachrechnen!) - Ihr könnt nachrechnen, was ihr wollt, weil jeder von euch redet nicht fünf, sondern in der Regel mindestens sechs. 

Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass die Damen und Herren des Gemeinderats sich nur einmal zum Wort melden dürfen und die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als Nächste die Frau GRin Mag Vassilakou, bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr verehrte Damen und Herren!

Die Zahlen sind in der Tat beeindruckend. Über 70 Prozent aller Kammermitglieder sind, wie Sie auch wissen, Herr Kollege Strobl, Einzelunternehmer. Das sagt zwar nichts direkt über die Unternehmensgröße aus, aber immerhin, dass das Unternehmen in einer Hand ist. 

Wenn man sich allerdings fragt, wer diese Einzelunternehmer und -unternehmerinnen sind, kommt man darauf, 80 Prozent aller Wiener Unternehmer sind Kleinstbetriebe, das heißt, mit bis zu 9 Beschäftigten. (GR Friedrich Strobl: 89!) - 89. Umso mehr, umso besser. Mehr als 50 Prozent sind Mikrobetriebe, das heißt mit null bis maximal drei MitarbeiterInnen und ein Großteil davon sind wirkliche Einmann- oder Einfraubetriebe. Das heißt, in der Tat kann man zu Recht behaupten, das ist das Rückgrat der Wiener Wirtschaft. 

Nun ja, es sind Wahlen in der Wirtschaftskammer und sie werden wie immer entdeckt. Meistens bleiben sie in der Zwischenzeit vergessen, verloren und unentdeckt. Aber dann entdeckt man sie plötzlich, will man sie immer entlasten, sozial absichern und das Füllhorn ausschütten. Also plötzlich, immer knapp vor den Wirtschaftskammerwahlen, wollen alle Parteien ungefähr mehr oder weniger dasselbe.

Ich gebe Ihnen nicht Recht, Herr Kollege Strobl, dass seitens der ÖVP und des Herrn Wirtschaftskammerpräsidenten jetzt nicht unbedingt allzu viele Forderungen zumindest im Zusammenhang mit KMUs kämen. Wenn ich mir Meldungen der letzten Woche anschaue, dann muss ich sagen, Eldorado, wirklich Eldorado. 

Die einzige Frage, die sich stellt: Warum tun Sie es nicht? Warum fordern Sie es alle paar Jahre immer wieder und tun es nicht? Warum schauen Sie sich die Probleme, die es gibt, nicht wirklich an? 

Wir sprechen von einer Gruppe von Menschen in der Stadt, die jahrein, jahraus wächst und die mit einer Vielzahl von Schwierigkeiten konfrontiert ist. Es fängt an bei einem Steuer- und Sozialabgabensystem, das absolut kontraproduktiv ist, wo man im dritten Jahr die Nachzahlung und die Vorauszahlung für die nächsten Jahre kriegt, wo man immer davon ausgeht, dass ein 10-prozentiges Umsatzwachstum da ist, für das man die Rechnung schon für das nächste Jahr im Voraus kriegt, wo man immer kürzere Akquisitionsläufe hat, wo man hohe Mieten hat, wo man teure Selbstbehalte zu zahlen hat, wo es kein soziales Absicherungssystem gibt, denn wenn man pleite geht, und es gibt nun mal auch viele Pleiten im berühmten dritten Jahr, dann gibt es de facto nichts, wo weiters darunter nicht nur viele Frauen sind, sondern auch viele junge Menschen, viele junge Familien mit Kindern, die dann plötzlich vor dem absoluten Aus stehen. Sie rutschen wirklich direkt in die Armut ab. 

Im Übrigen: Die äußerst beeindruckenden Zahlen des jüngsten Sozialberichts belegen es auch, dass Armut wächst und Armut wächst mitunter auch aus dieser Gruppe, wo wir in Wien eine schwindende Nahversorgung haben, viel zu teure Mieten haben, eine kontraproduktive Planungspolitik, also Widmungspolitik in diesem Fall haben, immer mehr Einkaufszentren und und und. Die Liste der Probleme ließe sich beliebig ergänzen. Viele beklagen sich über mangelnde Kinderbetreuungseinrichtungen. Fortbildungsmöglichkeiten sind kaum ge-geben, nicht weil es sie nicht gibt, sondern weil man es sich nicht leisten kann, weil man nicht einmal krank werden darf, weil man es sich überhaupt kaum leisten kann, Arbeitsunterbrechungen sozusagen in Kauf zu nehmen und sich fortzubilden.

Wie gesagt, ich könnte noch länger erzählen, was es für Schwierigkeiten gibt. Die Frage, die sich stellt, ist: Erinnern wir uns alle paar Jahre daran oder tun wir etwas, und zwar immer dann, wenn wir die Möglichkeit haben, es zu tun, nämlich zwischen den Wahlen? 

In einem Punkt muss ich dem Kollegen Strobl beipflichten. Der Bund tut es nicht, denn er vertritt bekanntlich andere Interessen. Ich brauche nicht all das vorzutragen, was Sie schon vorgetragen haben. Das kann ich alles unterstützen. Ich kann nur sagen, man könnte natürlich die Selbstbehalte streichen oder zumindest eine Gruppe daraus befreien. Man könnte eine Arbeitslosenversicherung vorantreiben. Man könnte eine Grundsicherung für alle andenken, weil wir bekanntlich auch neue soziale Absicherungssysteme brauchen, in einem Land, wo der Mittelstand vorgeht. Man könnte vieles tun. Man tut es nicht.

Aber Wien will ich auch nicht aus der Pflicht der Verantwortung entlassen, meine Damen und Herren. Auch in Wien könnten wir die Wirtschaftsförderung reformieren, auf dass sie besser greift. Wir könnten eine andere Widmungspolitik verfolgen. Wir könnten den Nahversorgungseuro einführen. Wir könnten uns an der Arbeitslosenversicherung beteiligen. Wir könnten vieles tun. Wir tun es aber genauso nicht. Deshalb braucht es Wiener Mut und deshalb braucht es mehr Grün in der Kammer und in Wien und andernorts auch. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte schön.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Herr GR Strobl hat uns sehr eindrucksvoll eine Umfrage dargelegt (GR Friedrich Strobl: Wenigstens eindrucksvoll!), von der wir erstens nicht wissen, wer sie gemacht hat und zweitens, wann sie entstanden ist, ob da die Steuerentlastung für die Betriebe schon spürbar gewesen sein muss. (GR Friedrich Strobl: Diese Woche wurde sie präsentiert!)

Was er uns nicht gesagt hat, neben seiner politi-schen Einschätzung, ist dass renommierte Wirtschaftsforschungsinstitute, nämlich das IHS und das WIFO, sehr wohl bestätigt haben, wie weitreichend positiv sich die Steuersenkungen auf die österreichische und auf die Wiener Wirtschaft ausgewirkt haben. Nämlich 1,1 Milliar-den EUR, das ist allein ein Drittel des gesamten Steuerpaketes, entfällt auf die Senkung der Körperschaftssteuer, die viele Vorteile in ganz Österreich bringt, unter anderem auch direkte Erhöhung der ausländischen Direktinvestitionen. 

Weil Sie den Vorwurf gemacht haben, dass sich der Bund nur um die Großbetriebe kümmert: Nicht nur um die Großbetriebe. Ich werde Ihnen gleich einige Maßnahmen sagen, die auch den Kleinbetrieben sehr wohl zu Gute kommen. Aber Großbetriebe sind ja Nachfrager für Kleinbetriebe und wir wissen ganz genau, dass die wirtschaftsnahen Dienstleistungen bei den Kleinbetrieben nachgefragt werden und so kommt indirekt auch den Kleinbetrieben einiges zu Gute. Direkt zu Gute kommen den Kleinbetrieben Maßnahmen des Bundes wie Abfertigung neu, Abschaffung der dreizehnten Umsatzsteuervorauszahlung, Steuern von nichtentnommenen Gewinnen halbiert und so weiter und so fort. 

Wenn Sie in Ihrer Begründung schreiben: „Neue wirtschaftspolitische Konzepte sind notwendig.", dann setze ich das wirklich einer gefährlichen Drohung gleich, denn wenn man sich das Wirtschaftsprogramm der Bundes-SPÖ von Herrn Matznetter anschaut, dann gibt es, zusammengefasst, mehr Steuern, höhere Kostenbelastungen, wie zum Beispiel bei den Krankenkassenbeiträgen und bei der Bildungsfreistellung, und die Einführung der 35-Stunden-Woche. Meine sehr geehrten Damen und Herren, kein Mensch kann mir einreden, dass die Klein- und Mittelbetriebe davon profitieren! Ganz im Gegenteil, sie sind die Leidtragenden des Ganzen! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie behaupten hier, die Wiener Klein- und Mittelbetriebe leiden unter der Wirtschaftspolitik der Bundesregierung. Ich sage Ihnen, sie leiden mindestens ebenso unter der Wirtschaftspolitik der SPÖ-Alleinregierung, die sich immer zu einer besseren Alternative der Bundesregierung hochstilisiert. Die Wiener Wirtschaftspolitik und Finanzpolitik hat für keinerlei Belastungssenkungen gesorgt, sondern im Gegenteil für Gebührenerhöhungen. 

Ich sage nur zwei Beispiele: 

Die vollmundige Ankündigung des Herrn Bürgermeisters, dass er sich für die Abschaffung der Werbeabgabe einsetzen wird, ist in dem Moment zerplatzt, wo er das Geld nicht vom Bund eins zu eins zurückbekommen hat. 

Unseren Antrag auf Refundierung der Kommunalsteuer für die Lehrlingsentschädigungen auf die Klein- und Mittelbetriebe, den wir im November gestellt haben, haben sie einfach abgeschmettert. 

Wie die Wiener Wirtschaftspolitik ausschaut, lässt sich auch daran messen, dass Wien seit Jahren die nie-drigste Wachstumsrate, dafür aber die höchsten Arbeitslosenzahlen hat. 

Es mangelt ja nicht an einer effizienten Wirtschafts- und Förderungspolitik, sondern an der Unterstützung der KMUs auf allen Ebenen. 

Ich erwähne nur die Wiener Stadtplanung. Ich habe nicht genug Zeit, um mich jetzt auch noch mit dem Stadtentwicklungsplan zu beschäftigen.

Im Übrigen haben die Wiener Betriebe, die von der Wirtschaftskammer befragt wurden, auch die Bürokratie in dieser Stadt bemängelt und eine umfangreiche Wunschliste gebracht. 

Ich möchte aber auf etwas eingehen, weil es ungeheuerlich ist, Herr GR Strobl, dass Sie uns vorwerfen, dass wir nur die Politik für Großbetriebe machen, wir verkennen die Bedeutung der KMUs und wir erkennen nicht, dass sie Motor der Stadt sind und hier die Nahversorgung schaffen: Ja, was ist denn Ihre Politik zu den Einkaufszentren dann? Herr GR Strobl, Ihnen persönlich muss ich den Vorwurf machen und ich bitte auch einmal um Ihre Stellungnahme. Immer dann, wenn die sozialistische Alleinregierung neue Einkaufszentren genehmigt, sind wir es, die für eine Reduzierung der Einkaufsflächen durch unsere Anträge sorgen! (Beifall bei der ÖVP.)
Und Sie sind meistens nicht im Saal, wenn Einkaufszentren beschlossen werden! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Ich erinnere an Projekte des Herrn Görg!)
Am meisten neugierig bin ich auf Ihre Stellungnahme zum Einkaufszentrum beim Happel-Stadion, wo gegen alle Beteuerungen, vom Planungsstadtrat angefangen, über mehrere Mandatare, das Einkaufszentrum jetzt in einem Flächenwidmungsplan, der öffentlich aufliegt, nicht mit 8 000 m², sondern mit 23 000 m² vorgesehen ist. Das ist Ihre Politik für die KMUs, zur Unterstützung der Kleinunternehmungen! Sie ruinieren die Kleinunternehmungen des Einzelhandels durch solche Monsterprojekte! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster der Herr StR DDr Schock, bitte.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Herr Kollege Strobl! 

Wir hören heute und hier Märchen von der sozialistischen Wirtschaftsentlastung. Aber ich glaube, wir sollten die Menschen nicht unterschätzen. Die Menschen haben kein kurzes Gedächtnis, wie Sie das glauben. (GR Friedrich Strobl: Ich bin sehr froh, dass die Menschen kein kurzes Gedächtnis haben!) Wir alle können uns noch ganz genau an die Belastungspakete unter Vranitzky erinnern, an 1996, an 1997, an die Erhöhung der Einkommenssteuer für die Personengesellschaften, an die Erhöhung der Körperschaftssteuer für die Kapitalgesellschaften und auch an die Einführung einer dreizehnten Umsatzsteuervorauszahlung, die erst von dieser Bundesregierung wieder abgeschafft worden ist. Herr Strobl, die Menschen wissen daher ganz genau, dass erst diese Regierung die Steuern wieder gesenkt hat! (Beifall bei der FPÖ.) 

Jetzt zu den Zahlen: Sie haben gemeint, wir haben auf die kleinen und mittleren Betriebe vergessen, wir machen Politik für die Konzerne. Wie schaut das aus? Meine Damen und Herren, 83 Prozent der GmbHs in Österreich beschäftigen weniger als 20 Mitarbeiter. Die Senkung der Körperschaftssteuer, die viel kritisieren, entlastet sozusagen 83 Prozent, genau die Klein- und Mittelbetriebe. (GR Friedrich Strobl: Das stimmt nicht!) Die Senkung der Einkommenssteuer entlastet wiederum jene 200 000 Betriebe, die Personengesellschaften sind. (GR Friedrich Strobl: Sie müssen sich schon vorher informieren! Das stimmt nicht! Das ist einfach falsch!)

Dazu ein Beispiel, Herr Kollege Strobl: Mit 80 000 EUR Jahresgewinn wird ein Betrieb, der die Hälfte seines Gewinns im Betrieb belegt, also reinvestiert, mit 8 000 EUR durch die Investitionsförderung entlastet. (GR Friedrich Strobl: Das schon, aber 7 Jahre muss das drinbleiben! Wer kann sich das leisten!) Dazu kommt dann noch die Tarifsenkung.

Herr Kollege Strobl, nehmen wir als Beispiel einen Kleinbetrieb, den Sie erwähnt haben, einen Kleinbetrieb, einen ganz kleinen, mit 10 000 EUR Gewinn. Dieser ganz kleine Betrieb erspart sich seit 1. Jänner 824 EUR, also 11 300 ATS Ersparnis. 

Oder ein anderer Betrieb, der schon 30 000 EUR Ge-winn macht, erspart sich 500 EUR, immerhin noch 7 000 ATS Ersparnis pro Jahr. Und, Herr Kollege Strobl, es stimmt daher einfach nicht, Herr Kollege Strobl, es stimmt daher einfach nicht, wenn Sie sagen, dass die Kleineren benachteiligt werden, vielmehr ist genau das Gegenteil richtig. Herr Kollege Strobl, und passen Sie jetzt auf, es ist das Gegenteil richtig. Bis zu einem Gewinn von 250 000 EUR pro Jahr ist die Rechtsform der Personengesellschaft, also der Klein- und Mittelbetriebe typischerweise, jetzt sogar günstiger besteuert und das bestätigen Ihnen alle Steuerexperten. Und die Steuerentlastung zeigt daher vor allem eines, was Sie nie geschafft haben, dass nämlich kleinere Einkommen und kleinere Gewinne, die dies auch am dringendsten benötigen, auch am stärksten entlastet werden und darauf sind wir ganz besonders stolz, Herr Kollege Strobl. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber Sie Sind auch unglaubwürdig als Vertreter einer Fraktion, die die Wirtschaftsförderung in Wien erst vor drei Jahren halbiert hat. (GR Friedrich Strobl: Kennen Sie nicht die Wirtschaftsförderung?) Sie sind unglaubwürdig als Vertreter einer Fraktion, die die Unternehmensgründungsaktion für kleine Betriebe überhaupt eingestellt hat, die die Gründungsaktion eingestellt hat und die ganze Verantwortung auf den Bund abgeschoben hat. (GR Christian Oxonitsch: So ein Blödsinn!) Sie sind unglaubwürdig als Vertreter einer Fraktion, deren Bürgermeister jetzt erst im Finanzausgleich acht neue zusätzliche Steuern gefordert hat.

Und, Herr Kollege Strobl, Sie sind vor allem auch unglaubwürdig als Vertreter einer Fraktion, einer Fraktion, deren Wirtschaftssprecher im Parlament Mazenetter heißt, Herr Kollege Strobl, (GR Christian Oxonitsch: Das ist Herr Matznetter, wenn Sie nicht einmal wissen, wie er heißt!) und der Herr Mazenetter will ja laut neuem SPÖ-Wirtschaftsprogramm genau diese kleinen Betriebe, die Sie jetzt hier verteidigen, höher besteuern. Und, Herr Klubobmann Oxonitsch, Herr Strobl, ich zitiere aus Ihrem neuen gültigen Wirtschaftsprogramm, ich gebe Ihnen das, schauen Sie sich das an, ich zitiere aus Ihrem neuen Wirtschaftsprogramm - die SPÖ schlägt vor, die Gewinne der Klein- und Mittelbetriebe mit der Kommunalabgabe zusätzlich zu belasten, (GR Friedrich Strobl: Entlasten, nicht belasten!) die Gewinne mit den Beiträgen zum Familienlastenausgleichsfonds zusätzlich zu belasten und dann kommen Sie hier heraus bei diesem neuen Wirtschaftsprogramm und sprechen auch noch von Entlastung, Herr Kollege. (GR Friedrich Strobl: Das ist falsch!) Sie sollten einmal selbst Ihr neues Programm lesen, meine ich (Beifall bei der FPÖ.) und ich meine daher, unsere Betriebe brauchen von Ihnen ganz sicher keine neuen Rezepte, keine Konzepte, sondern wir müssen ganz im Gegenteil unsere Betriebe vor Ihren Konzepten, vor Ihren Steuererhöhungsplänen in Schutz nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist der Herr Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Herr Kollege Schock hat eindrucksvoll bewiesen, wer am lautesten schreit, hat nichts zu sagen. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Heinz-Christian Strache: Ja, ja!) Und im Endeffekt kann man glücklich darüber sein, dass wenn er von “unsere Betriebe“ spricht, er sich noch einmal irrt. Denn bei der Wirtschaftskammerwahl - und alle Prognosen zeigen dies eindeutig - werden die Freiheitlichen auch bei der Wirtschaftskammerwahl auf Platz 4 abstürzen. Und in dem Sinn werden “unsere Betriebe“ im Sinne der FPÖ, nur mehr eine kleine Minderheit sein.

Aber er hat auch eindrucksvoll dokumentiert, dass er in Wirklichkeit, wenn es um Wirtschaftsförderung geht, um neues Wirtschaften, darauf setzt genau mit demselben neoliberalen Wirtschaftskonzept, das Österreich erst dahin gebracht hat, wo es jetzt steht, (GR Heinz-Christi-an Strache: Die Verschuldung der Vorregierung, gell!) und versucht, wieder mit noch mehr Neoliberalismus die Wirtschaft anzukurbeln. Das funktioniert nicht, Herr Schock. (StR DDr Eduard Schock: Das ist Krankreden!) Das funktioniert nicht, Frau Rothauer. Das große Problem, insbesondere bei den Klein- und Mittelbetrieben, ist die mangelnde Konsumnachfrage. 

Die Konsumnachfrage wird dann gesteigert, wenn es gelingt, das Einkommen in Österreich wirklich zu erhöhen. 
Und jetzt kommen wir zu der Frage, wer profitiert wo von Steuersenkungen. Und vielleicht ein Punkt, ein kleiner Exkurs nur zu den Gewinnsteuern für Unternehmer bei den Körperschaftssteuern. Wenn ich mir überlegen muss, wie unterstütze ich die Wirtschaft - wobei ich gerne vorweg schicke, es gibt nicht die Wirtschaft - es gibt Großkonzerne, Aktiengesellschaften, multinationale Kon-zerne, es gibt Klein- und Mittelbetriebe und dann gibt es sehr viele Menschen, die in Wirklichkeit in die Selbstständigkeit gedrängt werden und Einzelunternehmen führen - (GR Mag Alexander Neuhuber: Alle werden gebraucht!) aber wenn ich mir überlege, wie unterstütze ich gerade die Kleinen, dann muss ich mir Fördermaßnahmen suchen, die nicht am Gewinn ansetzen, weil für die Kleinunternehmer und die Kleinstunternehmer ist nicht die Frage des Gewinnes und die Besteuerung des Gewinnes in der Regel ihr Problem, denn die sind froh, wenn sie mehr recht als schlecht, mit kaum einem Gewinn, denn so ist ja die reale Situation in Wien wie auch in Österreich, überleben. (GR Mag Alexander Neuhuber: Aber die Kleinunternehmer werden auch von der Einkommenssteuer erfasst, und es wird auch für sie Erleichterungen geben!) Und bei denen, die relativ hohe Gewinne schon jetzt verschieben, da wird es noch weiter erleichtert.

Eine Senkung des Körperschaftssteuersatzes hat somit nichts anderes zur Folge, als dass die großen börsenotierten Unternehmen massiv entlastet werden und für all jene Unternehmen, die de facto überhaupt keinen Gewinn oder nur einen ganz geringen Gewinn machen, werden bei einer Gewinnentlastung, der Steuerentlastung der Gewinne, nicht zusätzliche Mittel frei, die tatsächlich investiert werden. 

Aber ich möchte auch noch auf einen zweiten Trugschluss zurückkommen, weil ja insbesondere die Spitzen der ÖVP momentan der Flexibilisierung der Arbeitszeit und dem Lohnraub wirklich Wort reden. Sie wollen, dass in Hinkunft Menschen 60 Stunden in der Woche um weniger Geld arbeiten als bisher. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Wie kommen Sie denn auf die Idee!) Ja, glauben Sie im Ernst, dass wenn Menschen jetzt länger arbeiten müssen um weniger Geld, dass man damit die Konsumnachfrage steigert. Sie haben bei dieser selbst nicht aufgepasst und sind wahrscheinlich selbst Teil der PISA-Studie, denn all jene, die sagen, mit Arbeitszeitverlängerung schaffe man Arbeitsplätze, sind Teil der PISA-Studie, die uns bei Mathematik auf eine schlechtere Stufe gebracht hat. Das kann nicht gehen, es ist die Quadratur des Kreises, die Sie wollen, wenn man länger um weniger Geld arbeitet, dass Arbeitsplätze geschaffen werden.

Und in diesem Sinne, Frau Kollegin Rothauer, würde ich Sie ersuchen, - insbesondere wo wir ja alle wissen, dass es der Wirtschaft nur dann gut geht, wenn es allen gut geht - (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ja, da bin ich derselben Meinung!) sich diesen Spruch nämlich wirklich einmal zu überlegen. Es heißt, geht es allen gut, dann geht es der Wirtschaft gut, aber nicht umgekehrt, geht es der Wirtschaft gut, dann geht es allen gut. Nur wenn es allen gut geht, geht es der Wirtschaft gut. 

Damit es aber allen gut geht, müssen mehr Arbeitsplätze geschaffen werden, damit es allen gut geht, muss die Inlandsnachfrage gesteigert werden, und das geht sicher nicht mit einer Arbeitszeitverlängerung, sondern das ginge mit einer Arbeitszeitverkürzung und das ginge vor allem, wenn sich insbesondere auch einmal die ÖVP auf Europäischer Ebene dafür einsetzt, dass die großen Steuervermeidungsmodelle der Großkonzerne endlich einmal eingeschränkt werden, dass Unternehmer, Großunternehmen, ihrer sozialen Verantwortung, nämlich der Verantwortung des Steuerzahlens tatsächlich wieder nachkommen - jeder Einzelne von uns zahlt Steuern, nur die Großunternehmer wollen das nicht - und dann könnten wir gemeinsam die Klein- und Mittelbetriebe tatsächlich fördern und die Strukturen so verändern, dass wir wieder eine blühende Wirtschaft haben. Ich danke Ihnen sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Pfeiffer. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Schade, dass Herr Kollege Margulies schon aufhören musste, denn weitere Themen von ihm hätten uns sehr genützt. 

Es scheint aber auch eine Gesetzmäßigkeit für die Auswahl von Themenflops zu geben und diesmal ist die SPÖ dran. So gründlich und final, wie Sie sich heute das falsche Thema ausgesucht haben, da gehört schon viel dazu, und mich erinnert das an das Sprichwort: "Es genügt nicht, keine Idee zu haben, man muss auch noch unfähig sein, sie auszusprechen." (GR Harry Kopietz: Wie die ÖVP!)
Vielleicht haben Sie sich auch gutherzig gedacht, nun da ist ja Anfang März die Kammerwahl, da geben wir unserem Junior, dem sozialdemokratischen Wirtschaftsverband, einmal die Chance, in die Charts zu kommen. Freier Wirtschaftsverband darf er sich ja nicht mehr nennen, (GR Friedrich Strobl: Wollen wir uns nicht mehr nennen!) seit er sich Sozialdemokratischer nennt, aber gut gemeint ist halt das Gegenteil von gut gemacht, und ich werde Ihnen gleich zeigen, warum das so ist: 

Ihr Thema "Wiens Betriebe leiden unter der Steuer‑ und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung" ist absolut verfehlt. Warum? Österreichs Wirtschaft geht es besser als je zuvor. (GR Friedrich Strobl: Wer ist bei Ihnen die Wirtschaft!) Im Ranking haben wir die Bundesrepublik überholt, wir haben die größte Steuerreform dieser Republik, die zur Hälfte der Wirtschaft zugute kommt. Den Presseartikel über das Urteil der deutschen Zeitungen, die ein einziges Lob für uns zum Ausdruck bringen, werden Sie ja noch vor Ihrem geistigen Auge haben. (GR Friedrich Strobl: Wer ist die Wirtschaft!) Ich beschäftige mich nicht mit Zwischenrufen, ich habe zu wenig Zeit dafür. Die Exportzahlen überpurzeln sich im Trend nach oben, österreichische Unternehmen kaufen im ganzen mitteleuropäischen Raum große und größte Betriebe dazu. Sie sind in vielen Bereichen Marktleader in den neuen EU‑Staaten, (GR Friedrich Strobl: Dass man die Klein- und Mittelbetriebe behindert!) es gibt mehr Arbeitsplätze in unserem Land als je zuvor. (GR Harry Kopietz: Immer verfehlt er das Thema!) Aber laut SPÖ, Wiens Betriebe leiden. Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, Wiens Betriebe leiden, aber unter Ihrer selbstherrlichen SPÖ-Alleinregierung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Fünf österreichische Regionen sind unter den Top Twenty in der EU. Die Region Wien ist allerdings auf dem Platz 35. Sechs österreichische Städte sind unter den Top Ten in der EU. Linz, Graz, Salzburg, Wels, Innsbruck, sogar St Pölten, aber Wien rangiert auf dem Platz 22, was Wirtschaftskraft und Performance betrifft. 

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Wiener Betriebe leiden, aber unter Ihrer selbstherrlichen SPÖ-Alleinregierung. (Beifall bei der ÖVP. - GR Friedrich Strobl: Da blamieren Sie sich, informieren Sie sich besser!)
Allein in Döbling sind in den vergangenen 30 Jahren über zehn Großbetriebe abgesiedelt und nach Niederösterreich gegangen. Gräf & Stift, Gebauer & Griller, Kotany, Bensdorp, Wenzel & Hartl, und viele andere mehr, ich könnte sie Ihnen aufzählen. Sie haben sie einfach ziehen lassen. Dadurch fehlen Arbeitsplätze, dadurch fehlt die Kaufkraft, dadurch fehlt die Wirtschaftskraft. Die leiden jetzt allein in Niederösterreich weniger unter der Bundesregierung als sie in Wien gelitten hätten. Ja, Sie haben vor 20 und 30 Jahren diese Betriebe nicht nur ziehen lassen, Sie haben sie auch noch kräftig unterstützt bei ihrem Umzug.

Erstens: Die Wiener Verkehrspolitik ist wirtschaftsfeindlich, wie Ihre ganze sonstige Politik ja auch. Kunden und Lieferanten werden behindert und bestraft. Die Parkraumbewirtschaftung ist nur für die Dauer-Laterndlparker da. Den Wirtschaftsverkehr werden in Zukunft die Radfahrer machen, wenn die LKW-Fahrverbote in den Bezirken angedacht sind. Die Betriebe müssen einen bürokratischen Hürdenlauf auf sich nehmen, wenn sie Pauschalbewilligung fürs Parken brauchen und für die Kunden der kleinen und kleinsten Nahversorgerbetriebe war Ihre Stadtregierung nicht einmal fähig, eine unbürokratische Parkscheibe und ein kostenloses SMS‑Parken für 10‑Minuten‑Parker zu ermöglichen. Ein Trauerspiel und ein Armutszeugnis.

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, Wiens Betriebe leiden, aber unter Ihrer selbstherrlichen SPÖ-Alleinregierung. (Beifall bei der ÖVP. – GR Friedrich Strobl: Sie, das ist ja arg!)
Zweitens: Die übergeordnete Kommunalbürokratie ist wirtschaftsfeindlich wie Ihre sonstige Politik auch. Allein die Betriebsanlagenüberprüfungen - ich war 13 Jahre lang mit dabei - zeigen eine Hoheitsverwaltung mit dementsprechenden Umgangsformen. Neubau, Umbau, Be-triebserweiterungen werden zu sündteuren Spießrutenläufen gerade für die kleinen und kleinsten Betriebe. (GR Christian Oxonitsch: Wir sind in der Zweiten Republik und Sie reden von der Ersten!) Ja, meine Damen und Herren, Wiens Betriebe leiden, aber unter Ihrer selbstherrlichen SPÖ-Alleinregierung.

Drittens: Die rückläufige Investitionsquote dieser Stadt. Jahr um Jahr stagniert diese Quote unter dem Niveau von 2000 und war in drei von vier Jahren noch rückläufig, Herr Kollege. Das spüren alle Betriebe, nicht nur die kleinen. Und das Ergebnis ist die Zunahme von 30 000 Arbeitslosen während der Regierung Häupl.

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, Wiens Betriebe leiden, aber unter Ihrer selbstherrlichen SPÖ-Alleinregierung. (GR Friedrich Strobl: Wir haben jedes Jahr die meisten Betriebsgründungen in Wien, wissen Sie das nicht!) 

Viertens: Die Widmungswillkür. Immer mehr Betriebe werden aus der Stadt geekelt, weil ihre Hinterhöfe durch die Flächenwidmungspolitik entkernt werden, sie dadurch keine Erweiterungsmöglichkeiten haben und abwandern müssen. (GR Friedrich Strobl: Das ist alles ganz falsch!) Ich hätte noch so viele Beispiele, wahrscheinlich für eine ganze Stunde, aber ich sage es Ihnen, das Geld, das für bessere Rahmenbedingungen eingesetzt werden sollte, wird in unüberschaubaren Ein-richtungen verplempert, in –zig anderen Vereinen und zur Hege und Pflege vorgeblich sozialer oder sonst welcher Seilschaften sozialistischer Funktionäre, und die Wiener Wirtschaft leidet. (GR Harry Kopietz: Wir leiden unter der ÖVP-Regierung!) 
Dieses Thema, meine sehr geehrten Damen und Herren, wird... 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zum Schluss kommen!

GR Gerhard Pfeiffer (fortsetzend): Es fällt einem leider viel zu viel ein. Meine sehr geehrten Damen und Herren, Wiens Betriebe leiden unter Ihrer Stadt‑ und der SPÖ‑Politik, die uns ihren einseitigen Willen aufdrückt seit dem Jahre 1920. (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Das ist das Problem, dass die Parkscheiben eingesetzt werden können!) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Ebinger, bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

In dem Titel dieser Aktuellen Stunde steht: “Klein‑ und mittelständische Unternehmen leiden unter der Steuer- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung.“ Es ist für mich nicht nachvollziehbar. Wie schaut die Realität aus, Herr Kollege Strobl? Die Steuerreform 2005 bringt Senkung der Körperschaftssteuer mit einer Nettoentlastung von einer Milliarde, davon profitieren 100 000 Un-ternehmen. Größtenteils Klein‑ und Mittelbetrieben bringt die begünstigte Besteuerung nichtentnommener Gewinne bis 100 000 EUR einen Vorteil, und davon profitieren klein- und mittelständische Unternehmen. (GR Christian Oxonitsch: Sie wissen ganz genau, dass das nicht so ist!) Die Abschaffung der 13. Umsatzsteuervorauszah-lung, die Minister Lacina eingeführt hat, und nicht zuletzt die Entlastung, die allgemeine Entlastung, die Senkung der Lohn‑ und Einkommensteuern, die Abschaffung von Bagatellesteuern, Schaumweinsteuer, all das entlastet auch Klein‑ und Mittelbetriebe. (GR Christian Oxonitsch: Das glaubt nicht einmal Ihr Finanzminister!) Und all das bezeichnet die SPÖ als Leiden.

Meine Damen und Herren, wir kennen genau die Wichtigkeit der klein‑ und mittelständischen Unternehmen. Wir wissen, dass sie den größten Teil der österreichischen Wertschöpfung besorgen, dass sie den größten Teil der Arbeitsplätze sichern und dass sie mit ihrem Steueraufkommen entscheidend zur Erhaltung der Standardqualität Österreichs beitragen. Deswegen die Steuerreform. 

Und was haben Ihre Genossen gemacht bei der Abstimmung? Die haben gegen die Entlastung gestimmt. (GR Johann Driemer: Die ist zu gering!) Und Sie haben die Entlastung abgelehnt und jetzt wird gelitten, Herr Driemer, jetzt wird gelitten. 

Schauen Sie doch einmal nach Europa. Nehmen wir die “Neue Zürcher Zeitung“, die spricht vom Erfolgsmodell Österreich und es sei eines der reichsten Länder der Welt. Sie sagt aber auch, dass die Sozialdemokraten Reformen bis zur Wende der Regierung blockiert haben, ja blockiert. 

Oder nehmen wir diese EU-weite Studie des deutschen Managermagazins: Österreich hat Deutschland überholt, niedrigere Körperschaftssteuer, höheres Wirtschaftswachstum, geringere Arbeitslosenquote, höhere Wirtschaftsleistung pro Kopf, (GR Driemer: Höhere Arbeitslosigkeit!) speziell durch die Politik der letzten Jahre, durch eine blau-schwarze Politik. Die Österreicher sind mittlerweile um 12 Prozent reicher als die Deutschen. Und warum? Weil wir besser wirtschaften als Rot-Grün. All das ist für Sie Leidensdruck. (GR Friedrich Strobl: Wie ist aber der Reichtum verteilt!)

Wissen Sie eigentlich, was wirklich Leiden ist? 30 Jahre sozialistischer Schuldenpolitik, das ist Leiden. (Beifall bei der FPÖ.) Die Unfähigkeit der SPÖ zu echten Reformen. Blockieren. Allein in der Zeit von 1995 an haben Sie durch Sparpakete den Österreichern 150 Mil-liarden ATS aus der Tasche gezogen. Das haben Sie alles verdrängt, mittlerweile gibt es nur die böse schwarz‑blaue Regierung. 

Aber ich erinnere Sie, Sie haben die Kinderbeihilfe reduziert, den Karenzanspruch auf 18 Monate reduziert, die Freifahrt für Studenten gestrichen, die Geburtenbeihilfe gestrichen, den Selbstbehalt für Schülerfreifahrten gestrichen, Sie haben die Notstandsbeihilfe gekürzt, das Mautpickerl eingeführt, die Kapitalertragssteuer erhöht, die Absetzbarkeit für Sonderausgaben reduziert, Sie haben die Sozialversicherungspflicht für Werkverträge eingeführt, die Überstunden steuerpflichtig gemacht, die Bausparprämie gekürzt, Stempelmarkengebühren gekürzt und das, was alles auf kommunaler Ebene an Belastung gekommen ist, will ich gar nicht mehr extra erwähnen. 

Sie haben in 30 Jahren Sozialismus täglich 13 Millio-nen EUR neue Schulden angehäuft und Sie haben uns ein Land mit einem völlig desolaten Budget übergeben (GR Friedrich Strobl: Wissen Sie, wie die Budgetentwicklung jetzt ist?) und jetzt haben Sie die Stirn, uns zu beschimpfen, weil wir dieses Land saniert haben, weil wir Österreich zu einem internationalen Vorbild gemacht haben, (GR Harry Kopietz: Nicht einmal die FPÖ habt Ihr saniert!) weil wir selbst den immer wirtschaftlich übermächtigen Nachbarn Deutschland überflügelt haben. Und warum haben wir das, weil wir - (GR Harry Kopietz: Nicht einmal die FPÖ habt Ihr saniert!) Herr Professor, passen Sie auf - weil wir Reformen gemacht haben und nicht blockiert haben, wie das die Manier der SPÖ ist. (GR Johann Driemer: Umverteilungen zugunsten der Reichen, das macht Ihr!) Wir haben ein Recht auf Leidensdruck, nicht Sie. Und nachdem ich... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das glaube ich!) Jetzt, Herr Margulies, Ihre These haben Sie ja heute eindrucksvoll widerlegt, dass jemand, der leise redet noch weniger zu reden hat als einer, der laut redet, also seien Sie bitte ruhig.

Ich habe noch ein bisschen Zeit. Deswegen kann ich auch noch kurz auf das eingehen, was sonst noch im Titel steht. “Wirtschaft braucht Zukunft, wirtschaftspolitische Konzepte sind notwendig.“ Da habe ich mir gedacht, ich schaue einmal auf die Homepage des nunmehr Sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes Wien. Sie kennen das vielleicht - weiß ich nicht - diese ganzen Dinge, die man hier ankreuzen kann. Ich habe mir nur ein paar herausgenommen, was nicht heißt, dass die anderen aktueller sind, aber schauen wir einmal unter Klein- und Mittelbetriebe. Letzter Eintrag: März 2004. Schauen wir unter KMU, das ist nämlich dort etwas anderes, die Klein‑ und Mittelständischen, letzter Eintrag: 2003. Schauen wir unter Ladenöffnungszeit, letzter Eintrag: 2003. Schauen wir unter Nahversorgung, letzter Eintrag 2002. Schauen wir unter sozialdemokratisches Programm zur Konjunkturbelebung – letzter Eintrag 2003. Schauen wir unter Entwurf Wirtschaftsprogramm der SPÖ, (GR Friedrich Strobl: Sie müssen genauer recherchieren!) da haben wir bitte – es muss ja bitte wieder aufwärts gehen – seit 17. September diskutieren Sie mit uns den Entwurf. 

Meine Damen und Herren, Sie wollen eine gestaltende Kraft sein? Sie können nicht einmal Ihre eigene Homepage gestalten! (Beifall und Heiterkeit bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Petrides, bitte! Die letzte Wortmeldung zur Aktuellen Stunde.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Frau GRin Vassilakou hat darauf aufmerksam gemacht - völlig richtig wie ich meine -, dass kurz vor den Wirtschaftskammerwahlen die Klein- und Mittelbetriebe von allen Fraktionen entdeckt werden. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Das gilt auch für Sie!) Der Unterschied ist nur, dass vor allem die ÖVP, der ÖVP Wirtschaftsbund, die Liebe immer nur ein paar Wochen vor der Wahl kundtut, um schon kurz nach der Wahl wieder mit Großkonzernen und Großunternehmen Hochzeit zu feiern. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich sage Ihnen ein Beispiel dazu: In den vergangenen fünf Jahren hat der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband mehrmals Anträge gestellt, um die Situation für UnternehmerInnen zu verbessern. Und der ÖVP-Wirtschaftsbund, gemeinsam mit den Freiheitlichen Wirtschaftsvertretern, hat diese Anträge immer abgelehnt. (GR Harry Kopietz: Hört, hört!)
Jetzt kurz vor der Wahl plakatieren Sie genau diese Vorschläge, denen Sie schon viele Male hätten zustimmen können. Hier geht es um konkrete Problemlösungen für UnternehmerInnen, die durch viele zusätzliche Belastungen immer noch benachteiligt sind. Ich möchte ein paar Beispiele bringen, vielleicht als erstes die Frauen. Frauen sind insofern benachteiligt, sofern sie Kinder zu betreuen haben, vielleicht kranke Familienmitglieder zu betreuen haben, denn dann müssen sie sich oft leider entscheiden. Gehe ich ins Geschäft, bleibe ich zu Hause und betreue die Familie. Es sind Unternehmerinnen, die vielleicht allein im Geschäft stehen, die vielleicht nur ein oder zwei Beschäftigte haben. Im Krankheitsfall sind sie immer gefordert. 

Eine Steuerreform, wo nach dem In-Kraft-Treten dieser Steuerreform bei einem großen internationalen Konzern ein Mitarbeiter mehr Steuern bezahlt als der gesamte Konzern, meine sehr verehrten Damen und Herren, das kann nicht richtig sein. 

Die sozialdemokratische Wirtschaftspolitik bedeutet, dass der Mensch und nicht ausschließlich das Kapital im Mittelpunkt steht. Danke! (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, somit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen viermal Grün, sechsmal ÖVP, achtmal Freiheitliche eingelangt sind. Vor Sitzungsbeginn sind vom Klub der ÖVP fünf, vom Klub der Freiheitlichen eine, vom Klub der Sozialdemokraten keine Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von Frau GRin Susanne Jerusalem wurde ein Antrag betreffend Wiener Armutsbericht eingebracht. Das Verlangen um dringliche Behandlung dieses Antrages wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Besprechung des Dringlichen Antrags vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung des Dringlichen Antrags unterbrochen.

Frau Renate Winkelbauer hat mit Wirkung vom 24. Februar 2005 auf ihr Mandat im Gemeinderat der Stadt Wien verzichtet. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das dadurch freigewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Partei des Wiener Landtags und Gemeinderates, Herrn Karl Dampier, in den Gemeinderat berufen. 

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. 

Ich ersuche nun Herrn GR Wagner, die Gelöbnisformel zu verlesen und das neue Gemeinderatsmitglied auf meinen Aufruf hin, das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe!" zu leisten. Bitte um Verlesung!

Schriftführer GR Kurt Wagner: Ich gelobe der Re-
publik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich gelobe!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön und begrüße dich wiederum hier im Haus! (Beifall von allen Fraktionen, einige GRe gehen zu GR Dampier, um ihm zu gratulieren.)
Ich darf an dieser Stelle noch einmal Kollegen Dampier recht herzlich gratulieren. Ich möchte jedoch die Gelegenheit wahrnehmen, der Frau Bezirksvorsteherin Renate Winkelbauer, seit 24 Stunden Bezirksvorsteherin, recht herzlich zu gratulieren. Kollegin Winkelbauer war seit 1989 Mitglied des Gemeinderates und ihre unmittelbaren Spezialgebiete waren die Kultur, die Wissenschaft, die Frage des Altstadterhaltungsfonds, die Frage der Verkehrsflächen und auch die Frage des Gemeinderatsausschusses Stadtentwicklung und Verkehr. Ich möchte dir, liebe Renate, recht herzlich danken für die mehr als 15-jährige Zeit, die du hier in diesem Haus verbracht hast. Ich möchte dir danken, vor allem für dein Engagement in Fragen der Kultur, aber auch in Fragen von Stadtteil-Management, denn die Ursprungsinitiative LIDO zur Schaffung von Arbeitsplätzen für Jugendliche ist von einem Baby zu einem sehr ausgewachsenen Projekt geworden, und dafür auch recht herzlichen Dank. Und für die neue Funktion alles Gute und viel Erfolg! (Beifall von allen Fraktionen. Viele GRe blicken dabei zur Galerie hinauf, wo sich Frau Bezirksvorsteherin Renate Winklbauer befindet.)
Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 3 und 4, 9 und 10, 12, 14 bis 16, 18, 23 bis 28, 30 bis 32, 34, 36, 39, 41 bis 45, 47 bis 49, 52 bis 55, 59 bis 61, 63, 65, 67 bis 71, 73 und 76 bis 79, gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn der Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre gemäß § 26 der Stadtverfassung diese als angenommen und stelle auch fest, dass die notwendige Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Post Nr 66 zum Schwerpunkt-Verhand-lungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 66, 51, 37, 38, 40, 46, 50, 29, 33, 35, 72, 81, 82, 57, 58, 62, 64, 80, 56, 17, 19, 20, 21, 22, 74, 75, 2, 5, 6, 7, 8, 11 und 13. Die Postnummern werden in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gebracht. 

Bevor wir nun zur Postnummer 1 kommen, möchte ich nur etwas bekannt geben, damit es hier im Hause nicht interne Emotionalitäten gibt. Sie werden bemerken, dass bei den Freiheitlichen einige Sitze frei sind. Diese Sitze beim Klub der Freiheitlichen werden frei bleiben, nicht weil die Freiheitlichen hier nicht anwesend sein wollen, sondern weil es in den Reihen des Liberalen Klubs ein Begräbnis gibt und einige Mitglieder des Hauses bei diesem Begräbnis unbedingt anwesend sein mussten und wollen, und das auch tun. Das bitte nicht misszuverstehen.

Wir kommen nun zu Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl der zweiten Vorsitzenden des Wiener Gemeinderates, sowie Wahlen von Schriftführern. 

Bevor wir über die vorliegenden Wahlvorschläge abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung unter Postnummer 1 vorgesehenen Wahlen am Sitz durch Heben der Hand vorzunehmen. Sind Sie damit einverstanden, so bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Ich danke für die Einstimmigkeit. 

Frau Renate Winkelbauer hat ihre Funktion als Zweite Vorsitzende des Gemeinderates zurückgelegt. (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe nicht aufgezeigt!) Wir haben nur abgestimmt über das Prozedere, wie wir abstimmen, nicht mehr. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats schlägt für die Funktion der Zweiten Vorsitzenden Frau GRin Inge Zankl vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Vorschlag ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen. 

Frau GRin Inge Zankl ist durch ihre Wahl zur Zweiten Vorsitzenden, zu der ich herzlichst gratuliere, (Beifall bei der SPÖ.) als Schriftführerin ausgeschieden. Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags schlägt für diese Funktion Frau Mag Sybille Straubinger vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die das unterstützen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls mehrstimmig so angenommen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Frau GRin Ingrid Lakatha hat ihre Funktion... (GR Dr Herbert Madejski: Ich möchte mich zur Geschäftsordnung melden!) Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! 

Es dürfte sich bei der Abstimmung vorhin ein Irrtum ergeben haben, oder es ist die Hand nicht so richtig hinauf gekommen. Aber ich habe sicherheitshalber die Hand relativ oben gehabt. Vielleicht haben wir missverstanden, was abgestimmt worden ist. Selbstverständlich haben wir der GRin Zankl zugestimmt, dass sie Vorsitzende wird. (Beifall bei der SPÖ und der FPÖ. – GR Harry Kopietz: Sehr gut!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke für die Klarstellung und entschuldige mich für meinen Sehfehler. Gut, ich danke für die Klarstellung. Wir werden das im Protokoll natürlich entsprechend vermerken, das ist keine Frage.

Frau GRin Ingrid Lakatha hat ihre Funktion als Schriftführerin zurückgelegt. Der ÖVP‑Klub schlägt für diese Funktion Herrn GR Dr Wolfgang Aigner vor.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Herr Dr Aigner, viel Vergnügen bei dieser neuen Funktion. (GR Dr Herbert Madejski: Ich stimme auch mit, ich habe nur die Schulter verletzt!) Sie sind der Jüngste, der raschest auf diesen Sessel kommt. (GR Heinz Hufnagl: Eine Blitzkarriere!)

Herr GR Mag Christoph Chorherr hat seine Funktion als Schriftführer zurückgelegt. (Heiterkeit im Saal. – GR Harry Kopietz: Keine Mehrheit bekommen? – Anhaltende Heiterkeit.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, kommen wir zum Ernst der Sache. Wir wissen, dass der Grüne Klub die Rotation hat, wir haben nur die Rotationsgeschwindigkeit unterschätzt. (Große Heiterkeit im Saal.)

Der Grüne Klub schlägt für diese Funktion jetzt einen Mathematiker vor, Herrn GR Dipl Ing Margulies. (Große Heiterkeit im Saal.)

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Diese Abstimmung ist mehrstimmig über die Bühne gegangen. (Anhaltende Heiterkeit.)

Nach diesem kleinen gruppendynamischen Prozess werden wir bei dir, lieber Martin, die Rotationsgeschwindigkeit, nachdem du Mathematiker bist, ganz genau beobachten. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 66 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Bericht 2003 und 2004 zum Klimaschutzprogramm der Stadt Wien, und ich ersuche den Berichterstatter, Herrn GR Hufnagl, die Verhandlung einzuleiten. Herr Hufnagl, bitte. (GR Johann Hatzl: Schnäuzen wird er sich doch noch dürfen!) 
Berichterstatter GR Heinz Hufnagl: Ich bitte, den zweiten Bericht der Klimaschutz-Koordinationsstelle im Wiener Gemeinderat positiv zu debattieren und zum Beschluss zu erheben. Herzlichen Dank.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Die Debatte ist somit eröffnet. Herr GR Mag Maresch, bitte. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vorsitzender zumindest des Umweltausschusses! (Heiterkeit im Saal.)

Natürlich, von vorn herein klar – es ist ein bisserl eine Unruhe im Saal – offensichtlich ist der Klimaschutzbericht nicht so wahnsinnig interessant für viele andere, aber trotzdem, wir stimmen dem Klimaschutzbericht natürlich zu, und ich möchte von vornherein gleich am Anfang sagen, der Klimaschutzbericht ist eine der wirklich ganz tollen Arbeiten, die bisher in diesem Haus hier vorgelegen sind. 

Vielen, vielen Dank der Frau Mag DDr Fohler-Norek, weil das war wirklich ein gutes Stück Arbeit und würde sich auch – das sage ich gleich einmal dazu – etwas mehr Aufmerksamkeit verdienen.

Aber dazu jetzt noch einmal: Es ist bewundernswürdig wie eine wirklich kleine, feine Stelle der Stadt Wien so viel erreichen konnte in doch einer relativ kurzen Zeit, und zwar vor allem bei der Veränderung des Bewusstseins in Richtung Klimaschutz und Kyoto.

Und da kann man nicht oft genug sagen, wirklich, wirklich tolle Leistung von Frau DDr Fohler-Norek und ihrem Team. (Beifall bei den GRÜNEN.) Nun aber jetzt noch einmal, wirklich! Das ist einmal das Erste. 

Das Zweite ist, wenn man sich den Bericht allerdings genauer anschaut, dann sind natürlich da schon einige Dinge, die uns GrüneN nicht so wirklich gefallen. Neben all diesem vielen Positiven, das in vielen Ressorts passiert, gibt es schon einige saure Drops, die da drinnen stecken. Aber zunächst einmal zum Positiven:

Im Bereich Wohnen und im Bereich Energie ist doch einiges passiert, das man durchaus sehr hervorstreichen muss. Es ist zum Beispiel so, es gibt eine Arbeitsgruppe zum Energiesparkonzept, eine tolle Initiative mit sehr viel Hirnschmalz von allen Parteien da drinnen, und da ändert sich hoffentlich auch einiges. Sehr viel Engagement, wenn auch zumindest laut Statistik Austria in Wien die Ölheizungen leicht zugenommen haben und man sich das noch einmal anschauen sollte und die ÖVP sich vielleicht einmal überlegen sollte, ob es wirklich gescheit ist, permanent zu sagen, alte Ölbrenner durch neue zu ersetzen, anstatt in Wirklichkeit durch alternative Energieformen. Wäre vielleicht doch gescheiter, man würde durchaus auch auf diese Dinge schauen.

Wichtigster Punkt aber für uns - und da liegt noch immer einiges im Argen - ist der Teil zum Verkehr. (Zwischenruf von GR Robert Parzer.) Robert, du bist, glaube ich, eh später dran. (GR Robert Parzer: Jawohl!) Eben, jetzt machen wir keine Kommunikation so, sondern eventuell so. 

Abgesehen davon, ich denke mir, es kann ja durchaus sein, dass da dann die Rauchfangkehrerei des Herrn Umweltsprechers der ÖVP eine wichtige Rolle spielt. Faktum ist, Ölbrenner sind durchaus zu ersetzen durch zum Beispiel alternative Heizungen. Das gibt es ja, oder nicht, ja, das geht schon. (GR Rudolf Klucsarits: Was soll das!)
Kommen wir noch einmal zur Sache zurück Verkehr und zwar... (GR Rudolf Klucsarits: Das ist doch absurd!) Also doch Ölbrenner. (GR Rudolf Klucsarits: Eine unwesentliche Bemerkung!) Warum? (GR Rudolf Klucsarits: Was habe ich als Rauchfangkehrer da zu sagen!) Sie haben vor kurzem zum Feinstaub auch geredet, ich habe das interessant gefunden oder nicht, weiß ich jetzt nicht, aber lassen wir das beiseite. (GR Rudolf Klucsarits: Das ist Polemik!) Ja, okay, gebe ich Ihnen zu, war leicht polemisch, gebe ich ehrlich zu. Ich bin eh schon wieder ganz still und sage nichts Polemisches mehr zu Ihnen, zumindest in den nächsten fünf Minuten nicht.

So, jetzt noch einmal zum Verkehr, da liegt für uns ganz viel im Argen. Der Masterplan Verkehr wird da natürlich ganz groß geschrieben, aber im Masterplan Verkehr steht leider Gottes auch drinnen, Ziel ist eine 5-prozentige Reduktion des CO2-Ausstoßes in der Stadt. Wenn ich mich nicht täusche, hat die Republik, die da noch viel säumiger ist, um Vieles säumiger ist als die Stadt Wien, doch immerhin 13 Prozent unterschrieben, und wenn sich die Stadt Wien ein bisserl mehr als 5 Pro-zent beim Verkehr vornehmen würde als die da drinnen stehenden, dann ist es möglicherweise down-gesized und realistisch, aber noch immer nicht wirklich gut.

Interessant ist übrigens beim Klimaschutz in Wien, dass es offensichtlich eine unterschiedliche Berechnungsgrundlage gibt zwischen dem Umweltbundesamt, denn das Umweltbundesamt spricht von einem Plus von 10,8 Prozent und die Stadt Wien spricht von einem Minus von 3 Prozent. Das wäre interessant, wenn man das nachvollziehen könnte. 

Einer der Gründe – und der steht auch drinnen – ist, dass in Wien ansässige Betriebe offensichtlich auch für Wien gerechnet werden und dort sozusagen ein Plus an Verbrauch auftritt. Faktum ist aber, wenn man sich das genau anschaut, da kann das schon dafür sprechen, dass im Transport in Österreich, nicht nur in Wien, aber im Transportgewerbe sich einiges verändert hat und viel mehr LKW-Transport stattfindet als Bahntransport. 

Aber jetzt noch einmal zurück zum Verkehr. Da liegt es wirklich ganz, ganz im Argen. 

Noch einmal, also: Was schaut da für uns nicht so toll aus da drinnen.

Punkt 1, so steht im Masterplan drinnen, dass hochrangige Verkehrswege in Wien auszubauen sind. Wenn man es sich genau anschaut, wird die Donaustadt als 22. Bezirk beglückt von insgesamt fünf Autobahnen und Schnellstraßen, demnächst. Die Lobau-Autobahn, sprich die Lobau-Querung, S1 – Nord-Ost-Umfahrung, je nach politischer Couleur, die Verlängerung der A22, die B8a, die Marchfeld-Autobahn, eines der Lieblingsprojekte des Herrn Landeshauptmanns von Niederösterreich, die Umfahrung Süßenbrunn, sprich S2, ist in Wirklichkeit keine kleine Umfahrung, sondern eine Autobahn und die B3d, eine Entlastungsstraße ursprünglich, würde dann als so genannte Schnellstraße ausgebaut werden, vier Streifen.

Punkt 2: Es steht drinnen, dass die SUPer-NOW ein wichtiges Projekt war – das sehe ich auch so -, aber 
die SUPer-NOW sagt auch, dass nach Autobahnaus-
bau 35 000 Autos mehr nach Wien herein kommen. 35 000 Autos mehr heißt 35 000 Autos erzeugen mehr CO2-Ausstoß, erzeugen mehr Feinstaub, erzeugen mehr Lärm, erzeugen mehr Ozon-Vorläufersubstanzen. Das kann nicht wirklich sozusagen das Gute sein. 

Interessant ist, bei den Verkehrsmeidungsmaßnahmen beschränkt sich leider Gottes auch der Klimaschutzbericht vor allem auf das Bewerben von Wohnstraßen, sicher eine gute Sache, wenn man es kontrollieren würde. 

Und zweitens, die Parkraumbewirtschaftung. Parkraumbewirtschaftung, auch eine gute Sache. Das Problem war nur, mit der Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung hapert es ein bisschen. Ich glaube, zwei Jahre hat man gebraucht, um ein Landesgesetz nicht zu bekommen, nämlich nicht zu bekommen, und zwar für das Parken rund um die Stadthalle. 

Jetzt ist herausgekommen eine Kurzparkzone, und das nur als Pilotprojekt. Da glaube ich, ist die Stadtverwaltung ein bisschen, nun nicht säumig, aber ich sage einmal, wenn es schon eine absolute Stadtregierung gibt, dann sollte Sie sich auch mehr trauen. Mehr Mut in dem Fall könnte nicht schaden. Und weiters, wenn man sich anschaut, wird propagiert Rad Fahren gegen die Einbahn und flächendeckendes Tempo 30. Wenn man sich anschaut die Bezirke, wo es flächendeckendes Tempo 30 gibt. Meines Wissens im 9., im 6., im 7. und das war es dann schon flächendeckend. Eine große Initiative war es wohl nicht bis jetzt. 

Nächster Punkt: Rad Fahren gegen die Einbahn. Vor einigen Jahren hat es eine rot-schwarze Landesregierung gegeben, da hat man zwei Musterbezirke für das Rad Fahren ermittelt. Der eine war der 9., und der andere war der 13. Im 9. ist Rad Fahren gegen die Einbahn überall möglich. Das war damals durchaus ein Projekt, wo SPÖ und Grüne gemeinsam etwas getan haben. In Hietzing gibt es das aber meines Wissens nicht, diesen Radfahrmusterbezirk. Aber die Hietzinger werden uns das schon mitteilen, dass man dort überall Rad Fahren gegen die Einbahn kann. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber geh!) Und überall Tempo 30. Und überhaupt Verkehrsberuhigung wird in Hietzing größt geschrieben. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber nicht gegen die Einbahn!) Der Herr Kollege Gerstl wird uns das alles mitteilen, der würde sogar mit einer Seilbahn über den Wienfluss fahren, oder täusche ich mich da. Nein, ich glaube ein Sessellift war es. Eines der herausragenden Ergebnisse der ÖVP Verkehrspolitik ist ein Sessellift zur Shopping City Süd und ein Sessellift zur Shopping City Gerstl im Auhof. Das ist das einzige, was Ihnen eingefallen ist zu dem Thema. Aber es war immerhin ein interessanter und ein ziemlicher Gag. 

Letzter Punkt war dabei noch der Punkt mit den Biokraftstoffen. Das ist ein Punkt, den die ÖVP so gern hat und in Niederösterreich und sonst wo gern propagiert. Wenn man sich allerdings überlegt - und da würde ich sehr plädieren, dass man das KliP in dieser Richtung auch ändert -, Biokraftstoffe sind keine Biokraftstoffe, sondern sind in Wirklichkeit eine Förderungsmaßnahme für die ÖVP-Bauernklientel mit großen Rapsfeldern. Wenn man genau diese Biokraftstoffe einsetzte, die man dann braucht... (GR Mag Wolfgang Gerstl: Die ÖVP vertritt auch die Landwirtschaft!) Kollege Gerstl, ich red’ Ihnen nachher mit Vorliebe drein, glauben Sie mir das! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie haben vom Rapsanbau wirklich keine Ahnung, Sie wissen ja gar nicht, wie Raps ausschaut!) Ja, ja, die ÖVP Landwirtschaftsvertreter wollen nämlich unbedingt ein bisschen ein Zubrot haben und das ist in Wirklichkeit dasjenige, was man als Rapsanbau versteht. Kollege Gerstl, glauben Sie mir das, Sie haben vom Rapsanbau überhaupt keine Ahnung, Sie wissen wahrscheinlich nicht einmal, wie ein Raps ausschaut, aber ganz egal. 

Noch einmal, Kollege Gerstl, Sie sollen sich einmal die Öko-Belastungen anschauen, die beim Rapsanbau vorkommen und dann reden Sie einmal gescheit weiter heraußen. Dann erst, nicht vorher einfach dreinreden. 

Nächster Punkt war, und das ist schon der letzte Punkt in dem Punkt. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie verwechseln Raps mit Hanf! – Heiterkeit bei der ÖVP.) Das nehmen Sie jetzt zurück, okay. Da verlange ich, da verlange ich in Wirklichkeit einen Ordnungsruf, genau für das, dass ich Raps mit Hanf verwechsle. (GR Gerhard Pfeiffer: Ja, okay!) Okay. Ja, das kann ich Ihnen schon sagen. Haben Sie überhaupt schon einmal einen Hanf gesehen und einen Raps? (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ja, freilich!) Wie schaut denn der aus, Kollege? Nein, der eine blüht gelb, gell ja, Kollege Pfeiffer. Ich glaube, Sie sollten einmal ein bisschen Nachhilfe nehmen, oder haben Sie in Biologie geschlafen. Wahrscheinlich schon, gell. Haben Sie nicht aufgepasst, und immer den Hanf verwechselt. Da müssen Sie aufpassen, nicht ich habe ihn verwechselt, sondern möglicherweise wer anderer. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Also noch einmal zurück. Ich glaube in Wirklichkeit, Sie sollten sich doch anschauen, warum Sie die Ölheizungen so propagieren und dann denken Sie darüber nach. Und jetzt lassen Sie mich einmal weiter reden.

Letzter Punkt noch einmal bei dem Klimaschutzbericht ist das, dass ich mir denke, an dem Beispiel Klimaschutzbericht könnten sich andere Bundesländer endlich einmal was anschauen - danke schön - und zwar ÖVP-Bundesländer, auf Wiederschauen! (Beifall bei den GRÜ-NEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Meine sehr geehrten Damen und Herren, als nächster Redner ist Herr GR Klucsarits zum Wort gemeldet und ich ersuche, bitte keine landwirtschaftliche Spezialdebatte. (Allgemeine Heiterkeit. – GR Mag Rüdiger Maresch zur ÖVP: Ich werde Ihnen einmal den Raps und den Hanf aufzeichnen!) 

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der vorliegenden Bericht zum KliP ist für mich ein klassisches Beispiel für die Wiener Umweltpolitik, ja eigentlich für die gesamte Arbeit der Wiener Stadtregierung. 

Der Bericht zeigt einmal mehr, da werden seitenweise mit tatsächlich guten Vorschlägen bestückte Konzepte erarbeitet, Experten bringen sich ein, es wird gelobt, alles auf Punkt und Beistrich zu realisieren, und dann kommt auf einmal für den Bürger das böse Erwachen. Es vergeht Zeit, und die geplanten Maßnahmen werden nicht wirklich umgesetzt. Man beruft sich auf die Realisierung bestimmter Teilbereiche, die man dann stolz den Medien präsentiert, und das ganz besonders. (GR Christian Oxonitsch: Na ja, sicher!) 

Leider, meine Damen und Herren, ist es bei dem vorliegenden KliP-Bericht ähnlich. Ich möchte vorausschicken, dass die Arbeit der KliP-Koordinationsstelle durchaus ambitioniert verläuft und es den dort beschäftigten Beamten gelingt, manches, ja sehr vieles, auf Schiene zu bringen, aber der große Wurf, nämlich die Erreichung des Klimaschutzzieles der Stadt Wien wird so nicht gelingen. Und zwar nicht, weil die am Klimaschutzprogramm beteiligten Beamten nicht wollen oder können, sondern weil die ressortverantwortlichen Stadträte dieser Stadtregierung die dem Klimaschutzprogramm vorgelegten politischen Ziele viel zu wenig unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.)
Diese Stadtregierung beschränkt sich auf die Vergabe von Umweltkonzepten, aber in der konkreten Umweltpolitik ist sie schon seit Jahren in einen gewissen Tiefschlaf verfallen. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Sie haben auch, was die wirklich großen Projekte zur CO2-Reduk-tion betrifft, eine durchaus elegante Strategie entwickelt, die eigentlich tief blicken lässt. 

Von dem projektierten Biomassekraftwerk hört man ja derzeit sehr wenig, außer dass es 2006 in Betrieb gehen soll. Aber bei dem derzeitigen Projektstand bin ich da skeptisch, dass das auch gelingen soll. Aber Sie haben sicher 2006 dafür gewählt, weil Sie ja ohnedies 2005 wählen wollen. 

Für uns ist das nur ein weiterer Beweis, dass es dieser Stadtregierung nur um wahltaktische Manöver geht und nicht darum, die Umsetzung umweltpolitischer Ziele in der jeweiligen gesetzlichen Funktionsdauer durchzubringen. 

Nicht zu Unrecht ist der Problembereich Feinstaub in den letzten Wochen in den Medien in die Schlagzeilen gekommen, und ich darf in diesem Zusammenhang darauf verweisen, dass wir, die ÖVP, bereits im November 2001 eine Anfrage zu diesem Thema gestellt haben. Die Grünen waren wieder einmal ein bisschen hinter uns, die haben die gleiche Anfrage 2003 gestellt, aber der GR Maresch, (GR Mag Rüdiger Maresch hinter der Tribüne nach vorne rufend: Ja, was ist!) oh da ist er, da ist er ja. Sie sind ja ein guter Kopist. Also, Sie kopieren ja unsere Anträge, das haben wir ja schon gesehen im Umweltausschuss. Aber ich sage Ihnen, (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie machen es für Wien!) für Wien, wir machen es für Wien. Und uns ist es auch recht, wenn Sie es nachmachen, wenn es Wien etwas bringt, wenn es der Umwelt etwas bringt, soll es so sein. Und Sie wissen ja, die erste Grünpartei war ja die ÖVP, da haben ja viele von Ihnen das noch gar nicht gewusst. (GR Mag Christoph Chorherr: Genau, ja genau!) Ja, wir waren das. (Beifall bei der ÖVP.) Und, Kollege Maresch, Sie können wenigstens auf diesem Weg einer im “profil“-Artikel getroffenen Aussage eines Ihrer Gründungsväter, nämlich Dr Nenning, entgegentreten, wonach seiner Meinung nach die Grünen in den ökologischen Themen ihre Kompetenz längst verloren haben. Wir haben sie. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann machen Sie etwas gegen das CO2!)
Aber jetzt zurück zu unserer bereits 2001 eingebrachten Anfrage. Der Tenor der damaligen Antwort aus dem Umweltressort war - wie üblich -, alles im Griff. Aber ein Blick in die Homepage-Seiten zeigt ein ganz anderes Bild. Die dortigen Messergebnisse zeigen eindeutig, dass fast tagtäglich Überschreitungen erfolgen, die Maßnahmen erfordern würden. Jetzt weiß ich, Sie werden sofort sagen, das Umweltbundesamt, das die Auswertung ja offiziell vornimmt und diese an Sie zu Beginn des Jahres übergeben hat. Doch Sie hätten sicher kein Bundesumweltamt dazu gebraucht, ein einfacher Internet-Anschluss, wo man nachschaut, hätte zu erkennen gegeben, dass es in Wien längst einen Handlungsbedarf in Sachen Feinstaubproblematik gibt. Aber ich weiß schon, Sie von der Wiener Stadtregierung haben bei fast jedem Umweltprogramm eine sichere Ausrede: „Es ist der Bund, der Bund tut zu wenig.“ 

Der Bund, meine Damen und Herren, tut was. Er hat ein Gesetz erlassen, das eindeutig festlegt, dass Sie Maßnahmen setzen müssen, wenn die Feinstaubbelastung die derzeitige Konzentration erreicht. Sie haben jetzt bis September Zeit, diese gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen zu erlassen. Und der Bund hat auch eine Maßnahme gesetzt, wie etwa eine Förderung für den Ankauf von Dieselfilterfahrzeugen. 

Eine gute Sache, aber wir geben Ihnen einen Tipp, und sind auch bereit, entsprechende Unterlagen bereitzustellen. Die steirische Landesregierung hat bereits ein Konzept zur Feinstaubentlastung des Landes erstellt. Dort werden in zirka 30 Punkten die notwendigen Konsequenzen zur Umsetzung beschrieben. Frau Stadträtin, setzen Sie sich einmal mit Ihren steirischen Kollegen zusammen, dann sehen sie, wie rasch umgesetzte Luftreinhaltepolitik aussieht. 

Sie haben die Feinstaubdiskussion in den letzten Wochen verschlafen, diesen Fauxpas teilen Sie sich ja in vorkoalitionärer Vertrautheit mit den Grünen dieses Hauses, von denen man ja auch zum Thema Feinstaub eigentlich nicht viel gehört hat. Und die Reaktion - wir haben uns dieses Themas angenommen, wir haben Pressekonferenzen gemacht, wir haben Maßnahmen ergriffen - aber die Reaktion der Umweltverantwortlichen dieses Hauses war wieder einmal bezeichnend. Wie immer, wer ist schuld, der Bund ist schuld. Ich habe Ihnen ja heute bereits diese Behauptung widerlegen können. 

Worauf ich aber noch eingehen möchte, ist eine andere Reaktion in Form einer Aussendung. Kollege Hufnagl, dem ich wirklich zu Gute halte, dass er in den meisten Fällen, in allen Fällen fachlich fundiert antwortet - es gehört ja dazu -, aber dieses Mal hast du eine Aussage vom Stapel gelassen, die für mich ganz einfach unverständlich ist. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das geht uns auch so!)
Er kritisiert, dass die Volkspartei das Problem der Feinstaubbelastung thematisiere, obwohl in den letzten Tagen keine Überschreitung der Feinstaubbelastung zu registrieren war. Kollege Hufnagl, es hat ja geschneit, da ist es doch ganz logisch, dass wenn es schneit, es dann nicht zu einer zusätzlichen Feinstaubbelastung kommt, weil der Feinstaub jetzt im Schnee drinnen ist, und dass wir dann durch die Splittstreuung wiederum diese Feinstaubbelastung haben. Aber, das war halt so.

Und eines möchte ich auch sagen, Frau Stadträtin, das hat mir auch nicht gefallen, nämlich ihre Reaktion auf die Staublungen der Wienerinnen und Wiener. Wer ist denn da schuld. Es ist einmal nicht der Bund, sondern es ist der Osten, das kommt natürlich sehr, sehr gut an. Das hätte ich von Ihnen nicht erwartet, dass Sie jetzt sagen, der böse Osten schickt jetzt alles da rüber und daher sind wir da nicht weiter gekommen. 

Aber, zurück zum KliP-Bericht. Wie ungenügend die Luftreinhaltepolitik in dieser Stadt ist, geht sogar aus der Zusammenfassung des Berichtes hervor. Hier steht eindeutig, dass das Umweltbundesamt für Wien eine Zunahme des CO2 -Ausstoßes von 10,8 Prozent ausweist, doch - und hier kommt es wieder zur gewohnten Beschwichtigungspolitik - Sie sagen, die Zahlen des Um-weltbundesamtes stimmen nicht. Das wird da behauptet, und auf eigenen Rechnungen haben wir zwischen 1990 und 2002 eine Reduktion von 3 Prozent. Ich will es nicht unbedingt nachrechnen, wer Recht hat, aber selbst wenn sich das Umweltbundesamt, was ich ja nicht annehmen kann, geirrt hat, verrechnet hat, mit Ihren 3 Prozent minus sind wir ja noch lange nicht dort, wo wir sein sollten und wo wir hingehören. Das KliP selbst ist eine ambitionierte Sache, das steht außer Zweifel, und es hat seine Berechtigung. Und auch, wenn ich mir den Bericht dazu ansehe, dann stellt sich schon die Frage, ob nicht die darin verbuchten Erfolge auch ohne KliP zustande gekommen wären, denn die Wärmedämm-Sanierung läuft ja schon jahrelang und ohne das KliP, die Umstellung der kalorischen Kraftwerke auf umweltfreundliche Energieträger und die Erhöhung der Zahl der Fernwärmeanschlüsse ist ja auch nicht gerade ein Verdienst des KliP-Programms. 

Aber ich sehe leider wenige Ansätze in diesem Bericht, die weitere Reduktionen ermöglichen, wenn das oben angeführte CO2 - Produktionspotential ausgeschöpft ist. 

Verkehr ist sicherlich der entscheidende CO2 –Verur-sacher, der auch als Verursacher ständig an Bedeutung zunimmt. Die Ausführungen des KliP-Berichtes zum Thema Verkehr passen leider zu der Ratlosigkeit in der Wiener Verkehrspolitik, die sich - und da sind wir dann wieder beim eingangs erwähnten Thema - darin erschöpft, in Form eines Masterplanes Verkehr irgendwelche, durchaus ambitionierte Maßnahmen anzukündigen, aber diese nicht zu realisieren. 

Meine Damen und Herren, auch der Masterplan ist ein Ankündigungskonvolut, und mit dieser Meinung stehen wir ja nicht alleine da, denn das hat auch der Rechnungshof bereits kritisiert. 

Und, meine Damen und Herren, wenn sich da der KliP-Bericht als Konzeptbilanz auf den Masterplan bezieht, der ebenfalls seiner Umsetzung harrt, dann stehen wir vor einer Bankrotterklärung dieser Stadtregierung in Sachen Umweltpolitik. Bei aller Wertschätzung der Arbeit des KliP-Teams, es darf in Zukunft nicht sein, dass sich ein Teil der Umweltpolitik auf das Maßnahmenpaket eines anderen Teils der Umweltpolitik beruft. 

Aber, dass dies nicht zur Richtlinie erhoben wird, das ist nicht Aufgabe der Beamten, sondern darauf hat die Politik zu achten. Deswegen, meine Damen und Herren, gebe ich Ihnen von der SPÖ einen gutgemeinten Rat: Hören Sie doch endlich auf, tagtäglich zu behaupten, dass Sie als Landesregierung keine Kompetenz in Sachen Umweltschutz haben. Diese Strategie könnte sich eines Tages gegen uns alle richten, weil die Bürger einmal fragen werden, warum haben wir dann eine Landesverwaltung, einen Landtag, wenn ohnedies alles der Bund macht, wenn ohnedies für alles nur der Bund verantwortlich ist. Hören wir doch damit endlich auf. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Na ja, macht was!) Na ja, Sie sagen es ja schon wieder, schuld ist der Bund, während Sie Ihre angebliche Kompetenzlosigkeit politisch zu nutzen und abzufeiern versuchen. Schauen Sie lieber, dass Sie die Ihnen gegebene Kompetenz voll ausschöpfen. 

Und sollten sie wirklich der Meinung sein, im Umweltbereich zu wenig Kompetenzen zu haben, dann schauen Sie, dass Sie im Rahmen der Verfassungsreform mehr davon im Umweltbereich bekommen, damit die Wiener endlich einmal erfahren, wofür die Wiener Stadtregierung in der Umweltpolitik zuständig ist und nicht immer nur, wofür sie eigentlich nicht zuständig ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Reinberger bitte.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Klimaschutzkoordinatorin! 

Der Bericht 2003, 2004 der Klimaschutz-Koordinati-onsstelle der Stadt Wien spiegelt für mich zweierlei wider. 

Erstens, das großartige Bemühen eines kleinen Teams, eines wie ich meine sehr motivierten Teams, das unter der Leitung von der Frau DDr Fohler-Norek ihr Bestes für den Klimaschutz in unserer Stadt tut, und da gehört sicherlich sehr viel Durchsetzungsvermögen, aber natürlich auch sehr viel Diplomatie dazu, diverse Magistratsdienststellen von der Notwendigkeit der Klimaschutz-maßnahmen zu überzeugen und noch mehr Überzeugungsarbeit wahrscheinlich, die Bevölkerung davon zu überzeugen, hier etwas zu tun. Daher möchte ich Ihnen ein großes Dankeschön aussprechen dafür und auch für die Erfolge, die Sie bis jetzt mit Ihrer Dienststelle erreicht haben. 

Das Zweite, das dieser Bericht widerspiegelt, ist, der Bericht ist der Nachweis der Umsetzung des Klimaschutz-Programms, dem die Freiheitlichen seinerzeit nicht zugestimmt haben. Nicht, weil wir nicht auch von der Notwendigkeit von Klimaschutzmaßnahmen in dieser Stadt überzeugt gewesen wären, sondern wegen der Schwerpunktsetzung. Deswegen, weil es sich zu sehr in Einzelmaßnahmen verzettelt, von deren Umsetzung wir - wir haben das damals ausgeführt - vielfach nicht überzeugt waren. Und ebenso haben wir damals schon darauf hingewiesen, dass es auch Punkte gibt, die sehr ambitioniert sind im Bericht, aber von deren Durchsetzungsmöglichkeiten durch die Stadt wir eben nicht überzeugt waren. 

Und dieser Bericht spiegelt meiner Meinung nach 
unsere Befürchtungen, unsere Kritikpunkte, in einigen Punkten wieder. 

Beim Programm "Ökostrom": Nach meinem Geschmack war damals im Klimaschutzprogramm ganz einfach viel zu wenig über erneuerbare Energie enthalten, insbesondere über die Fotovoltaik. Wir haben das auch kritisch angemerkt. Es freut mich, hier zu sehen, dass sich die Klimaschutzkoordinationsstelle sehr dafür einsetzt, dass da mehr geschieht, als vor der Errichtung dieser Stelle in Wien geschehen ist. Auch die Errichtung der Biogasanlage wird von uns sehr begrüßt, das war auch eine langjährige Forderung der Freiheitlichen. Wir haben dann das Problem mit dem Standort gehabt, dieser Standort war nicht unsere erste Wahl. 

Dennoch: Wenn wir uns den Bericht jetzt ansehen - es ist ja ungefähr Halbzeit in diesem Klimaschutzprogramm -, dann ist der Anteil der erneuerbaren Energie nach wie vor viel zu gering, und es hat ganz einfach viel zu spät Initiativen in diese Richtung gegeben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Was den Programmteil "Wiener Wärme" betrifft, verweise ich auf die diversen Tabellen, die in dem sehr umfangreichen Bericht enthalten sind. Zum Beispiel zum Energie-Mix Beheizung und Warmwasser sind einige aufgezählt; die Solarthermie kommt gar nicht vor. Was wir auch sehr bedauern, ist dass die sinnvolle Nutzung der Geothermie in Aspern auch zur Wärmeerzeugung in diesem Bericht nicht vorkommt und dass sich die SPÖ gegen diese sinnvolle Maßnahme ausspricht.

Zur Fernwärme: Um das Ziel zu erreichen, müssen bis 2010 fast 90 000 weitere Wohnungen angeschlossen werden. Das wären laut Bericht an die 13 000 neue Anschlüsse jährlich. Tatsächlich - berichtet uns der Bericht - sind im Wirtschaftsjahr 2002/2003 nur knapp über 7 000 Haushalte angeschlossen worden. 

Die Klimaschutzkoordinationsgruppe hat eine neue Förderung initiiert. Die ist zwar in der Sache eine Hilfe für diejenigen, die jetzt darangehen, ihr Heizsystem umzustellen, und zwar möglicherweise deshalb, weil die Therme oder der Ofen ganz einfach zu erneuern ist - da ist es sicherlich von Vorteil, eine Förderung zu haben -, aber in all den Bereichen, in denen der Ofen oder die Therme noch relativ neu und funktionstüchtig ist, ist ein Wechsel dennoch relativ teuer. 

Zusammenfassend zur Fernwärme: Was fördertechnisch oder hinsichtlich der gesetzlichen Rahmenbedingungen etwa für die Fernwärmeleitungen getan werden konnte, das hat die Klimaschutzkoordinationsstelle veranlasst. Nur: Darüber hinaus gibt es wahrscheinlich we-nige Möglichkeiten, im Wohnhausaltbestand den Wechsel zur Fernwärme zu beschleunigen, und über den Neu-bau sind die Quoten nicht einhaltbar, weil ja die Wohnhausneubauten deutlich unter 13 000 liegen. Es wird daher abzuwarten bleiben, wie weit letztendlich der Ist-Stand - also das, was wir jährlich erreichen könnten - von dem hochgesteckten Plansoll im Klimaschutzprogramm abweichen wird. Aber dass es abweichen wird, das, befürchte ich, wird sich zeigen.

Handlungsfeld Wohnen: Zweifelsohne ist diese thermische Sanierung ein sehr wichtiger Bereich, und da geschieht auch sehr viel. Aber es kann immer noch mehr getan werden, und hier haben wir uns schon damals skeptisch gezeigt, wie weit eine Umsetzung möglich sein wird, nämlich dann, wenn es darum geht, Hauseigentümer davon zu überzeugen, Maßnahmen zu setzen, die ihnen selbst Kosten verursachen, von deren Erfolg in erster Linie die Mieter profitieren und der Hausherr selbst erst im Laufe der Jahre durch höhere Mieten und irgendwann einmal natürlich auch dadurch, dass das Haus an Wert gewinnt, profitieren kann.

Selbst bei den Mietern der Stadt Wien gibt es große Unterschiede. Denn jene Bewohner in Gemeindebauten, bei denen die Instandhaltungsrücklagen hoch genug dotiert sind, haben den Vorteil, hier kommt eine Sanierung. Das heißt, sie haben keine zusätzlichen Kosten, aber sie haben den Erfolg, denn es zeigt sich relativ bald eine deutliche Ersparnis bei den Heizkosten. Aber den Mietern in Wohnhausanlagen, bei denen die Rücklage nicht hoch genug dotiert ist, wird freigestellt, ob sie so eine Sanierung finanzieren wollen oder nicht. Dann wird gefragt: Sind sie bereit, über 10 Jahre oder einen ge-wissen Zeitraum einen deutlich höheren Zins in Kauf 
zu nehmen, um eine Wärmedämmung zu bekommen? Dann kann es passieren, weil es natürlich in erster Linie Wohnhausanlagen betrifft, die 40 Jahre und älter sind, und der Großteil der dortigen Mieter sind eben Menschen, die 70, 75 oder 80 Jahre alt sind, dass die es sich überlegen, sagen wir, ein paar 100 Euro im Jahr mehr an Zins zu zahlen: Wann amortisiert sich das für mich? Möglicherweise werde ich dann schon nicht mehr in dieser Wohnhausanlage wohnen. 

Das Gleiche gilt auch für sehr junge Leute in klei-
nen Wohnungen, die sich ausrechnen, dass sie in 10, 15 Jahren möglicherweise nicht mehr dort wohnen werden. Dann kommt es eben dazu, dass sich in manchen Wohnhausanlagen die Mehrheit gegen eine solche Sanierungsmaßnahme ausspricht, obwohl sie technisch und von den Heizkosten her sehr notwendig wäre. Oder auch bei Gründerzeithäusern, die eine sehr strukturierte Fassade haben, wird es dann natürlich ein Problem geben.

Die Förderungen sind daher ein durchaus taugliches Mittel für jene, die grundsätzlich davon überzeugt sind, dass die Maßnahme positiv ist - Gott sei Dank sind das auch viele private Hauseigentümer -, aber die Desinteressierten, die Skeptiker und alle Spekulanten werde ich auch mit einer Förderung nicht überzeugen können. Wir wissen ja, gerade die sehr alten Wohnhäuser, die privaten Häuser, die sich in einem schlechten Zustand befinden, diese Substandardhäuser sind auch oft diejenigen, die die besonders CO2-schädlichen Heizanlagen haben, die also mit Ölöfen und so weiter heizen. Gerade da wäre ein großer Handlungsbedarf gegeben, und da stehen wir wahrscheinlich rechtlich und auch von den Fördermöglichkeiten her an. 

Auch hier kann man also sagen: Was fördertechnisch getan werden konnte, hat die Klimaschutzkoordinationsstelle veranlasst, und weitere konkrete Ansätze für eine Lösung und für eine Umsetzung liegen bisher nicht vor. Wie gesagt, ich glaube auch, man wird wenige Möglichkeiten dazu haben, und ich fürchte, dass wir auch hier hinter dem Plansoll zurückbleiben werden.

Das Programm "Wien spart Strom" ist eine sehr wichtige Aktion. Es wird jetzt auch ein Energiesparkonzept erarbeitet, und ich hoffe, dass es den nötigen Erfolg bringen wird. Denn die Statistiken in diesem Bericht zeigen noch wenig Tendenz in die richtige Richtung.

Eine der Maßnahmen, die wir schon seinerzeit kritisiert haben, ist das Programm "Kommt Zeit - kommt Rad". Man möchte den Radfahranteil von 4 auf 8 Pro-zent erhöhen, und zwar unter anderem durch ein flächendeckendes Fahren gegen die Einbahn. Es ist bekannt, dass wir Freiheitliche uns damit nicht anfreunden können und ein generelles Fahren gegen die Einbahnen massiv ablehnen - nicht etwa deshalb, weil wir etwas gegen das Rad Fahren oder gegen Radfahrer haben, sondern weil wir etwas gegen eine unverantwortliche Radwegepolitik haben. Denn das generelle Fahren gegen die Einbahn wird die Zahl der Unfälle mit Radfahrern sicher deutlich steigern, und das kann nicht im Sinne einer Politik im Interesse der Gesundheit der Wienerinnen und Wiener sein. (Beifall bei der FPÖ.) Also: Rad Fahren gegen die Einbahn dort, wo es gefahrlos möglich ist, und im Übrigen Finger weg von dieser Aktion!

Für gut halte ich die Novelle zur Bauordnung, die jetzt Abstellräume für Fahrräder in den neuen Wohnhausanlagen vorsieht, und auch den Vorstoß, solche Radabstellanlagen für Büro- und Geschäftshäuser vorzusehen. Was ich aber dennoch vermisse, ist eine alte Forderung von uns Freiheitlichen, nämlich hochwertigere, versperrbare, wetterfeste Radabstellanlagen bei den öffentlichen Verkehrsmitteln. Denn das würde sicher auch viele Leute dazu bringen, mehr mit dem Fahrrad zu fahren, als wenn dann, wenn sie zurückkommen, das Rad nass oder nur noch in Bestandteilen vorhanden ist, weil der Rest gestohlen wurde. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Programm "CarSharing" zitiere ich jetzt Folgendes aus dem Bericht: „Trotz wiederholter Bewerbung läuft die Aktion nur zögerlich an." Nur ein einziger Anbieter mit 138 Fahrzeugen ist derzeit in Wien tätig. Damit ist unsere Kritik am Klimaschutzprogramm und auch unsere Skepsis gegenüber der Umsetzbarkeit dieser Maßnahme eindeutig bestätigt. 

Gleiches gilt für das Programm "CarPooling". Auch hier darf ich zitieren: „...ist leider nur auf sehr mäßiges Interesse in der Bevölkerung gestoßen." Das mag vielleicht doch an Versicherungs- und Haftungsfragen liegen. Also auch hier hat sich unsere Skepsis gegenüber der Umsetzbarkeit dieses Programms bewiesen.

Das Programm "Geschäftsstraßen-Logistik": Derzeit gibt es ein Pilotprojekt, und die Klimaschutzkoordinationsstelle hält dazu fest, dass dem relativ geringen Reduktionspotential dieses Programms ein sehr hoher Aufwand zur Umsetzung gegenübersteht. Ich denke, niemand hat etwas dagegen, wenn die Anfuhrlogistik in den Geschäftsstraßen verbessert wird. Nur bezweifle ich, dass das Einsparungspotential überhaupt vorhanden ist. Denn wenn das weiter Platz greift, was man jetzt schon erkennt, nämlich das Laden in zweiter Spur, dann kann da nicht sehr viel weitergehen, wenn die Fahrspuren ganz oder teilweise, wie jetzt zum Beispiel auch durch den Schneefall, blockiert werden durch LKWs, die zustellen. Dann werden insbesondere die öffentlichen Verkehrsmittel behindert. Ich beobachte das in letzter Zeit sehr stark, dass die Busse, die ja viel größer als die PKWs sind, massiv behindert werden durch LKWs, die beim Laden in zweiter Spur stehen. Ich denke, dass man sich mehr darum kümmern müsste, die Ladezonen von falsch parkenden Autos freizuhalten, weil man dann mehr für die Flüssigkeit des Verkehrs und daher auch gegen einen zusätzlichen CO2-Ausstoß tun könnte als damit, dass man, wie gesagt, solche Projekte, die viel kosten und dann vielleicht nicht funktionieren, unterstützt. Das ist zwar eine nette Idee, aber eben zu aufwendig. Auch hier hat sich unsere Kritik und Skepsis voll bestätigt.

Das Programm für alternative Antriebe: 1 Prozent aller KFZ-Kilometer soll mit alternativ betriebenen Fahrzeugen zurückgelegt werden. Uns wird berichtet, dass der Anteil an Elektrofahrzeugen verschwindend gering ist. Umso bedauerlicher haben wir Freiheitliche es gefunden, dass die Förderung der Elektrofahrzeuge eingestellt wurde. Auch die Versorgung mit Elektrotankstellen ist demgemäß relativ unbefriedigend.

Dann gibt es das Programm zur Wiener Initiative für Kostenwahrheit im Verkehr. Das KliP fordert ein Road-Pricing im übergeordneten Straßennetz, hier im Bericht steht jetzt: Für LKWs. Im seinerzeitigen Programm wurde das durchaus auch für PKWs angedacht. Der Bericht führt aus: „Die Einhebung muss eine Verteuerung für den Gütertransport auf der Straße mit sich bringen." Auch wir sind dort, wo es möglich ist, für eine Verlagerung von der Straße auf die Schiene oder auf den Wasserweg. Aber bei der unmittelbaren Zustellung am Zielort und - das ist eben bei uns in der Stadt in erster Linie auch der Fall - im städtischen Bereich tue ich mir schwer damit, mir die Verlagerung auf die öffentlichen Verkehrsmittel vorzustellen. Denn eine Verlagerung auf die Straßenbahn wird es ja wohl nicht sein. 

Eine Bemautung dort einzuführen, wo Alternativen nicht erkennbar und auch nicht möglich sind, das macht die Maut eigentlich zur kalten Abzocke. Das belastet die Konsumenten, die sich nicht wehren können, und es gibt dazu keine Alternative. Dagegen haben wir uns schon damals verwahrt und verwahren wir uns auch diesmal. 

Maßnahmen zur Verhinderung der Umfahrung der abgabepflichtigen Strecken müssen vorgesehen sein, das sieht der Bericht vor. Die Frage ist nur, wie ich das wirklich umsetzen will, wie ich also das Ausweichen verhindern will und woran ich erkenne, ob der LKW, der in einer Nebenstraße fährt, einer ist, der vor der Mautabgabe flüchtet, oder einer, der irgendwo im innerstädtischen Bereich zustellt. Und wie viele Organe muss ich einsetzen, die die LKWs aufhalten und dann erkunden, um welche Art von Fahrt es sich handelt? Meiner Meinung nach ist diese Maßnahme eine reine Geldbeschaffungsaktion, sie wird daher von uns abgelehnt.

Heute in der Fragestunde hat sich zum Thema "Handlungsfeld Mobilität" Folgendes gezeigt. Es wird im Radio bei Schneefall dazu aufgerufen, die Wienerinnen und Wiener mögen das Auto stehen lassen und mit öffentlichen Verkehrsmitteln fahren. In der Fragestunde ist, glaube ich, eindrücklich bewiesen worden, wie unangenehm es ist, am Stadtrand zu wohnen, und was es heißt, im Winter zu versuchen, mit öffentlichen Verkehrsmitteln vom Stadtrand in die Innenstadt, also an den Arbeitsplatz zu kommen. Solange solche Hürden bestehen, wird es auch nicht sonderlich leicht sein, die Autofahrer davon zu überzeugen, mehr mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu fahren. 

Das Programm "Magistrat mobil": Der Bericht listet zwar die alternativ betriebenen Fahrzeuge des Magistrats auf, es fehlt mir aber im Bericht die Relation zum gesamten Fuhrparkbestand, um mir ein Bild vom Erfolg des Programms zu machen. Wenn man das zusammenrechnet und sich ungefähr vorstellt, wie groß der Fuhrpark der Stadt Wien ist, dann ist die Anzahl der mit Biodiesel betriebenen Fahrzeuge ebenso verschwindend gering wie jene der Fahrzeuge mit Elektro- oder Erdgasantrieb. Nicht nur in diesem Bericht, sondern auch in sämtlichen anderen Berichten im Umweltbereich fehlt jeglicher Hinweis auf den technischen Stand der Dieselfahrzeuge der Stadt Wien und auch darauf, wie weit diese mit Rußpartikelfilter ausgestattet sind, und überdies der Hinweis darauf, dass selbst die Autos auf neuem technischen Stand mit Rußpartikelfilter eine wesentlich stärkere Reduktion des Rußpartikelausstoßes hätten.

Ich vermisse einen Hinweis auf ein konkretes Konzept zur Verbesserung des Fuhrparks der Stadt Wien, und ich bringe daher gemeinsam mit meinen Kollegen folgenden Antrag ein: 

„Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen einen strategischen Zeitplan zur Umstellung der von der Stadt Wien eingesetzten Fahrzeuge auf den neuesten technischen Stand hinsichtlich Rußpartikelausstoß einschließlich der Ausstattung mit Rußpartikelfilter erarbeiten. Das Konzept sollte weiters auch eine Umstellung auf alternative Antriebsformen, wo immer es möglich und sinnvoll ist, beinhalten.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss Umwelt beantragt." (Beifall bei der FPÖ.)
Das Programm "Öko-Mahlzeit": Das Ziel ist die Erhöhung des Einkaufs von Lebensmitteln aus kontrolliertem biologischen Landbau bis 2005 auf 30 Prozent. Da haben die Freiheitlichen gesagt: Wir könnten uns durchaus auch mehr vorstellen. Das ist also an und für sich eine gute Sache, wie gesagt, man könnte den Prozentsatz gerne nach oben revidieren. Ein zweites Ziel ist die Erhöhung des Anteils des kontrollierten biologischen Landbaus im Bereich der Stadt Wien bis 2005 auf 30 Prozent. 

Jetzt können wir sagen: Die Stadt Wien selbst war ja sehr erfolgreich, denn ihre Flächen sind immerhin schon - unter Anführungszeichen - zu 67 Prozent biologisch. Die Forderung der Freiheitlichen, ein Konzept dafür zu erarbeiten, die stadteigenen Flächen zu 100 Prozent auf biologischen Landbau umzustellen, ist von der SPÖ ab-gelehnt worden. Das hat bei uns nicht nur Kritik hervorgerufen, sondern natürlich auch Verwunderung über die Haltung der SPÖ. Denn im Bericht wird geschrieben - ich zitiere: „Im Vergleich zur industrialisierten Produktionsweise werden bei biologischer Landwirtschaft 60 Prozent weniger CO2-Emissionen verursacht." Jetzt frage ich mich: Warum boykottiert die SPÖ sozusagen die Klimastrategieziele, wenn es um die eigenen Betriebe geht?

Der Bericht behandelt auch Transferprodukte. Auch wenn es primär nicht unbedingt eine Klimaschutzfrage ist, so ist es grundsätzlich zu begrüßen, hierfür ein Bewusstsein zu schaffen, aber nicht nur insoweit, als es Kaffee und Tee betrifft; im alten, seinerzeitigen Klimaschutzprogramm stand "Kaffee und Tee". Mir fehlt ein bisschen der Hinweis darauf, dass man bei der Auswahl von Lebensmitteln - so wie hier als Beispiel für Getränke Orangensaft genannt ist - oder auch bei sonstigen Dingen des täglichen Lebens vielleicht ein wenig Bewusstsein an den Tag legt und sich überlegt, woher die Waren kommen. Da könnte man es doch ein bisschen bewerben: Lieber den Saft aus steirischen Äpfeln als zum Beispiel aus Orangen oder Ananas, die von sehr weit her transportiert werden müssen! (Beifall bei der FPÖ.)
Soweit es sich da um vergaberechtliche Fragen handelt, meine ich, dass es für die Stadt Wien - so wie das die SPÖ auch auf Bundesebene immer fordert - doch möglich sein muss, eine gewisse Regionalpräferenz zu haben. Da wäre es zum Beispiel auch sehr positiv, wenn die Stadt Wien an die Behindertenwerkstätte im Louis-Braille-Haus Aufträge vergeben würde, damit zum Beispiel diese Blindenwerkstätte nicht zusperren muss. Auch da ist es sinnvoll, wenn man in Wien einkaufen kann.

Abschließend: Die Klimaschutzkoordinationsstelle hat etwa zur Halbzeit des KliP viel in Bewegung gesetzt, viel erreicht und viele neue Akzente gesetzt. Aber mein Lob für die Klimaschutzkoordinationsstelle selbst soll nicht über die grundsätzlichen Mängel und Schwächen des seinerzeit gegen unsere Stimmen beschlossenen KliP hinwegtäuschen. Denn vom Ziel, also von einer zufriedenstellenden CO2-Reduktion, sind wir noch weit entfernt, und das liegt unserer Meinung nach hauptsächlich auch an dem verfehlten Programm. Bis 2010 bedarf es daher noch großer Anstrengungen und Überzeugungskraft, um die CO2-Ziele zu erreichen. 

Wir Freiheitliche nehmen zwar die Arbeit des Teams sehr positiv zur Kenntnis, aber den Bericht lehnen wir, ebenso wie seinerzeit das dahinter stehende Programm, aus den genannten Gründen ab. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet, Herr GR VALENTIN.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Als vor fünf Jahren dieses Haus nach einer langen inhaltlichen Diskussionsphase sich ein sehr, sehr engagiertes Klimaschutzprogramm gegeben hat, war uns bewusst, dass wir, was die Qualität und die Zielsetzungen betrifft, nicht nur österreichweit, sondern europaweit Maßstäbe setzten. Ich darf daran erinnern, dass wir in fünf Themenfeldern mit über 36 eigenen Programmfeldern das engagierte Ziel, das wir uns gemeinsam in diesem Klimaschutzprogramm, im KliP, gegeben haben, zu realisieren versucht haben. Seitdem, meine Damen und Herren, ist es heute der zweite Bericht, der vorliegt und der uns zeigt, wie weit entfernt wir vom KliP-Ziel für die Bundeshauptstadt Wien, nämlich minus 14 Prozent CO2 auf Basis 1990, liegen. Es hat sich ferner gezeigt, dass es neben diesem 200 Seiten umfassenden Programm, das wir 1999 beschlossen haben, auch wesentlich und gut war, dass wir ein Monitoring, ein Controlling, eine Institution geschaffen haben, die uns in Zweijahresberichten sagt und zeigt, wo wir tatsächlich stehen und liegen.

Meine Damen und Herren! Wenn diese Anwaltschaft des Klimaschutzes, wie ich es heute nennen möchte, Gesichter hat, dann darf ich zwei Namen nennen: Frau DDr Christine Fohler-Norek und Herrn Dipl Ing Robert Friedbacher, denen ich an dieser Stelle für das gesamte Team namens der Sozialdemokratie in dem Haus herzlich Dank für die engagierte Arbeit sagen möchte! (Beifall bei der SPÖ.) Diese engagierte Arbeit ist eine - und das ist auch ein Grundprinzip, das wir in Sachen Demokratie und Kontrolle in diesem Haus pflegen -, die vielleicht manchmal auch schmerzhaft ist, eine, die darauf hinweist, wo im Tagesgeschäft der Politik vielleicht da und dort dem wichtigen Ziel des Klimaschutzes nicht ausreichend nachgekommen wird, aber auch eine, die klar, deutlich und unverfänglich ausweist, wo wir gut liegen. 

Es ist eine Stelle, die auch die wertvolle Aufgabe hat, ein Konzept, das natürlich eine Momentaufnahme des Jahres 1999 hat sein müssen, immer wieder nachzujustieren und neue Fragen zur Diskussion zu stellen. Gerade die Klimaschutzkoordination ist eine Plattform, die sehr sachlich und engagiert, unter Einbindung vieler Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Wirklichkeit tagtäglich nachjustiert, kontrolliert und das Monitoring betreibt. Dafür sei ihr herzlich danke schön gesagt!

Wenn wir in der heutigen Debatte für uns selber beurteilen wollen, wo wir in der Tat stehen, wo wir uns national und international befinden, so tut es manchmal sehr gut, über den Wiener Tellerrand zu blicken. Ich habe mir gedacht, um zu verifizieren, was dieses KliP Wien tatsächlich taugt, ist es vielleicht sinnvoll, einen Vergleich mit anderen Bundesländern zu ziehen, und ich habe mir gedacht, ich nehme nicht irgendein Bundesland her, sondern ich nehme ein Bundesland her, das aufgrund der Regierungssituation annehmen ließe, dass besonders viel für den Umweltschutz getan wird. Ich habe mir das Klimaschutzaktionsprogramm des Landes Oberösterreich hergenommen, wo seit einiger Zeit eine schwarz-grüne Landesregierung das Ruder führt. Und ich möchte, da die heutige Debatte erfreulicherweise eine sehr sachliche gewesen ist, es auch nur sachlich kommentieren und mich jedweder Äußerung, die man als populistisch missverstehen könnte, enthalten. Das Klimaschutzaktionsprogramm des Landes Oberösterreich umfasst im Jahr 2004 heiße 6 Seiten A4 und hat als Maßnahmen, als aktuelle und konkrete Maßnahmen des Jahres 2004 - auf der Seite 6 als Höhepunkt nachlesbar - zwei Aktivitäten: Man wird eine Informationsbroschüre produzieren, und man hat vor, im Bereich des Hallstattgletschers einen Gletscherlehrpfad zu errichten. 

Dieses Sensorium, das in Wirklichkeit ein trauriges Beispiel für die gesamte Sensibilität ist, die wir auf Bundesebene vorfinden, lässt uns auch die Werte, die wir national und international haben, unter ganz neuem Licht sehen, und es zeigt sich deutlich, warum das so ist. Wenn wir mit Stand 2002 in Wien ein Minus von 3 Pro-zent an CO2-Emissionen auf Basis 1990 zu verzeichnen haben, was absolut eine Produktion von 4 Tonnen CO2 pro Kopf und Jahr bedeutet, dann sind es im österreichweiten Durchschnitt 8,7 Tonnen pro Kopf. In Deutschland sind es 10,6 Tonnen, bei den EU-15 sind es 8,9 Tonnen, und in den USA - die dem Kyoto-Protokoll bedauerlicherweise nicht beigetreten sind, wie wir alle wissen – sogar 20 Tonnen. Das ist, meine Damen und Herren, eine erschreckende Bilanz. Es relativiert sicherlich und zeigt deutlich, wie die Anstrengungen des Landes Wien, vor allem der engagierten Landespolitik, zu bewerten sind. Es ist feststellbar, dass das ökologische Gedankengut - Schutz von Klima, damit Schutz von Zukunft - von den Sozialdemokraten in Wien groß geschrieben wird, und das wird auch so bleiben. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns diesen Blick über den Tellerrand noch ein bisschen geben und uns das oberösterreichische Programm und die oberösterreichische Situation ansehen, dann steht diesen 6 Seiten in Oberösterreich beispielsweise ein engagierter Bericht gegenüber, den wir heute zu diskutieren haben - wobei wir am Ende dieser Debatte darüber abstimmen werden, ob wir diesem Bericht zustimmen oder nicht -, im Umfang von 72 Seiten, auf denen sich höchst engagierte Projekte wiederfinden, Bilanzen wiederfinden, aber auch kritische Anmerkungen zu finden sind. Und wenn wir uns das ansehen: Zur gleichen Zeit, während wir darüber diskutieren, welche Zielsetzungen beispielsweise im Masterplan Verkehr relativierbar sind, was man vielleicht anders formulieren könnte, während diskutiert wird, ob Zielsetzungen erreicht werden oder nicht, sagt der oberösterreichische Landesrechnungshof zur oberösterreichischen Landesregierung, dass er ganz massiv kritisiert, dass überhaupt kein Strategieplan vorliegt, was die Verkehrssituation betrifft. Da denke ich mir, wir sollten tatsächlich ein Augenmaß dafür behalten und fallweise auch zu schätzen wissen, was Wien in Sachen Klimaschutz tagtäglich leistet, wie engagiert die Ziele sind und wie stark wir im Bereich der Einhaltung dieser Ziele unterwegs sind. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns die Zielsetzungen anschauen, so sagt der Klimaschutzbericht einmal mehr aus, dass eines der neuralgischen Felder die Frage des Individualverkehrs ist. Auch da, denke ich, sollten wir unsere Analyse schärfen. Es ist der Individualverkehr, der einen der maßgeblichen Erzeuger von klimarelevanten Emissionen darstellt. Es ist dies auch ein Bereich, in dem wir mit der Bilanz nicht zufrieden sein können. Aber wir sollten für eine Frage der Strategie einmal analysieren, wo wir tatsächlich stehen, und wir müssen zwei Bereiche getrennt voneinander ansehen. Wir müssen uns ansehen, wie es bei jenem Verkehr aussieht, wo Wienerinnen und Wiener von einer Stel-
le der Stadt zu einer anderen fahren, nämlich dem in-
nerstädtischen Modal-Mix. Da sieht es in der Tat so aus, dass zwei Drittel der Wege, die von Wienerinnen und Wienern, aber auch von anderen Bürgerinnen und Bürgern von einer Stelle der Stadt in eine andere zurückgelegt werden, mit Umweltverbundverkehrsmitteln durchgeführt werden. Das sind die eigenen zwei Beine, das ist das Fahrrad, und das sind die Öffis. Zwei Drittel also, meine Damen und Herren! Und auch da stellt sich dann die Frage: Wo liegen wir? Nur dank einer sozialdemokratischen Politik in dieser Stadt sind wir hier europaweit die Zweitbesten nach Zürich!

Jetzt stellt sich die Frage: Warum sind wir in der generellen Bilanz doch unzufrieden? Das liegt daran, dass es sich gegenüber den zwei Dritteln an Umweltverbundverkehrsmitteln, wenn es die innerstädtische Bewältigung von Verkehrs- und Mobilitätsfragen betrifft, bei den Einpendlerinnen und Einpendlern ganz anders verhält: Es sind nämlich zwei Drittel, die mit dem Auto nach Wien kommen. Da kann man sich schon die Frage stellen - und wenn der Kollege Klucsarits, der in den ersten Jahren der sozialdemokratischen Alleinregierung in Wien nach der Zeit der großen Koalition immer gesagt hat, wir haben es immer schon gefordert; und wenn etwas Gutes dabei war, das er gefunden hat, hat er gesagt, das geht noch auf die schwarzen Stadträtinnen und Stadträte zurück -, dann muss man sich aber tatsächlich anschauen: Wer ist verantwortlich dafür, dass dieser Modal-Mix bei den Einpendlerinnen und Einpendlern so unbefriedigend aussieht? 

Das ist dahin gehend zu beantworten - und diese Bundesregierung tut alles dafür -, dass Umweltverkehrs-mittel, dass Massenverkehrsmittel, dass öffentliche Verkehrssysteme im regionalen Sektor ausgehungert werden. (GR Godwin Schuster: 30 Prozent...!) Der ausgewiesene Feind der Schiene, Staatssekretär Kukacka, hat eine Novelle für den öffentlichen Nahverkehr in der Schublade respektive schon ausgesendet, die einfach unter dem Titel zu sehen ist: Wir verabschieden uns von einer bundesweiten Verantwortung! Da steht drin, dass man das verländern will, dass sich die Länder untereinander ausmachen sollen, wie sie zu ihren öffentlichen und Landesgrenzen überschreitenden Nahverkehrssituationen und -systemen kommen, und der Bund verabschiedet sich. Gleichzeitig werden Autobuslinien parallel zur ÖBB gefördert, damit nur ja die ÖBB ausgehungert wird. Und das, meine Damen und Herren, obwohl die Zeichen der Zeit in einem vereinten Europa dahin gehend zu interpretieren sind, dass es uns darum geht, 
in Regionen Verkehrssysteme zu schaffen. Der Bund macht genau das Gegenteil, er macht eine Verkehrspolitik von vorgestern. Er verabschiedet sich von seiner Verantwortung und ist damit verantwortlich für das, was wir jeden Tag beispielsweise auf der Südautobahn sehen. Das ist die Verantwortung des Bundes, und das kann die Österreichische Volkspartei auch nicht wegreden.

Meine Damen und Herren! Wie soll es denn weitergehen? Wenn diese Verabschiedung der Bundesregierung unter schwarz-blauer Federführung erfolgt ist, dann wird weiterhin, ähnlich wie in Großbritannien, das öffentliche Verkehrsnetz ausgehungert, wie es damals unter der Regierung Thatcher der Fall war, wogegen jetzt eine neue Regierung sich mit Müh' und Not bemüht, wieder etwas Alternatives auf die Beine zu stellen.

Meine Damen und Herren! Sehen wir uns an, was von der Bundesregierung in Sachen KliP-Relevantem kommt. Wenn die Freiheitliche Partei heute in vielen Punkten moniert hat, man könnte viel weiter sein, man könnte viel effizienter sein, und das davon abgeleitet hat: Wir haben schon damals, 1999, gewusst, dass wir es nicht schaffen werden, deshalb waren wir gar nicht dafür, und heute sind wir gegen den Bericht, weil die Zielsetzungen des Papiers von 1999 nicht erreicht worden sind!, dann muss man sich anschauen, was ihre Vertreter in der Bundesregierung machen. Außer dass sie mit dem politischen Verfolgungswahn ihres einfachen Parteimitgliedes nicht fertig werden, gibt es durchaus interessante Dinge. Da sagt der Bolzer-Minister Gorbach, er könnte sich vorstellen, mit 160 auf der Autobahn dahinzurasen. Wenn ich mir ansehe, was diese 160 im Vergleich zu 130 bedeuten, dann ist ganz klar und deutlich festzuhalten: Das sind 24 bis 26 Prozent der Emissionen! Das, meine Damen und Herren von den Freiheitlichen, ist Ihr Beitrag zum Klimaschutz in Österreich. Da werden wir nicht sehr weit kommen, und das lehnen wir massiv ab! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn wir uns ansehen, wie wir bei einem der wesentlich erfolgreichen Felder in dieser Stadt aussehen, nämlich dem Einsatz von Zentralheizungssystemen, dann muss man einfach festhalten, dass wir von 1993 bis 2002 bei den Wohnungen den Fernwärmeanteil von 16,9 auf 22,5 Prozent haben steigern können, bei den Betrieben, in denen besonders große Mengen an Energie notwendig sind und immer mehr notwendig werden, von 25,9 auf 43,4 Prozent. Zeigen Sie mir jene Stadt in Europa, die diese Werte hat! Und um diesen Bereich sozusagen noch zu toppen: Im Dienstleistungssektor, also auch einem Bereich, in dem genügend Energiekonsum anfällt, ist es gelungen, von 48,3 Prozent im Jahr 1993 bis zum Jahr 2002 den Wert von 60,8 Prozent zu erreichen. Das heißt, für weit mehr als die Hälfte der Betriebe im Dienstleistungssektor, die anfallende Energiemenge wird in dieser Stadt durch umweltfreundliche Energiegewinnung betrieben. Das soll uns so schnell jemand nachmachen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenden wir uns noch ein bisschen dem Debattenbeitrag des ÖVP-Vertreters zu, da komme ich in manchen Punkten mit der inneren Logik nicht mit. Es hat teilweise den Anschein, als hätten zwei Autoren die Rede geschrieben. Zum einen sagen Sie, Kollege Klucsarits, dass das Programm in vielen Bereichen schlecht ist - das taugt nichts -, um nachher anzumerken, dass in diesem Programm so viele engagierte Ansätze drinnen sind und in Wirklichkeit ohnehin fast alles gut ist. Dann meinen Sie, Sie können dem Ganzen nicht zustimmen, weil es nicht erreicht wird. Ich denke einfach von der inneren Logik, von der Abfolge her, entweder das Programm ist schlecht... (GR Rudolf Klucsarits: Ich habe nicht gesagt, das Programm ist schlecht!) 

Mag sein; ich versuche nur, Ihnen zu helfen und einmal in der Kommunikation klarzustellen, was Sie uns eigentlich sagen wollen. Entweder das Programm ist schlecht, oder das Programm ist gut. (GR Rudolf Klucsarits: Das Programm ist gut, aber Sie erreichen es nicht!) Das Programm ist gut - das haben wir jetzt einmal klargestellt, wunderbar! 

Jetzt sagen Sie, wir erreichen es nicht, und deshalb sind Sie dagegen, das ist nun wenigstens klar. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie sind ja dafür!) Das heißt, Sie sind eigentlich für die Maßnahmen und würden mit uns alle Maßnahmen unterstützen, damit wir das Programm erreichen. (Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) Folgerichtig müssen Sie ganz massiv gegen die derzeitige Rolle der Bundesregierung sein. Ich hoffe, Sie erklären mir irgendwann wieder einmal bei Gelegenheit, wie Sie den nächsten Sprung in dieser Gedankenkette schaffen werden. (GR Kurth-Bodo Blind: Mein Gott! Der immer mit seiner Bundesregierung!)
Meine Damen und Herren! Wir haben heute einen engagierten Zwischenbericht vorliegen, worin es zwei Punkte gibt, die wir ganz massiv nachjustieren müssen. Das eine ist der Individualverkehr; ich habe bereits gesagt, wer da gefordert ist. Wien wird den Beitrag dazu leisten. Es wird auch ganz interessant sein, wenn man jetzt moniert: Was machen wir mit der inneren Stadterweiterung? Wie schaut es im 22. Bezirk aus? Ich werde Sie fragen, meine Damen und Herren von der rechten Seite, warum die österreichische Bundesregierung und der Finanzminister der 50-Prozent-Kostenbeteiligung bei den U-Bahn-Linien nicht zugestimmt hat. (GR Kurth-Bodo Blind: Der 22. Bezirk... die äußere Stadterweiterung, nicht die innere!) Ich werde Sie fragen, wenn es darum geht, die Renaissance der Straßenbahn in Wien voranzutreiben, wo da der Anteil und die Verantwortung des Bundes ist. 

Ich werde Ihnen das sagen, genauso wie heute, wenn wir sagen, was für einen rechtlichen und moralischen Anspruch wir zu dieser Beteiligungsforderung haben: Ganz klar, das ist der einzige Beitrag, den der Bund zu unserem Nahverkehr leistet. Den Rest zahlen wir uns selber, und Wien ist ein Nettozahler ins Bundesbudget. Ich würde mir wünschen, dass wir so viel wieder herausbekommen würden, wie wir in den Gesamthaushalt einbezahlen. Dann hätten wir nämlich alle diese Sorgen nicht, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

An Ihren Taten werden wir Sie erkennen, wenn Sie herkommen und sagen, Sie können uns sagen, dass Herr Grasser - Ihr ehemaliges Mitglied und Ihr neues Mitglied, also dieser Lattenpendler der Bundesregierung - die Zustimmung gegeben hat. Wir werden freudig mit Ihnen diese Situation feiern und uns auch bei Ihnen bedanken, wenn Sie das mit in dieses Haus bringen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir stehen hier heute vor einem Halbzeitbericht, auch das ist nicht zu leugnen, einem Bericht, der in vielen Bereichen äußerst positive Ergebnisse zieht und zwei Bereiche aufweist, den Energiekonsum und den Individualverkehr, wo wir in Zukunft noch sehr viel tun müssen. Wo wir ebenfalls sehr viel tun müssen und wo in der aktuellen Debatte ein alter Teilantrag ein gemeinsames Zeichen ist, über das ich sehr glücklich bin, da ich es heute bei dieser Gelegenheit einbringen darf, ist die Frage bezüglich der Haltung dieses Gremiums gegenüber der geplanten Änderung des UVP-Gesetzes. Es sprechen sich alle hier im Haus vertretenen Parteien gegen eine Anlassgesetzgebung aus; aus gutem Grund, denke ich. Denn es ist unzulässig, auf Kosten der Umwelt, nur weil offensichtlich einige Projekte von den dort politisch Verantwortlichen zu spät eingebracht und zu spät überlegt wurden und schließlich auch in der Vergabe offensichtlich gewisse Probleme aufgetreten sind - ich sage es heute sehr freundlich, weil das offensichtlich zum Kärntner pathologischen Status ein bisschen dazugehört, die Situation, wie man mit öffentlichen Ausschreibungen umgeht (GR Kurth-Bodo Blind: ... was hat die Pathologie damit zu tun?) -, es ist unzulässig, nur weil man das nicht redlich getan hat, zu fordern, dass man es auf Kosten der Umwelt repariert. Deshalb bringen wir gemeinsam einen an das Parlament, an den Nationalrat gerichteten Antrag betreffend die geplante Veränderung des UVP-Gesetzes ein, worin wir uns gemeinsam dagegen aussprechen, dass hier Anlassgesetzgebung vorgenommen werden soll. 

Meine Damen und Herren! Für den Antrag, den die Freiheitlichen eingebracht haben, sind wir dankbar. (Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.) Wir sind Ihnen dankbar, Kollege Blind, dass Ihre Kollegin, die neben Ihnen sitzt, heute den Antrag betreffend Partikelfilter/ Fuhrpark eingebracht hat. Wenn wir dies im Umweltausschuss diskutieren werden, werden wir nachweisen können, was alles wir in diesem Bereich schon getan haben und wie zukunftsweisend wir in vielen Bereichen unterwegs sind. Wir freuen uns auf diese inhaltliche Debatte, und deshalb lassen wir dies sehr gerne zu. Sie haben auch unsere Stimme bei diesem Antrag, wenn es darum geht, dies im Umweltausschuss zu diskutieren.

Ich denke mir, dass wir unter Federführung der Umweltstadträtin Mag Sima einen erfolgreichen Weg fortsetzen werden, einen erfolgreichen Weg, der das Ziel hat, dass wir europaweit, nein, weltweit Klimaschutzmusterstadt sind. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet. (GR Robert Parzer: Zwischenredner!)
GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Klimaschutzkoordinationsstelle!

Es ist jetzt zwar langweilig, aber ich möchte es trotzdem tun: Als einer der weiteren Rednerinnen und Redner wirklich gratulieren zur tollen, wichtigen Arbeit, die von Ihnen passiert. Das ist wirklich vorbildlich! Das sagen wir auch nicht immer, in vielen anderen Bereichen; gerade der Klimaschutz ist etwas, was uns besonders am Herzen liegt, umso eher müssten wir vehement kritisieren. Vieles ist hier eingeflossen, es ist wirklich eine vorbildliche Tätigkeit, die auch sehr viel mit persönlichem Engagement zu tun hat, was ich auch von dieser Stelle aus noch einmal attestieren möchte. 

Bevor ich auf meine Vorredner eingehe, möchte ich den letzten Satz aufgreifen und zu anderen Dingen, die gekommen sind, ein paar durchaus auch polemische An-merkungen machen. Ich möchte den letzten Satz noch einmal hernehmen: Wien ist weltweite Klimaschutzvorbildstadt, haben Sie sinngemäß gesagt. Sie haben auch Vergleichszahlen zu anderen Städten genannt. Ich glaube, dass wir alle gemeinsam noch nicht die Dimension wahrgenommen haben, wann eine Stadt westlichen Zuschnitts eine Klimamusterstadt ist. Sie haben richtigerweise die Verschwendung in den USA genannt, und sehr viele andere europäische Städte. 

Ich nehme jetzt nur die Temperatur in Grönland letzte Woche als Anlass her, wo 16 Grad gemessen wurden. Da wurde in der "ZiB 2" richtig gesagt, 16 Grad minus zu der Jahreszeit ist ziemlich warm; es waren nicht 16 Grad minus, es waren 16 Grad plus! Zwar sollte man nie von Einzelfällen auf eine Gesamtentwicklung schließen, aber wer das in einer der wenigen Publikationen, die sich regelmäßig dem widmen, in ORF ON wirklich intensiv verfolgt, für den zeigt sich, dass alle Prognosen weltweit auf einen weiteren deutlichen Zuwachs der CO2-Emis-sionen hingehen - wissend, wie viel ein durchschnittlicher Bewohner von China verbraucht: Ein Achtel von uns; wissend, was ein durchschnittlicher Inder verbraucht: Ein Zwölftel von uns; wissend, wo das Geld und die Technologien sind: Nämlich bei uns; und wissend, dass nur die Hälfte unseres CO2-Ausstoßes als Weltnorm absolut inakzeptabel ist. In Wertschätzung dessen, was in Wien passiert, der weiß, dass wir erst am Anfang stehen.

Das wird ein ganz fundamentales Thema werden in einer Zeit, in der wir alle, oder sehr viele von uns, uns als politisch Aktive beschäftigen werden, nämlich in den nächsten 10 Jahren: Wahrscheinlich eine Halbierung der CO2-Emissionen! Technisch geht das schon, aber es ist politisch undenkbar, dass es uns vorkommen muss, die wir uns im Detail auskennen, wie schwierig es im Detail ist. Eigentlich ist ein Minus von 3 Prozent - jetzt glaube ich einmal den Argumenten, die hier gebracht wurden, warum es minus drei sind und nicht das Plus vom Umweltbundesamt - überhaupt keine Basis dafür, sich eine Klimamusterstadt nennen zu können. Und was in Oberösterreich im Verhältnis dazu geschieht - ich komme dann noch dazu -, ist auch unzureichend. Ich glaube, dass wir die Dimension noch nicht begriffen haben, dass da Dramatisches auf uns zukommt, auch an Verpflichtungen und an Zahlungen, und dass wir da wirklich erst am Anfang stehen. - Das ist mir zur Gesamtdimension wichtig. 

Würde irgendeine Stadt die Kyoto-Ziele erreichen - nicht, indem sie Industrien abdreht wie in Bulgarien oder anderen osteuropäischen Ländern, auch in Deutschland ist es unter anderem nicht primär die rot-grüne Regierung, muss ich der Fairness halber sagen, sondern war es die Entindustrialisierung Ostdeutschlands, die es mit sich gebracht hat, dass vor allem die CO2-Emissionen zurückgegangen sind; abgesehen davon ist es keinem Industrieland gelungen, wirklich signifikante Fortschritte zu machen, und es ist ein Hammer, was wir noch tun müssen. Das möchte ich nur im Gesamtkontext einmal einbringen, dass das nicht ein Nebenbereich, sondern ein zentraler Bereich ist. Je mehr ich mich damit beschäftige, desto schwerer kann ich mir vorstellen, dass wir mit diesen Prioritätszahlen dort hinkommen werden. Wahrscheinlich muss es wirklich dramatischere Veränderungen geben, dass wir dazu bereit sind.

Das war die Grundsatzsache, und jetzt werde ich ein bisschen polemisieren. Auf die Polemik eine adäquate Polemik, Herr Kollege VALENTIN: Sie haben 6 Seiten aus Oberösterreich erwähnt. Haben Sie einen Oberösterreich-Komplex? (GR Erich VALENTIN: Warum?) Warum? - Sie könnten auch über Rot-Schwarz in Salzburg oder Rot-Blau in Kärnten reden - ich habe jetzt den rot-blauen Klimaschutzbericht aus Kärnten nicht mit -, wenn wir uns auf diese Ebene begeben wollen. Ich sage nur, warum es Polemik ist. Ich kenne diese 6 Seiten nicht - ich habe das zum ersten Mal von Ihnen gehört -, ich weiß nur, was in Oberösterreich unter anderem passiert. Die bauen nicht ein Biomassekraftwerk, die bauen mehrere Biomassekraftwerke. Sie bauen sie; ob das auf den 6 Seiten steht oder nicht, weiß ich nicht, ich weiß nur, dass sie sie bauen. Und wenn ich auf Polemik mit Polemik antworten würde - ich habe die Zahlen nicht mit -: Die Sonnenkollektorfläche in Oberösterreich pro Kopf ist ein Vielfaches der Wiener. Ersparen wir uns das, das bringt doch nichts. 

Oberösterreich muss viel mehr tun, Rudi Anschober bemüht sich fundamental. Sie haben in Oberösterreich zum Beispiel die VOEST und haben deswegen deut-
liche CO2-Zuwächse. Der Energieverbrauchszuwachs in Oberösterreich - ich habe mich neulich mit Rudi Anschober darüber unterhalten - ist dramatisch, das hat ein-
fach mit der Produktionsausweitung in der VOEST zu tun - die auch die GRÜNEN richtigerweise nicht abdrehen wollen -, und es gibt keinen CO2-Filter. Wien hat zum Glück oder leider - ich würde sagen, zum Glück - keine Schwerindustrie und tut sich deswegen leichter, hat aber dafür die dramatischen Zuwächse beim Verkehr, auf den ich noch zurückkommen werde. 

Ich glaube, dass der nächste Klimaschutzbericht von den Ergebnissen her deswegen nicht mehr so positiv ausschauen wird, weil hier das Jahr 2003 noch nicht enthalten ist. Das kann es auch nicht sein, das ist kein Vorwurf. Österreichweit hatten wir 2003 einen Zuwachs an CO2-Emissionen von 7,4 Prozent; ich gehen davon aus, dass er auch in Wien beträchtlich war. Das hat mit einer allgemeinen Wirtschaftsentwicklung und mit vielen anderen Dingen zu tun. Ich fürchte, das nächste Mal werden wir ein Plus bekommen, was ein bisschen zeigt, wie sehr wir uns mehr anstrengen müssen.

Ich komme ganz kurz zu Kollegen Klucsarits. Jetzt bin ich hier nicht derjenige, der die Sozialdemokratie in Schutz nimmt, aber eines ist, in Wertschätzung, wirklich ein Blödsinn. Herr Klucsarits hat erstens gesagt, dass man über das Biomassekraftwerk nichts hören soll. Vielleicht sollte man über Eier doch erst dann gackern, wenn sie gelegt sind. Die Vorarbeiten laufen ja, ich bin froh, dass nicht so viel darüber geredet wird, sondern alles im Zeitplan ist. Es muss Mitte 2006 ans Netz gehen, aber nicht deswegen, weil die SPÖ früher wählen will - ich weiß nicht, wann die SPÖ wählen wird, das werden wir alle irgendwann erfahren -, sondern deswegen, weil das ElWOG eine Inbetriebnahme mit Mitte 2006 vorsieht. Wenn wir es bis dahin nicht schaffen, bekommen wir die Förderungsmaßnahmen nicht, deswegen muss es gehen. 

Wenn Sie nächstes Mal beim Kraftwerk Simmering vorbeifahren, sehen Sie dort einen Kran. Ich sage Ihnen, was der Kran macht: Er schafft die Voraussetzung für den Bau des Biomassekraftwerks, das ist der Grund. Es wird demnächst auch eine Grundsteinlegung geben, da wird es einen Medien-Tschinbum gegeben, da wird Herr Klucsarits sicher eingeladen werden, er wird auch dort sein und für dieses wichtige Projekt hoffentlich fest applaudieren. Ich schicke Ihnen das persönlich zu, ich werde mich zu Wort melden und eine Aussendung extra für Herrn Klucsarits machen, damit er auch etwas darüber hört, was sinnvoll ist. (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.)
Ein paar Dinge möchte ich hervorheben. Zunächst - und das sage ich in dem Fall den Kolleginnen und Kollegen, die mit Wohnbau zu tun haben -, wie hoch die Latte beim Passivhaus ist. Ich danke der Klimaschutzstelle sehr dafür, dass sie gut lesbar und klar hervorhebt, was die Vorgabe an dem Programm ist. Was das Passivhaus ist, brauche ich hier nicht zu erklären: Ein Haus ohne Heizung, worin Wärme über Technologie und optimale Wärmedämmung sichergestellt wird. Da gibt es einige wenige Projekte in Wien, eine große Siedlung ist im 21. Bezirk. Ich sage Ihnen, was dort steht: „Bis zum Jahr 2010 soll im Wohnungsneubau das Passivhaus, das ohne konventionelle Heizung auskommt, Standard sein."

Es soll Standard sein! Das kann die Klimaschutzstelle nicht umsetzen. Sie kann in wenigen Bereichen etwas umsetzen: Sie kann das dokumentieren, sie kann Voraussetzungen schaffen, sie kann die Leute zusammensammeln, und das tut sie auch. 2010, das klingt so, als wäre das irgendwann - nein, Leute, das ist in fünf Jahren! Und man weiß ja, wie lange der Vorlauf ist. Da werde ich mir erlauben, nächstes Mal mit dem Wohnbaustadtrat darüber zu diskutieren. Das ginge schon, aber nur mit einer unglaublichen Anstrengung. Seien Sie sicher: Wir werden darauf dringen, was "Standard" heißt, das heißt, wie es gelungen ist! 

Ja, im Niedrigenergiebau ist viel weitergegangen. Wir haben also, würde ich sagen, Niedrigenergie als Standard im Neubaubereich. Wollen wir das Ziel bis zum Jahr 2010 erreichen - und ich hoffe, dass es passiert -, dann müssen sich alle gehörig anstrengen. Das geht weniger an Frau DDr Fohler-Norek und durchaus auch an die Frau Umweltstadträtin, das geht primär an den Herrn Wohnbaustadtrat, dass sich da ordentlich etwas tun muss bei den Wohnbauträgern, und vielleicht muss sich auch in der Bauordnung etwas tun. Ja, das Passivhaus als Standard, das ist ein gehöriger Anspruch - ein richtiger, ein erfüllbarer!

Wo haben wir die Probleme? Sie sind teilweise schon angesprochen worden. Ja, das Programm "Wien spart Strom" ist gut, wäre gut. Tatsache ist, es gibt - das ist ein bisschen wie im Verkehr - dramatische Zuwachsraten beim Stromverbrauch. Der österreichweite Stromver-brauchszuwachs - nur um Ihnen das noch einmal herauszuarbeiten - ist so, dass zwei Jahre mehr an Stromverbrauchszuwachs dazukommt, als wir in Summe an Ökoenergie, an Ökostrom haben; der Zuwachs von zwei Jahren ist mehr, als wir überhaupt haben! So viele Windräder, Biomassekraftwerke oder Biogasanlagen können wir überhaupt nicht bauen. Hier ist das Hauptproblem!

Ich habe das hier schon einmal diskutiert und habe dann ungläubige Anrufe gehabt, als ich mein Beispiel von den Stand-by-Geräten gebracht habe. Auch in Wien ist der Verbrauch seit 1990 - das ist hier richtig dokumentiert - um 20 Prozent gestiegen, und nichts deutet darauf hin, dass das eingebremst wird. Ich gebe auch zu, dass das nicht leicht ist. Man kann nicht Frau Dr Fohler-Norek in jeden Haushalt, in jeden Betrieb stellen, damit sie dort sagt: Geh bitte, tut's effizient wirtschaften! Im Dienstleistungsbereich ist der Stromverbrauch gar um 44 Prozent gestiegen. 

Da geht es wieder auf die europäische Ebene: Wir haben eine Renaissance der Kernenergie in Europa, die da ihre Begründung hat. Meine Haltung zur Kernenergie brauche ich nicht zu skizzieren; ich würde sagen, auch die Haltung, die hier im Haus besteht, brauche ich nicht zu skizzieren. 

Aber jetzt zitiere ich etwas von vor 15 Jahren: Irgendwo muss der Strom herkommen. (GR Robert Parzer: Das stimmt ja!) Ja, aus der Steckdose, wenn es uns nicht über Technologie, über ein völlig neues Bewusstsein zum Strom und über politische Rahmenbedingungen gelingt. Stichwort Neubau von Hochhäusern, von Banken, von Versicherungen, von Geschäftsunternehmen, die alles Mögliche an Problemen haben: Es ist einem ziemlich wurscht, wenn er ein neues Hochhaus gebaut hat, wie hoch dort in Zukunft der Stromverbrauch ist; also bitte, das ist Priorität 749b links unten! Aber ein einmal hingestelltes Gebäude habe ich 20 Jahre, mit einer Klimaanlage, die so ist, wie sie ist, oder anders ist. Da wäre also viel zu tun, da wäre viel zu machen, da sollten wir mehr tun, als nur darüber nachzudenken. 

Ich habe in der letzten Sitzung einen Antrag betreffend die Lesbarkeit der Stromrechnung eingebracht. Ich mache jetzt keine Abstimmung, sondern ich frage nur noch einmal: Wer von Ihnen weiß genau, wie hoch sein Stromverbrauch in Kilowattstunden ist, ob er im Schnitt ist, ob er darüber oder darunter ist? Mein Test zeigt, dass es die allerwenigsten wissen. (GR Godwin Schuster: ... haben ja schon Tipps gegeben!) Probieren Sie einmal, die Stromrechnung zu lesen, welche Auskünfte Ihnen die darüber gibt: Wenig, das ist durchaus eine anspruchsvolle Tätigkeit. Der Herr Generaldirektor hat mir zugesagt, sich zu überlegen, die Stromrechnung informationsfreudiger zu machen. (GR Franz Ekkamp: 42 EUR weniger!) 42 EUR weniger. Auf der Uni mache ich die Erfahrung - das sind WU-Studentinnen und –Stu-denten -, dass es 90 Prozent nicht wissen, 10 Prozent wissen es meistens. In der Bevölkerung schaut das an-ders aus. 

Nun komme ich ganz kurz zu einem Gebiet, worüber Herr Kollege VALENTIN gesprochen hat. Ja, wenn wir über den Verkehr reden, geht es um die Pendlerinnen und Pendler, ja, es geht um die ÖBB - da bin ich bei Ihnen - und um die öffentlichen Verkehrsmittel. Es geht aber vorweg um Fragen der Raumplanung! Es geht natürlich einmal mehr um das unterschätzteste Gebiet und insofern um das nachhaltigste, weil wir Siedlungsstrukturen, die wir gebaut haben, eben gebaut haben und nicht mehr wegbekommen. Ich habe das vorgestern bei der Diskussion über den STEP gesagt. Da sind die größten Zuwachsraten der Wohnbautätigkeit in Wien wieder im 22. Bezirk geplant, obwohl wir beim Zentralbahnhof, beim Erdberger Mais oder beim Nordbahnhof große Flächenreserven haben. Ich kritisiere laufend - die Kollegen, die mit mir im Planungsausschuss sind, wissen das - diese lockeren Siedlungsstrukturen am Rande des 22. Bezirks, die wir in nahezu jedem Planungsausschuss zum Thema haben: Na, wie werden die Leute dort ihren Modal-Split haben?

Kollege VALENTIN sagt immer: Gute Wiener gegen böse Einpendler; die guten Wiener fahren mit öffentlichen Verkehrsmitteln, die bösen Einpendler kommen mit dem Auto. Da sollte man auch in Wien differenzieren: Die Guten - unter Anführungszeichen - in der dicht besiedelten, kompakten Stadt, die öffentliche Verkehrsmittel haben, fahren, weil es öffentliche Verkehrsmittel oder das Fahrrad gibt, mit dem öffentlichen Verkehrsmittel; jene, die an der Peripherie wohnen, können auf ein öffentliches Verkehrsmittel nur dann umsteigen, wenn es auch fährt, wenn es attraktiv fährt; ich erinnere an die Diskussion heute in der Früh. An der Peripherie haben alle zwei, drei, vier Autos pro Haushalt, und es ist, mit Verlaub, nicht die böse Bundesregierung - die ich ablösen möchte, so rasch wie möglich -, die die Widmungen an der Peripherie des 22. Bezirkes macht, sondern das seid ihr, unausgesetzt!

Meine Hauptkritik am STEP ist, dass da wieder 
drinsteht: Größte Wohnbauleistungen in den nächsten 20 Jahren im 22. Bezirk. Wie wollt ihr das verkehrlich abwickeln? Das wird über das Auto abgewickelt werden! Diese Raumplanungsfrage spielt eine viel zu geringe Rolle, und hier würde ich auch Frau Dr Fohler-Norek ersuchen, dieses Thema verstärkt mit der Planung zu diskutieren und die Priorität, da wir jetzt wissen, dass wir große innerstädtische Flächenreserven haben, entsprechend darzustellen. 

Ein weiterer Punkt ist, dass immer wieder Zahlen 
über die permanente Verbesserung des Modal Splits herumgeistern. Ich sage noch einmal, die WIENER LINIEN verlieren Fahrgäste. Sie verlieren Fahrgäste, und es gibt alle möglichen Erklärungen, warum das der Fall ist. Ob wir in der Änderung des Modal-Splits wirklich das Ziel anstreben oder auf dem richtigen Weg sind, wage ich zu bezweifeln.

Ein letzter Punkt, darüber haben wir zuletzt etwas heftig diskutiert - aber Engagement gehört zur Politik dazu, sonst wird uns ja fad - und da erwarte ich die nächste Arbeitsgruppensitzung. Da hat sowohl Frau Dr Fohler-Norek als auch die Frau Umweltstadträtin zugesagt, dass wir uns das ganz sachlich anschauen werden. Es ist dies die Frage, welche Rolle Biomasse zur Beheizung in Wien dort spielen kann, wo wir keine Fernwärme haben. Da wird durchaus legitimerweise auch eingebracht, dass Fragen der Staubbelastung eine Rolle spielen müssen - selbstverständlich! -, und ich habe darum gebeten, weil das hier noch ein "Big Point" sein könnte. Denn es ist ja beim Verkehr in der Tat schwierig, aber dabei, wie geheizt wird, kann man wirklich große Umstellungen vornehmen. 

Ich glaube, dass die Biomasse in Wien eine große Rolle in Verbindung mit modernen Heiztechnologien auch dezentral haben kann. Was die Ein- und Zweifamilienhäuser betrifft, sind wir in Wien die zweitgrößte Stadt Österreichs. Da haben wir ein großes Potential, und daher erwarte ich, dass die Zahlen auf dem Tisch liegen. Ich glaube, dass es eine der großen Änderungen auch in Wien sein kann, dezentral Biomasse verstärkt einzuführen. Das kann, glaube ich, einen weiteren großen Beitrag leisten. 

Auf die anderen Punkte gehe ich aus Zeitgründen nicht ein. Ich möchte mich noch einmal herzlich bedanken und dort schließen, wo ich begonnen habe. Wir stehen nicht einmal am Anfang, weil wir die Dimension der Fragen des Klimaschutzes, glaube ich, noch nicht wirklich internalisiert haben. Wir stimmen aber diesem Bericht gerne zu und wollen damit auch die Leistung der Klimaschutzstelle entsprechend würdigen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! 

Das Klimaschutzprogramm ist nicht irgendein Umweltschutzprogramm, meine Damen und Herren, sondern es ist der Beitrag Wiens gegen den Treibhauseffekt, der sich immer mehr - und darin werden sich alle Experten einig sein - zu einer globalen Bedrohung auswächst. Das können wir nicht verhindern. Niemand anderer als die NASA - Sie wissen es alle - hat in einer jüngst veröffentlichten Studie vor den Gefahren der weltweiten Klimaerwärmung gewarnt; Kollege Chorherr hat dieses Thema auch international ein bisschen angeschnitten. Diese Bedrohung ist eine ganz große Bedrohung für die menschliche Zivilisation.

Natürlich kann auch das Klimaschutzprogramm von Wien den Treibhauseffekt nicht aufhalten. Das wissen wir alle, das geht gar nicht, das ist ein Tropfen auf den heißen Stein. Aber angesichts des Bedrohungspotentials, das von den CO2-Emissionen ausgeht, sollte man das KliP wirklich sehr ernst nehmen. Und diese Stadtregierung, würde ich bitten, ist dazu aufgefordert, alles zu unternehmen, um den Erfolg des Klimaschutzprogramms zu garantieren. Ich gehe dann noch auf die einzelnen Reden meiner Vorredner ein, von Herrn VALENTIN und Herrn Chorherr. Darin sehe ich die wichtige Aufgabe der Umweltpolitik dieser Stadt. - Leider bin ich heiser, ja.

Aber ich habe den Eindruck, dass hier in Wien an allem der Bund schuld ist. (GR Harry Kopietz: Der Eindruck stimmt!) Wo ich hinhöre, die Nahversorgung, wenn ich von Chorherr höre, Biomasse, es gibt viele Sachen: Fast überall ist der Bund schuld. Mir gefällt das direkt, dass ich schon gar keinen Redner von der SPÖ-Fraktion mehr heraußen sehe, der nicht sagt: Der Bund ist schuld. (GR Harry Kopietz: Sollen wir lügen? Die Wahrheit verschweigen?)
Lieber Kollege VALENTIN! Was den Nahverkehr innerhalb der Stadt betrifft - das hat Chorherr schon erwähnt -, so ist es doch etwas ganz anderes, ob ich im 2. Bezirk, direkt in der Stadt, oder im 20. Bezirk bin – oder aber, ob ich im 22. Bezirk, im 23. Bezirk oder im 21. Bezirk bin: Da habe ich ganz andere Wege, und da schaut es schon einmal mit der gesamten Nahversorgung ganz anders aus, da kann ich nicht immer auf öffentliche Verkehrsmittel ausweichen. Und wir haben es ja gehört - das stimmt auch -: Zwei bis vier Autos haben die Familien in den Randbezirken, und da wird nun einmal viel mit dem Auto gefahren, weil es nicht die Möglichkeiten dazu gibt, mit einem öffentlichen Verkehrsmittel durch die Gegend zu fahren. (GR Erich VALENTIN: Und was ist mit den niederösterreichischen Einpendlern?) 

Schau, die Niederösterreicher, die sollten wir an der Stadtgrenze abfangen, dann haben wir sie in Wien nicht mehr. Das wäre auch eine Möglichkeit. Man muss überall einen Weg finden, um da einen wirklichen Ausweg zu finden. 

Ich möchte aber anhand dieses Beispiels noch ein Thema aufzeigen: Die WIEN ENERGIE ist doch ein wesentlicher Akteur, der das KliP beschrieben hat. Es ist schon ein bisschen ein Widerspruch, wenn dann, wie man so hört, in einer Werbeaktion der WIENSTROM für eine Montage von Klimageräten geworben wurde. Unser StR Hahn hat das auch aufgezeigt - Sie können sich das anschauen -, und ich möchte seine Kritik an dieser Stelle noch einmal unterstreichen. Es kann doch nicht Ziel eines kommunalen Versorgungsunternehmens sein, Ver-brauchswerbung zu betreiben! Die Aufgabenstellung der WIENSTROM müsste vielmehr Verbrauchsminimierung lauten, meine Damen und Herren.

Die Biomasse soll im Klimaschutz dieser Stadt eine wesentliche Rolle spielen. Wir alle haben es gehört, es wurde im Klimaschutzprogramm auch festgelegt. Mich wundert daher, dass die Stadt Wien nicht offensiver für den Einsatz von Biomasseheizungen im Bereich von Einfamilienhäusern oder für Heizzentralen auf Biomassebasis in Wohnhausanlagen eintritt. In Wien gibt es, und das wissen wir auch alle, 70 000 Einfamilienhäuser. Das ist ein Potential für den Biomasseeinsatz - Chorherr hat es kurz erwähnt. Es muss genützt werden, daher müsste die Stadt Wien verstärkt für den Einsatz von Biomasse Werbung machen. 

Ein weiteres wichtiges Kapitel, das wir auch immer wieder ausgecheckt haben, ist die Solarenergie. Wir haben schon eine Reihe von Bekenntnissen von Stadträten vor unserer jetzigen StRin Ulli Sima gehört, die diese Form als alternative Form der Energiegewinnung wirklich gepredigt haben. Doch leider hat das zu gar nichts geführt, wenn es darum geht, dass Wien endlich seine Rolle als Schlusslicht unter den Solarenergie nutzenden Bundesländern, muss man sagen, verliert. Denn schon Kossina hat eine Verzehnfachung der Kollektorenfläche in Aussicht gestellt, um bis 2010 das Niveau der anderen Bundesländer zu erreichen. Das ist auch schon wieder drei Jahre her. Und jetzt hören wir aus Rust, dass unsere neue Stadträtin dieses Ankündigungsprogramm, meine Damen und Herren, als Zukunftsprogramm präsentiert. Ich wünsche ihr im Sinne der Umwelt viel Glück für diesen neuen Anlauf, der in diese Richtung geht, hoffe aber nicht, in drei Jahren wieder eine neue Präsentation so eines Programms auf dem Tisch zu haben.

Eine ebenso sehr endlose Geschichte wie die der Solarenergieförderung ist jene des Gaskesselaustausches. Bei dieser von uns ausgehenden Initiative, bei der durch Fördermaßnahmen bei der Anschaffung einer neuen Therme viel CO2 eingespart werden könnte, liegt uns seit Jahren eine positive Antragsbeantwortung vor, die nach wie vor, meine Damen und Herren, ohne irgendeine Auswirkung geblieben ist. Das heißt, sie ist schubladisiert worden, wie schon vieles. Ich kann nur hoffen, dass die derzeitige Stadträtin unseren Vorschlag wieder einmal aufgreift.

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass auch im KliP ein Bekenntnis zum Einsatz von Biodiesel für die Fahrzeugflotte der Stadt Wien abgegeben wurde. In der Realität hat sich das aber leider nicht wirklich niedergeschlagen. Das ist schade, denn so könnte man gemeinsam mit der Landwirtschaft einen erneuerbaren Energieträger nutzen, der einen Schritt in Richtung Luftreinhaltung bedeuten würde.

Überhaupt scheint mir der Verkehr ein ganz wichtiger Ansatzpunkt - wir haben es gerade vorhin wieder gehört - für den Klimaschutz der Stadt Wien zu sein. Laut einer Studie der Universität für Bodenkultur wird sich die Staugefahr an den neuralgischen Verkehrspunkten Wiens dramatisch verändern. Da die Staus zu den Verkehrsverursachern, zu den Verursachern von CO2-Ausstößen zählen, muss meiner Meinung nach die Stadtverwaltung alles unternehmen, um entsprechende Verkehrsbauten und den Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel zu forcieren, um diesen Trend abzufangen. Und was gehört dazu vor allem für meinen Bezirk? - Das sage ich auch immer unumwunden: die Nord-Ost-Umfahrung, meine Damen und Herren! Wir brauchen diese Nord-Ost-Umfahrung, denn Sie alle wissen ja, der Stau, den wir tagtäglich bei uns im Bezirk haben, ob das jetzt in der Früh oder am Abend ist, ist sicher auch eine Gefahr für die Luftreinhaltung, denn hier wird sehr viel CO2 ausgestoßen. Und wenn ich dann von Seiten der grünen Fraktion immer wieder höre, wir brauchen keine Nord-Ost-Umfahrung, dann frage ich mich, wie wir dort dem ganzen Verkehr Herr werden sollen, denn nur mit den Öffis alleine - ich glaube, das wissen Sie alle - kann man nicht das Ganze abdecken. Das Auto wird weiterhin eine große Rolle im Großstadtverkehr spielen - das wissen Sie alle, das steht einmal fest -, und es müssen intelligente technische Möglichkeiten gefunden werden, um den Autoverkehr umweltfreundlicher zu gestalten. Darin liegt neben der Verkehrsführung ein Potential der CO2-Reduktion. Wien kann auch hier international einen Beitrag leisten, etwa in den Bemühungen, etwas zu entwickeln und ein Kompetenzzentrum für eine alternative Motorentechnik zu erhalten.

Nicht nur aus der Sicht eines Donaustädter Mandatars würde sich die Ansiedlung einer solchen Einrichtung, meine Damen und Herren, auf dem Gelände des Asperner Flugfeldes als wichtiger Schritt in diese Richtung erweisen. Das Gelände wäre erstens einmal - in unmittelbarer Nähe des General Motors-Werkes - für so eine Nutzung geradezu prädestiniert. Wir haben uns auch medial schon für eine Mischnutzung des Asperner Flugfeldes als Wissenschafts-, Produktions- und Wohnzentrum ausgesprochen, um nicht eine weitere - ich sage es vorsichtig - verkehrsintensive Schlafstadt, sondern ein aktives Bezirkszentrum in die Donaustadt zu bekommen.

Meine Damen und Herren! Fraktionskollege Klucsarits hat darauf hingewiesen, dass es außer über CO2 in der letzten Zeit größere Debatten - man hat es ja in den Zeitungen tagtäglich gelesen - über den Feinstaub, über die Feinstaubbelastung Wiens gegeben hat. Wir können eindeutig belegen, dass in Wien diese Debatte hauptsächlich auch von uns getragen wurde. 

Meine Damen und Herren! Es liegt, was die Fein-staubbelastung in Wien betrifft, eindeutiger Handlungsbedarf vor. Neben Graz und Linz ist Wien wirklich die 
am meisten belastete Stadt in ganz Österreich. Die Steirer haben auf diese Tatsache reagiert und ein entsprechendes Feinstaubreduktionsprogramm entwickelt, das 45 Maßnahmenbereiche vorsieht. Unser Zugang ist es daher, ein solches Programm auch für Wien zu entwickeln. Da aber bereits das Klimaschutzprogramm vorliegt, über das wir uns hier heute unterhalten, sollte 
dieser Feinstaubreduktionsplan in das Klimaschutzprogramm einbezogen werden. Das heißt, man bräuchte das Klimaschutzprogramm, dessen Maßnahmen in manchen Bereichen durchaus auch feinstaubrelevant sind, nur noch um ein Maßnahmenpaket zu erweitern, das sich auf die Feinstaubreduktion bezieht. Also es wäre gar nicht so eine tragische Sache.

Ich darf, um Ihnen die Arbeit zu erleichtern - das hoffe ich doch -, die Gelegenheit dazu nutzen, einige unserer bereits gemachten Vorschläge wie immer zu wiederholen: Besonders im Sommer - in unserem Bezirk natürlich besonders arg - ist der Feinstaub ein Problem. Warum? Vor allem auf den Straßen kommt der Feinstaub durch viele Straßenverunreinigungen zum Tragen. Ich denke da an die Bautätigkeiten, die laufend stattfinden, und je mehr gebaut wird, desto mehr Staub liegt auf der Straße. (GR Godwin Schuster: Aber das hat mit dieser Debatte nicht viel zu tun! Feinstaub ist was anderes!) Also hier würde ich bitten, mit Spritzwägen zu fahren (GR Godwin Schuster: Das ist ein bisschen was anderes!) - nein, Herr Schuster! -, und zwar nicht erst dann, wenn wir anrufen oder wenn es die Leute sagen, sondern es müsste kontinuierlich gespritzt werden, um den Feinstaub zu reduzieren. Dieser stellt eine große Belastung dar, und ich glaube, man sollte dem Vorbild der Bundesregierung folgen und auch von Seiten der Stadt Wien den Einsatz von Dieselfiltern fördern, etwa den nachträglichen Einbau. Die Diskussion müsste auch 
in Richtung einer Verbesserung der Reifentechnologie gehen.

Ich meine, all das sind Aufgaben genug, denen sich diese Stadtregierung stellen muss und deren Erledigung so rasch wie möglich, und zwar vor dem offiziellen Wahltermin im Jahr 2006, angegangen werden sollte, um Wien eine saubere Luft zurückzugeben.

Obwohl wir insgesamt in der Luftreinhaltepolitik dieser Stadt ziemlich große oder mittelgroße Versäumnisse feststellen, hoffen wir, dass es in den nächsten 14 Mo-naten – das ist ungefähr eine vorstellbare Zeit -, nämlich noch in der laufenden Legislaturperiode gelingt, das KliP so auf die Schiene zu bringen, dass Wiens Luft besser wird.

Bei dieser Gelegenheit danke ich auch noch Frau Dr Fohler-Norek für diesen Klimaschutzbericht. Wir werden dem Klimaschutzbericht zustimmen, obwohl in diesem Bereich doch immer wieder einige Dinge von uns aufgezeigt werden, obwohl immer wieder seitens der Stadtpartei, seitens des Herrn VALENTIN, aber genauso von Chorherr die Bundesangelegenheiten angesprochen werden. Und ich wünsche mir genau das nicht, was sich zum Beispiel Chorherr wünscht: Eine Abwahl der schwarz-blauen Regierung.

Meine Damen und Herren! Möge sie noch lange sein! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Reduktion der Treibhausgase, die Reduktion der Emissionen im Sinne der Kyoto-Ziele ist für eine Umweltpolitik ein vorrangiges Ziel, und auch für uns ist das eine ganz wichtige Sache. Denn uns sind nicht nur die Umwelt und die Senkung der Emissionen wichtig, sondern vor allem auch die Gesundheit der Wienerinnen und Wiener. Wir bedanken uns deshalb auch bei der Klimaschutzkoordinatorin und vor allem auch bei ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für diesen umfangreichen, ausführlichen und vor allem sehr übersichtlich gestalteten Bericht. (Beifall bei der FPÖ.)

Die Ausführungen der Klimaschutzkoordinatorin im Ausschuss waren auch sehr ausführlich. Es ist aber im Zuge dieser Diskussion leider auch herausgekommen, dass sie selbst bei ihrer Arbeit an Grenzen stößt, an Grenzen, die eigentlich von der Politik überwunden werden müssten. Und weil das in Wien eben nicht geschieht, sind wir gegen diesen Tagesordnungspunkt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir glauben, dass man den Menschen nicht Sand in die Augen streuen darf, und vor allem finden wir es bedenklich, wenn die Wienerinnen und Wiener über potentielle Gefährdungen nicht ausreichend informiert werden. Es war im Zuge dieser Debatte schon einige Male vom Thema Feinstaub die Rede. Ich glaube, der Feinstaub stellt eine ganz, ganz gefährliche Problematik dar, denn die Grenzwerte werden immer häufiger überschritten, und vor allem zu Beginn dieses Monats wurden in Wien die Grenzwerte flächendeckend überschritten. Das Wiener Luftmessnetz hat Werte von bis zu 33 Prozent über dem Grenzwert festgehalten, etwa in Liesing, aber durchschnittlich stolze 22 Prozent über dem Grenzwert. Das sind doch Werte, die sehr hoch sind und wo Handlungsbedarf besteht. 

Die Stadträtin - und das möchte ich heute von dieser Stelle aus kritisieren - hat nicht die Wienerinnen und Wiener informiert, also diejenigen, die betroffen sind. Diejenigen, die auf ihre Gesundheit achten wollen, sind auf Eigeninitiative angewiesen, die müssen selbst nachforschen, im Internet und so weiter. Das stellen wir uns nicht unter aktivem Schutz der Gesundheit der Wienerinnen und Wiener vor! (Beifall bei der FPÖ.)

Ich möchte überhaupt sagen, ich bin sehr froh, dass in den letzten Tagen Schnee gefallen ist, denn die Frau Stadträtin hat bezüglich dieser Problematik eigentlich - auch das wurde heute schon angesprochen - nicht viel anderes gemacht, als die Verantwortung von sich zu wei-sen. Und was ihre Aussendung mit dem Titel "Feinstaub macht an den Stadtgrenzen nicht Halt" betrifft, so muss ich sagen: Ja, ich gebe Ihnen Recht, Feinstaub macht an den Stadtgrenzen nicht Halt, aber unsere Aufgabe muss es sein zu schauen, wo dieser Feinstaub entsteht, und es ist allgemein bekannt, dass gerade in den Ballungszentren die Ursachen, die Hauptursachen für die Fein-staubentstehung zu finden sind. Wir wissen, dass Verkehr, Hausbrand und Streusplitt zu den Hauptursachen der Feinstaubbelastung gehören, und wenn Grenzwerte von 50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft überschritten werden - 73 Mikrogramm wurden da gemessen und auch noch höhere Werte -, dann besteht unserer Meinung nach Handlungsbedarf, noch dazu, wo wir ganz genau wissen, dass der Staub selbstverständlich auch gefährliche Bestandteile enthält: Motorenabrieb, Metalle - ganz besonders gefährlich in der nullwertigen Stufe -, aber auch Metalloxide, wie Vanadiumoxid, wie Nickeloxid, oder auch nicht vollständig verbrannte Kohlenwasserstoffe, die umgewandelt werden zu hochkondensierten Kohlenwasserstoffen, zu polyzyklischen Verbindungen und zu hocharomatischen kondensierten Verbindungen. Diese Stoffe sind lungengängig und sind deshalb besonders gefährlich, und wir erwarten uns von einer aktiven Umweltpolitik, dass die Bevölkerung, wenn solche Grenzwerte überschritten werden, auch informiert wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Wir glauben auch, dass es nicht der richtige Weg ist, den Kopf in den Sand zu stecken, noch dazu, wo dieser Sand im wahrsten Sinne des Wortes gesundheitsgefährdend ist, sondern wir müssen genau analysieren: Wo tritt die größte Belastung auf? Was sind die Bestandteile des Staubes? Und vor allem: Wie viel ist davon enthalten? Dazu, glaube ich, sind auch genauere Messungen notwendig. Es gibt in Wien elf Feinstaubmessstellen. Ich denke, dass das nicht genug ist, und ich glaube auch, dass man sich Gedanken darüber machen kann, wo die Messstellen platziert sind oder wo gemessen wird. 

Es ist, glaube ich, auch notwendig, dass wir uns anschauen: Wo sind die Schwerpunkte? Es gibt - in Berlin wird das untersucht - Fahrleistungsverteilungen in Haupt- und Nebenstraßen, und weil im Bericht auch die Wohnstraßen erwähnt werden, möchte ich sagen, ich wohne selbst in einer Wohnstraße. In einer Wohnstraße sollte es möglich sein, dass Kinder auf der Straße spielen. Ich kann Ihnen sagen, es ist undenkbar, dass auch nur irgendjemand auf dieser Straße spielt oder sich sonst wie etwas freier bewegt, denn in dieser Wohnstraße fährt der ganze Verkehr, der quer durch den Bezirk muss, durch – große und kleine LKWs und PKWs. Es ist durchaus nicht so, dass nur diejenigen dort fahren, die zufahren müssen, sondern es fährt, wie gesagt, der gesamte Durchzugsverkehr. Ich glaube daher, man muss diese Konzepte überdenken und vielleicht auch besser kontrollieren, denn so kann keine effiziente Umweltpolitik gemacht werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube auch, dass wir genaue Überlegungen darüber anstellen müssen und abschätzen müssen, wo die Schadstoffkonzentration innerhalb der Stadt am größten ist: In den Straßenschluchten, nämlich genau in den Bereichen, wo sich auch die Menschen aufhalten, wo die Leute spazieren gehen, wo sie zur Arbeit gehen, wo sie mit Kinderwägen gehen. Wir müssen genau die Schwerpunkte der Belastung herausfinden und dann eben auch gezielte Maßnahmen setzen. Wenn Sie die Strategie haben, immer nur die Verantwortung abzuwälzen, abzuschieben - Sie haben auch in den Ausführungen im Ausschuss darüber gesprochen, dass der Staub überall ist -, dann muss ich sagen: Ja, er ist überall, aber es ist nicht so, dass er nur aus dem Ausland kommt oder kosmisch ist, und es ist auch nicht die Bundesregierung dafür verantwortlich, sondern er wird genau in Wien auch schwerpunktmäßig entstehen. Daher glauben wir einfach, dass auch eine ehrliche Analyse und entsprechende Maßnahmen notwendig sind, Maßnahmen wie etwa Verkehrsberuhigung oder Durchfahrtsbeschränkungen für schwere LKWs - wenn es notwendig ist, muss man darüber diskutieren - oder auch die Erneuerung von schadhaften Fahrbahnoberflächen oder auch die Abdeckung beziehungsweise Befeuchtung beim Transport von staubenden Gütern. Und selbstverständlich ist in Wien auch eine rasche Entfernung des Streusplitts notwendig, wenn der Schnee weggetaut ist. 
Aus dem Bericht geht auch hervor, dass nicht nur für den Feinstaub, sondern auch für die Treibhausgase der Hauptverursacher der Verkehr ist, und damit bin ich auch schon beim zweiten Punkt meiner Ausführungen: 

Ich glaube, dass es unbedingt notwendig wäre, der Bevölkerung echte Anreize zu bieten, um auf die öffentlichen Verkehrsmittel umzusteigen. Und genau das passiert in Wien nicht. Ich habe eher den Eindruck, es wird der Bevölkerung das U-Bahn-Fahren sozusagen abgewöhnt. Wir haben heute in der Früh schon über die Zustände bei der Schnellbahn gesprochen. Ich möchte als Beispiel die Sperre der U-Bahn-Linie U2 und das völlige Versagen des Managements der WIENER LINIEN im Zusammenhang mit dieser U-Bahn-Sperre anführen. Denn wenn, wie behauptet wurde, die Ring-Linien verstärkt geführt werden, dann mag das eine gewisse Entlastung bringen, aber es müssen selbstverständlich auch die Zubringer zu diesen Ring-Linien verstärkt werden, und die Linie J ist überhaupt nicht verstärkt worden, sondern im Gegenteil: Gerade in der Zeit des starken Schneefalls ist die Linie J höchstens jede Viertelstunde gekommen. Dann waren die Züge völlig überfüllt, man konnte nicht einmal einsteigen. Es wird im J-Wagen noch immer über Tonband angesagt, dass das Umsteigen zur U2 möglich ist. Die Leute sehen die kleinen Zettel, die an den Türen angebracht sind und auf denen steht, dass das im Moment nicht möglich ist, gar nicht. Sie irren dann im Bereich der Stadiongasse herum und suchen die U-Bahn. Manchmal kann man gar nicht einsteigen, weil der J-Wagen so überfüllt ist. Es kommt dann zu Schreiduellen in der Straßenbahn. Sehr geehrte Damen und Herren von der Stadtregierung! Das ist kein Service, und das ist nicht etwas, was den Menschen das Fahren mit der Straßenbahn und mit der U-Bahn erleichtert. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte abschließend festhalten, dass wir nicht nur salbungsvolle Worte, wie jene von GR VALENTIN, und nicht das Abschieben von Verantwortung brauchen, sondern dass wir gelebten Umweltschutz und gelebte Klimaschutzpolitik wollen. Das aber vermissen wir, und deshalb können wir diesem Tagesordnungspunkt nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Sima.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Frau Kollegin Schmalenberg, nur eine Anmerkung ganz spontan: Sie sagen, Sie wollen gelebte Klimapolitik. Es war Ihr Verkehrsminister und Vizekanzler Gorbach, der kürzlich 160 km/h auf den Autobahnen dieses Landes gefordert hat! Das ist ein Vorschlag, der klimaschutzmäßig und feinstaubmäßig leider wirklich komplett in die falsche Richtung geht. Ich kann Sie nur bitten, diesbezüglich in Ihrer eigenen Partei für ein bisschen mehr Bewusstsein zu sorgen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch ich möchte zuerst ein ganz großes Dankeschön an die 
Klimaschutzkoordinationsstelle sagen. Frau Dr Fohler-Norek und ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind wirklich sehr emsig am Werk, um für den Klimaschutz des Landes gute Dinge zustande zu bringen. Ich weiß, es ist nicht immer einfach, aber steter Tropfen höhlt den Stein, und sie ist da wirklich sehr hartnäckig dran, und dafür möchte ich ihr wirklich auch nochmals ein ganz großes Dankeschön aussprechen. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir haben uns in Wien ein sehr ehrgeiziges Ziel gesteckt, und es ist wichtig, diesen Bericht jetzt auch hier zu diskutieren, denn ein Bericht gibt uns, glaube ich, immer eine Zwischenbilanz. Wir können schauen: Wo stehen wir? Was haben wir schon erreicht? In welchen Bereichen müssen wir uns vielleicht noch mehr anstrengen? - Ich glaube, dass uns dieser Bericht ein recht gutes Zeugnis ausstellt. Und was für mich natürlich besonders schön ist, ist dass in Wien so viele bereichsübergreifende Maßnahmen gesetzt werden. Wenn man sozusagen aus dem Bund kommt, dann weiß man - und ich kenne das aus dem Nationalrat -, dass Klimaschutz dort ein Thema ist, das man sehr stark dem Umweltminister zurechnet, und dass man im Prinzip sagt: Strudle dich ab, bleib damit alleine, und wir machen, was wir wollen! - Das ist in Wien nicht so, und ich bin wirklich sehr froh darüber und dankbar dafür, dass das nicht nur eine Angelegenheit der Umweltstadträtin ist, sondern dass sich auch viele andere Kolleginnen und Kollegen von der Stadtregierung wirklich sehr ernsthaft für den Klimaschutz engagieren - wir sehen das im Wohnbereich oder auch im Energiebereich. Da gibt es wirklich sehr viele Bemühungen und sehr viele Maßnahmen, die bereichsübergreifend gesetzt werden, und dafür möchte ich mich auch bedanken, weil ich glaube, dass das sehr wichtig ist, auch wenn es um die Umsetzung geht, und dass das auch mit ein Grund dafür ist, dass wir hier so erfolgreich sein können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich glaube, der Bericht ist allen bekannt, ich möchte daher nur die allerwichtigsten Punkte herausgreifen, unsere größten Erfolge. Wenn man nämlich die Zahlen von Wien mit dem Bundestrend vergleicht, dann sieht man, dass wir im Bundestrend ein Plus von 16 Prozent haben. Ich halte das für wirklich sehr bedauerlich. Es hängt auch damit zusammen, dass es eben sehr lange gedauert hat, bis auf Bundesebene die Mittel für Klimaschutzmaßnahmen und Klimaschutzpakete freigemacht werden konnten. Wir haben auf Bundesebene im Jahr 2001 das erste Mal wirklich in Klimaschutzmaßnahmen investiert. Das ist sehr schade. Deswegen bin ich umso froher, dass wir in Wien da einen Gegentrend zum Bundestrend mit minus 3 Prozent CO2-Emissionen erreichen konnten. 

Wir haben ein gutes Stück des Weges hinter uns gebracht, aber ich teile die Ansicht des Kollegen Chorherr, dass noch ein langer Weg vor uns liegt - das ist überhaupt keine Frage. Das wird sicher hart, das wird sicher mühsam, aber wir scheuen das nicht und haben auch schon gezeigt, dass wir mit einem frühzeitigen Beschluss eines Klimaschutzprogrammes da rechtzeitig die Weichen gestellt haben. 

Ich teile übrigens die Meinung des Kollegen Klucsarits nicht, der gesagt hat, na ja, es wäre eigentlich ohnedies alles ohne Klimaschutzprogramm auch passiert. Das sehe ich überhaupt nicht so, denn das sind ja nicht irgendwelche zufälligen Maßnahmen! (Zwischenruf von GR Rudolf Klucsarits.) – Na ja, das haben Sie schon gesagt! Da muss man sich die Frage stellen, haben Sie gesagt, ob das nicht ohne Klimaschutzprogramm auch passiert wäre. - Das sehe ich nicht so. Ich glaube, dass das ganz wichtig ist und dass diese Maßnahmen ganz fokussiert und konzentriert, und deswegen auch mit einem Zeitraster versehen, genau so umgesetzt werden, weil eben dieses Klimaschutzprogramm hier im Gemeinderat von Ihnen beschlossen worden ist. 

Die größten Erfolge haben wir im Bereich Fernwärmeausbau, Effizienzsteigerung bei den Kraftwerken, Wärmedämmung von Gebäuden und Ausbau des öffentlichen Verkehrs zu verzeichnen. Ich glaube, wir können wirklich zufrieden sein mit der Steigerung der Brennstoffausnützung in unseren Kraftwerken. Wir haben zahlreiche Ökostromanlagen realisieren können, zum Beispiel 56 Fotovoltaikanlagen, wir haben Kleinwasserkraftwerke, Deponiegasverstromungsanlagen, wir haben bei der Wiener Hochquellwasserleitung etliche Trinkwasserkraft-werke im Einsatz, es gibt bei der Sportmittelschule in Hadersdorf Wärme aus dem Lainzer Tunnel, das wird mit Tunnelthermie beheizt - auch ein neuer Ansatz, dem wir uns, glaube ich, in Zukunft noch stärker widmen sollten. Ab 2005 wird es das Kleinwasserkraftwerk in Nussdorf geben, und dieses wird 10 000 Wiener Haushalte dort mit Strom versorgen. Für dieses Projekt haben wir übrigens den Climate Star 2004 bekommen, eine Auszeichnung des Internationalen Klimabündnisses, und ich glaube, darauf können wir auch stolz sein. Es wird 2006 das Biomassekraftwerk geben, und die Biogasanlage wird in Betrieb gehen. 

Im Bereich Wohnen ist THEWOSAN, unser thermisches Wohnhaussanierungsprojekt, mittlerweile allen schon ein Begriff; wir konnten im gesamten Wohnbereich mit der Sanierung sehr viel an positiven Effekten erreichen. Auch im Rahmen der Wohnbauförderung gibt es bereits spezielle Förderungen für die Umrüstung von Heizungsanlagen. Und weil vorher die Gasthermen angesprochen wurden: Es ist bereits vorgesehen - ich erwähne das, weil Kollege Parzer vorhin bekrittelt hat, dass das nicht möglich sei -, dass bei Gasbrennwerttechnologien - das sind besonders moderne Gasthermen - eine Förderung erfolgt. Da gibt es schon eine Förderung für die Umrüstung. Das ist bereits State-of-the-Art und wird auch gemacht. 

Die neue Wiener Solarförderung: Es stimmt schon, dass wir bei den Solarförderungen nicht ganz im Plansoll sind, aber genau deswegen machen wir einen Bericht, weil wir uns anschauen wollen: Wo haben wir das Ziel erreicht? Wo sind wir schon über dem Ziel? Und wo müssen wir noch besondere Maßnahmen setzen? Und weil wir erkannt haben, dass wir uns im Bereich der Solarförderung eigentlich wünschen, dass noch mehr Menschen die Solarthermie nützen, gibt es im heurigen Jahr eine besondere Förderung, deswegen starten wir eine besondere Offensive: Wir gehen auf die Baumessen, wir schulen Installateure, wir gehen zu den Kleingärtnern. Wir haben nämlich die tollste und beste, in Summe höchste Solarförderung ganz Österreichs, nur scheint sie bei den Menschen nicht anzukommen. Nun können wir natürlich niemandem eine Solarthermieheizung aufzwingen, aber wir wollen die Leute verstärkt darauf aufmerksam machen, dass sie dieses Potential, dieses Angebot der Stadt auch wirklich nützen, und deswegen gibt es heuer einen Schwerpunkt. Weil Sie, glaube ich, oder Kollege Parzer sich darüber lustig gemacht haben: Jetzt gibt es schon wieder Solar!, möchte ich sagen: Ja, wir erkennen, dass wir da noch mehr tun müssen, und deswegen tun wir es auch. Genau das ist ja der Sinn eines solchen KliP-Berichts, nämlich zu schauen: Wo sind wir? Und welche Handlungsfelder leiten sich davon ab? 

Auch bei den Betrieben können wir, glaube ich, speziell mit dem ÖkoBusinessPlan auf eine gute Maßnahme verweisen, zumal es ja sehr viele Betriebe gibt, die auch in Bezug auf ihren Energieverbrauch einige Maßnahmen im Rahmen des ÖkoBusinessPlans gesetzt haben. 

In Summe kann man sagen - ich will Ihnen jetzt nicht den ganzen Bericht noch einmal aufzählen; es wäre auch der Ökokauf zu erwähnen -, dass wir wirklich in sehr vielen Punkten eine positive Bilanz ziehen können, auf die wir stolz sein können. Wir werden daher das Klimaschutzprogramm in dieser Form weiter konsequent umsetzen, und ich bin guter Hoffnung, dass wir unser wirklich sehr ehrgeiziges Ziel auch in diesem Fall erreichen können.

Die Solarthermie, Frau Kollegin Reinberger, habe ich vorhin ohnedies bereits erwähnt.

Ich möchte noch einen Punkt anbringen, weil mir dieser wirklich sehr wichtig erscheint, nämlich dass wir im Bereich der Luftreinhaltung natürlich zunehmend in Zielkonflikte geraten. Es gibt Maßnahmen, die, wie zum Beispiel die Biokraftstoffe oder die Biomasseheizung, im Bereich des Klimaschutzes positive Maßnahmen mit sich bringen, auf der anderen Seite haben wir jedoch negative Maßnahmen beim Feinstaub oder eine negative Art von Maßnahmen - im Fall der Biokraftstoffe - vielleicht bei der nachhaltigen Bewirtschaftung in der Landwirtschaft. Das wird man sich noch genau anschauen und wirklich eine Bilanz ziehen müssen: Wo sind die Vorteile und wo sind die Nachteile, um wirklich auch ganz genau beurteilen zu können, wie sinnvoll es ist, auf diese Maßnahmen zu setzen. Denn gerade bei der Biomasse haben wir, wenn wir diese massiv fördern und auf der anderen Seite deshalb starke Feinstaubemissionen haben, dann in einem anderen ökologischen Bereich Probleme.

Ich möchte noch ganz kurz auf das Thema Feinstaub eingehen, weil dieses jetzt in einigen Reden der Opposition angesprochen wurde. Ich glaube, dass es da viele Bereiche gibt, wo es einfach noch um Klarstellungen geht. Es hat geheißen, wir hätten nicht auf den Bericht des Umweltbundesamtes warten müssen. Das ist eine Statuserhebung, wie sie im Immissionsschutzgesetz-Luft vorgesehen ist. Das ist eine gesetzliche Vorgabe, die uns einen solchen Statusbericht vorgibt, der quasi eine Erhebung ist: Wie ist der Zustand in Wien? Was können wir tun? Woher kommen möglicherweise die Emissionen? Was können wir dagegen unternehmen? - Deswegen halte ich es für durchaus sinnvoll, einen solchen Bericht einmal abzuwarten, weil dieser eine Art Erhebung und eine Grundlage ist, und so ist es vom Bundesgesetzgeber auch gedacht, nämlich als Grundlage, auf Grund deren man dann Maßnahmen setzen kann. Genau das machen wir auch. Wir haben jetzt die Statuserhebung, und als Nächstes – dazu sind wir auch verpflichtet – werden wir einen Maßnahmenkatalog vorlegen. 

Das für mich sehr Interessante bei dieser Statuserhebung ist Folgendes - und da möchte ich jetzt einmal mit einem grundsätzlichen Missverständnis aufräumen; wir haben das auch im Ausschuss schon diskutiert -: Es heißt, ich würde sagen, der Bund ist schuld und der Bund soll alles machen. Das stimmt so überhaupt nicht, aber ich will, dass der Bund seinen Anteil erledigt. Da geht es nicht darum, dass der Bund alles machen soll, sondern der Bund soll jenen Anteil machen, der ihm sozusagen gehört. Denn ein Feinstaubproblem nur auf die einzelnen Länder abzuwälzen und zu sagen, hängt euch auf damit, wir halten uns nobel zurück, das kann es nicht sein. 

Ich möchte Ihnen noch einmal das vorlesen, was ich Ihnen auch schon im Ausschuss vorgelesen habe. Es ist nur ein Satz, und zwar handelt es sich dabei um eine Beschlussfassung der Landesumweltreferentenkonferenz. Da sitzen Vertreter Ihrer Fraktion (Die Rednerin weist in Richtung ÖVP.), Vertreter Ihrer Fraktion (Die Rednerin weist in Richtung FPÖ.) und auch Vertreter der GRÜNEN und selbstverständlich Vertreter der SPÖ drinnen. Diese kommen zu folgendem Schluss: „Die Vollzugserfahrungen mit dem Ozongesetz und dem Immissionsschutzgesetz-Luft haben gezeigt, dass die überregionalen und supranationalen Aspekte gegenüber den lokalen und regionalen bei weitem überwiegen." - Das ist auch das Ergebnis unseres Statusberichts des Umweltbundesamts. Dieses sagt - es ist dies eine Schät-zung -: Ein Viertel der Feinstaubemissionen sind aus Wien, drei Viertel werden durch wettermäßig negative Einträge nach Wien gebracht.

Weil Sie gesagt haben, ich hätte mich gegen Länder im Osten ausgesprochen: Das ist einfach lächerlich, aber Tatsache ist, dass die Luft in den neuen Mitgliedsstaaten eben nicht die Qualität hat, die wir in den alten EU-Staaten schon haben, weil die neuen Mitgliedsstaaten natürlich jetzt erst auf neue Umweltgesetze reagieren. - Das war also schlicht und einfach das Aussprechen der Tatsache, dass wir, wenn es einen Lufteintrag aus diesen Bereichen gibt - und zu dieser Feststellung kommt auch die Studie des Umweltbundesamtes -, das dann in Wien haben und durch vermehrte Feinstaubbelastung spüren. Feinstaubbelastung kann nämlich auch aus Vor-läufersubstanzen, die gasförmig sind, entstehen. Das heißt, wenn wir besonders hohe SO2-Werte - die in Österreich seit der Anschaffung von Heizöl light kein Thema mehr sind - aus den östlichen Staaten herüberbekommen, dann haben wir ein sehr starkes Feinstaubproblem. Genau das wollte ich damit zum Ausdruck bringen.

Sie haben die steirische Landesregierung als besonderes Musterbeispiel genannt. Ich möchte Sie nur darauf aufmerksam machen, dass Graz einen fast vierfach überhöhten Feinstaubwert gehabt hat. Die haben 260 Mi-krogramm gehabt! Davon sind wir in Wien glücklicherweise noch meilenweit entfernt. Wir haben 90 Mikro-gramm gehabt, dass ist schlimm genug, aber ich würde Graz nicht gerade als Musterbeispiel hinstellen, denn der dortige Wert ist ein Wert, den ich ganz sicher nicht erreichen möchte, das kann ich Ihnen garantieren.

Vielleicht noch ein wichtiger Punkt, ein Punkt, der mir sehr wichtig ist: Schauen Sie sich einmal die Messstelle in Illmitz, die biologische Station an! Das ist im Nationalpark, dort haben wir überhaupt keinen Verkehr. Wenn wir am Währinger Gürtel Werte um die 90 oder 100 Mikrogramm haben, hat die Messstelle in Illmitz 90 Mikrogramm gehabt. Dort ist aber nichts - kein Verkehr, gar nichts! Das ist das, was mir und auch den Experten vom Umweltbundesamt natürlich sehr zu denken gibt, weil das bedeutet, dass die Hintergrundbelastung, die es ja nur bei bestimmten Wetterlagen gibt, sehr stark ist. Wenn an einer verkehrsreichen Straße die Emissionen feinstaubmäßig gleich hoch sind wie in the middle of nowhere im Burgenland, sage ich jetzt einmal, dann hat uns das irgendwie zu denken zu geben, weil es zeigt, dass man mit lokalen Maßnahmen allein sicher nicht alles ändern wird können.

Abschließend also nochmals zum Feinstaub. - Übrigens, eines muss ich noch sagen, weil Kollege Parzer behauptet hat, im Sommer habe man in seinem Bezirk ein so großes Problem mit dem Feinstaub. Ich sage dazu nur: Feinstaub ist zu 99 Prozent ein Winterproblem. Im Sommer gibt es an unseren Messstellen so gut wie nie Überschreitungswerte. Es ist ein Winterproblem, das in meteorologischer Hinsicht an jenen Tagen auftritt, wenn wir Schönwetter und keinen Wind haben - also die Situation, in der alle Leute gerne hinausgehen, weil es schön ist, weil draußen vielleicht eine schöne Winterlandschaft ist - und es einen Eintrag aus dem Osten gibt. Das sind die Tage, an denen wir Feinstaubprobleme haben - aber sicher nicht im Sommer. Da muss es sich um irgendeine Verwechslung handeln. 

Für mich belegt diese Debatte einmal mehr, dass wir im Feinstaubbereich wirklich alle noch sehr viel zu lernen haben. Es gibt auch auf wissenschaftlicher Basis erst im Ansatz Ergebnisse, die uns helfen, Maßnahmen zu setzen. Ich glaube, dass es für alle gut ist, sich intensiv mit diesem Thema zu beschäftigen, damit wir hier auch einige Falschinformationen aufklären können. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Heinz Hufnagl: Hoher Gemeinderat! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

In aller gebotenen Kürze nur einige wenige grundsätzliche Betrachtungen: Wo immer in parlamentarischen Gremien Langzeitprogramme zum Beschluss erhoben werden, laufen sie nur allzu leicht Gefahr, auf dem Papier zu vertrocknen, auf dem sie geschrieben und beschlossen wurden. Objektive, subjektive Widerstände, aber auch materielle Zwänge sind hier allzu oft Gegner, und wir können mit großer Genugtuung feststellen, dass all das, was vielerorts Programme nicht in die Wirklichkeit bringt, beim Wiener Klimaschutzprogramm absolut nicht gegriffen hat, dass hier also das kontradiktorische Gegenteil der Fall ist. 

So gesehen haben jene vier von fünf Parteien, die sich 1999 entschlossen haben, sich für 11 Jahre, bis zum Ende des Jahres 2010, übergreifend für alle Geschäftsgruppen dieses Gemeinderats festzulegen, Recht behalten. Sie haben ebenso Recht behalten damit, dass sie gemeinsam – weil der Klimaschutz kein Selbstläufer, keine selbsterklärende Materie ist, die schon ins Rollen kommen wird - begleitend mit diesem Grundsatzbeschluss eine Koordinationsstelle ins Leben gerufen haben, die mehr ist als nur Mediator oder Reflektor dieses Programms, die aktiv eingreift, die einmahnt, die kommunikative Kontakte herstellt und die das Klimaschutzprogramm bis zum Ende des Jahres 2010 entsprechend kritisch analytisch begleiten wird.

Das ist also mein Resümee, auf Grund dessen ich der Meinung bin, dass wir heute eine sehr positive, eine sehr ermutigende und - ohne Selbstbeweihräucherung - durchaus zufriedenstellende Beschlussfassung vornehmen können.

Es bleibt mir nur noch zu sagen: Die beiden Anträge, die eingebracht wurden, jener betreffend Fuhrpark der Stadt Wien - weil Zuweisung an den Umweltausschuss - ebenso wie der große, übergreifende Antrag, dass Umweltverträglichkeitsprüfungen keine Anlassgesetzgebung auf Bundesebene sein dürfen, sind hier zu unterstützen, genauso wie der vorgelegte Bericht ohne Differenzierung der Arbeit der Klimaschutzkoordinationsstelle mit der inhaltlichen Richtigkeit diesem Gemeinderat zur positiven Annahme zu empfehlen ist.

Ich danke herzlich für die sachliche Diskussion und bitte um breiteste Unterstützung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen somit zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die für die Postnummer 66 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen so angenommen.

Wir kommen sogleich zur Abstimmung über die beiden eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag ist jener der freiheitlichen GRe Brigitte Reinberger, Kurth-Bodo Blind und Mag Heidrun Schmalenberg betreffend Fuhrpark des Magistrats. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Umwelt beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Der zweite Antrag ist der Vier-Parteien-Antrag betreffend geplante Änderung des UVP‑Gesetzes. 

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist natürlich auch einstimmig so angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 51, 37, 38, 40, 46 und 50 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine - zusammenzuziehen, die Ab-stimmung dann jedoch getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Das ist nicht der Fall. Dann können wir so vorgehen. 

Die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Zankl, wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist somit eröffnet. 

Frau GRin Mag Ringler hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich will heute einen Teilaspekt jener Theaterreform diskutieren, der nicht von vornherein mit den vorliegenden Akten zu tun hat, aber doch ein relevanter Punkt ist. Es geht nämlich um die Frage, wie wir uns in Zukunft der Frage widmen werden: Wie viele Menschen sehen eigentlich das, was mit öffentlichen Mitteln in dieser Stadt subventioniert wird? - Das ist im Theaterbereich mindestens so relevant, wie es im Ausstellungsbereich ebenso wie auch in anderen Bereichen ist. Ich bin wahrhaftig keine Quotenfetischistin und bin nicht der Meinung, dass sich Kunst und die Qualität von Kunst anhand von BesucherInnenzahlen bewerten lassen. Aber nichtsdestotrotz ist es ein relevanter Wert für eine Einschätzung und auch dafür, dass Institutionen sich in einem gewissen Wettbewerb mit ähnlich gelagerten Institutionen befinden.

Wie Sie vielleicht wissen, wie Sie gelesen haben, hat es einen Rechnungshofbericht gegeben, der gezeigt hat, dass die Kunsthalle Wien, ich würde einmal sagen, eher schlampig mit der Frage der BesucherInnenstatistiken umgegangen ist, dass Sponsoring-Tickets, die vergeben wurden, als tatsächliche BesucherInnenzahlen gezählt wurden und dass man, wenn man diese abzieht, feststellen muss, dass es etwa 40 Prozent weniger BesucherInnen gegeben hat, als angegeben wurde. 

Grundsätzlich, wie gesagt, bin ich keine Quotenfetischistin, ich bin nicht der Meinung, dass das ausschlaggebendste Kriterium einer politischen oder kulturpolitischen Diskussion die Frage ist, wie viele Menschen etwas besuchen, wie viele Menschen etwas gesehen haben. Aber ich denke, ein Mindestmaß an Respekt gegenüber öffentlichen Geldern erfordert, dass man mit diesen Statistiken seriös umgeht, dass man nicht nur der lieben Zahlen willen Zahlen vermischt, verwischt und damit einen Eindruck erweckt, der so nicht stimmt. 

Das betrifft ganz konkret das Beispiel der Kunsthalle, die mit BesucherInnenstatistiken auf eine Weise umgegangen ist, die ich für überaus problematisch, für sehr problematisch halte, aber es betrifft natürlich auch alle anderen Kulturvereine, Kulturinstitutionen unserer Stadt, die BesucherInnen zählen, die ZuschauerInnen zählen. Ich glaube, dass es nur gut und recht ist, dass wir der Öffentlichkeit präzise und genaue Auskunft erteilen, sei es in den Kulturberichten der Stadt Wien, aber auch in Pressemeldungen und anderem mehr.

Wir werden daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der sich genau auf dieses Thema bezieht, nämlich darauf festzuhalten, dass man akkurat abrechnet, dass man nicht vermischt und dass man dann auch tatsächlich bewerten kann und sich konkret ansehen kann, wie sich BesucherInnenzahlen entwickeln, was der Grund dafür ist, wenn sie vielleicht zurückgehen, und sich auch tatsächlich darüber freuen kann, wenn sie steigen.

Wir stellen daher folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag: 

„Die irreführenden BesucherInnenzahlen in den Veröffentlichungen der Kunsthalle Wien müssen korrigiert werden. Dies betrifft insbesondere auch die Stadt Wien, die Bericht erstattet über die von ihr geförderten Institutionen. Die Korrektur muss auch bei den im Internet abrufbaren Zahlen stattfinden. Zukünftig sollen derartige Unschärfen verhindert werden. Bei der Auswertung der BesucherInnenzahlen im Kunst- und Kulturbericht der Stadt und den im Internet abrufbaren Zahlen müssen die BesucherInnenzahlen wie folgt ausgewiesen werden: BesucherInnen, verkaufte Tickets, Freitickets, Sponsorentickets. Dieser gesonderte Ausweis gilt für alle Institutionen mit Publikumsverkehr. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags." 

Lassen Sie mich noch ein paar Worte zur Theaterreform sagen. Ich weiß, dass meine Kollegin von der FPÖ einen Antrag einbringen wird. Die Theaterreform ist von uns, von allen Parteien gemeinsam initiiert worden. Die FPÖ hat sich aus Gründen, die ich nicht nachvollziehen kann, aus dieser Theaterreform verabschiedet, und jetzt stellt sie Anträge, die ich für mäßig unterstützenswert halte. Denn selbstverständlich geht es darum, mit den Leiterinnen und Leitern der Theater zu kommunizieren - das haben wir auch immer gesagt und gefordert -, selbstverständlich muss es so sein, dass das Kulturamt bei der Frage der Vergabe von Subventionen und der Trennung von Mietverträgen und Leitungen hier sinnvoll kommuniziert, sinnvoll vorgeht, aber ich halte die Argumentation des Antrags als solche für nicht sehr zielführend, und daher werden wir diesem Antrag auch nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, es ist eine gute Idee - und wir haben ja vorgeschlagen, dass die Theaterreform heute hier überhaupt der Hauptverhandlungspunkt sein soll, aber das war jetzt ein anderes Thema; sei 's drum – und es ist jetzt auch der richtige Zeitpunkt, um einmal auch hier im Gemeinderat ein bisschen ausführlicher über die Theaterreform zu reden. 

Ich möchte das vor allem deshalb tun, weil wir auch ein bisschen den Kontext herstellen sollten, warum wir überhaupt eine Theaterreform gemacht haben: Wir sind mit dem Phänomen konfrontiert, dass es in der Stadt immer mehr Menschen gibt, die Theater machen wollen, dass immer mehr Projekte - durchaus gute Projekte – eingereicht werden, dass aber auf der anderen Seite die alten Strukturen nicht in der Lage waren, auf diese neuen Projekte einzugehen, weil einerseits die dafür notwendigen Mittel schon gebunden waren und auch das Vergabesystem in Wirklichkeit kein optimales war und wir auf der anderen Seite - und das ist, glaube ich, unabhängig von der Politik und davon, wer gerade regiert - schon seit Jahren mit sinkenden Besucherzahlen im Theater, vor allem im Sprechtheaterbereich, konfrontiert sind. Ich glaube auch, dass diese ursprüngliche sehr straffe Trennung zwischen Sprechtheater und anderen Formen der Darstellenden Kunst nicht mehr geeignet war, die notwendige Flexibilität aufzuweisen, wenn jemand zum Beispiel ein so genanntes Crossover-Projekt gemacht hat und dann von einem Bereich zum anderen geschickt wurde. Und ich sage auch ganz offen, dass die Qualität der Theateraufführungen im Schnitt sicher steigerbar ist – was nicht heißt, dass nicht einzelne Häuser oder einzelne Produktionen immer wieder herausragend waren. 

All diese Probleme bestanden aber - und das sage ich hier auch sehr offen - bei einem sehr hohen Mitteleinsatz. Es gibt sicher keine Stadt in Europa, die in Relation zur Bevölkerungszahl derart viel Geld in die Theater investiert. Ich stehe auch dazu, aber nur die Forderung zu stellen, alle Probleme des Theaters dadurch zu lösen, dass man einfach konsequent jedes Jahr das Theaterbudget um 10 Prozent erhöht, kann nicht der Weisheit letzter Schluss sein. 

Als wir selbst als Volkspartei die Verantwortung für das Kulturressort innehatten - diese Entwicklung gab es ja schon damals -, haben wir versucht, durch einige Maßnahmen einmal Lösungsansätze dafür zu finden. Das Erste war der Theaterdienstag, der dazu gedient hat, mehr Menschen in die Theater zu bringen. Weiters gab es die Idee oder die Erfindung des Nestroy-Preises, die sich, glaube ich, auch sehr bewährt hat, wie wahrscheinlich jeder, der dort einmal im Jahr bei der Gala anwesend ist, bestätigen wird. Manches ist gelungener, manches weniger gelungen, mancher Gastredner gefällt mir besser, mancher gefällt mir weniger, aber in Summe ist es so, dass jeder, der dort ist, dann doch das Gefühl hat: Eigentlich tut es mir Leid, dass ich die eine oder andere Produktion nicht gesehen habe. Und das ist ja der Sinn des Nestroy-Preises, nämlich Lust aufs Theater zu machen. Und das Dritte war die Idee der Dreijahresverträge, um in diesem Bereich eine Kontinuität und bessere Produktionsbedingungen für die Künstler zu schaffen.

Worum es aber jetzt geht, ist, die Theaterlandschaft wirklich fit zu machen, weil die Konkurrenz - das muss man sehr ehrlich sagen - durch Film, durch Events, durch die gesamte Unterhaltungskultur natürlich eine enorme ist. Und wenn man, wie wir, im Bereich der Theater die Dreijahresverträge initiiert hat, dann muss man konsequenterweise auch dazu stehen und sagen: Irgendwann einmal muss der Punkt kommen, an dem die Theaterverträge auch evaluiert werden. 

Aus der Vielzahl dieser Überlegungen haben wir uns entschieden, diese Theaterreform zu unterstützen und das Angebot, das der Herr Stadtrat uns gestellt hat, da in einen Dialog einzutreten, einmal anzunehmen. Es ist mir dabei sehr wichtig, in Richtung der Künstler zu sagen, dass sie die Kultursprecher der Parteien nicht als ihre Feinde sehen sollen, sondern ganz im Gegenteil: Wir handeln deshalb jetzt schon, weil wir genau wissen: Wenn sich einmal die Finanzpolitiker, und zwar quer durch alle Parteien, mit dieser Thematik auseinander setzen, die du auch angesprochen hast - mit Besucherzahlen, die nicht transparent sind, und so weiter -, dann wird es uns so gehen wie in Deutschland. Jeder kann sich die Situation in Deutschland anschauen, wo man eben nicht rechtzeitig gehandelt hat - und ich war gerade gestern in Berlin, wo eine rot-rote, nämlich eine SPD-PDS-Regierung regiert -: In Deutschland, und gerade in Berlin, werden Theater geschlossen! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Vorher waren es andere!) - Jetzt reden wir einmal darüber, wie es ist! Sie sehnen sich offensichtlich sowohl in Wien als auch in Deutschland nach alten Zeiten, denn Sie reden immer nur von Marboe, und in Deutschland reden Sie offensichtlich auch von der großen Ära des Bürgermeisters Diepgen, die ja eine gute war. (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.)
Das Theater von Claus Peymann, der ja in Österreich eher als revolutionär gegolten hat, gilt dort als Operntheater, aber interessanterweise ist seine Bühne eine der bestbesuchtesten. Und die Versuche, die es in Deutschland gibt, irgendwie mit neuen Medien zu konkurrieren - also Schiebebühne, keine Bühne, Videowall und so weiter - sind zwar kurzfristige Attraktivierungen für das Theater, aber das ist nicht das, was Theater eigentlich ursprünglich ausmacht. 

Wie kann man jetzt so eine Theatersituation angehen, wenn man weiß, dass sich der Druck auf die Theater in Zukunft eher erhöhen wird? – Nun, das eine ist - Marie Ringler hat es angesprochen - das Modell Kunsthalle. Also ich kann einfach Tickets, die verschenkt wurden an Besucher, die dann trotz der verschenkten Tickets nicht in eine Kulturinstitution gehen, zu Besuchern erklären und sozusagen die Kreativität in die Verschönerung der Besucherstatistik lenken, statt sie in die Attraktivierung des Standards zu investieren. 

Lieber Herr Stadtrat, Sie haben gesagt, Sie werden keine Konsequenz aus dem Rechnungshofbericht ziehen. Das verstehe ich aus Ihrer Sicht nicht: In Ihrem Kunst- und Kulturbericht der Stadt Wien stehen falsche Zahlen drinnen! Und dort hat nicht Herr Matt unterschrieben, sondern dort haben Sie unterschrieben - und in diesem Bericht steht eindeutig "Besucherzahlen" und nicht "Tickets"! Das ist an sich ein Skandal, den man nicht akzeptieren kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Matt, den Sie ja sehr schätzen und der Sie sehr schätzt, sagte in diesem "profil"-Interview, in dem er Sie lobt als einen der besten oder der strahlendsten Stadträte für Kultur in der Geschichte dieser Stadt, in Richtung Mailath-Pokorny: „Ich wünsche ihm noch mehr Kraft bei seinen Anstrengungen, einen Gegenentwurf zur neokonservativen Bundespolitik der Kommerzialisierung und der Quoten zu formulieren." - Sehr geehrter Herr Stadtrat! Es geht uns nicht um Quoten, und es geht uns nicht um Kommerzialisierung (Zwischenruf von GR Dr Kurt Stürzenbecher), lieber Herr Kollege, aber um Folgendes geht es uns: Erstens darum, einen der attraktivsten Museumsstandorte für zeitgenössische Kunst so attraktiv zu machen, dass dort viele Leute hingehen, und zweitens darum, dass Sie richtige Zahlen und nicht falsche Zahlen liefern. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir werden daher auch - wir haben uns dazu ja auch schon öffentlich geäußert - selbstverständlich dem Antrag der GRÜNEN zustimmen.

Wir haben dieses Angebot des Herrn Stadtrats, in diesen Dialog über eine mögliche Theaterreform einzutreten, daher angenommen, wohl wissend, dass wenn sie ein Erfolg wird, natürlich der Herr Stadtrat den Erfolg zu 90 Prozent für sich verbuchen wird. Wir kennen ihn ja als einen bescheidenen Menschen, aber uns war schon klar, dass der Erfolg einer derartigen Reform natürlich in einem überwiegenden Ausmaß dem amtierenden Stadtrat zufallen wird. Bisher ist diese Reform ja in der Öffentlichkeit durchaus ein positives Thema gewesen, und man hat anerkannt, dass man hier versucht, und zwar gemeinsam versucht, etwas zu verbessern. Daher möchte ich hier auch sozusagen aus der Sicht eines Oppositionellen drei Punkte anführen, bei denen es mir wichtig ist, dass sie hier einmal öffentlich gesagt werden.

Wir haben hier als Oppositionspolitiker viele, viele Stunden investiert in ein Projekt, das an sich ein Regierungsprojekt ist - ich glaube, das gibt es in keinem anderen Ressort, dass die Opposition bei etwas so positiv und konstruktiv mitgearbeitet hat -, und es ist auch etwas herausgekommen. Ich möchte daher drei Dinge einmal klipp und klar sagen, auch in Richtung der Künstler, weil diese Kommunikationsleistung offensichtlich zu wenig erbracht wurde:

Es werden durch die Theaterreform nicht 28 Theater geschlossen werden! – Erstens. Und zweitens: Es ist nicht so, dass es weniger Geld für Kindertheater gibt, sondern es gibt mehr Geld für Kindertheater. Wenn man diesbezüglich noch so oft etwas Falsches behauptet, wird es dadurch nicht richtiger. Und - das ist mir auch ganz wichtig: Es wird keine Enteignung von Privattheatern geben, weil es schon rechtlich gar nicht möglich ist, etwas Derartiges zu tun. - Das muss man einmal sagen, wenn man zu einer Reform steht, sich dazu bekennt, und das kann man gar nicht oft genug sagen.

Genauso sage ich aber auch sehr offen ein paar kritische Dinge, die jetzt im Zuge der Reform schon klar herauskommen: Das, was die Opposition tun konnte, nämlich Prinzipien zu formulieren, Ziele festzulegen und sozusagen einen schriftlichen Reformentwurf zu machen, das haben wir getan. Aber eines war, glaube ich, auch allen Beteiligten immer klar: Die Umsetzung können nur der Stadtrat und die Administration machen. Wir als Opposition können nicht mit den Theatern verhandeln, und wir können auch nicht die wesentliche Kommunikationsleistung erbringen. Und eines sage ich in die-
sem Zusammenhang auch sehr ehrlich: Ich bin es eigentlich leid, jetzt ununterbrochen von führenden Theaterleuten beschimpft zu werden dafür, wer aller keinen Termin bekommen hat, wie mit ihm kommuniziert oder nicht kommuniziert wurde. Also das haben wir immer gesagt, dass die Reform von den Künstlern und von der Öffentlichkeit nicht daran gemessen wird, was wir da niedergeschrieben haben, sondern letztlich daran, was tatsächlich passiert - und da ist wirklich noch viel zu tun. 

Ich lege das auch anhand von drei sehr kritischen Punkten dar: Was nicht angeht, ist dass reputierte Theaterleute in der Öffentlichkeit sowohl persönlich als auch in ihrem Ruf geschädigt werden, indem man ihnen zum Beispiel unterstellt, dass sie sich bereichert hätten - was Erwin Piplits betrifft, wo immer dieser Vorwurf auch herkam. Und: Die Art und Weise, wie hier mit Theaterdirektoren kommuniziert wird beziehungsweise nicht kommuniziert wird, ist einfach nicht akzeptabel - ich will jetzt hier die Namen nicht nennen, weil das vertraulich ist: Keine Termine zu geben, Termine zu geben, aber dort nicht hinzukommen beziehungsweise, wenn man hinkommt, nicht vorbereitet zu sein und keine Antworten auf Fragen zu geben. 

Das hat nichts damit zu tun, dass ich nach wie vor dazu stehe - und das fällt mir nicht leicht, denn dafür werde ich massiv von Künstlern kritisiert - zu sagen: Bitte, ihr müsst auch einsehen, dass es nicht so wie in der Vergangenheit sein kann, dass eine Bestellung eines Theaters einmal erfolgt und quasi auf Lebenszeit gilt. Wir alle haben uns einer Konkurrenz zu stellen - wir hier im Gemeinderat alle fünf Jahre -, und ein Direktor eines Burgtheaters, ein Direktor einer Volksoper, oder wie auch immer, muss damit leben, dass er diese Verantwortung auf eine bestimmte Zeit ausübt, aber dass er sich dann auch einer Beurteilung zu stellen hat. 

Und da merke ich einfach immer mehr - und mache mir diesbezüglich Sorgen -, dass in der Kommunikationsleistung, und zwar vor allem auch von Ihnen, Herr Stadtrat, mehr getan werden muss. Da gibt es ja den Artikel im "profil", der nicht unbedingt ein sehr positiver war, in dem man sich mit Ihnen auseinander setzt, und laut diesem sagte Häupl angeblich in Rust zu Journalisten: „Haltet mir den Mailath! Für sensible Seelen ist er zuständig!" - Dazu muss ich sagen, Herr Stadtrat: Wenn das schon Ihre Zuständigkeit in dieser Stadtregierung ist, dann bitte ich Sie, diese auch wirklich wahrzunehmen. 

Drittens - das sage ich hier auch - war es sicher ein Fehler, die Autoren der Theaterstudie dann mit der Umsetzung zu beauftragen. Das widerspricht schon dem, was man in der Wirtschaft normalerweise macht. Und dass dann ein Mitglied der Kuratoren Ihr persönlicher Sekretär wird – damit soll sozusagen nichts gegen seine persönliche Qualifikation oder Legitimation gesagt werden -, all das sind natürlich Dinge, die wir uns jetzt ständig vorhalten lassen, nach dem Motto: Das ist alles nicht so transparent, wie ihr euch das vorstellt. - Es war ein Fehler, diese Positionen nicht öffentlich auszuschreiben, und ich bin sehr froh, dass Sie zugesagt haben, dass das bei der Theaterjury nicht der Fall sein wird und dass dort ausgeschrieben wird, denn sonst bietet man einfach unnötige Angriffsflächen, die man sich nicht aussuchen kann. Mir ist schon klar, eine Ausschreibung ist der aufwendigere Weg, der schwierigere Weg, und der andere Weg ist der einfachere Weg, aber es geht einfach um Transparenz, und das kostet eben manchmal einen größeren Aufwand. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Wir haben, glaube ich, als Opposition, als ÖVP hier so konstruktiv mitgearbeitet, wie man sich das nur wünschen kann. Die heikle Umsetzung des Ganzen, die liegt bei Ihnen, die können wir Ihnen nicht abnehmen. Und vor allem: Was mindestens so wichtig ist wie die Umsetzung, ist die Art und Weise, wie mit Künstlern in dieser Stadt kommuniziert wird, denn da wird sich herausstellen, ob sich die Befürchtungen der Kritiker bewahrheiten - was ich nicht hoffe - oder ob die positiven Ziele der Reform auch tatsächlich umgesetzt werden.

Ich glaube, fair wird man diese Reform frühestens in zwei bis drei Jahren beurteilen können. Aber was ich nicht will, ist dass hier jetzt quasi so viel Widerstand kreiert wird, dass wir dann überhaupt nur mehr über den Widerstand der Theaterszene miteinander diskutieren.

In diesem Zusammenhang möchte ich noch ein Wort zum Antrag der Freiheitlichen sagen: Mit dem Antragstext an sich hätte ich kein Problem, denn dass sozusagen mit Künstlern kommuniziert werden soll, das habe ich soeben auch zum Ausdruck gebracht. Aber die Begründung ist ja fast wie ein eigener Antrag und ist sozusagen eher eine politische Resolution. Und dass die Freiheitlichen aus dieser Reform ausgestiegen sind - aus Gründen, die mir bekannt sind, und sie wurden ja auch öffentlich gesagt, aber ich will das hier nicht wiederholen -, das ist auch klar. Aber ich bitte um Verständnis: Ich kann nicht einen Antrag unterstützen, in dem man sozusagen in der Begründung und in der Wortwahl - und angesichts der Art und Weise, wie man sich bei dieser Reform, an der du ja auch lange mitgewirkt hast, bemüht hat – jetzt quasi grosso modo in dieser Form dazu Stellung bezieht und in dem auch Ausdrücke wie "Enteignung der Theater" drinnen stehen, was schlicht und einfach nicht der Fall ist.

Das ist rechtlich nicht möglich, das kann auch so nicht passieren und das ist, glaube ich, klarerweise auch eine Forderung der Oppositionsparteien, dass alles im Einklang mit dem Rechtsstaat geschieht. Der Punkt ist ein heikler, das wissen wir alle, daher sei noch eines gesagt: Wenn wir hier von Theatern, Privattheatern reden, muss man differenzieren, und nur dann kann diese Reform ein Erfolg sein. Es ist ein Unterschied, ob jemand 25, 30 Jahre auch eigenes Geld in ein Theater investiert hat, sein Leben dort investiert hat oder ob jemandem ein Theater ausschließlich aus öffentlichen Mitteln zur Verfügung gestellt wird. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Genau!) Dann hat natürlich der Subventionsgeber, die Stadt Wien, auch ein gewisses Recht zu sagen, ich möchte, dass bestimmte Spielregeln festgelegt werden, an die wir uns in Zukunft zu halten haben.

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich glaube, wir haben im Bereich der Theaterreform als Opposition wirklich getan, was wir konnten. Jetzt liegt es an Ihnen und Ihrer Administration, das so umzusetzen, wie wir uns das alle gewünscht haben. Dann wird das ein Erfolg werden. Wenn nicht, sind wir gerade in der kritischen Phase, bei der dann offensichtlich herauskommt, dass wichtige strukturelle Reformen in dieser Stadt einfach nicht möglich sind. Was ich mir nicht wünsche, denn ich wünsche mir natürlich – auch für andere Bereiche, und wo immer Sie uns dazu einladen, werden wir mittun –, die notwendigen strukturellen Reformen im Bereich der Kulturpolitik in dieser Stadt zu machen. Kultur ist das Wichtigste, was es aus meiner Sicht in dieser Stadt gibt, und Kultur soll von den Kulturpolitikern gemacht werden. In dieser Frage sollten wir zusammenhalten, und das ist der Grund, warum wir Sie da unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Bei den heute hier zur Diskussion stehenden Anträgen betreffend eine Reihe von Wiener Theatereinrichtungen handelt es sich um den ersten großen Schritt zur Umsetzung der von uns gemeinsam entwickelten und auch beschlossenen Theaterreform. Es geht um die Umsetzung der Empfehlungen der Jury für eine ganze Reihe von Theatern, die eine Empfehlung für eine vierjährige Konzeptförderung bekommen haben. Es geht aber nicht nur um jene Akten, die jetzt diskutiert werden, die jetzt formal zur Diskussion stehen, sondern es werden ja heute auch eine ganze Reihe von Anträgen beschlossen, einstimmig und ohne Diskussion beschlossen, die ebenfalls in dieses Feld der Umsetzung der Empfehlungen der Theaterjury hineinfallen.

Für eine große Zahl von Wiener Theatergruppen ist heute ein Tag, dem sie mit sehr großer Zuversicht entgegensehen können, weil nämlich die vierjährige Konzeptförderung von 2005 bis 2009 hier beschlossen wird, und zwar mit durchwegs höheren Förderungsansätzen als die einzelnen Theatergruppen oder Theatereinrichtungen bisher hatten. Für viele gibt es also eine deutliche Aufwertung und Weiterentwicklung, es gibt aber auch eine Weiterentwicklung für jene Gruppen und Theaterstandorte, die heute keine Empfehlung für Konzeptförderung erhalten haben, eine Weiterentwicklung im Sinne der von uns angestrebten Theaterreform, die die Überwindung einzelner Entwicklungen der letzten Jahrzehnte zum Ziel hatte, die wir eben nun mit dieser Theaterreform verändern wollen.

Da geht es um die Überwindung der strikten Spartentrennung. Das heißt, es ist heute viel leichter möglich, spartenübergreifende Projekte zu realisieren und auch finanziert zu erhalten. Es ist heute auch möglich, eine gläserne Decke zu durchbrechen. Bisher war es so, dass alle Theater mit fixen Häusern eigentlich eine langfristige gute Förderung garantiert hatten, dass aber jene freie Gruppen, die kein fixes Haus hatten, eher kürzerfristige und niedrigere Förderungsansätze hatten. Diese gläserne Decke zwischen Mittelbühnen mit festen Häusern und freien Gruppen ohne feste Häuser ist durch diese Theaterreform überwunden worden, und wenn heute freie Gruppen wie zum Beispiel Suparamas, Dans.Kias, die Showinisten, NetZZeiT, Theater Konnex eine vierjährige Konzeptförderung bekommen, dann sind das durchwegs freie Gruppen, die nun in eine neue Liga, in eine Oberliga der Wiener Theater aufgenommen werden. Es ist heute nicht mehr entscheidend, ob man ein Haus hat oder nicht, sondern es ist nur mehr entscheidend, welche Konzepte man eingereicht hat.

Was durch diese Theaterreform ebenfalls überwunden werden soll, ist die Automatik, dass allein die Tatsache, dass man ein Haus mit einem festen Mietvertrag hat, dazu führt, dass man über Jahre und oft über Jahrzehnte eine Fixförderung bekommt, ohne sich tatsächlich einer realen Evaluierung stellen zu müssen. 

Es gibt durch diese Entwicklung jetzt klarere und transparentere Vergabemodalitäten. Es war die Empfehlung der Theaterjury – und der Kulturstadtrat hat das nun auch dem Wiener Gemeinderat so vorgelegt –, dass es zu einer Umwandlung dieser Theater in ein Intendantenmodell mit Ausschreibung der Leitungsfunktionen und mit begrenzter Laufzeit kommen soll. Es ist insgesamt ein zweistufiges Modell, und zwar für jene Theater, die Konzeptförderung bekommen – das der Teil, der heute beschlossen wird –, und jene Theater, für die eine Übergangslösung gesucht wird.

Der Herr Stadtrat hat zugesagt, dass diese Reform konsequent umgesetzt wird, dass es aber eine Umsetzung mit Augenmaß und mit fairen Übergangsregelungen sein wird. Das heißt, es braucht kein Theater Angst um seinen Standort zu haben, denn es wird auch eine Standortförderung geben, die regionale Gegebenheiten in den Vordergrund stellt. Es wird laufend Gespräche geben, und die gibt es auch tatsächlich. Wenn heute hier von einem Vorredner gesagt wurde, es gibt keine Gespräche, dann stimmt das nicht, denn es gibt mit allen betroffenen Theatern laufend Gespräche mit den Beamten des Theaterreferates, aber auch mit den Mitarbeitern des Büros des Stadtrates ebenso wie mit dem Stadtrat selbst. 

Es liegen heute auch Anträge vor – zum Beispiel mit dem Odeon, mit dem Interkult Theater, mit dem Verein für weiblichen Spielraum Link –, womit zweijährige Verlängerungen der Dreijahresverträge beschlossen werden, die die Basis schaffen sollen, dass eine Übergangsregelung in ein Modell möglich ist, wo eben klare Strukturen, klare transparente Entscheidungsstrukturen gesichert sind, wo es aber auch möglich ist, dass Leitungsfunktionen tatsächlich ausgeschrieben werden können und innerhalb einer Phase der nächsten vier bis fünf Jahre dann tatsächlich auch zur Ausschreibung gelangen sollen.

Diese Gespräche sind nicht einfach, weil die rechtlichen Voraussetzungen in jedem Theater unterschiedlich sind. Jedes Theater hat eigene Vereinsstrukturen, hat eigene Mietverträge, und man muss sich anschauen, dass die Mietverträge, wenn man sie verändert, nicht dazu führen, dass die Miete auf einmal dreimal so viel kostet, aber man muss auch schauen, dass das Prinzip, dass die Stadt eine Mitsprachemöglichkeit über die Vergabe von Intendanzen in verschiedenen Häusern hat, tatsächlich umgesetzt werden kann.

Die Gespräche sind auch deshalb schwierig, weil es ja in vielen Theatern auch noch eine Bundesförderung gibt. Diese Bundesförderung ist zwar in den letzten Jahren immer geringer geworden, teilweise ist sie nicht evaluiert worden, aber es gibt trotzdem teilweise Bundesförderung, die man bei allen Reformschritten der Wiener Theaterreform natürlich nicht verlieren soll, sondern wir haben natürlich größtes Interesse, diese Bundesförderungen weiter zu erhalten und diese eventuell auch aufzuwerten.

Ich möchte ein Beispiel nennen. Die Gruppe 80 soll laut Empfehlung der Theaterjury und in völliger Absprache mit den bisherigen Betreibern der Gruppe 80 in ein neues Theaterkollektiv, HIGHTEA, übergeführt werden. Diese Gruppe, die von der Theaterjury die Empfehlung bekommen hat, soll das Haus nun übernehmen. Jetzt geht es darum, dass die Bundesförderung, die bisher die Gruppe 80 am Standort Gumpendorfer Straße hatte – das ist immerhin eine Summe von 263 000 EUR – auch für das neue Intendantenkollektiv HIGHTEA zur Verfügung stehen wird. 

Daher sind die Gespräche nicht so einfach, dass man sagen kann, man kann auf einen Schlag zu einem Zeitpunkt alle Probleme auf einmal lösen. Es ist heute die erste Serie an Anträgen dem Gemeinderat vorliegend, wir werden beim kommenden Gemeinderatsausschuss am 1. März die zweite Serie der Akten vorliegend haben, sodass nun Zug um Zug die große Zahl der Theaterförderungen neu geregelt werden soll. Es wird aber zweifellos so sein, dass die Zusage des Stadtrates, dass faire Übergangsregelungen geschaffen werden sollen, tatsächlich auch eingehalten wird. 

Diese Gespräche finden laufend statt. Sie werden sicher – da sind wir sehr optimistisch – auch zu einem positiven Abschluss kommen. Es wird jedenfalls in dieser Stadt kein Theater durch oder wegen der Theaterreform zusperren, es ist aber sozusagen auch nicht unser Ziel, dass einfach alles so bleibt, wie es ist. Es soll nicht alles so bleiben, wie es ist. Wir sind an einer Weiterentwicklung interessiert, und dazu gibt es ja zumindest mit den Grünen und mit der ÖVP in diesem Haus einen einheitlichen Standpunkt.

Nun zu den vorliegenden Anträgen. Der Antrag der FPÖ wird erst eingebracht, aber ich kann vorweg jetzt schon sagen, dass wir diesem Antrag deshalb nicht zustimmen werden, weil genau das, was in dem Antrag verlangt wird, nämlich laufend Gespräche zu führen, tatsächlich laufend passiert. Es werden laufend Gespräche geführt mit den einzelnen Theatern. Es stimmt einfach nicht, dass es keine Gesprächsbereitschaft gibt. Daher können wir diesem Antrag nicht zustimmen.

Zur Frage der Kunsthalle, die ja mit dem eigentlichen Theaterakt jetzt nichts zu tun hat, möchte ich nur sagen, dass erstens einmal die Kunsthalle mit oder ohne Zurechnung von Sponsorentickets ein überaus erfolgreiches Haus ist, dass die Kunsthalle mit und ohne Sponsorentickets sehr, sehr viele Besucher hat. Es sind über 100 000, wenn man die Sponsoren dazurechnet, sind es knapp 200 000. Das ist eine Zahl, mit der ein relativ kleines Haus, das keine eigene Sammlung hat, tatsächlich eine sehr positive Bilanz ziehen kann. Es ist ein höchst erfolgreiches Haus, das insbesondere auch im Bereich der zeitgenössischen Kunst ein sehr anspruchsvolles, nicht mainstreambestimmtes Programm fährt und das daher eine wichtige Nische in der Wiener Ausstellungslandschaft und Kunstlandschaft erfüllt. Es ist ein sehr erfolgreiches Haus, weil es insbesondere und mehrheitlich auch eine große Zahl von jungen Menschen in dieser Stadt anspricht. 

Die Tatsache der Sponsorentickets wurde bei einer Prüfung des Kontrollamtes der Stadt Wien vor wenigen Jahren ausdrücklich positiv beurteilt. Das heißt, das Kontrollamt hat gesagt, genau das ist eine sehr positive Entwicklung, dass es nicht nur Sponsorgelder gibt, sondern dass diese Sponsorgelder auch in einem Zusammenhang mit Tickets gesehen werden können, wobei natürlich jeder froh wäre, wenn alle Tickets in Anspruch genommen würden, aber es ist noch immer besser, man versucht es, als man versucht es überhaupt nicht. Daher ist es nicht ganz verständlich, warum das jetzt vom Rechnungshof kritisiert wird, denn es handelt sich um dieselbe Tatsache, die vom Kontrollamt der Stadt Wien ausdrücklich positiv eingeschätzt wurde. 

Nun wir haben vom Prinzip her nichts dagegen, dass wir eine Lösung finden, um eine einheitliche Regelung der Besucherzahlen in Wien zu fixieren. Der Kunstbericht der Stadt Wien, der jährlich herausgegeben wird, weist ja schon sehr, sehr umfassende und faire Zahlen aus. Wir werden zweifellos auch in den Beratungen in den kommenden Wochen versuchen, eine Lösung zu finden, damit ähnliche Unklarheiten in Zukunft auch im Kunstbericht verhindert werden können. Das ist aber eine Angelegenheit, die wir insbesondere noch mit den Betroffenen, mit den zuständigen Beamten der Stadt Wien beraten wollen. Daher hätten wir es lieber gesehen, wenn der Antrag der Grünen heute dem Gemeinderatsausschuss zugewiesen würde. 

Wir werden, da diese Zuweisung nicht möglich ist, bei der sofortigen Abstimmung nun gegen diesen Antrag stimmen. Das heißt aber nicht, dass wir uns dieser Frage in den kommenden Wochen nicht annehmen werden. Wir werden versuchen, insgesamt eine auch für uns tragbare Lösung zu finden. Wir werden diesen Antrag heute ablehnen, aber insgesamt dieser Vielzahl von Theaterakten zustimmen, die der erste wichtige Schritt zur Umsetzung der Wiener Theaterreform sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie mein Vorredner sagte, ist es heute das erste Mal, seit wir alle vier Parteien gemeinsam begonnen haben, eine Theaterreform zu erarbeiten, das hier im Gemeinderat vorliegt. Wie Sie alle wissen, waren wir anfangs dabei, wir haben auch an den Richtlinien mitgewirkt, es hat sich aber dann so entwickelt, dass wir die weitere Entwicklung nicht mehr mittragen wollten. Es wurde heute schon angedeutet, das hing natürlich auch mit der Zusammensetzung der Jury zusammen, und es hat sich ja auch herausgestellt, dass jetzt, als es um die praktische Umsetzung ging, diese Jury von ihrer Zusammensetzung her mit vielen Dingen, mit vielen Entwicklungen, mit vielen Traditionen in Wien nicht vertraut war. Es war so, dass nach den neuen Richtlinien auch sehr verdiente Institutionen, deren Mitarbeiter zum Beispiel mit sehr vielen Auszeichnungen belohnt wurden, mit einem Konzept ansuchen mussten. 

Das hat mit sich gebracht, dass zum Beispiel das Odeon in eine Situation gekommen ist, dass man jetzt nicht mehr absehen kann, wie dieses Theater weitergeführt werden soll. Das wäre wahrscheinlich ohne diese neue Struktur gar nicht passiert. Man hätte genau gewusst, dass zum Beispiel die künstlerische Leiterin, Frau Ulrike Kaufmann – ich habe mir da ihre Preise herausgesucht –, sehr viele Preise bekommen hat. Zum Beispiel 1983: Förderpreis zur Kainz-Medaille, 1984: Preis der Stadt Wien für angewandte Kunst, 1986: Erster Preis Kunst und Wissenschaft, 1997: Kainz-Medaille, 2000: Nestroy für die beste Ausstattung. 

Also dass wirklich ausgezeichnete Fachleute in unserer Theaterlandschaft jetzt nicht mehr wissen, wie es weitergeht, das ist für uns natürlich ein Beweis, dass bei dieser Theaterreform etwas schief läuft. Begonnen hat es damit, dass wir alle der Meinung waren, dass man den Bereich der freien Gruppen effizienter gestalten sollte. Also begonnen hat es mit der Freien-Gruppen-Szene, doch jetzt sind wir leider so weit, dass fast alle kleinen und mittleren Bühnen keine Konzeptförderung bekommen haben. Das heißt, die haben jetzt nicht das Glück, diese Vierjahresverträge zu bekommen, und natürlich dräut jetzt Gefahr, dass diese Theater zusperren müssen. Es wurde zwar hier mehrmals gesagt, dass das nicht so sei, ich habe auch nicht behauptet, dass sie zusperren werden, aber die Gefahr droht. Denn die Gespräche, die man jetzt mit diesen kleinen und mittleren Theatern führt, laufen auch so, dass man sagt, sie könnten auch um eine Projektförderung ansuchen. Eine Projektförderung – das können sich alle Damen und Herren hier vorstellen – für ein Theater, das ein ständiges Haus hat, bedeutet natürlich, dass dieses Theater nicht mehr weitergeführt werden kann. Denn wenn nur ein einzelnes Projekt pro Jahr gewährt wird, kann man natürlich die Miete und alles, was mit der Führung eines Theaters zusammenhängt, nicht mehr bezahlen. Das heißt, eine Projektförderung nützt den Häusern nichts, und es stimmt natürlich, dass die Gefahr droht, dass diese Häuser zusperren müssen. Es sind immerhin 13 Bühnen be-troffen. 

Unsere Meinung nach ist mit dieser Theaterreform nicht das geglückt, was wir alle wollten – wir wollten selbstverständlich, dass der Reichtum der Theaterlandschaft gefördert wird –, sondern es ist in unseren Augen etwas ganz anderes eingetreten, es ist eingetreten, dass man jetzt eher zentralistischer mit der Geldvergabe umgeht und dass die freie Theaterszene eigentlich Gefahr läuft, dass sie zurückgedrängt oder sogar zerschlagen wird.

Deswegen haben wir einen Antrag formuliert, dass es natürlich sehr wichtig wäre, dass man diese Gefahr abfängt. Wir haben in diesem Antrag in dem Fall den Herrn Stadtrat persönlich gebeten, dass er sich dieser Situation annimmt, denn er ist natürlich nicht nur verantwortlich dafür, dass diese Häuser vielleicht schließen müssen, sondern er ist auch für die vielen Menschen verantwortlich, die in diesen Theatern seit vielen Jahren arbeiten. Da geht es jetzt auch um menschliche Schicksale, um die Zukunft dieser Künstler. Unser Antrag lautet, dass der Herr Stadtrat sich mit den betroffenen Theaterleuten treffen und mit ihnen darüber nachdenken soll, wie die Zukunft dieser Häuser aussehen könnte, und zwar jener Häuser, die eben nicht in den Genuss dieser Konzeptförderung gelangt sind.

Mein Vorredner, Herr Kollege Woller, hat gesagt, ja, es stimmt, einige freie Gruppen sind jetzt in die Oberliga gekommen. Fein, das stimmt, aber viele kleine Theater laufen nun wirklich Gefahr, dass sie nicht mehr weitergeführt werden können, und wir empfinden das eben als Einschränkung und sind eigentlich auch froh, dass wir aus dieser Theaterreform ausgestiegen sind, da wir befürchtet haben, dass es in diese Richtung geht.

Ich bringe diesen Antrag ein, den ich jetzt nicht mehr verlesen werde. Ich habe den Inhalt schon vorgetragen und bitte um die Unterstützung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es stimmt, was Kollege Salcher gesagt hat: Man wird wahrscheinlich erst in einigen Jahren sagen können, wie diese Reform ausgegangen ist. Wir befürchten, dass sich das nicht in dem Sinn entwickeln wird, dass mehr und mehr Reichtum in der Theaterlandschaft sein wird, sondern eher umgekehrt, dass die Theater an die Kandare genommen werden, dass selbstverständlich diejenigen, die bis jetzt vollkommen frei wirken konnten, entmündigt werden, und lehnen deswegen einige, nicht alle, dieser Projekte, die heute zur Abstimmung gelangen, ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen, die wir jetzt getrennt durchführen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 51 ist, den bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, so angenommen.

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung über die beiden hier eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. Ich lasse zuerst über den Antrag der GRÜNEN abstimmen, wobei die sofortige Abstimmung beantragt wurde. Er betrifft Kennzahlen der BesucherInnenstatistik der Stadt Wien.

Wer dafür ist, bitte, den bitte ich um ein Zeichen. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Wir kommen zum Antrag der Freiheitlichen, eingebracht von Frau Mag Unterreiner. Es geht darin um die Wiener Theaterreform. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den zuständigen Gemeinderatsausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das hat auch nicht die notwendige Mehrheit gefunden, sondern wurde nur von der FPÖ unterstützt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 37. 

Wer von den Damen und Herren für diese Post ist, den bitte ich um Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen.

Postnummer 38 ist aufgerufen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Gleiches Abstimmungsverhalten. Gegen die FPÖ angenommen.

Postnummer 40 schließt gleich an. – Dafür sind alle Parteien bis auf die Freiheitliche Partei.

Postnummer 46 ist die nächste. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Wieder das gleiche Abstimmungsverhalten. Gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 50. – Wieder gleiches Abstimmungsver-halten. – Danke schön.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Statuten des Fonds zur Förderung von Kunst im öffentlichen Raum. 

Es ist hier keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können daher gleich über die Post 29 abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrheitlich, gegen die GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt die Postnummer 33 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein der Freunde der Stiftung Bruno Kreisky Archiv. 

Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer dafür ist, bitte, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrheitlich, gegen die Volkspartei, so angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 35 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an Ecce Homo – Verein für Kultur, Politik und Medien. 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr Mag Stefan hat das Wort. (GRin Erika Stubenvoll: Er hat zurückgezogen! – GR Dr Helmut GÜNTHER: Keine Wortmeldung!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Wortmeldung ist zurückgezogen? – Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Dann kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Wer dem vorliegenden Akt zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen Partei angenommen.

Es gelangt nun die Post 72 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Ich möchte, bevor ich den Berichterstatter bitte, einige Sätze in eigener Sache sagen. Ich möchte mich für das in mich gesetzte Vertrauen bedanken. Ich möchte Ihnen versichern, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass ich mein Amt objektiv ausüben werde. Und ich möchte einen Wunsch äußern: Ich wünsche mir, dass ich in dieser Funktion möglichst wenig Ordnungsrufe erteilen muss. – Danke schön. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Schieder, um seinen Bericht.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich in meinem Redebeitrag auf die Postnummern 72, 81 und 82 beziehen, weil es sozusagen um Volksgaragen geht. 

Aber zunächst einmal zur Post 72. Da geht es um eine Volksgarage im Alsergrund. Jetzt bin ich seit den frühen 90er Jahren bei den GRÜNEN, und seit damals ist genau diese Volksgarage ein Thema: Einmal Volksgarage, dann wieder keine, dann wieder doch eine, dann wieder keine. Das ist immer wieder Thema im Alsergrund gewesen und immer wieder auch Streitpunkt. Jetzt glaube ich ja grundsätzlich, dass man sich das anschauen muss, ob man Garagen baut oder nicht. Das muss man von Sache zu Sache entscheiden. Aber noch einmal: Volksgaragenförderung mit – auch an diesem Standort – 21 800 EUR pro Stellplatz ist für uns viel zu teuer. Wenn man es sich genau überlegt, so kosten zwei Stellplätze so viel wie ein LehrerInnengehalt in einem Jahr ausmacht, drei Stellplätze kosten so viel wie zwei KindergärtnerInnen in einem Jahr verdienen. Also jetzt sage ich einmal, für das Geld, das man hier im Alsergrund für Stellplätze ausgibt, 200 mal 21 800 EUR, da kann man die Bildung und Kindergartenplätze im Alsergrund für Jahrzehnte sanieren, und zwar ohne irgendwelche Zusatzforderungen. – Das ist einmal das Erste.

Das Zweite ist der Standort. Wenn man sich anschaut, wo diese Garage ist, so ist die Garage mitten auf der Porzellangasse. Wenn man sich aber die Porzellangasse und alle Garagenprojekte und fertigen Garagen anschaut, die es dort gibt, dann kann man durchaus sagen, das ist der Rosenkranz der Sozialdemokratie im Alsergrund. Denn dort gibt es zwei Garagen am oberen Ende, und zwar eine in der WU und eine über dem Franz-Josefs-Bahnhof mit mehreren 100 Stellplätzen, wovon ganz viele nicht genützt werden, dann gibt es eben die neue beim Lycée, und dann gibt es zwei große Garagen, die gebaut werden, und zwar in der Roßauer Kaserne, eine mit 187 Stellplätzen und eine mit mehr als 200. 

Ich habe mir als Redner jemand anderen erwartet, und zwar jemanden, der über lange Jahre für die Alsergrunder Verkehrspolitik verantwortlich war und der in dieser Funktion interessanterweise immer gesagt hat – und das war auch das Credo der Verkehrspolitik am Alsergrund: Keine Garagen im Stadtzentrum, weil das den Verkehr anlockt. Jetzt baut man im Stadtzentrum. Zwei hat man ja schon, jetzt baut man eine unterm Bauernfeldplatz, wo man jahrelang gestritten hat bis zum obersten Gerichtshof, und zwei in die Roßauer Kaserne, und alle drei Garagenstandorte werden von Leuten benutzt werden können, die kein Parkpickerl brauchen. Also die Sache mit der Parkraumbewirtschaftung und der Reduktion des Verkehrs trifft auf alle drei Garagen nicht zu. 

Daher glaube ich schon, die alten Prioritäten der Sozialdemokratie, dass man für Soziales mehr ausgibt als für den Verkehr, sind vorbei. Die zweite Priorität, dass man den Verkehr nicht in das Stadtzentrum hineinlockt, sondern außen abfängt und innen die öffentlichen Verkehrsmittel benützen soll, die gelten offensichtlich auch nicht mehr. 

Beides sind Gründe dafür, warum wir beim Bauernfeldplatz nicht zustimmen, aber genauso nicht zustimmen beim Klieberpark und beim Waldemarpark, wobei beim Klieberpark und beim Waldemarpark etwas interessant ist: Beide Garagen waren schon einmal Tagesordnungspunkte hier im Gemeinderat, wurden aber abgesetzt, und für mich ist es schon interessant, dass damals der Betreiber MID Holding GmbH geheißen hat, und jetzt heißt er MID Parking GmbH. Da denke ich mir, ein gewaltiger Unterschied von einem einzigen Wort ist es, der die Sozialdemokratie praktisch zur Zustimmung vorantreibt. Uns wundert es ein bisserl, aber Sie werden schon wissen, was Sie tun. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Maurer. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir diskutieren über Garagen in fast jeder Sitzung, in den Ausschusssitzungen, bei jedem Rechnungsabschluss, bei jeder Budgetdebatte. Also mein Eindruck ist: Das Engagement der GRÜNEN mag irgendwann einmal von Natur- und Umweltschutz geprägt worden sein, jetzt wird diese Angelegenheit bereits ins Absurde übersteigert. (StR David Ellensohn: Wir sind die Natur- und Umweltschutzpartei!) Genau das meine ich eben nicht, dass es noch immer so ist. (GR Johann Driemer: War, nicht ist! Das war jetzt nur ein Reflex!) Denn wenn man auf dem Thema Garagen jahrelang herumreitet und die Ar-gumente sich immer wiederholen und hundertmal schon widerlegt wurden, dann hat das, glaube ich, mit der Realität wirklich nichts mehr zu tun. 

Zur Frage der Wirtschaftlichkeit von Volksgaragen, hin oder her, kann ich es kurz machen. Das wird derzeit durch das Kontrollamt überprüft, und die Ergebnisse werden, sollte sich etwas ergeben, zweifellos dann auch entsprechend umgesetzt werden. Hier sind Prüfungen im Gange und darüber zu diskutieren, ist verfrüht.

Grundsätzlich möchte ich doch einiges dazu sagen, weil das Thema immer wieder kommt. Grundsätzlich sind Garagen in dicht bebautem Gebiet nicht nur Anrainerwunsch, und zwar ein massiver Anrainerwunsch, sondern auch verkehrspolitisch sinnvoll. Es kann ja nicht der Weisheit letzter Schluss sein, dass die Überparkung, und zwar die ständige Überparkung, in diesem dicht bebauten Gebieten wünschenswert ist und daher als Dauerzustand perpetuiert wird.

Es ist selbstverständlich, dass nach dem Garagenbau, wenn Fahrzeuge von der Oberfläche verschwunden sind, die Oberflächen gestaltet werden können – das ist auch geschehen –, und es ist auch möglich, dass Parkplätze an der Oberfläche reduziert werden. Das wird nicht immer der Fall sein, denn da kommt es natürlich auf das Ausmaß der Überparkung an. Aber dort, wo es möglich ist, da kann es dann auch geschehen.

Garagen ermöglichen es, dass man das Auto stehen lässt, nicht wegfahren muss in der Früh, dort, wo etwa Kurzparkzonen sind oder so, und den öffentlichen Verkehr benützt. Ich bin da selber ein Beispiel. Mein Weg zur Garage ist ebenso lang wie der zum Bus, und ich überlege mir aus diesem Grund immer sehr gut, welches Verkehrsmittel ich benütze. Die Entscheidung fällt sehr oft für den öffentlichen Verkehr.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Tatsache ist, dass Autofahrer ihre Fahrzeuge an Werktagen sehr oft abgestellt lassen – das gilt vor allem für Fahrzeughalter in sehr dicht bebauten Gebieten, wo die Parkplätze natürlich sehr knapp sind –, an Wochenenden benützen und am Sonntagabend dann einen Parkplatz suchen, um es dann wieder die ganze Woche stehen zu lassen. Das ist, wie ich meine, ein verkehrspolitisch durchaus vernünftiges Vorgehen. Also wenn hier Garagen gebaut werden und diese Fahrzeuge von der Oberfläche verschwunden sind, dann soll das auch so sein. Ich halte das für vollkommen richtig.

Die Politik der GRÜNEN zu versuchen, die Autofahrer zu sekkieren und dann zu hoffen, dass das Fahrzeug stehen gelassen wird, halte ich für falsch. Das ist nicht eingetreten, das wird auch nicht eintreten und vergrößert in Wirklichkeit nur das Verkehrschaos.

Dazu kommt, dass Anrainergaragen sehr gut ankommen, sie werden angenommen, sie sind oft schon vor der Fertigstellung ausgebucht oder überbucht. Das heißt, sie sind ein echter Bedarf der Wohnbevölkerung, und wir werden diesem Bedarf nicht dadurch entgegenarbeiten, dass wir eine Zwangsbeglückung durchführen nach dem Wunsch der GRÜNEN. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Der Herr GR Mag Maresch hat sich zum zweiten Mal gemeldet. Er hat noch 14 Minuten.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Das war jetzt wirklich sozialdemokratische Mythensammlung, Herr Kollege. 

Zur Zwangsbeglückung möchte ich Ihnen jetzt gleich sagen, dass heute im Internet das Abstimmungsergebnis beim Schützplatz veröffentlich worden ist, und zwar: 214 Stimmen waren für die Garage und 653 Stimmen waren gegen die Garage. Das heißt, 75,32 Prozent 
waren kontra, 24,68 Prozent pro Garage. So viel zur Zwangsbeglückung.

Die letzte Garagenabstimmung, wenn man so will, im 3. Bezirk ist von den Prozenten her ganz ähnlich ausgegangen. So viel zur Zwangsbeglückung.

Die Zwangsbeglückung, die uns da irgendwie angedichtet wird, ist diejenige, die Sie durchführen, denn im Grunde genommen gilt das Gleiche – ich wollte Ihnen das eigentlich dann nachher zeigen, ich kann es Ihnen gerne zeigen, denn da gibt es einen Postwurf – für die Steinbauerparkgarage. Auch das eine Volksgarage, Herr Kollege. Natürlich werden Volksgaragen in Gegenden wie zum Beispiel im 1. Bezirk, Robert-Stolz-Platz, gleich unter einem Hotel der Firma Breiteneder – das Hotel gehört nämlich auch ihr – durchaus angenommen werden, und zwar von den Kunden des Hotels. Als Volksgarage! Am Steinbauerpark war es ein bisserl anders. Am Steinbauerpark hat es eben besagte Postwurfsendung gegeben, weil man die Volksgarage lange nicht voll gekriegt hat, weil dort eben Leute wohnen, denen 73 EUR im Monat auch noch sehr viel vorkommen. Deswegen wurde eben angekündigt, dass man sich melden kann.

Jetzt haben wir einmal ausprobiert, wie das dort funktioniert. Wir haben eine Dame aus dem niederösterreichischen Umland gebeten, dort einmal zu fragen, ob sie einen Dauerstellplatz bekommt. Und prompt hat sie sich einen Termin ausgemacht und sie hätte den Stellplatz für zwei Monate bekommen. Das war gar kein Problem. Es war kein Kurzparkplatz, sondern ein Dauerparkplatz. Also das heißt, wenn dann das Ganze nicht voll wird, hat Geld kein Mascherl. Da ist es egal, ob jemand aus Niederösterreich oder aus Wien kommt. – Erster Punkt.

Zweiter Punkt: Ich frage mich, ob das verkehrspolitisch sinnvoll ist. Entschuldigung, Herr Kollege, lesen Sie den Masterplan Verkehr. Da steht drinnen, je nach Standort ist rückzubauen – ist rückzubauen –, und zwar ein Drittel oder 100 Prozent im Zentrum. Sie sagen aber nicht, es ist rückzubauen, sondern wenn es geht, vielleicht, wo es möglich ist, es ist eh schon passiert und dergleichen. Das stimmt überhaupt nicht. Ganz im Gegenteil. Der Herr Garagenkoordinator hat bei einer Debatte um die Auhofstraße, wo es darum gegangen ist, ob da jetzt eine Drittel rückgebaut wird, gemeinsam mit dem Herrn Bezirksvorsteher unisono gesagt: Das geht nicht, es wird weniger sein. 

Da denke ich mir, bevor man sich da herausstellt und uns erklärt, was Sache ist, müsste man sich überlegen, ob die 20‑prozentige Garagenförderung, die ich durchaus einsehe, nicht ausreichend wäre und man nicht her-gehen muss, sozusagen jedes Mal 21 800 EUR pro Stellplatz auf Kosten von sozialen Maßnahmen und Bil-dung zu vergraben.

Dritter Punkt: Jetzt überlegen Sie sich einmal, wie viel die Förderung quadratmetermäßig ausmacht, und schauen Sie sich an, wie die Förderung beim sozialen Wohnbau oder beim geförderten Wohnbau ausschaut. 50 Prozent beträgt die Förderung für Garagenplätze. Also was ist Ihnen wichtiger? Sozialer Wohnbau, Bildung, Kindergärten oder Autoabstellplätze? Ich sage Ihnen, Ihnen sind Autoabstellplätze wichtiger. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. – Ich habe noch eine Wortmeldung von Herrn GR Dr Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ganz unwidersprochen kann man diese Ausführungen natürlich nicht im Raum stehen lassen. Ich möchte nur kurz berichten. Sie haben ein paar Einzelbeispiele genannt, ich möchte auch ein Einzelbeispiel kurz umreißen, den Schlesingerplatz. Am Schlesingerplatz gibt es mittlerweile auch eine Volksgarage. Zuerst das übliche Szenario: GRÜNE mobilisieren, einige Anrainer gehen mit, großes Tamtam, große Aufregung. Es gibt eine namentliche Liste von Beschwerdeführern, die massiv gegen dieses Projekt vorgehen, und schließlich, nachdem die Garage realisiert wurde, finden sich zwei dieser Beschwerdeführerinnen nun als Dauerparkplatzmieterinnen in der Garage. (GR Mag Rüdiger Maresch: Woher wissen Sie das?) Das ist das Fazit danach, und ich denke mir, das spricht für sich. Ansonsten möchte ich unser Gremium nicht mit Einzelbeispielen langweilen, aber das sagt doch einiges aus.

Was grundsätzlich gesagt werden muss – das wird negiert und das negiert leider auch die VCÖ-Studie –, ist dass es auch den Parkplatzsuchverkehr gibt. Jeder, der eventuell noch in so einer Gegend wohnt und einmal 
in den Spitzenzeiten am Abend einen Parkplatz sucht, weiß das. Das weiß auch jeder Bezirksvorsteher, jede 
Bezirksvorsteherin. Die erhalten unzählige Mails und Schreiben von Bürgern, die besagen: Hier ist Handlungsbedarf. Machen Sie etwas, damit wir nicht 40 Minu-ten einen Parkplatz suchen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ihnen sind Garagen wichtiger! Ihnen sind Kindergärten nicht wichtig!) 40 Minuten Parkplatzsuche, und diese 40 Minuten Parkplatzsuche Tausende Male in Wien, und jetzt kommen Sie daher und wollen uns erklären, dass diese parkplatzsuchenden Autos in der Spitzenzeit keinen Staub, keinen Feinstaub, keinen Lärm, keine Abgase verursachen. 

Unsere Maßnahmen für den Garagenbau in Wien sind eine sichere Maßnahme, um Staub, Lärm und Abgase zu reduzieren, und sie bewirken, dass Tausende Wiener nicht in sinnloser Weise unzählige Bogen um die Blocks fahren müssen. Das will niemand. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Rüdiger Maresch: Aber keine Volksgaragen!) Volksgaragen sind eine wichtige umweltschonende und anrainerfreundliche Maßnahme in Wien, und daran werden wir natürlich festhalten. Die Leute in Vierteln, wo es diese extreme Dichte gibt, werden es uns sicher auch danken. 

In diesem Sinne, denke ich mir, sind die Volksgaragen in Wien ein großer Erfolg, vor allem ein großer Erfolg für jene, die nun weniger Zeit mit Suchen nach einem Parkplatz verbringen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Der Antrag ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Grünen, angenommen.

Ich komme jetzt zur Verhandlung des Geschäftsstückes 81. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Jene Damen und Herren, die der Postnummer 81 ihre Zustimmung erteilen wollen, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Mehrstimmigkeit fest. Das ist gegen die Stimmen der Grünen angenommen.

Da mir keine Wortmeldung vorliegt, komme ich gleich auch zur Abstimmung über die Postnummer 82.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 82 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Die Postnummer 82 ist mehrstimmig angenommen, ohne die Stimmen der Grünen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 57 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7634 im 15. Bezirk, KatG Fünfhaus, Ottakring, Breitensee. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Univ Prof Dr Pfleger, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Univ Prof Dr Pfleger: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hoher Gemeinderat!

Ich ersuche um Genehmigung des vorliegenden Geschäftsstückes der MA 21A. Das ist das Gebiet der Plan-nummer 7634. Ich bitte, die Wortmeldungen einzuleiten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. – Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ganz kurz noch einmal für den Herrn Kollegen Troch, der da von zwei Menschen gesprochen hat. Da gibt es ein Inserat – ich habe es vorhin gezeigt, aber er hat es nicht ganz bemerkt –, darin hat es geheißen: Garage Steinbauerpark, 1120 Wien, Steinbauergasse; das haben Sie hier befürwortet, wir haben es abgelehnt: Tagesparken täglich von 7 bis 17 Uhr 49 EUR, Dauerparkplätze 72,50 EUR. Rufen Sie einfach an. Telefonnummer und so weiter steht da drauf. Unten drunter steht STPM, das ist eine Firma, an der die Stadt Wien 51 Prozent der Anteile hält, und APCOA. Also, ich denke mir, offensichtlich wird das in Meidling nicht so angenommen, wie der Kollege meint. Im Alsergrund und in der Josefstadt ist offensichtlich alles ein bisschen anders. 
Jetzt zum vorliegenden Akt. Da gibt es einen schönen Satz: Die vom Büro Rosinak & Partner durchgeführte Stellplatzerhebung hat eine Auslastung der Stellplätze im Straßenraum von über 100 Prozent abends angegeben. Da es eine Untersuchung eines Institutes auf der TU von Prof Macoun zur Rosinak'schen Stellplatzuntersuchung gegeben hat, haben wir uns gedacht, nehmen wir seine Parameter und schauen wir einmal, wie viele Stellplätze es in diesem Gebiet gibt. Wir haben das so angenommen, wie der Herr Garagenkoordinator normalerweise den Radius angibt, nämlich zwischen 300 und 500 Metern. Wir haben den 300‑Meter-Radius um den Garagenstandort Rohrauerpark angenommen. Das ist Oeverseestraße, Mareschgasse, Mareschplatz – was ich ja besonders amüsant finde –, Schraufgasse, Wickhoffgasse, Minciostraße, Gablenzgasse, Dehmelgasse, Zar-gorskigasse, Possingergasse, Auf der Schmelz und noch einmal Possinger, nämlich bei der Oeverseestraße bis Gablenzgasse, inklusive Nebenfahrbahn. Das macht an zwei Stelltagen – natürlich bei derselben Anzahl von Stellplätzen, nämlich bei 916 Stellplätzen – insgesamt 661 parkende PKW, beim zweiten Mal waren es 704. Ohne Wiener Kennzeichen waren es einmal 106, einmal 487. Wenn man das nur so ein bisserl ausrechnet, sind es in Summe 661 parkende PKW gewesen von insgesamt 916, beim zweiten Mal waren es 704. Das heißt, an zwei Tagen im Jahr, und zwar einmal am Vormittag und einmal am Abend war es einfach nicht so, sondern da waren in Wirklichkeit einmal ungefähr 150 Stellplätze frei und einmal ein bisschen weniger, aber niemals gab es eine Überparkung von 104 Prozent. – Das ist einmal der erste Punkt. Das hat uns ein bisschen gewundert. Offensichtlich gibt es viel Geld in der Stadtkasse, da kann man viel machen. 

Nächster Punkt war die Stellungnahme zu den Erhebungsmethoden im ruhenden Verkehr – "ruhender Verkehr" wäre ja schön, aber das ist nicht so –, und da hatten wir ja dem Herrn Prof Macoun den Auftrag gegeben, sich einige Stellplatzerhebungen anzuschauen, und da ist durchaus Kritik aufgekommen an der Art und Weise, wie Stellplatzerhebungen durchgeführt werden. Noch einmal: Das Institut für Verkehrsplanung und Verkehrstechnik der Technischen Universität Wien zieht die Validität dieser Untersuchungen, die da genannt wurden – das kann man sich durchaus im Internet anschauen, und zwar sehr, sehr viel Untersuchungen, die die Stadt Wien in Auftrag gegeben hat – massiv in Zweifel. Warum? Weil in Wirklichkeit nur ein Parameter angeschaut wurde, nämlich wie viele Autos wirklich dort stehen. Aber dass zum Beispiel rund um den Bacherpark zu einem Zeitpunkt gezählt wurde, wo zufälligerweise gerade das Polycollege wichtige Kurse gehabt hat, des war wurscht. Es ist halt zu dieser Zeit gezählt worden. 

Nächster Punkt war: Man hat nicht dreimal am Tag gezählt, sondern nur zweimal, obwohl dreimal zu zählen erforderlich gewesen wäre, und zwar eine Zählung durchaus in der Nacht. Das ist sich vielleicht nicht ausgegangen. Ich weiß es nicht. 

Dritter Punkt: Man hat sich den Verkehr nicht als vernetztes System angeschaut. Wenn man sich den Masterplan Verkehr anschaut, dann steht da drinnen, dass ganz viele Faktoren das Verkehrsaufkommen – und das kann ich nur unterstützen – mehr oder weniger hervorrufen. Dort geht es nur darum, wie viele Auto stehen genau wo. Es wird nicht geschaut, ob die Autos vielleicht aus anderen Bezirken kommen, es wird nicht geschaut, ob die Autos in Wirklichkeit in Kurzparkzonen stehen. Das ist ganz wurscht. Es wird gezählt: So viele stehen da, und so viele stehen nicht da. 

Das Problem ist nur, dass offensichtlich alle diese Bürger, die dort betroffen sind, genau diese Erhebungen in Zweifel ziehen, weshalb unter anderem von einem Gutachter vom Institut für Verkehrsplanung und Verkehrstechnik der Technischen Universität Wien eine Stellungnahme zu den Erhebungsmethoden im ruhenden Verkehr in Wien eingeholt wurde. Und da denke ich mir, das müsste eigentlich zu denken geben, denn das kostet ganz viel Geld, und dann kommt immer heraus, dass die Leute das nicht wollen. 

Jetzt gibt es eine Bürgerinitiative auch im 15. Bezirk genau zu diesem Thema. Ich habe mir das wirklich vor Ort angeschaut, und es stimmt: Es gibt haufenweise Stellplätze dort. Und jedes Mal ist es so, dass man einen Platz findet, und im 15. Bezirk hat man lange suchen müssen und hat dann einen Platz im Rohrauerpark gefunden –, auch zu einem Zeitpunkt, wo jeder weiß, dass dort Autos parken, und zwar von Leuten, die in der Possingergasse unterwegs sind – sprich die LehrerInnen dort, vielleicht auch manche Schüler –, zweitens dass dort zum Beispiel das Universitätssportzentrum ist, zu dem die Leute mit dem Auto hinfahren, was mich nicht freut, aber sie machen es trotzdem. (GR Christian Oxonitsch: Dort steht wirklich keiner!) Dort steht wirklich keiner? Da müssten Sie einmal vorbeigehen. (GR Christian Oxonitsch: Sie auch!) Ich war schon ein paar Mal dort schauen. 

Und das Letzte: Ganz in der Nähe gibt es einen Park, den Schützpark, der ist nämlich nur über die Bezirksgrenze drüber im 14. Bezirk, und da sagt die Bevölkerung zu 75 Prozent: Nein, danke, brauchen wir nicht. Es reicht uns! Da denk ich mir, warum gibt es nicht auch hier eine AnrainerInnenbefragung, warum macht die SPÖ-Stadtregierung nicht im 15. Bezirk, genau in dem Viertel, eine Informationsveranstaltung, dann eine Diskussion und dann eine AnrainerInnenbefragung? Ich bin nur gespannt, ob man sich das nach den Erlebnissen im 14. Bezirk traut. 

Letzter Punkt: Der 15. Bezirk ist ein Agenda-21-Be-zirk. Da könnte man diese Geschichte durchaus einmal diskutieren, denn BürgerInnenbeteiligung und Empower-ment wird ja dort großgeschrieben. Wir wollen – das wer-den wir noch öfter mit Ihnen besprechen –, dass dort An-rainerInnenbefragungen durchgeführt werden, und zwar solche wie im 15. Bezirk, wie im 3. Bezirk, und dann kann die SPÖ leicht feststellen, ob die Bürger zwangsbeglückt werden von den Grünen, wie der Kollege Maurer gesagt hat, oder nicht. 

Wir glauben, so kann man es nicht machen, denn das ist in Wirklichkeit paternalistische Politik. Die wollen wir nicht, und deswegen lehnen wir diesen Akt ab. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm. Ich mache Sie nur darauf aufmerksam, Herr Kollege Madejski, wir haben nur mehr 10 Minuten, ich muss Sie vielleicht unterbrechen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die Dringliche ist erst um 16 Uhr!) Ah, Entschuldigung, ich habe mich verschaut. (GR Dr Herbert Madejski: Ja, das ist eine alte Uhr!) Wir haben noch länger Zeit, aber die Redezeit ist nur 20 Minuten. (GR Dr Herbert Madejski: Also ich kann bis 4 Uhr reden! Danke!) Nein, nein, 20 Mi-nuten.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Sie kennen unsere prinzipielle Stellungnahme zu Volksgaragen. Wir sind natürlich dafür, dass man dieses Instrument weiter forciert. Man wird sich überlegen können, in Zukunft Garagen vielleicht vermehrt, so wie das Pilotprojekt, wenn es möglich ist, auch unter Straßen zu verlegen. Das macht ebenfalls Sinn, vor allem auch im innerstädtischen Bereich. Wir werden diesem Aktenstück jedoch diesmal nicht zustimmen, und zwar eben wegen dieser Volksgarage, weil wir glauben, dass der Standtort dort nicht der ideale ist.

Es ist allgemein bekannt, dass die Mareschsiedlung ja eigentlich durchaus eine Nobelgemeindebausiedlung ist, in der sozialdemokratische oder sozialistische Granden und Bannerträger seit vielen Jahren oder Jahrzehnten ihr Leben verbracht haben und dort gewohnt haben, auch heute noch dort wohnen, und es mag schon sein, dass das mit ein kleiner Grund ist, dass man dort eine Volksgarage installieren will. Das weiß ich nicht, das müssen Sie mit sich selbst ausmachen. Wir sagen, dass der Standort dieser Volksgarage, obwohl wir prinzipiell für den Bau von Volksgaragen sind, nicht ideal ist.

Zu den Zahlen, die der Kollege Maresch genannt hat: Es ist allgemein bekannt – das erfährt man auch, wenn man mit Leuten dort redet –, dass dort durchaus nicht die große Parkplatznot am Abend oder in der Früh oder zu Mittag ausgebrochen ist. 

Was mich ein bisschen gestört hat – und je länger ich darüber nachdenke, desto unglaublicher finde ich es ja eigentlich –, war das, was der von mir durchaus geschätzte Kollege Troch in einem Zwischensatz gesagt hat. Und wenn ich jetzt nachdenke, frage ich mich ja ernsthaft, wieso weiß der eigentlich zwei Garagenmieter. Das ist mir eigentlich im Zuge Ihrer Rede jetzt aufgefallen. Wieso können Sie mit der Sicherheit, die Sie da gehabt haben, sagen, dass zwei Garagenmieter, die bei einer früheren Bürgerbewegung, Bürgerinitiative – ob Grün oder sonst wie – dabei waren, jetzt plötzlich dort einen Dauerparkplatz haben? Haben Sie den Mietvertrag gesehen? Haben Sie Abschriften von der Betreibergesellschaft? Geht das direkt an die SPÖ? Oder wie ist das? Das sollten wir schon klären, Herr Kollege. Wieso wissen Sie... (GR Kurt Wagner: Das ist ja viel einfacher! Sie brauchen nur den Besitzer zu kennen und auch in der Garage stehen!) Wieso musst ihn du verteidigen? Hast du geredet? Bitte, du verteidigst immer deine Genossen. Lass ihn doch selber reden! Wieso weißt du das? (GR Kurt Wagner: Ich weiß das eben!) Ach, du weißt das auch? Ich weiß es nicht, ich habe keinen so guten Kontakt zu all den Betreibern, aber ich nehme gerne zur Kenntnis, dass die SPÖ weiß, wer in Wien bei den Garagen gemietet hat. Ich weiß es nicht. Außerdem ist es relativ wurscht und es sollte eigentlich in Wirklichkeit der Privatsphäre anheimfallen, ob ich eine Garage miete oder nicht. Das hat mir nicht sehr gefallen, Herr Kollege, dass Sie hier herausgekommen sind und gesagt haben, die zwei haben die Garage. Das ist nur in einem Nebensatz gefallen, aber mich würde wirklich interessieren, wieso Sie das wissen.

Nun möchte ich prinzipiell zu Volksgaragen noch etwas anmerken. Es ist im letzten Finanzausschuss auch der Herr VBgm StR Rieder in dieser Angelegenheit gefragt worden. Er wusste keine Antwort und wird uns das wahrscheinlich schriftlich nachreichen, so wie er es versprochen hat. So wie ich ihn kenne, werden wir das auch bekommen. Ich möchte nur auf etwas aufmerksam machen, und zwar: Es gibt die Verträge zwischen der Stadt Wien und den Betreibern. Das wissen wir alle, das ist der Zankapfel, den die Grünen hier immer wieder anführen, weil sie sagen, das ist alles viel zu teuer, das brauchen wir alles nicht. Der Meinung sind wir nicht, wir sind allerdings der Meinung, dass die Vertragsgestaltung eigentlich ein bisschen genauer verfolgt und von der Stadt Wien kontrolliert werden sollte. Denn der Betreiber kriegt ein zinsenloses Darlehen, das heißt, er zahlt 40 Jahre lang – die ersten fünf Jahre sind rückzahlungsfrei – immer den gleichen Betrag. In Wirklichkeit zahlt er natürlich nie die Summe zurück – das wissen wir alle –, die die Stadt Wien ursprünglich vorgeschossen hat. 

Auf der anderen Seite gibt es Mietverträge, bei denen – und das steht auch im Vertrag zwischen der Stadt Wien und den Betreibern drinnen – eine Indexklausel beinhaltet sein muss. Nun gibt es in diesen Verträgen, zumindest bei der Firma Apcoa, keine Indexklausel mit den Mietern. Das ist sehr interessant, denn von der Firma – das bezieht sich jetzt ganz auf die Steinbauergassegarage, es wird aber in anderen Fällen nicht anders sein – ist plötzlich ab 1. Jänner die Mietpauschale erhöht worden, und zwar mit einem lapidaren Schreiben, dass eben die Energiekosten und alle anderen Kosten in Wien so stark gestiegen sind, dass man jetzt die Pauschalmiete anhebt. Es ist kein riesiger Betrag, es sind jetzt statt 72,50 EUR 74,60 EUR. Das ist nicht so extrem, aber in Zeiten wie diesen wirkt sich das, wenn man es hochrechnet auf die vielen Jahre, die man da drinsteht, aus, und zwar sowohl für den Mieter negativ, als für Garagenbetreiber relativ positiv. 

Da es keine Indexklausel in diesen Verträgen gibt, dürfte der Betreiber überhaupt keine Erhöhung durchführen. Das darf er gesetzlich überhaupt nicht, weil es keine Betriebskosten sind. Das heißt, er hat sich in Wirklichkeit selbst der Möglichkeit begeben, zu indexieren. Das heißt, der Mieter müsste, so wie es die Stadt Wien immer versprochen hat, 72,50 EUR zumindest auch die nächsten 10 Jahre bezahlen. Das hat die Stadt Wien ja auch garantiert. 

Dem ist nicht so, meine Damen und Herren, und ich wäre Ihnen dankbar, vor allem dem Herrn Finanzstadtrat und jenen, die die Verträge mit den Betreibern aushandeln, dass man darauf dringt, dass die Mietverträge so geändert werden, dass Indexklauseln drinnen sind. Da gibt es keine Streiterein und vor allem auch nicht unter Umständen die Drohungen, dass einem, wenn er diese Erhöhung nicht bezahlt, das Damoklesschwert der sechswöchigen Kündigung hinten im Gnack sitzt, wie man so schön in Wien sagt. Das ist etwas, was mich ein bisschen stört bei diesem ganzen Volksgaragengeschäft. 

Abschließend noch zum Kollegen Maresch. Er hat wie immer ein bisschen die Bildung und die Kultur und und und gegen den Verkehr aufgerechnet und hat gemeint, das wäre sicher besser eingesetztes Geld, wenn man das dort investiert, als wenn man es in die Tiefe vergräbt, wie er das immer so schön sagt. Selbstverständlich ist Bildung wichtig, Kultur und Umwelt sind wichtig, alles ist wichtig, aber auch die Garagen. Rechnen wir das doch nicht auf. Es hat jedes seinen Platz, es hat jedes seinen Stellenwert. (GR Mag Rüdiger Maresch: Genau so meinen wir es!)

Und bitte eines ist auch ganz wichtig, und das möchte ich auch einmal hier anmerken: Tun wir nicht so, als ob jemand, der ein Auto hat und nicht immer mit dem Radl, mit dem Roller oder mit sonst irgendwas fährt, schon ein bisschen ein Mensch zweiter Kategorie wäre, wie es eigentlich nach Ansicht der Grünen der Fall ist. Das ist es nicht. Das Auto braucht ebenfalls seinen Stellenwert in unserer Stadt. Es ist ein Wertschöpfungsfaktor generell, das dürfen wir nicht aus dem Auge verlieren. Bieten wir durch den Bau von Volksgaragen generell die Möglichkeit, dass Autos von der Straße wegkommen. 

Aber in diesem Fall ist der Platz sicherlich nicht der geeignete. Daher lehnen wir dieses Aktenstück ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Es liegt eine Wortmeldung zu einer tatsächlichen Berichtigung von Herrn GR Dr Troch vor. Eine tatsächliche Berichtigung darf nicht länger als 3 Minuten dauern.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich glaube, es gehört schon einiges dazu, wenn man aus einer völlig harmlosen Situation gleich eine Verschwörungstheorie formuliert. Ich glaube erstens einmal, man fährt in Wien nicht mit einer Kapuze in die Garage, sondern ganz normal hinein und wird mitunter auch gesehen. Zum Zweiten ist Wien eine Stadt mit Herz, wo es noch Nachbarschaft gibt und nicht nur, wo alles anonymisiert ist. Und Sie werden es nicht glauben: Zum Dritten gibt es halt Leute, die einmal gegen eine Volksgarage oder gegen eine Tiefgarage waren und ganz einfach ihre Meinung ändern und dazu stehen und auch zu den Nachbarn sagen, ja, ich war damals dagegen, aber jetzt ist es bequem für mich, jetzt mache ich es und ich stehe dazu. (GR Mag Rüdiger Maresch: Haben Sie den Obmann gefragt?) Und so war es ganz einfach der Fall. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder. Bitte.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Vieles kommt mitunter vor, was bei den Garagen passiert. Es soll ja auch schon vorgekommen sein, dass im Zuge von Befragungen oder Abstimmungen die Leute gleich versuchen, sich anzumelden für die Garagen, wenn sie noch in Diskussion sind, wie es zum Beispiel ja auch letztens passiert ist, dass gleich 60 Leute für in Summe 150 bestehende Plätze direkt ihr Interesse bekundet haben. Allein daran sieht man schon, dass direkt ein Bedarf gegeben ist, übrigens in der Nähe dieser heute beschlossenen.

Vielleicht auch noch kurz vorab zu dieser Indexfrage, die der Kollege Madejski angesprochen hat. Die ist ja auch im Finanzausschuss kurz diskutiert worden, und da kam ja vom Herrn Vizebürgermeister prinzipiell einmal die Zusage, dass man sich diese Sache ansieht.

Vielleicht zum Konkreten, zur Garage am Rohrauerpark, der auch immer bezeichnet wird als Mareschpark. Da möchte ich zuerst einmal mit einem Mythos vollkommen aufräumen. Der Mareschplatz und die Mareschgasse sind ja nicht benannt nach dem GR Maresch, weil mehrere Voraussetzungen fehlen, unter anderem auch die nämlich, dass der Hofrat Maresch, nach dem die Garage benannt ist, ein Förderer des innovativen Wohnbaus war, und so gesehen ist es ihm ja auch zugedacht, dass er diesen Platz dort bekommen hat. Und nur gegen Garagen zu sein, ist keinesfalls ein Beitrag zum innovativen Wohnbau, sondern lediglich ein relativ phantasieloses Neinsagen. 

Die Garage am Mareschplatz, also am Rohrauerplatz, soll eine dreigeschoßige werden. Ich möchte noch sagen, es werden viele Mythen erzählt. Und gerade die grüne Fraktion hier im Haus ist ja jene, die gerne Unwahrheiten verbreitet und schlechte Stimmung schürt. So zum Beispiel dieses Flugblatt "Rest des Märzparkes mit Garage in Bau", wo ein Riesenloch dargestellt wird, und drunter "Oder so: Rohrauerpark in tiefster Blüte im Mai 2003." Ich möchte einmal den GRÜNEN gratulieren, dass sie ein so aktuelles Foto, Mai 2003, nehmen. Nicht einmal Mai 2004 bringen sie zusammen, sondern nur Mai 2003. Also ich meine, das ist natürlich Panikmache. Das ist ein bewusstes Falsch-Herumerzählen, weil natürlich wird nach dem Bau einer Garage diese wieder zugeschüttet und überdeckt. Und gerade am Mareschplatz ist es so, dass sogar eine Lage der Garage gefunden werden konnte, dass die meisten Bäume, die Lindenbäume, die dort den Anrainern so ein Bedürfnis auch sind, erhalten bleiben, die alten Bäume, weil die Garage so eine Lage hat, dass man möglichst wenig Bäume beschädigt. Da gab es ja auch ein Gutachten der MA 42 zu diesen Maßnahmen, und es kommt ja auch zu einer Überschüttung der Decke der Garage, sodass eine Neupflanzung von Bäumen möglich ist. Es ist halt bei den GRÜNEN immer so, dass sie das dann nicht mehr sehen wollen (GR Christian Oxonitsch: Der Kollege Ellensohn weiß das! – GR Mag Rüdiger Maresch: Der Hofferplatz ist schiach wie nie zuvor!), dass mitunter auch dort neues Gemeinwesen geschaffen werden kann und ein Park sogar schöner werden kann, als er vorher war. Aber wir wissen ja, wie hier die Lage ist: Größtmögliche Rücksicht auf den Baumbestand. Gleichzeitig kommt es ja zu der Diskussion, ob man dort nicht auch eine Jugend- und Freizeiteinrichtung schaffen soll.

Ich möchte schon sagen: Man sollte daher auch, wenn man das diskutieren will, ernsthaft diskutieren. Ich kann mich daher auch bezüglich dieser Garage nur an die allgemeinen Argumente anschließen. Ich möchte auch im Sinne der Debatte und der vorher geführten Debatte das jetzt nicht in aller Ausführlichkeit wiederholen, aber was sowohl der Kollege Maurer als auch der Kollege Troch gesagt haben, ist das Entscheidende. Man kann, wenn man sinnvolle Verkehrspolitik macht, nicht den Leuten sagen, es ist zwar an der Oberfläche kein Platz, ihr habt zwar alle Autos, aber wo ihr sie hinstellt, ist uns wurscht, wir wollen nur, dass ihr sie stehen lasst und mit der U-Bahn fahrt. Wenn wir wollen, dass die Leute auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen, dann müssen wir ihnen auch Möglichkeiten schaffen, dass sie ihre Autos stehen lassen, damit eben die Fahrten, die notwendig sind mit dem Auto, mit dem Auto getätigt werden, und die, die nicht notwendig sind, nicht.

Was der falsche Weg ist: Bewusst Situationen zu schaffen, wofür die GRÜNEN eintreten, dass Suchverkehr weiterhin vorhanden ist und dass eine Verparkung der Oberfläche vorhanden ist. Weil auch das trifft gerade jene, die dringend der Oberfläche bedürfen, nämlich die Fußgänger, die Leute mit den Kinderwagen, die Leute in Rollstühlen und dergleichen, weil die nämlich darunter leiden, wenn die Oberfläche verparkt ist und wenn sie auch nicht ausreichend freigehalten ist.

Es gibt halt einmal auch ein Bedürfnis der Bevölkerung, gerade in diesen Gründerzeitvierteln, nach ausreichendem Parkraum. Dem wollen wir nachkommen, dem kommen wir auch nach, weil es ist letztendlich auch unsere Verpflichtung, hier für sinnvolle Lösungen einzutreten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Es liegt mir eine zweite Wortmeldung des Herrn GR Mag Maresch vor. Ich erteile ihm das Wort. Sie haben 12 Minuten. Bitte sehr.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Das Stichwort war eigentlich: Sinnvoll. Die Frage ist immer in dem Fall: Was ist sinnvoll in der Gegend dort? Ich meine, es ist ja nett, dass sich der Kollege Schieder den Kopf zerbrochen hat, ob Hofrat Maresch oder nicht. Es ist kein Verwandter, kein Vorfahre. Das zahlt sich bei mir auch nicht aus. Hofrat-Maresch-Garage klänge gut, wäre wahrscheinlich für die Hofräte was. Ich weiß schon, es gibt sogar eine Gasse auch, nicht nur einen Platz 
Faktum ist allerdings, und das gibt es ganz sicher: Es gibt dort keinen Bedarf. Also ich habe keine Ahnung, wo das ermittelt worden ist. Es gibt ja Menschen, die sagen, sie wissen, wie dort Stellplatzerhebungen durchgeführt wurden oder vielleicht auch in Zukunft werden. Faktum ist, das einzige Sinnvolle ist, die Bürger darüber zu befragen, ob sie es wollen (GR Franz Ekkamp: Meistens!) oder nicht. Und da denke ich mir, es kann schon sein, dass das eine oder andere Mal die Bürger für etwas sind, was wir nicht wollen, oder für etwas sind, was wir wollen. Das werden wir schon sehen. Das Problem ist nur: Die Sozialdemokratie im 15. Bezirk müsste es riskieren.

Im 14. Bezirk hat es die Frau Bezirksvorsteherin Kalchbrenner riskiert, und siehe da, es sind insgesamt 75 Prozent der Bürgerinnen und Bürger gegen die Garage gewesen. Das ist das Erste.

Das Zweite ist: Der Kollege Schieder hat sich da ein bissel über die Ökologie gewagt und hat gesagt, nachher sind ja viele Parks oder Garagenorte noch viel schöner. Es gibt immer wieder so schöne Plätze. Ich nehme immer den Dornerplatz, weil der ist gar nicht weit weg von mir im 17. Bezirk, das ist ein wunderschöner Platz geworden. Der Herr Stadtrat hat da vor kurzem gesagt – es ist schon ein bissel länger her –, der Vorgänger auch, es wird besser, es wird schöner. Kann schon sein, dass es schöner wird. Aber dort wird man sich sehr anstrengen müssen, dass der Dornerplatz noch viel schöner wird als jetzt. Da gibt es eine Klangellipse, die gefällt mir, und dann gibt es einen abschüssigen Platz mit ein paar Bäumen, ein paar Container gibt es auch, aber es ist vor allem ein beliebter Treffpunkt für HundebesitzerInnen und ihre Hunderl. Das gibt es. Wunderschön, das hat auch seinen Zweck.

Und dann gibt es den Hofferplatz, der Kollege Ellensohn kennt ihn sicherlich besser. Der war früher ein bissel schiacher, aber dass man deswegen gleich eine Garage drunter baut, ist eine andere Frage.

Und jetzt komme ich zur Ökologie. Normalerweise hat man früher Bäume draufgesetzt. (GR Christian Oxonitsch: Was ist auf dem Platz hässlicher geworden nach der Garage? Erkläre mir das!) Warte, kommt schon, kommt schon. Der Punkt ist der, dass man immer hergeht und sagt: Vorher hat man einen Park oder einen Platz, der wird benutzt von den Leuten. Nachher habe ich in Wirklichkeit einen Platz, darunter gibt es eine Garage. Die Leute, die dort wohnen, haben eine Zeitlang Nachteile, sagen wir einmal so. Es stinkt, es ist laut, es gibt viel Baustellenverkehr. Es wird viel im Kreis gefahren, nachher auch wieder, weil laut Untersuchungen der Stadt Wien, und auch der Rechnungshof bemängelt das übrigens, genau der Rückbau nicht stattfindet. Und das dauert ungefähr zwei, drei Monate, dann schaut alles genauso wie vorher aus, es wird gekreist. (GR Christian Oxonitsch: Das ist beim Hofferplatz auch so! Das ist ein Markt!)

Schauen Sie sich das einmal an. Sie in dem Fall nicht, weil Sie weit weg wohnen von dort. Es wird nach wie vor gekreist, es wird gekreist ohne Ende und fertig. Ja, ich meine, ihr könnt ganz Wien unterminieren. Ihr werdet viel Geld brauchen dafür, damit ihr alle Autos runterbringt.

Aber jetzt gehe ich ganz gerne noch einmal zu der Garage zurück. Da ist es so, da gibt es diese berühmten Auflagen: 12 Zentimeter Drainageschicht, 150 Zentime-ter Erdkern, und dann kommt der Baum drauf. Was nie gesagt wird, ist das, dass man den die nächsten paar hundert Jahre gießen wird müssen, weil nämlich der Grundwasserschluss fehlt. Das sind alles Kosten, die kommen natürlich da überhaupt nicht vor. Und die Bürger haben vielleicht nachher ein bissel ein Platzerl bekommen, das sie vorher auch gehabt haben. Aber dann frage ich mich ganz ernsthaft: Warum muss man einen Park ruinieren, damit man ihn nachher schöner macht? Da wäre es doch gescheiter, man macht ihn gleich schöner, ohne Garage. Das wäre vielleicht keine schlechte Idee.

Also investieren Sie bitte etwas, damit es noch schöner wird rund um den Rohrauerpark. Da brauchen Sie keine Garage zu bauen, ersparen sich haufenweise Geld, und den Rest investieren Sie bitte in Kindergärten und Schulen im Bezirk. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. 

Als Nächster ist der Herr GR Mag Schieder zum zweiten Mal gemeldet. 10 Minuten.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nur zwei Anmerkungen. Ich glaube, man soll der Wahrheit auch den Raum geben, dass sie auch zum Durchbruch kommt, um nicht die Falschinterpretation von Zahlen durch den Kollegen Maresch allein im Raum stehen zu lassen. 

Zu der Befragung muss man eines sagen: Es haben nicht 75 Prozent dagegen gestimmt, sondern es sind 3 945 Fragebögen ausgeschickt worden. Von diesen 3 945 – runden wir es einmal auf, damit wir uns leichter tun beim Rechnen –, von den 4 000 ausgeschickten Fragebögen sind knapp 800 zurückgekommen. Das heißt, nur 20 Prozent haben überhaupt eine Rückmeldung geschickt, und von den 4 000 ausgeschickten Fragebögen waren 600 Rückmeldungen dagegen. Ich glaube, das ist eine andere Prozentzahl als 75, nämlich eine wesentlich geringere. Und bei der Gelegenheit haben 60 Leute gleich kundgetan, dass sie gerne dort einen Parkplatz hätten und sofort bereit wären, sich anzumelden. Also ehrlich gesagt, bei 150 zur Verfügung stehenden Plätzen ist ja das das beste Zeugnis, dass eigentlich die Abstimmung ganz anders ausgegangen ist, als ihr uns da glauben machen wollt, und ich würde nur bitten, dass man die Zahlen in der Richtigkeit belässt, wie sie in Wahrheit auch sind. (Beifall der bei der SPÖ. – GR Mag Rüdiger Maresch: Denken Sie an den 8. Bezirk!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es freut mich, einmal eine ausführliche Garagendebatte führen zu können. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ja die erste, nicht wahr?) Na, eine ausführliche. Zumindest wird es jetzt ausführlich, das kann ich einmal vorausschicken.

Kollege Schieder! Sie haben diesen schwerwiegenden Satz gesagt: Der Wahrheit zum Durchbruch zu verhelfen. Ich darf Ihnen empfehlen, Sie melden sich gleich zu einer tatsächlichen Berichtigung und berichtigen das, was Sie gerade vorher da gesagt haben. (GR Mag Andreas Schieder: Wieso?) Ich habe den Zettel da von der Stimmenauszählung. Sagen Sie nicht "nein, nein, nein", melden Sie sich zu Wort, vielleicht fällt Ihnen gerade irgendetwas ein, was Sie der Öffentlichkeit kundtun könnten. (GR Kurth-Bodo Blind: Der Oberlehrer!) Nein, bei weitem nicht. Ich habe ein sehr ambivalentes Verhalten zu Lehrern gehabt. Das werden alle meine Lehrer, die ich gequält habe in den vielen Jahren, bestätigen.

Stimmenauszählung der Bürgerbefragung. Ausgesendet wurden 3 945 Fragebögen. (GR Mag Andreas Schieder: Was habe ich gesagt? Genau das Gleiche!) Na hören Sie mir zu! Es muss ja nicht alles falsch sein, was Sie sagen, es reicht ja, wenn die Hälfte falsch ist, was Sie gesagt haben. Ist ja das schon genug. So. (GR Mag Andreas Schieder: Halten wir fest: Das stimmt!)

Zurückgekommen sind knapp 800, haben Sie gesagt, nicht wahr? 987. Das ist eine Rücklaufquote von 25,02 Prozent. Ausgezählte Stimmen für die Garage: 24,68 Prozent. (GR Mag Andreas Schieder: Doch nur 867!) 867 sind insgesamt zurückgekommen. Zurückgekommen inklusive nicht zustellbar: 987. (GR Harry Kopietz: Das haben Sie nicht gesagt! Immer bei der Wahrheit bleiben!) Tatsächlich ausgewertet: 867. (GR Harry Kopietz: Das war ein Selbstfaller!) Ein Kuvert leer. (GR Mag Andreas Schieder: Über 800 habe ich gesagt!) 800 haben Sie gesagt. Sie haben sich um ein bissel mehr als 10 Prozent verschätzt, aber ist in Ordnung. Passt. Ist in Ordnung. Gut. 

Für die Garage: 214 in Zahlen, 24,68 Prozent. (GR Mag Andreas Schieder: Der rückgesendeten!) Der rückgesendeten, ja. Gegen die Garage: 653. Ist gleich: 75,32 Prozent. (GR Mag Andreas Schieder: Der rückgesendeten!) Ja, der rückgesendeten. (GR Mag Andreas Schieder: Das ist eine Milchmädchenrechnung!)

Kollege Schieder, wissen Sie, wie Wahlergebnisse zustande kommen? Wissen Sie das, wie Wahlergebnisse zustande kommen? Was heißt es denn immer? Wie werden die Prozente ausgerechnet? Von den Wahlberechtigten oder von den abgegebenen gültigen Stimmen? Werden die Prozentsätze von den Wahlberechtigten genommen oder von den abgegebenen gültigen Stimmen? Von den abgegebenen gültigen Stimmen! Sehen Sie, von den abgegebenen gültigen Stimmen! (GR Christian Oxonitsch: Aber bei 20 Prozent rückgesendeten! Ist das nicht bedenklich? Da wären die GRÜNEN schon draußen!) Es sind nicht 20 Prozent, sondern 25 Prozent abgegebene gültige Stimmen, also 867. Ein Leerkuvert, das heißt eine ungültige Stimme. Der Rest hat vom Wahlrecht nicht Gebrauch gemacht. (GR Christian Oxonitsch: Bei 25 Prozent möchte ich mir eure Meinung anhören! – GR Mag Andreas Schieder: Aber war nicht ausgemacht, dass die Grenze hoch ist? Auch mit euch?) Wie bei allen anderen Wahlen ist leider, muss man dazusagen, die Gruppe der Nichtwähler mittlerweile die größte Gruppe. Auch bei dieser Befragung. Bei der Wirtschaftskammerwahl wird man schauen, wie hoch die Wahlbeteiligung ist. Schauen wir uns das an. Bei der letzten waren es 30 Prozent. 

Lieber Herr Schieder, jetzt kommen wir gleich zu der Milchmädchenrechnung. (GR Mag Andreas Schieder: Das ist für mich die ganze Zeit eine Milchmädchenrechnung!)

Das heißt, es fehlen 5 Prozent an der Rücklaufquote. Jetzt sage ich Ihnen: 5 Prozent der Ausgesendeten, von mir aus, schenke ich Ihnen dazu bei den Garagengegnern. Dann sind es knapp 400, die gegen die Garage gewesen sind, wenn man die 5 Prozent hochrechnet, und noch immer 653 gegen die Garage. Also noch immer ein deutliches Votum. Na, ist ja eine relativ einfache Rechnung. Es haben 25 Prozent zurückgeschickt. Es fehlen 5 Prozent auf die besagten 30 Prozent, die Sie gerne hätten (GR Mag Andreas Schieder: Oder auch die GRÜNEN im Bezirk!) oder die Frau Bezirksvorsteherin, mit der ausgemacht wurde, 30 Prozent ist das Quorum. Diese 5 Prozent, diese fehlenden 5 Prozent rechne ich jetzt summa summarum zu den Garagebefürwortern, und zu den Garagengegnern nehme ich gar keine dazu. (GR Harry Kopietz: Das ist eine Milchmädchenrechnung!) Ich bleibe bei den 653. Das ist nach wie vor ein deutliches Quorum, Kollege Kopietz, gegen diese Garage. (GR Harry Kopietz: Wenn Sie zu den 20 Prozent Garagenbefürwortern 5 Prozent dazunehmen, nehmen wir 60 Prozent zu 40 Prozent! Was soll denn das beweisen?)

Kollege Kopietz, Sie wissen ganz genau, so gut wie ich, wie Umfragen funktionieren, wie Rohdaten funktionieren, indem man dann hochrechnet. Wir können auch die fehlenden 75 Prozent auf Grund dieses Quorums, das uns bereits vorliegt, hochrechnen. Da wird sich nichts ändern, weil dann kommt 68 zu 32 heraus. Also es ist egal. 

Mir geht es nur darum: Nehmt die Zahlen zur Kenntnis oder nicht, sagt den 653: „Haut euch über die Häuser, es ist eh wurscht, wenn ihr dagegen seid, wir bauen sowieso." Ist auch eine Argumentationslinie. Wird uns freuen. Ich nehme es zur Kenntnis. 

Wichtig wäre aber endlich einmal für die Sozialdemokratie, zur Kenntnis zu nehmen, dass Demokratie dort anfängt, wo es die Leute besonders berührt, nämlich in ihrem Grätzel, in ihrem Umfeld, in ihrem Wohngebiet und wo die Leute natürlich sehr sensibel reagieren. Und ich verstehe es einfach nicht, warum. Jetzt hat die Bezirksvorsteherin eh schon vorgezeigt, wie es funktionieren kann. Warum scheut ihr euch so, derart die Leute zu fragen? Warum fürchtet ihr euch vor der Meinung der Leute in dem Grätzel, davor, die Leute zu fragen, ob sie bei den ach so fürchterlichen Verkehrsverhältnissen, wie auch immer, egal, bei welchem Park, bei welchem Platz, welches Loch ihr irgendwo graben wollt, ob sie unterm Strich mit diesen Maßnahmen, mit dieser Garage, mit dieser Veränderung in ihrem Wohnumfeld, mit der Zerstörung oder mit der teilweisen Zerstörung des Parks, mit dem Wiederherrichten, wenn dann die Staberl dort oben stehen, die nicht wachsen, weil einfach die ökologischen Gegebenheiten dafür nicht vorgesehen sind, mit dem leben wollen. Und wenn eine Mehrheit, die auch eine SPÖ zur Kenntnis nehmen sollte, nicht muss, aber sollte, dann sagt: „Nein, wir wollen das nicht, wir wollen eigentlich unsere Lebensqualität nicht beeinträchtigt haben, wir wollen mit unseren Kindern weiter in den Park gehen, wir wollen weiterhin den Park so haben, wie er ist, wir wollen nicht irgendwelche Begrünung aus zweiter, wenn nicht schon aus dritter Hand haben, wo das dann nicht funktioniert." Und es gibt leider genug nichtfunktionierende Beispiele. (GR Mag Andreas Schieder: Was ist aus erster Hand?) Habe ich gesagt aus dritter Hand? Nein, zumindest aus zweiter.

Und wenn die Leute sagen, sie wollen das nicht, dann wäre auch eine Sozialdemokratie gut beraten, auch wenn alle Umfragen und alles in die Richtung deuten, dass sie wieder mit einer absoluten Mehrheit ausgestattet wird, einmal ein bissel sensibler zu reagieren, mit den Leuten zu reden, hinzugehen, zu horchen. Das ist der Vorschlag. Fürchtet euch nicht vor den Leuten, sie tun euch nichts Böses, sondern sie tun nur ihre Meinung kund. Das ist der gute Rat, den ich euch mitgeben kann. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Jetzt ist wirklich niemand mehr gemeldet. Ich ersuche den Berichterstatter um sein Schlusswort.

Berichterstatter GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich darf zunächst einmal feststellen, dass der Flächenwidmungsplan oder besser gesagt Ziele dieser Flächenwidmung natürlich weit über das Problem Garage hinausgehen. Es scheint so in der Debatte, als würde es nur um die Garage gehen. In Wahrheit geht es um viel mehr. Es geht ja um die Vorsorge für Flächen für den erforderlichen Wohnraum genauso wie um die Vorsorge für die Flächenbearbeitung der Produktionsstätten. Es geht darum, diese Vielfalt und Ausgewogenheit, die hier gegeben ist, weiter zu sichern. Es geht darum, dass vor allem die Grünflächen und die Erhaltung dieser Grünflächen widmungsgemäß gesichert sind, insbesondere auch um die Begrünung der Innenhöfe. Und es geht auch natürlich um zeitgemäße Verkehrsflächen, und da gehört auch die Frage der Garage dazu. Jetzt rede ich gar nicht von den Schutzzonen, was auch noch ein wesentlicher Aspekt ist in dieser Flächenwidmung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren der grünen Partei! Ich halte nichts davon, und schon gar nichts davon, dass fast immer bei solchen Themen reflexartig von Ihnen Argumente kommen, wenn es um Parkgaragen geht, und es kommt immer dann die Ablehnung. Da muss alles herhalten. Da müssen Statistiken herhalten. 

Im konkreten Fall: Das Grätzel ist verparkt, meine sehr verehrten Damen und Herren. Ich weiß nicht, wie oft Sie, Herr Kollege Maresch, dort waren. Ich bin jeden zweiten und dritten Tag dort. (GR Mag Christoph Chorherr: Stündlich! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Dann weiß ich nicht, zu welcher Zeit Sie dort waren. Denn immer dann, wenn ich dort war, war es verparkt, eigenartigerweise. 

Das, was der Herr Kollege Troch gesagt hat mit dem Parkplatzsuchverkehr, stimmt natürlich. Das ist ja gar keine Frage. 

Aber es geht ja noch weiter. Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bei dieser Garage – und jetzt nehme auch ich Bezug auf diese Garage – liegt ja der größte Teil vor der stillgelegten Mareschgasse. Und wenn Sie die Planungen kennen, dann wissen Sie oder müssen Sie wissen, dass die größte Sorgfalt hier gegeben war im Zusammenhang mit dem Grünbestand. Der Kollege Schieder hat ja darauf Bezug genommen. Das heißt, dass wirklich Obacht genommen wurde, möglichst wenig Baumfällungen durchzuführen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann macht doch eine Abstimmung in dem Grätzel!)

Drittens: Durch die Errichtung der Garage, und das ist, glaube ich, das wesentliche Argument, kann der Park in einer Ebene durchgezogen werden. Und es werden hier auch Ballspielplätze errichtet. Genau das, was wir immer fordern, dass die Jugend Möglichkeiten hat. Das ist genau das, was wir umsetzen wollen. Und es ist natürlich auch damit Gestaltung möglich. 

Und viertens: Die Aus- und Einfahrt, weil ja immer wieder mit den Einfahrten argumentiert wird, erfolgt ja zur Gablenzgasse und nicht im Wohngebiet. 

Für mich sind daher, zusammengefasst, was ich hier gehört habe, diese Einwände obsolet und inhaltlich sicher nicht repräsentativ, und ich bitte daher die Frau Vorsitzende, hier abstimmen zu lassen, und ersuche, meine sehr verehrten Damen und Herren, um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Was du nicht wissen konntest: Wir haben gewechselt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Post 57 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen und ohne die GRÜNEN. 

Postnummer 58 betrifft die Verordnung bezüglich der Feststellung der Haupt- und Nebenstraßen. Herr GR Mag Schieder, bitte.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter!

Ich möchte einen Abänderungsantrag einbringen, der die Bezirke 19 und 3 betrifft, über die Aufnahme in das Hauptstraßenverzeichnis A. Da es um keine grundsätzliche neue Ausrichtung zur Hauptstraßenverordnung geht, erübrigt sich eine weitere Wortmeldung, und ich bitte, dass der Abänderungsantrag angenommen wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Somit ist keine weitere Wortmeldung. Die Debatte ist beendet. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse den vorliegenden Abänderungsantrag abstimmen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen. 

Ich komme nun zum Geschäftsstück als solches inklusive dieses Abänderungsantrages. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 62 der Tagesordnung zur Verhandlung. Hier liegt keine Wortmeldung vor. Sie betrifft das Plandokument 7616 im 11. Bezirk, KatG Kaiserebersdorf. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die ÖVP so angenommen. 

Es gelangt nun die Postnummer 64 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7603 im 10. Bezirk, KatG Inzersdorf Stadt. Auch hier ist der Berichterstatter Herr GR Dr Troch.

Berichterstatter GR DR Harald Troch: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. Endgültig zu Wort gemeldet bei den GRÜNEN ist jetzt Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Ganz so kurz wie mein Vorredner kann ich das bei diesem Geschäftsstück nicht machen. Jeder, dem ich in den letzten Wochen etwas über diese Vorgangsweise erzählt habe, hat erst gesagt, er oder sie glaubt das nicht, was da heute gewidmet wird. Das muss ich Ihnen jetzt noch einmal in aller Detailliertheit schildern. Ich finde das nämlich eine bodenlose Unglaublichkeit, um ein neues Wort zu finden, und es hat selten so deutlich gezeigt, wie in Wien Planungspolitik gemacht wird. 

Wie erklärt man auf der Hochschule jemandem, was ein Flächenwidmungsplan ist? Da widmet man vorher etwas, damit dann so gebaut wird. 

Wir haben, mit Herrn GR Kenesei, im Zuge des Widmungsskandals gesagt, es sei eine neue Praxis eingerissen, dass vor der Widmung Bauträger an die Widmungsabteilung herangetreten sind. Und da wurde der Begriff gewählt: Wir bestellen, wir wünschen – Sie widmen. 

Das brauchen wir alles überhaupt nicht mehr. Man braucht sich gar nichts mehr von der Widmung wünschen. Der neue Slogan bei diesem Flächenwidmungsplan heißt nämlich: Sie bauen – wir widmen. 

Es ist uns nämlich völlig wurscht, was für eine Fläche. Es ist ja eh egal. Wir widmen was, dann tun wir mit dem Zauberparagraph 69 eh irgendwie bauen. (Die ganze Rede des GR Mag Christoph Chorherr wird von andauernder Heiterkeit bei den GRÜNEN begleitet.)

Ich habe einen Spaß gemacht. Ich gebe Ihnen den Tipp: Machen Sie das einmal. Vorher wurde gewidmet, jetzt wurde fertiggebaut, und dann ist man mit dem Maßbandl die Hochhäuser abmessen gegangen, hat das schön brav abgezeichnet, hat das dem Kollegen Schicker geschickt; hat dann einen neuen Plan gezeichnet. Ich hab dann eine Folie drüber getan. Normalerweise müssten sich ja diese Folien decken. Da ist aber alles ganz anders. 

Ich erzähle Ihnen, welche "Kleinigkeiten" hier anders sind, bevor ich auf die Qualitäten des Wienerbergs komme. Wenn man dort steht, muss man dazusagen: Hallo, Leute, Südhang. Wir sind auf einem Südhang. Dort sieht man zwar keine Sonne, neue Wohnungen, garantiert nie Sonne, auf der Nordseite. Und zwar garantiert. Das ist eine eigene Qualität, 1., 2., 3., 4., 5. Stock, aber wir sind auf einem Südhang. 

Ich sage Ihnen jetzt, um dazuzukommen, was hier anders ist. Da gibt es den berühmten Twin-Tower. Der war gewidmet. Wie ist er gebaut? 10 Meter ist er in eine Richtung verschoben. Da gibt es eine Straße, die Maria-Kuhn-Gasse, die ist gewidmet auf 8 Meter. Wie ist sie wirklich gebaut? 20 Meter. Von 8 Meter auf 20 Meter in der Tat. Eine unwesentliche Abweichung von den Bebauungsbestimmungen. 

So, und jetzt gehen wir die Baukörper durch.

Der eine Baukörper von diesen Hochhäusern ist die Kleinigkeit von 14 Metern weggerückt von dort, wo er gewidmet war. Die Kleinigkeit der Höhenänderung: Es ist um 7 Meter höher gebaut worden. 

Der zweite Baukörper hat eine leichte Drehung im Uhrzeigersinn. Er wurde um eineinhalb Meter tiefer gemacht. Nutzflächengewinn. Und wenn man es schon tiefer macht, kann man es höher auch gleich bauen. Setzen wir oben 9 Meter noch drauf, ist auch okay, ist eh schon wurscht.

Der nächste Baukörper hat eine ganz starke Drehung gemacht, alles mit diesem Ding, das ist die Twisting-City, starke Drehung. Und wenn man schon dreht, muss man in die Höhe: Nächster Baukörper 7 Meter höher. 

Zwischen den weiteren Baukörpern, die Coop Himmelb(l)au gebaut hat, sind jetzt auf einmal zwei große Brücken vorgesehen und wurden auch gebaut. Die wurden jetzt gebaut. Und was macht brav der Kollege Schicker? Jetzt, wo sie gebaut sind, tun wir es auch brav widmen, damit alles seine Ordnung hat.

Der nächste Baukörper ist nicht viel gedreht, ist nur leicht gedreht und ist 5 Meter höher.

So, jetzt gehen wir zur Esplanade. Jedes Haus wurde anders gebaut als es gewidmet ist. 

Der nächste Baukörper hat überhaupt seine Lage verändert und ist um 12 Meter höher als gewidmet.

Der nächste Baukörper hat auch seine Lage verändert, wahrscheinlich weil die Straße von 8 auf 20 Meter gekommen ist. Und damit alles seine Ordnung hat, ist der auch um 12 Meter höher, denn wenn man den einen um 12 Meter höher baut, muss man den nächsten auch um 12 Meter höher bauen.

Dann wird es richtig bescheiden, dann wird nur die Lage verändert und eh nur 6 Meter höher gebaut.

Der nächste Baukörper im Süden ist auch, damit alles seine Ordnung hat, um 6 Meter höher gebaut. 

Die Schule ist überhaupt ganz verschoben worden, es ist ein zusätzlicher Baukörper gekommen und die Eckkörper sind jetzt geschwungen.

Also im Grunde eine vollkommen neue Widmung, aber jetzt hat alles seine Ordnung. Jetzt ist fertig gebaut. Man klopft beim Herrn Schicker an und sagt: Entschuldigung, wir haben das alles ein bissel anders gebaut, aber haben Sie eh nichts dagegen? Geh seien Sie so nett, schicken Sie den Kollegen Binder aus. Wir sagen Ihnen gerne die Daten, wie wir anders gebaut haben. Widmen Sie das jetzt um, damit alles seine Ordnung hat. Und was macht die Abteilung? Wir bauen – Sie widmen. Jetzt tun wir ordnungsgemäß brav die Pfote heben, damit alles noch seine Ordnung hat.

Im Sinne von Wien-Management: Sparen wir uns doch Widmungen! Warum tun wir uns das vorher eigentlich an? Sagt: Baut, baut schön, es ist in Wien eh alles super, ihr baut ja eh super. Bitte messt es genau ab. Nicht vermesst euch, was ihr nachher gebaut habt. Messt es genau ab, schickt es mir bitte eingeschrieben. Der Kollege Binder widmet das dann entsprechend, und wir sparen uns da lästige öffentliche Auflagen, Beschwerden. Ist alles unnötig, ist ja alles eine Bürokratisierung. Was widmen wir das bürokratisch? Bauen wir ordentlich so wie am Wienerberg, wo bei etlichen Wohnungen, die auch alle nicht vergeben sind, in unteren Bereichen sicher keine Sonne hinkommt. Die Kunst muss man schaffen, auf einem Südhang der Gemeinde Wien keine Sonne. Die sind auch großteils in diesen unteren Geschoßen noch nicht vergeben. Da habe ich auch kein Problem. Da wird man wahrscheinlich bald eine zusätzliche Förderung beschließen, damit man die auch entsprechend dann vergeben kann.

So, ich komme zum Letzten. Nur einen Hauch der Formulierung, die ich so unglaublich schön finde, die eigentlich zeigt, wo die "Rathauskorrespondenz" – ich liebe sie ja – das alles irgendwie entsprechend würdigt. 

Ich erzähle einmal: Versuchen Sie, vom Norden in diese Anlage hineinzukommen. Probieren Sie das einmal. Gehen Sie dort hinein. Da kommen Sie haarscharf an einer Tiefgarage vorbei. Damit Sie sich nicht irren, gibt es ein großes Schild, wo es nach Graz geht und wo es nach Linz geht. Dort gehen Sie dann, damit Sie wissen, wo Sie gehen müssen, und irgendwann sind Sie dort. Nehmen Sie sich eine Taschenlampe mit, wenn es zu dunkel ist, bitte eine mit Energiesparen. 

So, und jetzt kommen wir zum Freiraum. "Rathauskorrespondenz"-Zitat: „Besonders spektakulär auch der Eingangsbereich des Wohnhauses, der über ausgedehnte Grünzonen verfügen soll." Dann kommt noch etwas, das lese ich Ihnen gleich vor. Was stellt man sich unter einer Grünzone vor? Ich sage Ihnen, was die Wienerberg-Grünzone ist, die über eine ausgedehnte Grünzone verfügen soll, die auch mit Bäumen versehen ist. Es gibt zwei Arten von Grünzonen, nämlich eine Grünzone und auch solche, die mit Bäumen versehen sind. 

Dieses wunderbare Plandokument, "Wir bauen – Sie widmen", werden wir jetzt beschließen. Rätselspiele. Ich habe mir gedacht, Sie haben doch so gute Beziehungen zur "Kronen Zeitung". Die "Kronen Zeitung" hat doch immer hinten so Suchrätsel: Finden Sie 10 Unterschiede. Das wäre doch etwas. Direkt einschicken an den Kollegen Schicker. Wer diese 10 Unterschiede findet, anzukreuzen mit den Höhenunterschieden, der kriegt eine günstige Wohnung an der garantiert sonnenfreien Nordseite des Wienerbergs. 
Ich danke für diese wunderbare Widmung, die mir im Wahlkampf eine hervorragende Munition bietet, wie hervorragend effizient in Wien die Planung funktioniert. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Dkfm Dr Maurer. Bitte.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Hoher Gemeinderat! 

Es gibt Gemeinderäte, die würden für einen Gag ihr letztes Hemd geben. Wir haben gerade eben eine solche Rede gehört.

Ich halte einmal grundsätzlich fest, dass es sich beim Wienerberg um einen bedeutenden neuen Stadtteil Wiens handelt, der eine wunderbare Skyline bietet für meinen Geschmack. Geschmäcker sind halt verschieden. Ich weiß und ich sehe, dass dieser Stadtteil großen Charme hat. Ich sehe auch, dass er von den Nutzern sehr begehrt ist. Wieweit dort die Ausnutzung ist, weiß ich nicht. Ich weiß nur, dass sehr viele Firmen zum Beispiel dort Interesse haben, dass sehr viele Wohnungen bereits vergeben sind. Also das ist jedenfalls ein neuer Eingang vom Süden Wiens. Wenn man sich erinnert, wie die Triester Straße früher ausgesehen hat und das ganze Ensemble mit Straße, Bauwerken, Grüngestaltung sieht, kann man natürlich seine Witzchen darüber reißen, das ist schon möglich, aber ich sehe das halt etwas ernster und anders. (GR Mag Christoph Chorherr: Zur Sache!)

Ebenso vorausschicken möchte ich, dass ja bereits zitiert wurde: "Wir wünschen – Sie widmen." (GR Mag Christoph Chorherr: Nein, nein! "Wir bauen – Sie widmen"! Ist das nicht schon fertig gebaut? Warum widmen Sie jetzt erst?) Regen Sie sich nicht auf. Hören Sie mir zu, ich komme schon noch dazu. Sie wollen ja auch immer, dass man Ihnen zuhört. Jetzt hören einmal auch Sie zu! 

Sie haben zitiert: "Wir wünschen – Sie widmen." Aus diesem Grund hat es ein Jahr lang eine Untersuchungskommission gegeben, weil da angeblich so fürchterliche Dinge passiert sind. Bis hin zum Kriminellen hat es da Vorwürfe gegeben (GR Günter Kenesei: Und jetzt wird es trotzdem so gewidmet!) und ganz, ganz große Beschwerden über die Beamten, die da so fahrlässig wären oder so faul wären oder so auf die Unternehmerwünsche eingehen. All das wurde ausführlichst untersucht. Sie waren alle dabei, die ganze Zeit dabei. Und alle wissen wir, was herausgekommen ist, nämlich Nullkommanichts. 

Und ebenso verhält es sich jetzt mit diesem Vorwurf. Jetzt wird halt ein bisschen anders formuliert, jetzt heißt es halt: "Wir bauen, und Sie widmen." Auch das dasselbe leere Gerede, wie es schon lange widerlegt wurde.

So, jetzt gibt es da eine schöne Zeichnung, die eine Klubmitarbeiterin auf Folie gebracht hat. Es ist selbstverständlich, das kann man natürlich jetzt nicht im Detail hier besprechen. Es ist nur selbstverständlich keine neue Widmung, sondern es ist die ursprüngliche Widmung im Prinzip aufrechterhalten. Also keine neue Widmung. (StR David Ellensohn: Bis auf die Höhe und die Tiefe und die Drehung!) Es gibt selbstverständlich Veränderungen, weil es wäre ein Wunder, wenn es bei solchen Bauvorhaben keine Veränderungen gäbe. Das wurde aber dem Herrn Chorherr bereits in der Sitzung des Planungsausschusses gesagt. Ich weiß nicht, warum er es jetzt da wieder bringt, aber es ist halt ein anderes Forum. Da wurde es bereits ausführlich gesagt oder zumindest wurde es erwähnt und festgestellt, dass es Veränderungen gegeben hat und dass es natürlich vorher baubehördliche Verfahren gegeben hat und dass diese Verfahren selbstverständlich auf Basis der Wiener Bauordnung geschehen sind, auf Basis des § 69. Wenn einem der halt nicht passt, muss man es sagen. Na gut, dann kann man darüber diskutieren. Aber derzeit ist das die gültige Rechtslage, nach der nach wie vor vorzugehen ist. 

In Wirklichkeit ist die Sache ganz einfach. Es hat Blockverschiebungen gegeben. Die wurden unter anderem gemacht, um die Belichtungssituationen zu verbessern. Es hat eine Verschiebung gegeben, um die notwendigen Straßenbreiten herzustellen, um den Bus durchlassen zu können, denn das wäre ja eine absurde Situation gewesen, dass man eine Straße macht und plant und dann kommt der Bus nicht durch. Daher hat es eine Verschiebung eines Blocks geben müssen. Also es hat Verschiebungen gegeben, die selbstverständlich zur Verbesserung beigetragen haben. (GR Mag Christoph Chorherr: Warum ist es höher geworden?) 

Die Widmung selber hat beispielsweise an der Triester Straße vorsichtig gewidmet in Bauklasse III, obwohl hier durchaus auch mehr denkbar gewesen wäre. Das heißt, es wird hier die Planung nicht überflüssig gemacht, und sie wurde nicht überflüssig gemacht. Die Grundstrukturen bleiben erhalten. Natürlich kann man jetzt jedes Detail anziehen, was also um einige Meter höher oder nicht ist. Alles ist innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Grenzen und verordnungsmäßig vorgesehenen Grenzen geschehen, und daher ist natürlich hier von einem Skandal überhaupt nicht die Rede. 

Also ich kann nur sagen, um zusammenzufassen: Wer glaubt, dass es bei Großprojekten überhaupt zu keinen Änderungen kommen muss und kann, der lebt nicht in der Großstadt, zumindest gedanklich nicht, aber nicht einmal nur in der Großstadt, sondern das ist in jeder kleinen Ortschaft ebenso der Fall, dass es natürlich auch dort immer wieder Verschiebungen gibt. Die fallen halt nicht so auf, das ist ja ganz klar, wie bei einem Riesenprojekt, das eine neue Stadt darstellt, was natürlich hier eine ganz andere Dimension hat. 

Also ich bin stolz als Favoritner auf ein schönes Projekt in Favoriten und auf einen wertvollen neuen Stadtteil. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Post 64 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 80. Sie betrifft die Festlegung eines tarifmäßigen Entgelts für Aufwendungen bei digitalen und planlichen Auskünften aus dem digitalen zentralen Leitungskataster. Hier liegt keine Wortmeldung vor. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen so angenommen.

Postnummer 56, Plandokument 7579 im 14. Bezirk, KatG Hütteldorf und Hacking. Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 17. Sie betrifft eine sachliche Genehmigung bezüglich der Aufstellung von Mobilklassen im Verwaltungsjahr 2005. Frau GRin Rubik, bitte.

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Ich erteile nun als Erster der Frau GRin Jerusalem das Wort, möchte aber bemerken, nachdem wir noch 16 Minuten haben bis zur Dringlichen Anfrage, dass ich irgendwann einmal unterbrechen muss, dass das nicht als Unhöflichkeit anzusehen ist.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es geht um die Aufstellung von Mobilklassen, und nachdem keine getrennte Abstimmung möglich ist, müssen wir das gesamte Geschäftsstück ablehnen. 

Wir sind dafür und einverstanden, dass Mobilklassen dort aufgestellt werden, wo wegen einer Generalsanierung oder auch einer teilweisen Sanierung einer Schule zusätzlicher Platz gebraucht wird und tatsächlich kurzfristig und vorübergehend Mobilklassen hingestellt werden. 

Es wird Sie aber nicht überraschen, weil wir ja schon viele Jahre darüber reden und ich immer wieder dasselbe sage: Ich bin nicht damit einverstanden, dass für einen so genannten kurz- bis mittelfristigen Spitzenbedarf Mobilklassen hingestellt werden. Wir wissen, dass dieses mittelfristig oft eine gesamte Schülergeneration erfasst, wo alle vier Jahre oder manchmal acht Jahre, na ja, ungefähr, vielleicht dort Mobilklassen stehen, und damit sind wir nicht einverstanden und auch damit nicht, dass ja diese Mobilklassen nicht behindertengerecht gestaltet sind. Ich habe mir einige angesehen. Ich glaube nicht, dass das der Ort ist, wo Kinder wirklich vier Jahre lang in die Schule gehen sollten. 

Es kommt aber jetzt noch etwas dazu, wo ich Sie bitte, das mit zu überlegen. Gerade Ihr Vorsitzender Gusenbauer gehört ja zu denen, die sehr oft darauf hinweisen, dass das österreichische Schulsystem auf ein ganztägiges Schulsystem umgestellt werden sollte. Und ich hoffe – ich weiß es nicht, weil das kommt dann immer nicht, aber ich hoffe –, dass es sich dabei um einen Vorschlag handelt, dass in verschränkter Form ganztägig gearbeitet werden sollte, also einmal arbeiten und dann Freizeit, weil diese verschränkte Form, wie auch die Frau Stadträtin mehrmals bereits darauf hingewiesen hat, sicher die pädagogisch wertvollste und beste ist.

Und wenn wir das tatsächlich machen, dann hat Wien viel zu tun, denn viele Schulen, die so adaptiert sind, dass sie tatsächlich für einen ganztägigen Betrieb, einen ganztägigen verschränkten Betrieb adaptiert sind, sodass die Kinder nicht die ganze Zeit in einer Klasse hocken müssen, Vormittag und Nachmittag in derselben, viele solche Schulen haben wir nicht. 

Ich plädiere daher dafür, dass man, anstatt Mobilklassen aufzustellen, systematisch beginnt, die Schulen auszubauen, teilweise aufzustocken, Dachböden auszubauen und so weiter und so fort, um Platz zu gewinnen. 

Deswegen möchte ich jetzt am Ende meiner Wortmeldung darauf hinweisen, dass ich auch aus diesem Grund die Schließung der Volksschule in der Leopoldsgasse für nicht gut erachte, denn es macht keinen Sinn, die anderen Schulen des Bezirks noch weiter aufzufüllen, die ohnehin schon keinen Platz haben, und eine Schule zu sperren, nach der es eine große Nachfrage gibt, wo der Elternverein auch jetzt in einem Brief an den Herrn Bürgermeister darauf verweist, dass diese Schule gebraucht wird, dass es viele Anmeldungen gibt und dass sie ausgebaut werden sollte und wo nachweislich ein Bedarf vorhanden ist. Das wollte ich noch erwähnt haben, weil mir das sehr, sehr wichtig ist, denn gerade dieser Schule wird ein sehr gutes Zeugnis ausgestellt, vor allem auch, was den Umgang mit Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache anlangt. 

Das heißt, noch einmal: Bitte keine mobilen Klassen für einen mittelfristigen oder längerfristigen Aufbau und bitte keine Schulschließungen, solange noch Nachfrage ist, denn wenn wir auf ganztägig umstellen wollen, dann brauchen wir Platz. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte ganz kurz darauf Bezug nehmen, was meine Vorrednerin bezüglich der pädagogischen Sinnhaftigkeit einer Ganztagsschule gemeint hat. 

Für die ÖVP ist eine Ganztagsschule, eine Verschränkung von Vormittags- und Nachmittagsunterricht pädagogisch nicht sinnvoll, egal, ob sie in einem Klassenzimmer oder in einem Container stattfinden soll. 

Aber ganz kurz zu den Mobilklassen. Es ist natürlich nicht sonderlich angenehm, in einer Mobilklasse unterrichtet zu werden. Wir erachten es aber als einen wesentlichen Beitrag, das Schulsanierungsprogramm entsprechend voranzutreiben. Insofern können wir auch nur die Hoffnung aussprechen, dass die Übersiedlung in eine Mobilklasse nur ein Provisorium darstellt und möglichst kurz gehalten wird. Als Provisorium ist es aber offenbar notwendig, das so zu machen, und insofern stimmen wir dem ganzen Akt auch zu.

Ich möchte aber diesen Tagesordnungspunkt zum Anlass nehmen, ein bisschen weiter auszuholen. Es geht also um den Schul-, Wissenschafts- und Bildungsstandort Wien. In diesem Zusammenhang hat es in den letzten Wochen doch einige recht beunruhigende Zeitungsmeldungen gegeben, nämlich dahin gehend, dass einige wichtige Universitätsinstitute der Technischen Universität ernsthaft überlegt haben, den Wissenschaftsstandort Wien zu verlassen und sich im Wiener Umland, genauer gesagt in Tulln, anzusiedeln. Daher ist es für uns ein ganz wesentlicher Punkt, dafür zu sorgen, dass der Wissenschaftsstandort Wien, auch der Bildungsstandort Wien entsprechend erhalten wird. 

Wir haben es mit großer Genugtuung auch aus den Zeitungen entnommen, dass es gelungen ist, diese Abwanderungspläne zu verhindern. Die TU wird also hier bei uns bleiben. Es sollte aber doch die Sensibilität dahin gehend gestärkt werden, dass wir uns nicht nur bemühen sollten, Wirtschaftsbetriebe nach Wien zu bekommen, diejenigen, die schon da sind, hier zu halten, sondern wir müssen uns auch um die Bildungseinrichtungen bemühen. 

Es ist also so, dass es doch einen innerösterreichischen Standortwettbewerb gibt. In anderen Bereichen kennen wir das ja schon, Stichwort Shopping City Süd et cetera, wo man uns an die Stadtgrenze die Konsumtempel hingestellt hat und die Kaufkraft von Wien abgezogen wird, und das kann uns jetzt auch im Bildungsbereich so gehen. (GRin Claudia Sommer-Smolik: Wer ist daran schuld?) Reflexartig: Die Bundesregierung. Ich glaube, Sie kann man um drei in der Früh aufwecken, und wenn man Sie fragt, was ist, dann ist immer der Bund schuld, und es ist alles sonst klass. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Wer hat das gesagt? Kein Mensch hat das gesagt! Warum denken Sie daran?) Die Kollegin hat das gesagt.

Wenn heutzutage jemand zum Arzt geht und bei ihm die Reflexe getestet werden, so ist es immer ein gutes Zeichen, wenn die Reflexe funktionieren. Ob in der Politik reflexartige Politik wirklich das Beste und der Weisheit letzter Schluss ist, das wage ich zu bezweifeln. 

Das, warum es uns geht, ist, die Sensibilität zu stärken, dass wir etwas für unseren Bildungs- und Wissenschaftsstandort tun müssen. In diesem Sinne möchte ich namens meines Kollegen Andreas Salcher und in meinem Namen einen Beschlussantrag einbringen, wo wir die zuständigen Stellen der Stadt Wien ersuchen, auch in Hinkunft dafür Sorge zu tragen, dass der Bildungs-, Universitäts- und Forschungsstandort entsprechend ge-sichert ist. Der Herr Bürgermeister wird auch aufgefordert, alles zu unternehmen, nicht nur, um neue Einrichtungen zu uns zu bekommen, sondern die bestehenden bei uns zu halten. Und da hat die Stadt sehr wohl auch genügend Möglichkeiten. Wir haben das ja auch jetzt bei der Technischen Universität gesehen. 

In formeller Hinsicht begehren wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Somit geht sich noch eine Wortmeldung aus. Herr GR Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zuerst ganz kurz zu den Mobilklassen. Wir haben das tatsächlich schon öfter diskutiert, auch bezüglich der Leopoldsgasse. Dort habe ich erfahren, dass es keine Schließung gibt, aber es gibt tatsächlich keine erste Klasse. Das liegt natürlich daran, dass zwar unser Stadtrat eh bemüht ist, Nachwuchs sozusagen in dem Gebiet zu schaffen, aber die kommen erst in sechs Jahren in die erste Klasse. Im Moment haben wir dort einen Hänger, sodass die erste Klasse nicht zustande gekommen ist. Die Schule wird aber soweit nicht geschlossen. 

Bei den Containern ist es natürlich tatsächlich so. In der Zeltgasse, wo welche aufgestellt waren, habe ich sie mir angeschaut. Das war aber einer der Fälle, die Sie angeführt haben. Dort ist es um eine Generalsanierung gegangen. Die waren sogar um einiges größer, schöner und besser ausgestattet, als ich es befürchtet habe. Es war tatsächlich dann so, dass viele Schüler eigentlich gerne weiter in diese Container gehen wollten und de facto traurig waren, dass sie übersiedeln mussten in die schön renovierten Klassen.

Trotzdem, unbestritten, es soll keine Dauerlösung sein. Wir sagen kurz- und mittelfristig, Sie sagen, keine mittelfristigen und längerfristigen. Na ja, wo können wir uns da treffen und wo nicht? Die ganze Schulzeit ist vielleicht wirklich zu lang. Es kann im Ausnahmefall vorkommen, ist aber nicht geplant. Wenn es aber Spitzenbedarf gibt, hat es auch keinen Sinn, für ein, zwei Jahre in ein anderes Gebäude zu übersiedeln und wieder zurück. 

Also so ist der Antrag auch zu verstehen, und daher bitte ich hier um Zustimmung. 

Zu den Anträgen der ÖVP muss ich sagen, dass dadurch der Möglichkeit einer gemeinsamen Schule die Basis entzogen würde, von der ich aber glaube, dass sie eine zukunftsgerichtete Möglichkeit ist. Dem kann man nicht zustimmen. 

Zum Antrag zum Universitätsstandort möchte ich sagen: Die TU hat ja den Bürgermeister gerade ausgezeichnet für seine Bemühungen um den Unistandort, und gerade die Technische Universität, die angesprochen wurde. Es war tatsächlich eine seltsame Idee, nach Tulln abzusiedeln, die ja wirklich immer eine schöne Blumenausstellung hat. Es ist sicher eine wunderbare Stadt. Was aber Wissenschafter dort tun sollten, ist mir immer unerklärlich gewesen. Gott sei Dank kommt es nicht zustande. Es kommt aber auch deshalb nicht zustande, weil wir Ersatzstandorte für diese Institute geschaffen haben, kurzfristig Ersatzstandorte, und weil wir angeboten haben, in Aspern auch einen ganzen Campus gemeinsam mit der Technischen Universität zu errichten. Das zeigt, wir nehmen hier Geld in die Hand für eine Infrastruktur. Wir nehmen unsere Verantwortung wahr. Wir werden daher zustimmen. 

Ich bitte nur, in Zukunft nicht ständig Nona-Anträge zu stellen, etwas, was schon lange passiert ist, neuerlich zu fordern, und dann zu sagen: Hurra, die ÖVP hat sich retrospektiv gesehen durchgesetzt, weil die Wiener Stadtregierung vor Monaten das gemacht hat, was wir später dann gefordert haben. Da kann man sowieso immer nur Zweiter sein. Aber wir werden es der Sache wegen annehmen.

Einen Antrag möchte ich auch selbst einbringen, gemeinsam mit drei Kolleginnen, und zwar geht es da darum, dass wir einen Bildungsplan für die Kindergärten haben wollen, wo die individuelle Förderung für Kinder in den Kindertagesheimen geplant werden soll, wo eine jährliche Situationsanalyse und die Einrichtung und generelle Schwerpunktsetzung der Abteilung in diesem Plan besprochen und beschlossen wird. Die zuständige Magistratsabteilung wird beauftragt, unter Berücksichtigung von pädagogischen Schwerpunktsetzungen, kulturellen, sozialen und situationsbedingten Gegebenheiten für die Kindertagesheime der Stadt Wien einen Bildungsplan zu erstellen. Das ist jetzt einmal die Kurzversion. Da bitte ich natürlich um Zustimmung und möchte diesen Antrag weitergeben. – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Wir haben jetzt noch eine Wortmeldung. Frau GRin Mag Feldmann, schaffen Sie es in drei Minuten? (GRin Mag Barbara Feldmann: Ja!) Danke schön.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren des Gemeinderats! 

Nachdem der Herr Kollege Vettermann einen Antrag eingebracht hat, der sich mit Bildungsstandards befasst – ich möchte gleich erwähnen, dass wir dem Antrag zustimmen werden –, nehme ich die Gelegenheit wahr, der SPÖ zu gratulieren, dass sie endlich erkannt hat, dass ein Bildungsplan für den Kindergarten notwendig ist. (Beifall bei der ÖVP. – Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Es verwundert allerdings ein wenig, dass Sie bei einer absoluten Regierungsmehrheit einen Antrag einbringen und dieses Thema nicht gleich bei der Regierungsarbeit erledigen. Aber ich nehme das auch gerne so zur Kenntnis. Und es freut uns besonders, dass Sie das letzte Thema der Pressekonferenz von StR Hahn so schön übernommen haben. Das führe ich jetzt nicht weiter aus, wegen der drei Minuten. (VBgmin Grete Laska: Er war nur ein bisschen später dran, aber das macht nichts! Ständiges Wiederholen bringt auch etwas!)

Wir haben zu diesem Thema einen in den Grundsätzen sehr konkreten Vorschlag und gehen davon aus und hoffen, dass Sie uns auch zustimmen werden: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, verbindliche und klar formulierte Standards für die Wiener Kinderbetreuungseinrichtungen zu erarbeiten." 

Wir haben hier drei Hauptpunkte, die in Unterpunkte gegliedert sind: 

1. Prinzipien für die Bildungs- und Erziehungsarbeit. 

2. Pädagogische Ziele.

3. Möglichkeit zur Förderung der kindlichen Lern- und Entwicklungsprozesse durch die Gestaltung von zeitlichen, räumlichen und personellen Strukturen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. – Danke. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Der Herr Doktor wird sich freuen über das viele Öl!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es ist keine Wortmeldung mehr vorliegend. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer für die Post 17 in der ursächlichen Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Ich lasse nun als Erstes den vorliegenden Beschlussantrag der GRe Aigner und Salcher betreffend Bekenntnis Wiens als Universitäts-, Wissenschafts- und Forschungsstadt abstimmen.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Als Nächstes kommt der Beschlussantrag der GRe Vettermann, LUDWIG, Novak und Sommer-Smolik zur Abstimmung. Hier geht es um den Bildungsplan.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig so angenommen.

Dann liegt noch der gerade eingebrachte Antrag der GRe Strobl und Feldmann betreffend pädagogischer Standort in Kindergärten vor.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das hat nicht die erforderliche Unterstützung und ist somit abgelehnt.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass der von der Frau GRin Jerusalem und Freundinnen und Freunde eingebrachte Dringliche Antrag betreffend "Wiener Armutsbericht" gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung verlesen und hierauf mündlich begründet werde. 

Ich ersuche nun die Frau GRin Reinberger um Verlesung des Dringlichen Antrags.

Können wir auf das verzichten? (GRin Susanne Jerusalem: Ja!)

Ja danke, ist schon erledigt. 

Im Einvernehmen mit der Antragstellerin dürfen wir auf diese von der Geschäftsordnung vorgesehene Möglichkeit verzichten. Wir kommen somit sofort zur Begründung.

Zur Begründung hat die Frau GRin Jerusalem das Wort. Ich darf feststellen oder festhalten: Die Redezeit ist mit 20 Minuten begrenzt.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die GRÜNEN bringen heute einen Dringlichen Antrag zur Sozialpolitik ein. Wir wollen, dass auch für Wien, so wie das auf Bundesebene üblich ist, periodisch ein Bericht über die soziale Lage in Wien erstellt wird. Es soll einen Armutsbericht über Wien geben.

Sie alle oder die meisten von Ihnen werden vermutlich dieses Buch kennen (GRin Susanne Jerusalem zeigt ein Buch.), das unlängst erschienen ist und den Bericht über die soziale Lage 2003 bis 2004 vom Bundesministerium für soziale Sicherheit beinhaltet. Und dazu gibt es einige Dinge zu sagen, die wenig erfreulich sind und bei denen ich der Ansicht bin, dass sich Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, sogar der Herr Barnet, damit auseinander setzen sollten, um Arbeit für die Wienerinnen und Wiener leisten zu können. (GR Günther Barnet: Wir sind eh alle da, aber bei euch fehlen alle! Bei uns nicht!)

Ich möchte auf eine Zahl hinweisen, die meiner Meinung nach von besonderer Bedeutung ist, nämlich in dem sozialen Bericht des Bundesministeriums aus dem Jahr 2001/2002 war zu lesen, dass 4 Prozent der Bevölkerung akut arm sind. 4 Prozent, die von den ganz Armen und Ärmsten sind. Nun müssen wir 2 Jahre später zur Kenntnis nehmen, dass es sich nicht mehr um 4 Prozent handelt, sondern um 5,9 Prozent der Bevölkerung, die akut arm ist. Und das ist eine Steigerung, die man nicht einfach mit einem Achselzucken zur Kenntnis nehmen kann, sondern eine Steigerung, wo ich der Ansicht bin, es müssen bei uns allen die Alarmglocken läuten und bei uns Wiener Abgeordneten ganz im Speziellen und zwar deswegen, weil der Bericht des Bundes auch festhält, dass die Lage in Wien besonders schlimm ist. Das ist jetzt sicher nicht die Schuld der Wiener Stadtpolitik. Das ist nicht das, was ich ausdrücken will. Aber es ist eine Lage, die für Wien schlimm ist und die daher diskutiert werden muss. 

Man muss natürlich überlegen, welche Zahlen man braucht und ich denke, die Art der Erhebung, die diesmal vom Bund gewählt wurde und die ja eine EU-weite Erhebung ist, ist eine durchaus sinnvolle und zwar hat man nicht nur geschaut, wer verdient weniger als - in dem Fall sind es - 785 EUR, sondern man hat darüber hinaus auch die Lebenslagen der Menschen untersucht und das halte ich für eine sehr gescheite und intelligente Vorgangsweise, die ich auch für einen Wiener Bericht gerne hätte.

Und zwar hat man unter anderem zum Beispiel überprüft, ob die Menschen, die so wenig verdienen, zum Beispiel auf Urlaub fahren können, wenn man davon ausgeht, dass sich Armut auch daran messen lässt, ob jemand auf Urlaub fahren kann. Oder man ist dem nachgegangen, wie sich die Menschen ernähren. Können sie es sich leisten, in der Woche einmal Fleisch und einmal Fisch zu essen. Ist das drinnen. Oder man hat sich angeschaut, in welchen Wohnungen die Menschen wohnen - sind das sehr dunkle Wohnungen, sind das feuchte Wohnungen, sind das vielleicht schimmelige Wohnungen - und hat daran festgemacht, ob die Menschen arm sind. Denn selbst wenn jemand etwas mehr als 785 EUR hat, so ist es ja zum Beispiel in Wien nahezu unmöglich zu übersiedeln und sich eine neue Wohnung zu finden, denn selbst der so genannte soziale Wohnbereich ist nicht so kostengünstig, dass sich die Menschen das leisten können.

Man hat aber auch zum Beispiel untersucht, wie gesund die Menschen sind. Einige von Ihnen, denke ich, waren unlängst bei dieser Veranstaltung in der Urania, wo es ja darum ging, dass ein Anzeichen von Armut ja auch die Krankheit ist. Arme Menschen sind einfach mehr krank, häufiger krank und nehmen auch weniger Rücksicht oder können auch weniger Rücksicht auf ihre Gesundheit nehmen. Auch da sprechen die Zahlen für sich und auch dafür, dass Sozialpolitik in diesem Bereich ansetzt.

Ich denke mir und irgendwie hege ich die Hoffnung, dass diesem Dringlichen Antrag von einer Mehrheit der Gemeinderäte dieses Hauses zugestimmt werden kann. Es geht ja nur um einen Antrag, dass die Lage einmal einkommensmäßig und in Bezug auf die Lebenslage der Menschen festgestellt wird. Mehr beinhaltet dieser Dringliche Antrag nicht. Es ist nur einfach der Vorschlag, die Bitte, einen Bericht über diese soziale Lage und die Armut der Menschen zu machen.

Jetzt denke ich mir, bitte, da fällt doch dieser Stadt kein Stein aus der Krone, wenn das gemacht wird. Es gibt so viele Berichte. Es gibt den Umweltbericht, es gibt auch einen Bericht der Kinder- und Jugendanwälte oder der Volksanwaltschaft oder einen Strategieplan der Stadt, warum also nicht auch einen Bericht zur sozialen Lage und einen Bericht über die Armut der Menschen? Spricht bitte irgendetwas dagegen, sich einmal anzuschauen, wie es denn eigentlich den Menschen geht, die da von Armut so besonders betroffen sind und die Bevölkerungsgruppen kennen wir ja? Wir kennen die speziellen Probleme bei den Frauen. Wir wissen, dass Frauen ein Stück weit ärmer sind als Männer und weniger verdienen. Wir wissen, dass besonders Alleinerzieherinnen von Armut bedroht sind. 

Wenn wir das alles wissen, dann können wir es auch zusammenfassen und dann können wir uns mit dem Ergebnis auseinander setzen. Aber einstweilen lautet mein Antrag ja einmal nur auf die Erstellung eines Berichts. Sie müssten sich schon sehr rasch sehr vieles mir Unbekanntes einfallen lassen, um da tatsächlich vernünftig dagegen argumentieren zu können! 

Oder schauen wir uns doch einmal an und lesen wir alle zusammen die Zahlen, die man zusammenfassen kann, wenn man die Sozialhilfe genau untersucht und, meine Damen und Herren, die Wiener Sozialhilfe ist immer unter der Armutsgrenze. Das heißt, alle Menschen, die Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger sind, leben unter der Armutsgrenze! Damit muss sich Wien auseinander setzen. Das hat auch Volksanwalt Kostelka oder die Armutskonferenz oder die Caritas immer wieder zur Kenntnis gebracht und darauf gedrängt, dass Wien da Änderungen vornimmt. 

Wir müssen uns die Zahlen der Delogierungen anschauen. Wir müssen uns anschauen, wie die genaue Statistik der Schuldnerberatung ausschaut, wie es bei der Behindertenpolitik ausschaut, wie es bei den Frauen ausschaut - das habe ich schon gesagt - und vor allem auch, wie es in Bezug auf die Kinder ausschaut. 

Vielleicht eine Zahl, die Sie möglicherweise interessiert: Wir hatten im vorvorigen Jahr ungefähr 18 000 Kin-der und Jugendliche, die in Haushalten aufwachsen, wo die Eltern Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher sind und wir haben im letzten Jahr bereits 20 000 Kinder und Jugendliche aus Sozialhilfefamilien gehabt. Das ist eine Steigerung innerhalb eines Jahres um 2 000 Kinder und Jugendliche! Das ist alarmierend und auch damit müssen wir uns eindeutig auseinander setzen.

Mein Vorschlag ist daher, dass man die Erhebungsmethode, die für den sozialen Bericht des Bundes angewandt wurde, auch in Wien anwendet und um den Faktor “Bildung“ ergänzt, denn wir haben jetzt mehrmals gehört und uns damit auseinander setzen müssen, dass gerade die schlechte Bildung der Eltern auf die Bildung der Kinder und auf ihre Chancen, die sie in der Schule haben, rückwirkt. Das heißt, auch dieser Faktor muss mit einbezogen werden.

Vielleicht noch ein Argument, das Gemeinderätinnen und Gemeinderäte interessieren könnte und sie dazu verleiten könnte, einer Zustimmung nahe zu treten. Ich versuche es jetzt noch mit einem weiteren Argument:

Wir haben als Gemeinderätinnen und Gemeinderäte die Aufgabe, uns zu informieren und über die Lage informiert zu sein. Das können wir nur, wenn wir Daten und Fakten einfordern. Ich weiß schon, dass sich das für eine Regierungspartei anders darstellt als für die Oppositionspartei, aber nicht ganz anders, wenn Sie Ihren Auftrag als Mandatarinnen und Mandatare wirklich ernst nehmen und das tun Sie sicher. Das andere, wozu wir es brauchen können, ist: Wenn wir den Bericht am Tisch haben, dann sind wir dazu aufgefordert, neue Instrumente der Sozialpolitik zu erfinden, denn Innovationen sind nicht nur etwas für den technischen oder sonstigen Bereich, Innovationen kann es auch und muss es auch im sozialen Bereich geben. Und wenn sich die soziale Lage in Wien in eine Schieflage verwandelt, dann sind wir dazu aufgefordert, etwas zu tun, Innovationen einzusetzen und korrigierend zu wirken und uns Neues einfallen zu lassen, was es bislang nicht gegeben hat.

Ein Letztes, meine Damen und Herren, was sich vor allem an die Abgeordneten der Opposition richtet: Wir haben als Mandatarinnen und Mandatare auch die Aufgabe der Kontrolle und Kontrolle können wir nur dann ausüben, wenn wir informiert sind. Das heißt, alles hängt an der Information. Das gesamte Kapitel Demokratie hängt an der Information, denn nur wer informiert ist, kann mitdenken, kann mitreden, kann mitentscheiden und kann Vorschläge erarbeiten. 

Damit bin ich auch schon am Ende meiner Begründung dafür, dass wir diesen Sozialbericht haben wollen und ich bin zuversichtlich, dass Sie diesem Antrag auch zustimmen können und zustimmen werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Also ich eröffne nun die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt.

Als erste Diskussionsrednerin Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Der jüngst veröffentlichte Armutsbericht belegt es eindrucksvoll: Etwas mehr als eine Million Menschen in Österreich sind armutsgefährdet, das heißt, sie müssen von weniger als 785 EUR im Monat leben. Knapp ein Viertel davon lebt in Wien. Das heißt, wir sprechen von immerhin 240 000 Menschen, die in Wien von weniger als 875 EUR im Monat leben müssen, die mit diesem Betrag auskommen müssen. Darüber hinaus leben österreichweit 460 000 Menschen von immerhin weniger als 655 EUR im Monat. Also das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen und ich glaube gerade wir, die sich hier seit Jahren - und viele von uns Monat ein, Monat aus - darüber freuen können, dass etwas mehr als 3 000 EUR ganz selbstverständlich aufs Konto fließen, gerade wir sollten vielleicht eine Sekunde lang innehalten und darüber nachdenken, was es bedeutet, von weniger als 655 EUR im Monat in dieser Stadt auskommen zu müssen. 

Was heißt es, weniger als 655 EUR zu haben? Es heißt, wenn es kalt ist, überlegen zu müssen, an welchen Tagen man heizen kann oder überhaupt welche Räumlichkeiten in einer Wohnung man sich leisten kann zu heizen. Es heißt, dass man überlegen und nachrechnen muss, ob man sich überhaupt neue Schuhe leisten kann oder einen neuen Mantel, gerade wenn es kalt ist so wie an Tagen wie heute. Und es heißt auch, dass es Familien gibt und gerade in der Bundeshauptstadt offenbar nicht wenige Familien, die überlegen müssen und genau rechnen müssen, wie oft in der Woche sie sich überhaupt Fleisch leisten können und das in einer der reichsten Städte der Welt! Und ich glaube, es lohnt sich tatsächlich, kurz eine Pause von dem, womit wir uns an einem so langen Tag wie heute beschäftigen, zu machen und vielleicht unsere Aufmerksamkeit genau auf diese Personengruppe zu richten, denn diese Personengruppe beträgt in Wien belegter Weise immerhin mindestens 70 000 Menschen, denn so viele Menschen beziehen Leistungen aus der Sozialhilfe in Wien und das heißt, sie müssen mit sogar noch weniger als 655 EUR auskommen. Sie müssen sogar mit maximal 630 EUR im Monat auskommen! Das heißt, sie sind in einem Bereich, der deutlich unterhalb der Armutsgrenze liegt. Sie gelten als akut armutsgefährdet und das auf Zeit.

Wer sind diese Gruppen von Menschen? Der Armutsbericht belegt auch eindeutig, dass zu den Klassikern - das sind Alleinerzieherinnen, das sind Menschen mit Behinderungen, das sind chronisch Kranke, das sind Langzeitarbeitslose - also zu diesen Gruppen inzwischen einige hinzu kommen und die allerdings in einem rasanten Tempo, was ja auch bewirkt und das können wir auch sehen, dass in den letzten Jahren immer mehr Menschen unter die Armutsgrenze rutschen. Darüber haben wir schon heute Vormittag ein bisschen diskutiert, als wir uns ja angesichts des Wirtschaftskammerwahlkampfes nicht zuletzt auch mit dem Bereich Kleinstunternehmer und -unternehmerinnen und mit dem Bereich der kleinen Selbstständigen, die es in dieser Stadt gibt, auseinander gesetzt haben. 

Es gibt viele Menschen, die in den letzten Jahren nicht zuletzt auch auf Grund langer Arbeitslosenzeiten gezwungen sind, sich selbstständig zu machen oder aber auch von Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen in die Selbstständigkeit gedrängt werden und die wirklich mit sehr, sehr kleinen Beträgen arbeitender Weise auskommen müssen, geschweige denn, wenn das Experiment platzt und sie dann erst recht auf die Sozialhilfe bestenfalls angewiesen sind. Es gibt darüber hinaus eine rasant, wirklich rapide wachsende Gruppe von neuen Selbstständigen, von Menschen in atypischen Verhältnissen, in prekären Verhältnissen, freie DienstnehmerInnen, die monatlich teilweise mit Beträgen auskommen müssen, die so gering sind, dass sie sogar Ausgleichsleistungen aus der Sozialhilfe beziehen müssen. Das heißt, wir haben hier auch das Phänomen der so genannten Working Poor, mit dem wir uns ja in den letzten Jahren immer wieder auch auseinander setzen, in Kreisen der Politik leider sehr selten und mit sehr wenig Aufmerksamkeit, dafür mit umso größerer Gründlichkeit und viel mehr Aufmerksamkeit in den Bereichen von Sozialexpertinnen und Sozialexperten. Und diese Gruppe wächst und sie wächst nicht wenig, wenn man sich die Zahlen jener Personen anschaut, die aus dem Kapitel der Sozialhilfe in Wien Ausgleichsleistungen bezogen haben, das heißt, sie haben arbeitender Weise großteils so wenig verdient, dass sie sogar mit Leistungen aus der Sozialhilfe zusätzlich unterstützt werden mussten und das muss man sich wirklich auf der Zunge zergehen lassen: Ungefähr 30 800 Menschen - jetzt aufgerundet - waren es 2001 und 2003, also zwei Jahre später, waren es 42 304 Menschen! Das heißt, ich spreche hier von einer Steigerung von immerhin 37 Prozent! 37 Prozent Steigerung der Working Poor in Wien innerhalb von zwei Jahren! Das muss doch etwas bedeuten! Also wenn man da nicht die Alarmglocken schrillen hört, muss man aber wirklich auf ganz schön taube Ohren angewiesen sein! 

Und ich setze fort: Ich habe vorhin von den akut gefährdeten Personen gesprochen, also von jener Gruppe von Menschen, die in Österreich von insgesamt weniger als 655 EUR im Monat leben müssen. Diese sind innerhalb von zwei Jahren auch um 50 Prozent gestiegen. Das muss man sich auch einmal überlegen! Welche Politik ist es, die verfolgt wird, ja, und hier allem voran auf Bundesebene, die dazu geführt hat, dass die Gruppe der akut gefährdeten Personen innerhalb von lediglich zwei Jahren eine Steigerung um 50 Prozent, also um 150 000 Menschen, verzeichnet? 

Wie auch immer, Gegenstand der heutigen Auseinandersetzung ist nicht zu erörtern, welche Politik das ist, die dazu führt, denn das haben wir sowohl hier in diesem Hause als auch andernorts in den letzten Jahren getan. Vielmehr, glaube ich, lohnt es sich heute zu überlegen: Können wir etwas tun und wollen wir in Wien etwas dagegen unternehmen? Ich glaube, dass es schon an der Zeit ist, dass Wien sein Versprechen, eine Vorreiterrolle in Österreich zu haben und mit den guten Beispielen voraus zu gehen und auch zu zeigen, wie es in ganz Österreich einmal sein könnte, jetzt endlich einmal einlösen könnte und auch sollte. (Beifall bei den GRÜ-NEN.)
Und das heißt, dass die Frage, die wir uns heute stellen und auch beantworten müssen, ganz einfach diese ist: Wollen wir und können wir es uns leisten, dass es in einer der reichsten Städte der Welt - und Wien ist eine der reichsten Städte der Welt - Menschen gibt, die per Bescheid zur Armut gezwungen sind, denn wer Sozialhilfe in Wien bezieht, bezieht maximal 630 EUR. Das liegt deutlich unter der Armutsgrenze. Und als besonders zynisch empfinde ich, dass übrigens laut Definition die Sozialhilfe armutsvorbeugend sein soll. Na, wie denn, mit diesem Betrag? 

Also wollen wir und können wir es uns leisten, dass in dieser Stadt, wo wir hier sitzen, es Menschen gibt, die nicht wissen, ob sie sich einen neuen Mantel leisten können, es Menschen gibt, die nicht wissen, ob sie neue Schuhe für ihre Kinder kaufen können, es Familien gibt, die nicht wissen, ob sie morgen am Abend Fleisch zum Abendessen haben können und die nicht wissen, ob sie es sich morgen leisten können, mehr als ein Zimmer in ihrer Wohnung zu heizen. Und das sind keine Horrormärchen, die ich von hier aus erzähle, sondern das ist für immerhin mehr als 70 000 Menschen in dieser Stadt traurige Realität! Und sie wissen es und ich weiß es. 

Ich glaube, dass es an der Zeit ist, Mut zu beweisen und auch zu handeln, denn von schönen Worten, von Verständnis und von Wahlversprechen haben diese Menschen nichts. Sie können sich davon nichts kaufen. Und unsere Aufgabe ist es, dafür zu sorgen, dass sie sich zumindest das leisten können und dass sie sich ein Leben in Würde und ein Leben in nicht ständiger Existenzangst in dieser Stadt leisten können. Es ist immerhin, wie gesagt, eine Stadt, die jetzt nicht weiß Gott wie mit finanziellen Nöten zu kämpfen hat. 

Das heißt, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, Armut müssen wir nicht hinnehmen und Armut können wir nicht mit Sonntagsreden bekämpfen. Armut müssen wir bekämpfen, wir müssen etwas unternehmen. Wir können heute handeln und ein aller, aller erster Schritt in diese Richtung würde bedeuten, dass wir die Sozialhilfe in dieser Stadt in eine Form sozialer Grundsicherung, also in eine Form von sozialer Existenzsicherung umwandeln und somit den Sozialhilferichtsatz von derzeit knapp über 630 EUR auf 785 EUR erhöhen. Das würde heißen, dass dann in Wien so gut wie niemand mehr unter der Armutsschwelle leben muss. Es würde nicht nur jenen Familien und jenen ärmeren Wienerinnen und Wienern zugute kommen, die akut armutsgefährdet sind, sondern auch einer Vielzahl von beispielsweise MindestpensionistInnen, die - und das sei an dieser Stelle auch noch gesagt - hauptsächlich Frauen sind, ältere Frauen, die von all diesen Schwierigkeiten betroffen sind, die ich vorhin erwähnt habe und die übrigens noch dazu nach wie vor überwiegend in älteren Substandardwohnungen leben müssen. 

Also lassen Sie uns tatsächlich diesen Schritt setzen. Stimmen Sie unserem Antrag zu und lassen Sie uns zusammensetzen und überlegen, wie wir eine derartige Maßnahme finanzieren können. Sie ist finanzierbar für Wien und es würde bedeuten, dass Wien endlich, endlich, endlich jenes Versprechen einlösen kann, das bitte sehr Sie von der Sozialdemokratie 2001 abgegeben ha-ben. Wien soll Mut beweisen und soll zeigen, dass es in Österreich anders sein kann. Wien soll vorgehen. Lassen Sie uns in Wien die Grundsicherung verwirklichen! – Danke.

Im Übrigen, fast hätte ich es vergessen - und das ist der Antrag dazu und den bringe ich hiermit ein. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächste zum Wort gemeldet ist die GRin Korosec. Ich erteile es Ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wir sprechen heute über Armut und ich kann sehr, sehr vieles, was hier gesagt wurde, unterstreichen und werde auch darauf zurückkommen. Aber - und wir haben das auch heute in der Aktuellen Stunde gehört - wenn indirekt für alles die Bundesregierung verantwortlich gemacht wird, dann gestatten Sie mir doch auch dazu ein paar Bemerkungen. 

Vor 20 oder 21 Tagen war die Sondersitzung im Parlament und da hat Ihr Parteiobmann Dr Alexander Van der Bellen gesagt und ich zitiere Ihnen das: „Ich bin der Letzte, der bestreitet, dass sich in diesem Land in den letzten Jahren Gott sei Dank einiges verbessert hat.“ Ich glaube, Kommentar überflüssig. Er hat offensichtlich eine andere Sichtweise, Frau Kollegin. (Aufregung bei den GRÜNEN.)

Wenn wir ehrlich sind, können wir eine Bilanz der Bundesregierung weder mit Schwarzmalerei noch mit Schönfärberei ziehen. Die Opposition zieht natürlich mehr in die Richtung der Schwarzmalerei und jede Regierung versucht, die positiven Aspekte hervorzuheben. Ich versuche, anhand von Fakten zu argumentieren. Nur dieser Vergleich macht uns sicher.

Die Regierung Schüssel hat ein Erfolgsrezept in zweifacher Hinsicht. Die Regierung Schüssel hat den Reformrückstau - und dieser Reformrückstau war ein sehr großer - aufgehoben. Früher galt immer das Mikado... (GR Johann Driemer: Die Maßnahmen sind einseitig!) Herr Kollege, früher galt immer das Mikadoprinzip: Wer sich zuerst bewegt, hat schon verloren. Es mussten sehr mutige Schritte gesetzt werden, die eben vorher nicht da waren. Diese mutigen Schritte, leider waren sie nicht da, sei es die Pensionsreform, Steuerreform, ich will jetzt gar nicht im Detail darauf eingehen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Die Reichen werden reicher, die Armen werden ärmer!) Bitte, Herr Kollege, ich habe jetzt nicht zugehört. Sagen Sie mir das bitte noch einmal. (GR Kurt Stürzenbecher: Die Reichen werden reicher, die Armen werden ärmer! Das sind die Reformen der Regierung Schüssel!) Wenn Sie mir zuhören würden, aber das Zuhören fällt Ihnen ja allen sehr schwer - überhaupt beschäftigt die Armut offenbar die Opposition, aber nicht die Regierungspartei, weil die ist ja auch, wie immer bei solchen Sachen, sehr spärlich vertreten! (Beifall bei der ÖVP.)
Zu diesen Reformen, die notwendig waren und noch sind, gehört Mut - ich habe das schon gesagt - und diesen Mut hat die Regierung Schüssel. Ich habe vor einigen Monaten, ich glaube es war im Vorjahr, in der “Frankfurter Allgemeinen“ gelesen und das möchte ich Ihnen auch nicht vorenthalten: „Österreich, du hast es besser. Wer hätte das gedacht? Die verkrustete Republik hängt Deutschland ab!“ Kommentar überflüssig.

Schauen wir uns jetzt die Zahlen an. Ich möchte vier Bereiche herausgreifen, die auch heute Vormittag eine bisserl angedeutet wurden: Arbeitsplätze, Einkommen, soziale Sicherheit, Steuern beziehungsweise Abgabenquote.

Die Arbeitsplätze: Es ist ein Faktum, dass wir seit der Regierung Schüssel um 100 000 Arbeitsplätze mehr ha-ben. (GRin Marianne Klicka: Wir haben die größte Arbeitslosigkeit der Zweiten Republik!) Ich sage gleich dazu, dass ich nicht zufrieden bin, weil jeder Arbeitslose – denn wir haben Arbeitslosigkeit – ist ein Arbeitsloser zuviel, Frau Kollegin Klicka. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber wir sollten überlegen, warum das so ist und ich komme noch darauf. Im EU-Durchschnitt haben wir immerhin die drittniedrigste Arbeitslosenrate und in der aktiven Arbeitsmarktpolitik - wenn ich vergleiche Regierung vor Schüssel, also 1999, da haben wir 780 Millionen aktive Arbeitsmarktmittel zur Verfügung gehabt und im Jahr 2005 1,5 Milliarden! - haben wir mehr als verdoppelt.

Bei den Sozialleistungen. Da gibt es Unterlagen vom Hauptverband, von der Statistik Austria. Die Sozialleistungen im Vorjahr sind um 9 Milliarden EUR höher als vor 5 Jahren, das heißt 1 100 EUR pro Kopf mehr an Sozialleistungen! Im Sozialbericht ist das auch nachzulesen. Die Sozialausgaben waren noch nie so hoch wie jetzt.

Wenn ich immer wieder – es ist heute nicht gekommen – vom Kinderbetreuungsgeld versus Karenzurlaubs-geld höre: Wo liegt der Unterschied zwischen Kinderbetreuungsgeld und Karenzurlaubsgeld? Beim Kinderbetreuungsgeld geht es um das Wohl der Kinder. Das ist im Vordergrund und nicht die Frage, ob die Mutter Versicherungszeiten hat. Das, meine Damen und Herren, ist moderne Sozialpolitik und das ist auch moderne Familienpolitik! (Beifall bei der ÖVP. – GR Johann Driemer: Frau Kollegin, Reich und Arm ist gleich?) Ich komme schon dazu.

Bei den Steuern. Das müsste man dem Kollegen Strobl ins Stammbuch schreiben: Die Abgabenquote hat sich von 45,4 auf 41,7 gesenkt. Das heißt, wir zahlen um 10 Prozent Steuern weniger als vorher und das betrifft vor allem natürlich auch die Klein- und Mittelbetriebe. 

Es ist bewiesen, dass viel passiert ist. Aber ich weiß natürlich auch, dass in sieben Punkten neue Programme, neue Perspektiven, neue Impulse gesetzt werden müssen. Gerade das Thema Arbeitslosigkeit ist eine große Sorge und das muss uns allen eine große Sorge sein. Aber da hat nicht die österreichische Politik versagt, denn im Vergleich – so zynisch das klingt – haben wir in der EU immer noch die drittkleinste Rate. Das Problem ist, dass der europäische Motor etwas stockt. 

Die österreichische Wirtschaft ist einem sehr, sehr starken Wettbewerbsdruck ausgesetzt, gerade im Vorjahr, im Jahr 2004, wo 10 Länder dazu gekommen sind. Das sind unglaublich viele Chancen und Möglichkeiten, die man nützen kann, aber es bringt natürlich auch Konkurrenzkampf. Die Welt der Wirtschaft ist vernetzt, ist schnelllebig und in immer stärkerem Ausmaß globalisiert. Ich habe das schon einmal von dieser Stelle aus gesagt: Man kann gegen die Globalisierung sein und man kann für Globalisierung sein, aber die Globalisierung hat keine Telefonnummer, die Globalisierung hat keine Adresse und die Globalisierung hat kein Büro, wo man sich beschweren kann. Sie findet ganz einfach statt, ob man es will oder nicht. Deswegen müssen wir auch alles tun, Frau Kollegin, damit die Wirtschaft die Chancen und die Vorteile der Globalisierung nützen kann. (Beifall bei der ÖVP.)
Durch vernünftige Veränderung wird Österreich zu einem zukunftsfähigen Wohlfahrtsstaat im 21. Jahrhun-dert. Damit, Frau Kollegin, wird auch Armut bekämpft. (GRin Martina LUDWIG: Womit? Mit der Globalisierung?) Hätten Sie aufgepasst! Sie haben sich gerade darüber lustig gemacht und haben nicht aufgepasst, ja! (GRin Martina LUDWIG: Globalisierung ist Gott gegeben, haben Sie gesagt!)

Und nun zum Dringlichen Antrag der GRÜNEN. Der österreichische Armutsbericht wurde zitiert, öster-
reichweit 13,2 Prozent armutsgefährdet, in Wien sind 14,9 Prozent, man kann sagen, fast 15 Prozent, davon betroffen. 240 000 haben weniger als 785 EUR im Monat. 

Armut ist Stress. Armut macht krank. Armut macht einsam. Armut nimmt Zukunft. Das ist bekannt und daher ist es unverständlich, dass die frühere Sozialstadträtin Laska nicht bereit war – und die Frau Kollegin Jerusalem hat es erwähnt – und Sie auch nicht bereit waren zuzustimmen, dass ein Armutsbericht erstellt wird, obwohl man weiß, dass man die Grundlagen braucht, um konstruktiv kommunale Sozialpolitik betreiben zu können. Daher unterstützen wir selbstverständlich den Dringlichen Antrag der GRÜNEN.

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Alleinregierung! Sie könnten gestalten. Sie könnten soziale Wärme für Armutsgefährdete ausstrahlen. Was tun Sie? Was tun Sie? (GRin Martina LUDWIG: Österreich kann nichts tun, dass es so ist?) Wenn Sie zugehört hätten, dann, bitte, verstehe ich Ihre Frage nicht. (GRin Martina LUDWIG: Ich habe zugehört!) Wissen Sie, es gibt diesen Bericht. Vielleicht kennen Sie ihn nicht, vielleicht reden Sie nicht, weil es Sie nicht interessiert. Mag sein, aber es gibt ihn. Es gibt ihn alle zwei Jahre und in Wien, bitte, gibt es einen Armutsbericht nicht! Oder können Sie mir bitte einen Armutsbericht zeigen, den Wien gemacht hat? (GR Heinz-Christian Strache: Es gibt ja einen Bundesbericht! – Beifall bei der ÖVP.) Ich komme dann darauf zurück. 

Schauen Sie, die Wiener Arbeiterkammer ist Ihnen ja sicher nicht unbekannt und steht Ihnen sicher auch nahe und da gibt es eine sehr, sehr gute Studie: „Städtestrategien gegen Armut und soziale Ausgrenzung“. Ich werde Ihnen dann daraus einiges zitieren, wo Sie vielleicht darüber nachdenken, wenn Sie schon nicht nachdenken wollen, wenn die Opposition Vorschläge macht. Das ist ja so üblich bei Ihnen, wenn die Opposition einen Vorschlag macht, dass Sie auf jeden Fall prinzipiell dagegen sind. (GR Heinz Vettermann: Nein!) Vielleicht denken Sie darüber nach... (GRin Martina LUDWIG: Die Frage war, ob Sie glauben, dass Wien etwas tun soll und der Bund nicht!) Vielleicht denken Sie darüber nach, wenn Sie diesen Bericht lesen. (GRin Martina LUDWIG: Und was tut der Bund? – Aufregung bei der SPÖ.) Ich habe Ihnen gerade die ganzen Maßnahmen aufgezählt, was der Bund tut. (GRin Martina LUDWIG: Kindergeld haben Sie gesagt!) Ja, Sie hören nur... Das ist etwas, worauf Sie auch so reflexartig reagieren: Kindergeld, da werden Sie sofort hellhörig! 

Also was tun Sie? Sie erhöhen den Sozialhilferichtsatz um 0,8 Prozent. Um 0,8 Prozent! (Aufregung bei GRin Martina LUDWIG.) Noch dazu, wo in Wien - und das ist vorhin auch schon gesagt worden - der Sozialhilferichtsatz am unteren Ende der Bundesländer ist. (GRin Martina LUDWIG: Was hat eigentlich der Bund gemacht?) Was der Bund gemacht hat, kann ich Ihnen gleich sagen. Da fordern Sie mich jetzt heraus. Der Ausgleichszulagenrichtsatz für Verheiratete ist in den letzten 5 Jahren um 22 Prozent erhöht worden und zwar von 841 EUR auf 1 030 EUR. Bitte schauen Sie nach. Eigentlich sollten Sie es wissen, aber wenn Sie es nicht wissen, dann schauen Sie nach. Das sind 22 Prozent! Und Sie erhöhen die Sozialhilfe, die in Wien sowieso so niedrig ist, um 0,8 Prozent! (GRin Martina LUDWIG: Was hat der Bund beim Heizkostenzuschuss gemacht?)
Aus diesem Grund bringen wir zur Existenz sichernden Sozialhilfe in Wien einen Antrag ein, der sich im Großen und Ganzen auch mit dem Antrag der Grünen Fraktion deckt. Ich glaube, deshalb brauche ich ihn auch nicht zu verlesen. 

Jetzt komme ich zum Heizkostenzuschuss. Wir haben heuer einen besonders kalten und so wie es ausschaut auch langen Winter. Das stellt für die armutsgefährdeten Menschen natürlich ein Problem dar, weil man immerhin zumindest eine warme Stube haben sollte. Ich erinnere an die unwürdige Debatte, die wir hier in diesem Raum geführt haben - es ist noch gar nicht lange her, es war im Oktober -, wo Sie sich erst nach langem Zögern endlich bereit erklärt haben, 50 EUR monatlich Heizkostenzuschuss zu zahlen. (GRin Martina LUDWIG: Was hat der Bund eigentlich gemacht?) Bitte? (GRin Martina LUDWIG: Was hat der Bund beim Heizkostenzuschuss gemacht?) Bitte, fangen wir nicht wieder diese Debatte an, Sie sollten endlich einmal wissen, wofür der Bund und wofür die Länder zuständig sind! Das sollten Sie sich endlich einmal merken! (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch da war es sehr eigenartig, dass die Frau StRin Laska bei einem Managementfehler eines Fußballvereins sofort Rasenheizung zugesagt hat und zwar 300 000 EUR. Lassen Sie mich einmal klarstellen: Ich habe nichts gegen eine Rasenheizung. (GR Johann Driemer: Sie reden nur darüber!) Das ist durchaus im internationalen Niveau, ja. Ich habe auch nichts, Herr Kollege Driemer, gegen Fußball. Ich kenne mich sogar aus. Ich bin seit Jahrzehnten Austrianerin. Ich habe da sogar etwas mit dem Herrn Bürgermeister gemeinsam, ja. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Ich bin da wirklich ausgeschildert, aber eines muss uns doch auch klar sein: Vor der Rasenheizung, bevor der Rasen warm wird, soll es doch unser großes Anliegen sein, dass den Wienerinnen und Wienern, wenn sie zu Hause sind, warm ist! Aus diesem Grund bringen wir auch einen Antrag ein, dass der Heizkostenzuschuss signifikant erhöht wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Schauen Sie... (GRin Martina LUDWIG: Sie haben ja den Antrag im Parlament abgelehnt!) Frau Kollegin, Sie sind offenbar nicht lernfähig. Ich habe Ihnen gerade erklärt, wer zuständig ist (GRin Martina LUDWIG: Wieso haben Sie den Antrag im Parlament abgelehnt?) und Sie kommen wieder mit dem Gleichen. Also da ist offensichtlich Hopfen und Malz verloren! (GR Heinz-Christian Strache: Gemeindesache! Landessache!) 

Aber gehen wir jetzt... (GR Heinz-Christian Strache: In Vorarlberg zahlen sie 150 EUR! Die machen es besser!) Gehen wir jetzt weg vom Finanziellen. Ich komme auch noch zur Schuldnerberatung. Da geht es nicht um Geld, sondern da geht es darum, wie man mit Menschen umgeht. Sie wissen, wir haben monatelange Wartezeiten und hier sind Sie säumig. Das ist nur eine Organisationsfrage, die im Interesse der Ärmsten der Armen endlich geklärt gehört! Und auf Ihre Gebührenlawine möchte ich jetzt nicht eingehen, weil ich da jetzt noch Gott weiß wie lange reden müsste. Faktum ist allerdings, dass Sie kräftig dazu beitragen, dass die Armutsgefährdung in Wien besonders hoch ist! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn man sich den Bericht der sozialen Lage genau durchliest, stellt man auch fest, dass besonders bei andauernden Einkommenseinbußen die Ausgaben für Bildung und Kultur sehr stark zurückgehen, weil natürlich die Ernährung und die Wohnung und eventuell der Mantel, den man unbedingt braucht, Vorrang haben. Daher: Armut nimmt Zukunft. Bei Dauerarmut werden die Zukunftschancen Jugendlicher stark beeinträchtigt und besonders gefährdet sind Alleinerzieher, Alleinerzieherinnen, Pensionisten, kinderreiche Familien, Immigranten, Langzeitarbeitslose und Working Poor, so wie es auch die Frau Kollegin Vassilakou schon gesagt hat. 

Ich bringe daher noch einen Beschlussantrag ein. Wo habe ich ihn nur? Wir fordern, dass Zielsetzungen veranlasst werden, ein Maßnahmenplan für sozialpolitisch relevante Bereiche wie die Höhe der Sozialhilfe, Förderung von einkommensschwachen Familien, Verbesserung der Situation am Wiener Arbeitsmarkt, Verbesserung der Einkommenssituation von Frauen, Integration von MigrantInnen und AsylwerberInnen, Betreuung und Reintegration von Obdachlosen. In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung.

Nun komme ich noch zu der interessanten Studie der Wiener Arbeiterkammer “Stadtstrategien gegen Armut“. Ich zitiere hier wörtlich: „Solange man in der Verwaltung der Stadt Wien nicht weiß, wie viele arme Menschen es in der Stadt gibt, wer sie sind und wo sie leben und in welcher Hinsicht dieses mit sozialer Ausgrenzung verbunden ist, kann keine effiziente Politik gemacht werden, mit der aktiv die Armut und soziale Ausgrenzung verhindert wird. Voraussetzung einer Kombination angemessener Strategien zur Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung ist eine differenzierte Sozialberichterstattung.“

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Frau Kollegin Korosec, die Zeit ist abgelaufen!

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Ja, ich komme zum Schlusssatz. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie verwalten die Armut. Wir wollen, dass Armut aktiv abgebaut wird. Und daher sind Sie am Zug und handeln Sie endlich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die Anträge hätte ich gerne, bitte. 

Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Strache. Ich erteile es ihm.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie haben heute schon gehört, dass die Lage in Wien eine besonders schlimme ist, was den Bereich Armut betrifft und... (GRin Marianne Klicka: Ich habe darüber keinen Bericht gelesen!) Das bestätigen Sie nicht? Da haben Sie eine andere Meinung? Ich weiß eh schon, was da kommen wird. Es wird wieder kommen, das ist natürlich alles nicht wahr und das stimmt alles nicht. Aber das sind halt die Zahlen, die das auch belegen, dass in Wien eine besonders schlimme Lage vorhanden ist, die auch immer mehr arme Menschen betrifft, die eben in dieser Stadt leben. Wir sind Schlusslicht in den diversen Statistiken, was Arme betrifft, was Arbeitslosigkeit betrifft, was Rekordinsolvenzen betrifft und da könnten wir jetzt viele, viele Punkte fortsetzen. (GRin Marianne Klicka: Was die Arbeitslosigkeit betrifft?) Ich will mir das aber auch ersparen. Wir werden das immer wieder auch wiederholen müssen. 

Natürlich ist es so, dass man einmal festmachen muss, dass das in erster Linie natürlich schon auch hausgemachte Probleme sind, die dazu führen, dass wir im Bundesländervergleich gerade in Wien überall immer Letzter sind. Man fragt sich ja wirklich, warum die Genossen im Burgenland und in Salzburg trotz dieser Bundesregierung einfach immer bessere Zahlenwerke haben als die Wiener Genossen! Das ist alles wunderlich. Da muss man ja wirklich einmal hinterfragen, woran das liegt. Sind die Genossen im Burgenland und in Salzburg wirklich besser als die Wiener Genossen, weil sie eben nicht Letzter bei den Zahlen in der Arbeitslosenstatistik, bei den Rekordinsolvenzen oder beim Armutsbericht sind? Da sollte man doch einmal nachfragen und nicht immer, so wie Sie das tun, Ihre eigene Verantwortung immer irgendwo anders hinschieben! Sie haben die absolute Mehrheit in dieser Stadt und wer, wenn nicht er, nämlich Bgm Häupl, hätte die Möglichkeit, in diesen Bereichen dafür Sorge zu tragen, dass es in der Stadt besser wird, nämlich auch besser als in den sozialistisch regierten anderen Bundesländern in Österreich, die in den Vergleichswerten da auch besser abschneiden.

Es ist leider so, dass in dieser Stadt eine sozialpolitische Kälte sichtbar geworden ist und es gibt leider immer mehr Menschen in dieser Stadt, die am Existenzminimum leben. Das sind nicht nur unausgebildete Hilfsarbeiter, nicht nur alleinerziehende Mütter, die Probleme haben, sondern das sind viele, viele Bevölkerungsschichten und das trifft alle Generationen. Quer durch alle Alters- und Einkommensschichten geht das heute teilweise und wer letztlich nicht von Beginn an - um einen Begriff zu verwenden - genug tüchtig war, nicht genug angepasst war, nicht so dynamisch war wie es heute von der Gesellschaft gefordert wird, also wer nicht jung und stark und dynamisch genug ist, sich in dieser Gesellschaft durchzusetzen, der bleibt in diesem Konkurrenzkampf eben auf der Strecke. Wir als Politiker und politische Mandatare sind ja aufgefordert, hier auch ein Regulativ und ein Korrektiv zu schaffen, wenn es zu solchen Entwicklungen kommt und den Zurückgedrängten, den Alleingelassenen und den Verdrängten letztlich auch zu helfen, Ihnen eine Entlastung und auch Wärme im sprichwörtlichen Sinn zukommen zu lassen, nämlich auch Wärme in der Wohnung, im Umfeld, in ihrem eigenen Wohnbereich möglich zu machen und sicherzustellen, wenn sie es sich nicht leisten können, damit sie nicht frieren müssen. 

Das Thema ist ja heute angesprochen worden. Der Heizkostenzuschuss, der ein leidiges Thema ist und immer wieder auch Behandlung findet und sich in der Landeskompetenz von Wien befindet. Das ist Ihre Kompetenz. Da könnten Sie, wie in vielen, vielen anderen Punkten, soziale Kompetenz beweisen. Sie beweisen aber das Gegenteil. Wenn wir uns heute die Vergleichszahlungen bei den Heizkostenzuschüssen ansehen, zum Beispiel in Vorarlberg 150 EUR pro Person und Mo-
nat oder in Oberösterreich 110 EUR pro Person und Mo-nat, so sind wir in Wien wieder einmal Schlusslicht, 
ganz hinten bei 67 EUR. Gnädigerweise haben Sie jetzt 50 EUR Einmalbetrag für die 6 Monate zugeschossen, sodass die WienerInnen, die Ärmsten der Armen nämlich, 75 EUR Heizkostenzuschuss bekommen. Aber noch immer sind wir Schlusslicht beim Heizkostenzuschuss, weit abgeschlagen hinter allen anderen sozialpolitischen Leistungen in den anderen Bundesländern. Das sollte Ihnen doch zu denken geben. Und da sollten Sie doch einmal darüber nachdenken, warum Sie da nicht bereit sind, diesen Menschen mehr zu bezahlen und warum dann so salopp einfach in den Raum gestellt wird, dass man der Rasenheizung im Happel-Stadion sozusagen die oberste Priorität schenkt, damit es der Rasen schön warm hat, während die Menschen in der Stadt frieren müssen. 

Wenn ich mir das anschaue, dann ist das für mich persönlich sozusagen bei diesem Fallbeispiel schon einmal eine falsche Prioritätensetzung: 300 000 EUR würde dieser Rasen kosten. Und wenn ich 300 000 EUR gegenüberstelle als Kostenpunkt für diesen Rasen, dann kann man ja interessante Berechnungsmodelle anstellen, nämlich dass man damit 8 823 Menschen in dieser Stadt 110 EUR im Monat Heizkostenzuschuss zahlen könnte und die müssten nicht frieren, wie sie das oft-
mals aufgrund des langen Winters heute tun müssen. Insgesamt wären 1,2 Millionen EUR notwendig, um die 30 000 Menschen, die bis jetzt in der Stadt Heizkostenzuschuss beantragt haben - und mehr sind es ja nicht und das sollten wir auch einmal hinterfragen, warum das so ist: Weil Sie offensichtlich keine Information an die wirklich Betroffenen, die es in der Stadt brauchen, weitergeben. Deshalb haben sich bis dato nur 30 000 gemeldet. Dann sollten Sie wenigstens für die 30 000 Men-schen, die sich bis dato gemeldet haben, bereit sein, die 110 EUR pro Monat möglich zu machen. Das erinnert mich alles so ein bissel an eine gewisse Marie Antoinette, die einmal gesagt hat, die Untertanen sollen doch Kuchen essen, wenn sie kein Brot haben. 

Ich sage jetzt einmal, das war damals Zynismus und es ist heute Zynismus, wenn man Prioritäten falsch setzt so wie das eben am Fallbeispiel der Rasenheizung der Fall ist. Und jene 40 oder 50 Belastungspunkte, die Sie in Wien verschuldet haben - und niemand anderer als die absolut regierende Partei in dieser Stadt hat die 50 Be-lastungspunkte in dieser Stadt beschlossen, die man immer wieder auch wiederholen muss, weil Sie selbst offenbar nicht mitbekommen haben, dass Leute in dieser Stadt massiv belastet werden. Aber ich werde es Ihnen dann noch ein bisschen vorrechnen. (GR Heinz Hufnagl: Die letzten 50 Jahre vielleicht!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor allem die Abgeordneten von der SPÖ in diesem Haus, die hier mit absoluter Macht regieren und auch alles besser machen könnten. Ich zitiere aus “Ein Tag im Leben des Iwan Denissowitsch“. Das ist Ihnen sicher ein Begriff. Dieser Weltklasseroman von Alexandr Solschenizyn be-schreibt darin nur einen einzigen Tag eines Häftlings im Archipel Gulag des damals real existierenden Sozialismus. Und die Ausführung eines von diesen Sozialisten Internierten ist ein Satz, der mir persönlich damals, als ich das Buch gelesen habe, deutlich in Erinnerung geblieben ist und den man auch in sein Stammbuch aufnehmen sollte. Ich zitiere: „Der, der selbst im Warmen sitzt, kann nicht einmal ansatzweise nachvollziehen wie es für den ist, der in der Kälte friert.“ Ich glaube, da sollten Sie sich auch einmal an der Nase nehmen, wo Sie doch selbst immer sagen, dass Sie so gerne auch wirklich aufrechte Sozialpolitiker wären. Sie sollten sich bei der Nase nehmen. Sie hätten diese Möglichkeit und Sie haben die Möglichkeit auch heute. 

Wir Politiker verdienen alle sehr, sehr gut und recht gut und besonders natürlich auch die Regierungsmitglieder in der Stadt, die natürlich besondere Gagen und Spesentöpfe genießen. Da kann man sich halt schwer vorstellen, wie es für eine alleinerziehende Mutter ist, die in dieser Stadt mit 800 EUR das Auslangen finden muss, während man sich hier natürlich in ganz anderen Sphären bewegt und teilweise auch die kommunale Inflationsrate natürlich rasant nach oben geschnellt ist. Ich weiß schon, dass das schwer nachvollziehbar ist, wenn man das am eigenen Leib selbst nicht spürt und nicht kennt. Da sollten Sie sich auch ein bisschen mehr in die Lage dieser Menschen versetzen. Gerade sozial Schwache, die sich eben nicht jeden Tag ein Schnitzerl oder ein Gulasch so wie da in der Rathauskantine leisten können, sondern mit Linsen oder mit einem Eintopf oder mit einem Grenadiermarsch auskommen müssen, haben eben wirklich massive Probleme. Da sollten wir darüber nachdenken.

Ich werfe Ihnen vor, dass Sie nicht einmal ansatzweise nachvollziehen können, wie es den -zigtausend Menschen in der Stadt wirklich geht, wenn Sie wieder einmal an der Teuerungsschraube in dieser Stadt drehen. Und an der Teuerungsschraube in dieser Stadt dreht nicht die Bundesregierung, sondern das sind Sie, die an der Teuerungsschraube gedreht haben. Ich wiederhole es noch einmal und es ist ja wichtig, es immer zu wiederholen: Beim Gaspreis, beim Strompreis, bei den öffentlichen Kindergärten bis 250 EUR (GR Heinz Hufnagl: Wer hat denn die Energie auf Bundesebene erhöht?), bei den Spitalskostenbeiträgen, wo Sie diejenigen sind, die die Beiträge reguliert haben, bei den öffentlichen Verkehrsmitteln in dieser Stadt, bei den Gemeindewohnungsmieten – da ist ja nicht die Bundesregierung dafür verantwortlich, dass heute die Monatsmiete in einem angeblich sozialen Wohnbau bis 600 EUR ausmacht -, bei den Pflegepersonaleinsparungen, beim Heizkostenzuschuss, den wir heute schon behandelt haben, bei “Essen auf Rädern“, bei den Freizeitfahrtendiensten, wo Hunderte, ja über Tausend abgelehnt worden sind, die einen Antrag gestellt haben und bei einer Situation, wo es heute in dieser Stadt 7 000 Obdachlose gibt und Sie überhaupt nicht bereit sind, irgendwelche Wiedereinstiegsprogram-me für diese 7 000 Obdachlosen zu finden und ihnen möglich zu machen. Für Menschen, die aus allen sozialen Schichten kommen und die oftmals durch Lebensumfelder in diese Lage abgerutscht sind, würde es sich lohnen, in Wiedereinstiegsprogramme zu investieren, um ihnen dabei zu helfen, ins Leben zurückfinden und um ihnen raus aus der Obdachlosigkeit zu helfen.

Aber da denken Sie sich offensichtlich, das ist ohnedies unbedeutend, wahltechnisch für Sie nicht relevant, da vergessen Sie die Menschen einfach, die in der Stadt wirklich Hilfe nötig hätten. (GR Kurt Wagner: Sagen Sie das dem Herrn Gudenus!) Ich sage, da ist es halt so wie bei dem Häftling Iwan Denissowitsch in der Kälte, die er im Archipel Gulag beschreibt. Da ist halt leider Gottes dieses Empfinden auch in der Stadt da. 

Armut ist genauso ein Phänomen wie Kälte und da sollte man doch gegenüberstellen, dass es Prioritäten in dieser Stadt geben sollte. Ich kann es nur noch einmal ausrechnen: 30 000 Menschen haben bis dato in dieser Stadt den Heizkostenzuschuss beantragt, obwohl Sie selbst von Berechnungen von 110 000 Menschen, die diesen Heizkostenzuschuss benötigen würden, ausgegangen sind. Da stellt man sich die berechtigte Frage, warum das so ist. Sind diese Menschen, die es bräuchten und den Antrag nicht gestellt haben, nicht ausreichend informiert, wohin sie sich wenden müssen? Ich denke, daran liegt es. Sie sind auch gar nicht willens, diese Informationspolitik den Menschen zu geben, ihnen zu sagen, wohin sie sich wenden können, wenn sie einen Heizkostenzuschuss brauchen. Aber das wäre notwendig.

Ich kann es nur noch einmal aufrechnen: Bei den 402 EUR, die man im Winter ursprünglich an Heizkostenzuschuss bekommt, nämlich auf 6 Monate aufgerechnet, wo Sie die Einmalgebühr von 50 EUR sozusagen jetzt generös für sechs Monate draufgelegt haben, sind wir bei 452 EUR für die 6 Monate Heizkostenzuschuss. Das ist zu wenig. 1,02 Millionen EUR würden reichen, um die 30 000, die bis jetzt beantragt haben, wirklich nicht frieren lassen zu müssen. Das ist, glaube ich, nicht zuviel verlangt.

1,02 Millionen EUR ist ein Betrag, der heute sehr generös auch von Ihrer Stadtregierung für diverse Skandalprojekte wie in der Kunsthalle gerne ausgegeben wird, wo man mit den Millionen um sich schmeißt, um zu belegen, dass man selbst gar nicht bereit ist, Integrationspolitik zu leben, obwohl man immer davon spricht, wo man jemanden, einen so genannten selbsternannten Künstler unterstützt, der selbst in der Beschreibung dieses so genannten Kunstobjekts zugibt, dass er Integration aus tiefstem Herzen heraus ablehnt, sondern sehr wohl die Festsetzung seiner Kultur in dieser Gesellschaft als Selbstverständlichkeit erachtet, verlangt und von Integration nichts hält. Das ist ein interessanter Ansatz, aber das zeigt auch Ihre Prioritätenlage, die Sie setzen.

Letztes Jahr hat Bgm Häupl sein zehnjähriges Amtsjubiläum gefeiert. Jetzt kann man natürlich polemisch sein und ich bin ja bekannt, dass ich mich bemühe, oftmals nicht polemisch zu sein, aber manchmal geht es halt dann doch mit mir durch (GR Heinz Hufnagl: Darin sind Sie Weltmeister!), aber ich kann Ihnen schon eines sagen, seitdem der Herr Bgm Häupl hier in Wien im Amt ist, in den 10 Jahren seines Amtsjubiläums, kann man zumindest eines festmachen, in den 10 Jahren ist sozialpolitisch in dieser Stadt alles schlechter, aber nichts bes-ser geworden. Das sind leider Gottes Tatsachen, die Sie nicht wegreden können.

Ich weiß schon, dass Sie sich natürlich schwer damit tun, wenn man festmacht, dass die Geldeintreiber, die die Menschen wirklich belasten, der Herr Bürgermeister und Ihre Stadtregierung sind und da oftmals dem Finanzminister in vielen Bereichen um nichts nachstehen, ganz im Gegenteil. Es war der Wiener Bürgermeister, der schon als Umweltstadtrat die Wiener Wassersteuer eingeführt hat, der die flächendeckenden Kurzparkzonen eingeführt hat, der die Kanalsteuer um 38 Prozent erhöht hat, die Wiener Stromsteuer, die Tarife bei den WIENER LINIEN, Gas- und Strompreise. Natürlich, wenn man das alles zusammenrechnet, ist das ja nur ein kleiner Brocken. 

Ich nehme jetzt nur Wassersteuer, Kanalsteuer, Müll-steuer her. 120 Millionen EUR, nur diese drei Punkte. 120 Millionen EUR Belastung. Nur diese drei Punkte, nicht 50 Punkte, die Sie beschlossen haben. Ich erwähne jetzt nur drei. Diese drei Belastungspunkte, die Sie beschlossen haben, haben 120 Millionen EUR Belastung für die Menschen in dieser Stadt gebracht.

Alleinerzieherinnen sind letztlich auch am 1. Septem-ber 2002 durch die Erhöhung der Kindergartengebühren in der Stadt massiv belastet worden und es gibt 60 000 Alleinerzieherinnen. Die lassen Sie links liegen, die kennen Sie nicht, von denen wollen Sie nichts 
wissen. Das sind oftmals Frauen, die letztlich heute vor die Probe gestellt werden, die Handelsangestellte sind. 80 Prozent aller Handelsangestellten in dieser Stadt sind Frauen. Also 60 000 Alleinerzieherinnen haben wir, viele davon sind Handelsangestellte. Nach 18 Uhr wissen diese Frauen nicht mehr, wohin mit ihren Kindern. Sie stellen sie auf die Probe, Entscheidung für den Beruf oder für das Kind, weil Sie bis heute nicht im Stande waren, diesen Alleinerzieherinnen damit zu helfen, dass Sie auch Kinderbetreuung ab 18 Uhr in der Stadt möglich machen. Bis heute haben Sie es nicht zu Stande gebracht. Aber Sie haben es zu Stande gebracht, Alleinerzieherinnen zu belasten, nämlich mit 15 EUR pro Monat zusätzlich, die sie für den öffentlichen Kindergarten zahlen müssen. Das haben Sie zu Stande gebracht. Das ist eine tolle Leistung, ist wirklich eine tolle Entlastung für diese Alleinerzieherinnen! Ganz im Gegenteil, das ist bitter für eine Frau, die ein Kind oder zwei Kinder zu erziehen hat, mit 800 EUR auskommen muss und dann monatlich mit 15 EUR, nur im Kindergartenbereich, zusätzlich belastet wird!

So geht es halt leider Gottes in vielen Bereichen in dieser Stadt dahin. Das ist eine kontinuierliche Linie. Ich brauche kein großer Wahrsager sein, um schon wieder zu wissen, wie die Reaktionen meiner Nachredner ausfallen werden. Da wird dann da-capo-artig gesagt, die Bundesregierung, die Bundesregierung, die Bundesregierung. Aber Sie regieren in der Stadt! 
Diese Punkte, die ich heute angeführt habe, können wir noch ausdehnen. Da ist nicht die Bundesregierung jene, die das beschließt, sondern das sind Sie. Wer, wenn nicht er, nämlich Bgm Häupl, könnte das alles an-ders machen und müsste nicht die Steuern erhöhen und nicht die Belastungsschraube in dieser Stadt drehen, sondern den gegenteiligen Weg einschlagen und die Menschen entlasten. Nein, er belastet sie. Ich weiß schon, dass Sie in diesen Fragen immer irgendwo im virtuellen Raum schweben, weil Sie einfach Ihre eigene Verantwortung nicht kennen wollen. Man fragt sich fast schon, für was Sie die absolute Mehrheit in der Stadt haben, wenn Sie so tun, als könnten Sie nichts machen, könnten Sie nichts besser machen und könnten Sie für nichts etwas dafür. Das ist genau das Spiel, das Sie spielen, nach dem Prinzip, in Wien ist alles leiwand. Aber was nicht leiwand ist, dafür können wir nichts. Sie sind diejenigen, die letztlich in den letzten 10 Jahren in dieser Stadt alles schlechter gemacht haben und einen Negativtrend herbeigeführt haben, der in anderen Bundesländern, die sozialistisch regiert sind, nicht so negativ ausgefallen ist wie in dieser Stadt. Burgenland und Salzburg sollten Sie sich selbst immer wieder in Erinnerung rufen.

Ich denke, Sie sind heute sehr zuversichtlich. Sie reden von Umfragen zwischen 54 und 56 Prozent, die Sie in dieser Stadt haben. Das ist ein unglaublicher Polster an Sicherheit, den Sie verspielen, aber ich denke, abgerechnet wird am Ende. Ich glaube, dass es notwendig ist, die Menschen darüber aufzuklären, wer die wirkliche Verantwortung für Belastungen hat und für welche Belastungen wer die Verantwortungen hat. (GR Heinz Vettermann: Das wissen sie schon!) Das tut Not in dieser Stadt. Diese Aufklärung von sozialpolitischen Missständen werden wir mit Sicherheit fortsetzen. Da sehen wir uns auch als Verantwortliche dafür, das fortzusetzen.

Wir werden den Antrag für einen Armutsbericht in Wien unterstützen, weil wir der Meinung sind, das ist notwendig und wichtig. Ich kann mich nur wundern, warum Sie das immer ablehnen. Haben Sie etwas zu verstecken? Haben Sie etwas zu verbergen, dass Sie das nicht wollen? (GR Heinz Vettermann: Blödsinn!) Befürchten Sie so schlimme Zahlen, Ursachen und Gründe, die auf Sie zurückfallen könnten, dass Sie das bis heute verhindern? Das ist für mich die einzige Erklärung, die ich finde, dass Sie das bis heute abgelehnt haben. Eine andere Erklärung finde ich nicht.

Ich möchte vielleicht noch eines festmachen: Das ist Ihre Verantwortung! Ein durchschnittlicher Wiener Haushalt wird durch die Verteuerungsmaßnahmen, die Sie, nicht die Bundesregierung, in Wien gesetzt haben, mit 650 EUR pro Jahr belastet. Eine wohnungssuchende Jungfamilie muss zusätzlich 480 EUR an Wohnungs-
kosten verkraften. Sie wird in Zukunft Mehrkosten von 1 100 EUR pro Jahr haben. Das sind alles Verantwortungen, die bei Ihnen festzumachen sind. Das ist das Belastungspaket, das Bgm Häupl letztlich gemacht hat, ohne soziale Staffelung in dieser Stadt. Es ist natürlich der Hintergrund der Armut, die vorangeschritten ist, auch jener, dass die Wirtschaft in dieser Stadt kaputt gespart wird, dass die Kürzung bei den öffentlichen Investitionen auch in diesem Bereich zu Problemen führt und natürlich dieses 40-Punkte-Belastungspaket.

Wir, die GRe Heinz-Christian Strache, Mag Heidrun Schmalenberg, Heike Trammer, bringen daher heute den Beschlussantrag betreffend die Erhöhung des Heizkostenzuschusses ein:

„Der Gemeinderat fordert die zuständige Stadträtin auf:

1. allen in Wien gemeldeten Arbeitslosengeld-, Notstandshilfe-, Pensions-, Sozialhilfe- und KinderbetreuungsgeldbezieherInnen, deren Einkommen den jeweiligen Ausgleichszulagenrichtsatz nicht übersteigt, eine Erhöhung des Heizkostenzuschusses auf 110 EUR für diesen Winter zu gewähren und 

2. die Errichtung einer Rasenheizung für das 
Ernst-Happel-Stadion mit Kosten in der Höhe von ca 300 000 EUR erst nach Erhöhung des Heizkostenzuschusses auf die 110 EUR für den unter Punkt 1 angeführten Personenkreis vorzunehmen."

Diesen Beschlussantrag bringen wir ein und wir werden heute gemeinsam die Gelegenheit haben, diesen Menschen zu helfen. Ich bin schon sehr gespannt darauf, ob es Ihnen auch wirklich wichtig ist, diesen Menschen zu helfen oder ob Sie weiterhin falsche Prioritäten in dieser Stadt setzen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Diskussion um den Heizkostenzuschuss ist bezeichnend für die ÖVP und FPÖ. (GR Dr Herbert Madejski: Eingebracht von den GRÜNEN!) Der Herr Strache hat soeben auch vom Heizkostenzuschuss gesprochen. (GR Dr Herbert Madejski: Das gehört ja alles zusammen! Ein Paket!)
Es tut mir Leid, dass von der ÖVP nur so wenig Abgeordnete im Saal sind, aber es ist typisch dafür, zuerst anklagen und nicht selbst vor der eigenen Tür kehren, denn gerade als Regierungsparteien sind Sie jene Parteien, die der Beseitigung aller sozialen Errungenschaften in den letzten fünf Jahren und den unzähligen Belastungen, auch auf dem Energiesektor, zugestimmt haben. (GR Walter Strobl: Sie haben hier die Mehrheit! Nicht wir!) 
Wer hat die Mineralölsteuer erhöht? - Die Bundesregierung, die beiden Parteien in der Bundesregierung. (GR Walter Strobl: Das haben wir schon die letzten 20 Jahre!)

Wer hat die Energieabgabe erhöht? (GR Walter Strobl: Die SPÖ!) - Die beiden Parteien in der Bundesregierung. 

Der Herr Finanzminister Grasser hat sogar noch, um ja viel Geld einzutreiben, eine Abgabe auf Kohle im letzten Jahr erfunden und so die Menschen belastet. (GRin Ingrid Korosec: Und wer hat die Müllgebühr erhöht, Frau Kollegin?)
Sie wissen selber ganz genau, Sie hätten auch als Bundesregierung jene Beiträge, die die Länder, nämlich diese 50 EUR, die Wien eingebracht hat, genauso hoch übrigens wie das Land Niederösterreich, das einen ÖVP-Landeshauptmann hat, diese Beträge verdoppeln und so den Menschen helfen können. Nein, sie tun es nicht! (GR Christian Oxonitsch: Die haben ja nie etwas gemacht!)
Sie machen die Belastungsmaßnahmen, die den Menschen das Geld aus den Geldbörsen nimmt. Der Bericht, der vorliegt, und zu dem wir auch heute diskutieren, wo wir also die Armutsstatistik vorgelegt bekommen haben, der Bericht über die soziale Lage in Österreich, ist ein Armutszeugnis für die schwarz-blaue Regierung.

Es ist ein Bericht über das gesamte Österreich. Wir wissen ganz genau und das steht auch in dem Bericht wortwörtlich drinnen, dass es natürlich gerade in den Ballungszentren Gründe gibt, warum die Armut dort deutlich sichtbar und höher als im Durchschnitt über ganz Österreich ist. 

In Wien hat es in den vergangenen Jahren immer wieder Untersuchungen über die soziale Treffsicherheit von kommunalen Transferleistungen gegeben. Auf Grund dieser Ergebnisse wurden in Wien immer rasch die geeigneten Gegenstrategien entwickelt, während die Bundesregierung mit ihrer verfehlten Wirtschaftspolitik, den hohen Selbstbehalten und Abgabenerhöhungen, die sie eingeführt hat, die Menschen in die Armut gedrängt und kalt abblitzen hat lassen. Sie alle kennen die 58 Belastungsmaßnahmen der Regierung Schüssel - ich will Sie Ihnen gar nicht aufzählen, denn sonst müsste ich hier eine Redeübung halten -, die die Menschen hart getroffen und viele in die Armut getrieben haben.

Aus dem Bericht, wie wir heute wissen, geht auch eindeutig hervor, dass der Verlust der bezahlten Erwerbsarbeit einer der wichtigsten Faktoren für die Armutsgefährdung ist. Ein Bericht des Landes Wien würde nichts an den Versäumnissen der Beschäftigungs-, Sozial-, Bildungs- und Familienpolitik des Bundes ändern können. In den fünf Jahren seit Antritt der Regierung Schüssel ist die Zahl der vorgemerkten Arbeitslosen um 25,5 Prozent oder um 49 567 Personen gestiegen. Katastrophal ist auch die Lage für die Lehrlinge. 

Aber auch die Armut, so wie im Bericht beschrieben, ist wesentlich gestiegen. Außerdem hat es natürlich auch die Pensionisten und Pensionistinnen getroffen, denn die Pensionen wurden fünf Mal unter der Inflationsrate des Vorjahrs angepasst. Dies bedeutet, dass das Einkommen der älteren ÖsterreicherInnen Jahr für Jahr real gekürzt wird. 

Im Gegensatz zur Bundesregierung setzt die Stadt Wien ihre Wachstumsstrategien mit dem Ziel fort, eine maximale Beschäftigung mit größtmöglicher Wertschöpfung und Wirtschaftswachstum zu erreichen.

Um eine Verbesserung auf dem Wiener Arbeitsmarkt herbeizuführen, wird der Finanzrahmen für Beschäf-
tigungs- und Arbeitsausbildungsmaßnahmen im Jahr 2005 um 9,5 Millionen EUR auf insgesamt 51,5 Millio-nen EUR aufgestockt. Finanziert werden damit die unterschiedlichsten Programme für Ausbildungsplätze, für Lehrlingssuchende und Lehrstellensuchende. 

Aber auch das Projekt "Personalfinder" wird auf ganz Wien ausgeweitet, ebenso das Projekt "Jobchance", bei dem für SozialhilfeempfängerInnen neue Jobs vermittelt werden. Das ist nämlich das, was wir vorhin angesprochen haben. Was tun wir dagegen? Wir reden nicht 
nur, sondern wir handeln! Dieses Projekt wird mit 750 000 EUR im Jahr 2005 und 2006 aufgestockt, sodass ein neues Betreuerteam mit drei zusätzlichen Mitarbeitern eingesetzt werden kann und damit 600 Sozial-hilfeempfängerInnen mehr auf dem Arbeitsmarkt integriert werden können. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir handeln und helfen den Menschen, real Armut abzubauen, denn ein paar Euro dazuzugeben, sind Almosen. Damit können die Menschen in der Zukunft ihr Leben nicht mehr selbst in die Hand nehmen, selbst gestalten und wieder auf den realen, legalen Arbeitsmarkt zurückfinden. Es ist ein sehr gutes Projekt.

Wir haben auch noch ein weiteres vor, wenn wir so viel von PISA und Schule reden, nämlich das Programm "PISA Plus", mit dem Wien zukünftig als erstes Bundesland - auch da haben wir eine Vorreiterrolle -, gerade jenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern helfen wird, die bisher eine geringe Qualifikation haben, die mit diesem Projekt kostenlos einen Pflichtschulabschluss oder einen außerordentlichen Lehrabschluss nachholen können, womit wir sie wieder befähigen, in den Arbeitsmarkt einzusteigen und ihr Leben selbst zu gestalten.

Dieser Inhalt des Berichts über sie soziale Lage, der vor uns liegt, ist ein Armutsbericht, aber er ist auch ein Armutszeugnis für die schwarz-blaue Regierung. Wer erwartet hätte, dass die Regierung sofort Maßnahmen ergriffen hätte, nachdem dieser Bericht vor kurzem erschienen ist, der wurde enttäuscht. Es gibt nämlich keine Maßnahmen. Im Gegenteil, die Spaltung der Gesellschaft in Arm und Reich wird auch durch die neue Steuerreform fortgesetzt und dem Mittelstand geht es immer schlechter. Viel Geld, das sehr wohl für die Armen in Österreich eingesetzt hätte werden können, wird in Feiern gesteckt. Die Regierung feiert sich nämlich selbst und macht Österreich arm.

Wir fordern daher, dass die Regierung auf allen Ebenen auch die Menschen, die auf Solidarität angewiesen sind, fördert und ihnen Hilfe zur Selbsthilfe ermöglicht. 

Eine hohe Zahl von PensionistInnen, nämlich 230 000, sind auf eine Ausgleichszulage angewiesen. Die Pensionen sind in den letzten fünf Jahren real um 7,7 Prozent gekürzt worden. Dazu kamen noch drei Pen-sionsreformen, die jedes Mal weitere Kürzungen brachten. Über die Zahlen haben wir vorhin schon gesprochen. Ich möchte Sie jetzt nicht ständig wiederholen. 

Wir wissen ganz genau, dass generell Frauen armutsgefährdet sind, mit 14 Prozent, und davon besonders die Alleinerziehenden. Aber, Herr Kollege Strache, Sie wissen ganz genau, wenn Frauen armutsgefährdet sind, so ein geringes Einkommen haben und alleinerziehend sind, dann zahlen sie auch in Wien den Kindergartenbeitrag nicht. (GR Heinz-Christian Strache: 800 EUR! Bei einem Kind zahlen sie 800 EUR!) Sie wissen, oder ich wäre traurig, wenn Sie es nicht wissen, dass wir eine soziale Staffelung haben. Wir haben sowohl im Kindergarten als auch in den Ganztagsschulen die Nullzahler. Das heißt, jene, die es brauchen, bekommen diese Einrichtungen auch ohne Bezahlung für ihre Kinder zur Ver-
fügung gestellt. 

Ebenso ist die Zahl der NotstandshilfebezieherInnen gestiegen. Dies zeigt, dass wir in Wien bereits sehr gute Daten haben. 

Die soziale Stadt Wien hat das soziale Netz sehr dicht geknüpft. Wir helfen dort, wo Hilfe notwendig ist, sodass die Menschen wieder selbstbestimmt ihr Leben führen können. All diese Maßnahmen der Wiener Sozialpolitik stehen unter der Prämisse, frühzeitig und individuell zu helfen. Mit dem Fonds Soziales Wien und der MA 15 haben wir in Wien im letzten Jahr eine optimale Organisationsstruktur gefunden und damit wollen wir die hohen sozialen Standards in dieser Form auch in den kommenden Jahren sichern und weiterführen. 

Wir haben die Daten bereits großteils über den Fonds Soziales Wien und auch über die MA 15. Die Anzahl der Personen, die pro Monat eine Leistung der Sozialhilfe erhalten, ist in den letzten vier Jahren von 25 900 auf 48 000 pro Monat gestiegen. Diese Zahlen sind aussagekräftig. Die Steigerung ist auch bei den Haushalten ersichtlich, von 19 500 auf 31 500. 53 Pro-zent der SozialhilfebezieherInnen sind weiblich, 47 Pro-zent männlich. 60 Prozent der SozialhilfebezieherInnen sind im erwerbsfähigen Alter, 28 Prozent sind noch minderjährig und 12 Prozent haben das 60. Lebensjahr be-reits überschritten. Das heißt, wir wissen ganz genau, welche Menschen unter Armut leiden oder armutsgefährdet sind. 

Wir werden auch in Zukunft über die Sozialzentren moderne soziale Dienstleister sein. Wir werden in 10 So-zialzentren flächendeckend allen Bewohnerinnen und Bewohnern Hilfe und Unterstützung anbieten können.

Im Jahr 2004 wurde unmittelbar nach der Integration des Wiener Sozialwesens zum großen Teil in den Fonds Soziales Wien gemeinsam mit der MA 66, dem Amt für Statistik, und mit der Beteiligung der Statistik Austria damit begonnen, die Darstellung der vom FSW verantwortlichen Wiener Sozialbereiche unter Berücksichtigung aller innerhalb der EU gebräuchlichen Vorgaben auszurichten. Dabei finden vorrangig die von der EU entwickelten Sozialindikatoren Berücksichtigung. Das sind jene Indikatoren, die eben auch für diesen Armutsbericht, der jetzt vorliegt, eingesetzt wurden. Mittlerweile werden diese Indikatoren in sechs anderen EU-Ländern auch angewandt und es ist Ziel der EU, bis 2010 flächendeckend in allen EU-Ländern diese Befragung durchzuführen und damit die Bekämpfung der Armut deutlich zu steigern. 

Der vorliegende Bericht basiert auf einer Stichprobe, österreichweit von 4 623 Haushalten, davon 927 in Wien. Wenn wir, so wie im Antrag der GRÜNEN gefordert wird, einen Bericht, eine Datenerhebung nach den einzelnen Untergruppierungen durchführen sollten, so ist das, wenn man ein bisschen Statistik gelernt hat, einfach nicht möglich, weil für so eine Stichprobe eine zu geringe Fallzahl vorhanden wäre, die auch keine seriösen Aussagen zuließe. Viele Personen können auch nicht erfasst werden, weil sie entweder in Heimen wohnen, stationär behandelt sind oder einfach in einer quantitativen Erhebung nicht berücksichtigt werden können. 

Die sich derzeit in Entwicklung befindliche EDV im Bereich des Fonds Soziales Wien wird selbstverständlich mit den Kriterien dieser EU-Kilroy-Silk-Erhebungsmetho-de kompatibel sein. Durch die Umstrukturierung mehrerer Magistratsabteilungen in den FSW wird eine Gesamtdarstellung von Sozialdaten erst möglich sein. So wird zum Beispiel auch im Bereich der Behindertenarbeit ein Instrumentarium entwickelt, um rückwirkend Vergleiche und damit eine Entwicklung in diesem Bereich für die Zukunft ablesen zu können. 

Wir haben aussagekräftige Daten und eine Darstellung der Wiener Entwicklung bereits in sehr vielen Bereichen, im Bereich der Sozialhilfe, wo wir die Ausgaben, die BezieherInnen, die Einnahmen herausrechnen können, im Bereich Pflegegeld- und AusgleichszulagenbezieherInnen, im Bereich der BezieherInnen der Mietbeihilfe und die PensionsbezieherInnen sowie die Höhe der Pensionen sind uns auch bekannt. 

Wir wissen um die Zahl der Delogierungen und wir sind sehr stolz - Herr StR Faymann hat das erst vor wenigen Tagen erhoben -, dass gerade die Zahl der Delogierungen im Gegensatz zum Vorjahr um 17 Pro-zent gesenkt werden konnte. Die Stadt hat ein dichtes Netz von Wohnungsunterstützung, denn nicht nur Arbeit, sondern auch Wohnen ist eine Grundlage, die drohende Armut ausschließen kann. 

Wir haben Daten aus der Schuldnerberatung und der Behindertenpolitik. Sie finden all diese Daten bereits jetzt in den einschlägigen Jahresberichten, aber auch im jährlich erscheinenden Statistischen Jahrbuch der Stadt Wien. Ebenso die Beschreibung der Situation von Kindern und Jugendlichen und von älteren Menschen. Auch wurde bei der Erstellung der Berichte den Anforderungen von Gender Mainstreaming bereits in hohem Ausmaß Rechnung getragen. 

Weitere Daten finden wir im Mikrozensus Gesundheit Wien 1999, aber auch in der Studie Wiener Gesundheits- und Sozialservice aus dem Jahr 2001. 

Es gibt jährliche Berichte der Fachstelle für Wohnungssicherung im Auftrag der MA 15. 

Es gibt die Berichte der Sozialzentren, wo die Delogierungsberatung und Prävention von Gemeindewohnungen auch enthalten ist, und die Berichte der Schuldnerberatung sowie den Bericht der Arbeiterkammer über die Alleinerziehenden.

Das heißt, dass wir für unsere Arbeit für die Zukunft ausreichendes Datenmaterial haben, dieses nützen und durch viele Maßnahmen, die die Stadt Wien immer wieder setzt, auch eine sofortige Reaktion auf diese Daten somit möglich ist. Wir alle sprechen von sparsamer Verwaltung. Im Sinne einer sparsamen Verwaltung ist die Schaffung weiterer Berichtspflichten abzulehnen, insbesondere wenn wir keinen effektiven Nutzen daraus ziehen können, weil die Daten bereits vorhanden sind. Es ist für uns sinnvoller, diese Mittel, die dafür notwendig wären, in die Projekte für die Betroffenen zu investieren. Sie werden es uns danken. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich habe von dieser Stelle aus eine Bitte: Vielleicht kann, wer immer uns hört, die Scheinwerfer ausschalten, nachdem die Kamera schon entfernt wurde. - Danke. 

Als Nächste bitte ich Frau GRin Sommer-Smolik zum Rednerpult.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Das Schlusswort der Kollegin Klicka gibt schon zu denken, wenn Sie sagt, im Sinne einer sparsamen Verwaltung wird es das nicht geben. Das heißt, die sparsame Verwaltung geht über die Armutsbekämpfung in dieser Stadt. Das zeigt uns doch schon sehr deutlich, wo und wie Sie sich in der Frage der Abstimmung des Antrags, den ich dann noch einbringen werde, verhalten werden.

Ich möchte vor allem in meiner Rede über die Situation der Kinder und Jugendlichen in dieser Stadt und der Armutsbetroffenheit dieser Gruppe sprechen. Wir haben schon mehrmals beantragt, dass es einen speziellen Armutsbericht für Kinder und Jugendliche geben soll. Das ist, wie so viele andere Anträge, die in diese Richtung gezielt haben, immer erfolglos geblieben und abgelehnt worden. Wir hoffen, dass es dann doch, wenn unser Beschlussantrag zum Wiener Armutsbericht heute angenommen wird, auch zur Situation der Kinder und Jugendlichen etwas mehr Datenmaterial gibt, als bis jetzt vorgelegt wurde.

Bei den Kindern und bei den Jugendlichen zeigt sich, dass die Armut viele Gesichter haben kann und dass es nicht nur die materielle Armut ist, die die Jugendlichen und die Kinder betrifft, sondern es hier noch ganz unterschiedliche Bereiche gibt. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat die Kinder selbst vor einiger Zeit befragt, wann denn ein Kind arm ist. Die Antworten der Kinder, finde ich, sollten uns schon zu denken geben, denn das zeigt, dass es hier nicht nur um die finanzielle materielle Armut geht, sondern dass es darüber hinaus noch einiges gibt, wo es noch zu arbeiten gilt. 

Die Antworten waren nämlich verschiedene: Eltern haben kein Geld, selber kein Geld haben, nichts kaufen können, wenn man geschlagen wird, betteln gehen müssen, Krankheiten, Krebs haben, Außenseiter sein, verspottet werden, wenn man als Kind arbeiten muss, behindert sein, wenn Kinder verkauft werden, kein eigenes Zimmer haben, gequält werden, jeden Tag die selbe Kleidung, wenn man dick ist, wenn man frieren muss, wenn man nichts zu essen hat, schlechte Schulausbildung, wenn man von zu Hause weglaufen muss, wenn man nicht zur Schule gehen kann, auf der Straße leben müssen, keine Verwandten haben, kein Bett haben und so weiter.

Das heißt, die Kinder haben anscheinend mehr Vorstellung davon, was es heißt, als Kind und als Jugendlicher von Armut betroffen zu sein als die Stadt und die Stadtverwaltung, denn in vielen der schon angeführten Statistiken, die es hier gibt und die in dem Jahrbuch nachzulesen sind, steht davon nichts. Es ist aufgelistet, wie viele Kinder in Kindertagesheimen untergebracht sind und so weiter, aber wie es den Kindern in der Stadt geht und wie sie selbst ihre Situation zum Teil sehen, davon ist leider nichts nachzulesen. 

Gerade deswegen brauchen wir auch und vor allem für die Kinder und Jugendlichen einen Armutsbericht. Denn wenn wir vor allem 14 Prozent der männlichen Jugendlichen unter 20 Jahren und 16 Prozent der weiblichen Jugendlichen unter 20 Jahren haben, so können wir nicht einfach so tun, als würde uns das in Wien nichts angehen. Das sind die Österreich-Zahlen, für Wien wissen wir es schlichtweg nicht. Wir können Schätzungen abgeben, wir können Mutmaßungen abgeben, können im Teesud lesen, aber es gibt einfach keine verifizierten Zahlen dazu. Das finde ich eigentlich für eine Stadt, und das hat die Klubobfrau der GRÜNEN, Maria Vassilakou schon ausgeführt, für eine der reichsten Städte in Europa, ein Armutszeugnis, dass wir unter anderem nicht wissen, wie es unseren Kindern und Jugendlichen in der Stadt geht und wie arm sie eigentlich sind.

Die Armut bei den Kindern heißt nicht nur, dass sie sich nichts kaufen können und dass die Eltern sich nichts kaufen können, sondern noch etwas anderes. Sie hat nämlich Auswirkungen und äußert sich in der Schule, bei der beruflichen Ausbildung, in der Freizeitgestaltung und auch in der Interaktion mit anderen und mit Gleichaltrigen, dass sie an schulischen Veranstaltungen nicht teilnehmen können und dass sie auch krank sind, denn nirgends, in keiner der Gruppen, die von Armut betroffen sind, ist es so stark zu erkennen, dass die Zahnschäden von Kindern massiv dort auftreten, wo die Eltern sehr wenig Geld haben oder dass die Asthmaerkrankungen massiv zunehmen.

Der SPÖ fällt eigentlich nichts beziehungsweise fast nichts dazu ein, außer einer Aussendung des Kollegen Vettermann, der meint, dass Statistiken genug da sind, dass man dem Statistischen Jahrbuch der Stadt Wien ja entnehmen kann, wie es in der Stadt ausschaut und dass die Menschen, die von Armut betroffen sind, nichts von einem Armutsbericht beziehungsweise von einem eigenen Druckwerk hätten.

Die Frage ist schon, ob dieses Druckwerk, das hier angeführt ist, den Menschen etwas bringt. Wenn man sich das anschaut, was drinnen steht, ist es ja schön, dass wir wissen, dass es zum Beispiel im Jahr 2003 57 031 Geldaushilfen zur Sicherung des Lebensbedarfs gegeben hat, aber was ist damit weiter passiert? Wie geht es den Menschen, die das bekommen haben? Oder dass wir im Jahr 2003 28 185 alleinstehende Mütter mit Kindern, mit einem Kind unter 18 Jahren, hatten. Wie geht es denen? Wie ist die Situation dieser Menschen? 

Gut, dass es das Zahlenmaterial gibt, aber es gibt eigentlich keine politische Schlussfolgerung daraus. Wo sind die Maßnahmen? Welche Maßnahmen setzen Sie ob dieser Zahlen, die Sie in diesem Statistischen Jahrbuch sammeln? Was passiert konkret, wenn Sie sich weigern und anscheinend nach wie vor weigern, hier einen Armutsbericht vorzulegen, sich die Situation der Menschen in dieser Stadt anzusehen und wirkliche Maßnahmen zu treffen, wie Sie den Menschen helfen, die in dieser Stadt massiv von Armut bedroht sind?

Ich möchte den Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend den Wiener Armutsbericht einbringen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Zweitens möchte ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag der Kollegin Pilz und von mir einbringen, der eine andere Gruppe von Menschen in dieser Stadt betrifft, die auch und massiv von der Armut bedroht sind, nämlich Menschen, die es nötig haben, in Krankenhäusern, in Tageskliniken, in stationären Settings Behandlungen in Anspruch nehmen zu müssen. 

Es wurde ja im Dezember durch eine Anordnung der Gesundheitsministerin Maria Rauch-Kallat von der Wiener Gebietskrankenkassa verlangt, dass für jeden Krankentransport eine Kostenbeteiligung in der Höhe der doppelten Rezeptgebühr fällig wird und diese von den Menschen, die zu diesen Behandlungen transportiert werden müssen, nun eingehoben wird. Wenn man sich das anschaut, auf wie viel diese Kosten nun kommen, so ist es eigentlich ein Wahnsinn, wenn man sich überlegt, wie sich die Menschen diese Kosten, die sich ungefähr auf 540 EUR pro Monat belaufen werden, das leisten können sollen, die aber diese Betreuungs- und Therapieangebote mehr als notwendig brauchen und diese Therapie- und Betreuungsangebote um ein Vielfaches billiger sind, als wenn sie dann stationär irgendwo aufgenommen werden müssen oder in ein Pflegeheim müssen. So ist es eigentlich nicht nachvollziehbar, warum hier von Seiten der Stadt Wien nichts unternommen wird, sondern einfach hingenommen wird, dass Menschen ihre Therapien abbrechen müssen, weil sie halt keine 540 EUR haben, um sich das leisten zu können. 

Deswegen stellen wir den Beschlussantrag: 

„Der Gemeinderat fordert die zuständige Stadträtin auf, Maßnahmen zu treffen, um den betroffenen PatientInnen die zukünftigen und bereits angefallenen Kosten für den Fahrtendienst zu ersetzen. Über die getroffenen Maßnahmen soll im Gemeinderatsausschuss Gesundheit und Soziales im April 2005 von der Frau Stadträtin berichtet werden. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Meine Damen und Herren, es ist wahrscheinlich anzunehmen, dass dem Antrag auf einen Wiener Armutsbericht wieder nicht Folge geleistet wird, aber ich hoffe doch, dass uns der Kollege Vettermann oder falls noch jemand von der Sozialdemokratie herausgeht, erklären wird, was denn die Stadt Wien mit der Situation der Menschen, die von Armut betroffen sind, zu tun gedenkt und uns nicht wieder nur erklärt, wie super Wien ist, was die Kollegin Klicka schon gemacht hat, sondern dass wirklich einmal jemand berichtet, was die Stadt Wien dabei zu tun gedenkt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Was mir nicht ganz klar ist, ist wenn sich die SPÖ hier vom Rednerpult aus nicht gern mit den Wiener Problemen beschäftigt, sondern lieber überlegt, wie sie sich auf Bundesebene ihrer Meinung nach im Vergleich zu Wien messen möchte, obwohl wir bewiesen haben, dass es hier ganz andere Berichte, die vorliegen, gibt. Dann frage ich mich: Warum legen Sie nicht einen Armutsbericht für Wien vor? Was haben Sie zu verbergen? (GR Heinz Vettermann: Nichts!) Das ist die Frage. 

Wenn Sie nichts zu verbergen haben, dann machen Sie einen ordentlichen Bericht und dann wird man auch ordentlich darüber diskutieren können und man muss nicht, wie es teilweise meine VorrednerInnen schon gesagt haben, in irgendwelchen Statistikbüchern irgendwelche Unterlagen suchen, die in Wahrheit zu der Frage der Armut nicht sehr detailliert Auskunft geben. Man kann sich den Rest dann zusammendenken oder man muss auf Untersuchungen oder Berichte, wie sie die Caritas machen oder wie es teilweise in der Arbeiterkammer stattfindet, zurückgreifen. Das ist ein Armutszeugnis für eine Stadtverwaltung, die nicht im Stande ist, mit einem sozial wichtigen und immer wichtiger werdenden Thema sich ordentlich auseinander zu setzen und die Daten offen auf den Tisch zu legen!

Meine Damen und Herren, ich kann nahtlos an meine Vorrednerin anschließen. Es geht faktisch um die Frage, und das ist auch zentral so zu sehen, mit welchem Armutsbegriff wir uns beschäftigen. Ich kann insofern an meine Vorrednerin anschließen, als es sich nachweislich, das zeigen alle internationalen Studien eindeutig, zuerst einmal um die Frage eines kindgerechten Armutsbegriffs handeln muss. Kindgerechter Armutsbegriff heißt, dass er die besondere Situation der Kinder darstellt und die Unterversorgung und die Benachteiligung nicht nur als einen rein ökonomischen Bereich darstellt, sondern die gesamte Lebenssituation des Kindes und auch die Befindlichkeit erfasst. Das ist Standard. So kann man es international überall nachlesen. Das wäre wichtig, wenn das für Wien auch eine gewisse Bedeutung hätte. 

Warum nun? Es geht um Beeinträchtigungen, speziell im Kinderbereich, im emotionalen, im sozialen, im somatischen und im physischen, weil es hier um Befindlichkeiten geht, die bei Kindern ganz anders als bei Erwachsenen durch die Unterversorgung und auch durch das Gefühl, dass eine gewisse Ohnmacht der Eltern in der Bewältigung anstehender Probleme ganz einfach das Selbstbewusstsein der Kinder, das Selbstwertgefühl der Kinder massiv beeinträchtigt, in ihrer Entwicklung massiv stört und dadurch in der Gesellschaft und sozial ausgrenzt. Das heißt, wir haben es hier mit einer Art Armut als soziales Erbe zu tun. Es geht also um die Frage der sozialen Stellung der Eltern und damit sozusagen auch in der Folge der Wirkungen auf die Kinder. Wir haben hier überhaupt keine Untersuchungen in Wien. Es gibt Vermutungen. Es gibt ideologische Behauptungen, die Sie gerne verwenden, wenn es ums Argumentieren geht, warum Sie für die Gesamtschule sind. 

Ich sage Ihnen, mit der Gesamtschule hat das nur am Rande etwas zu tun. Die soziale Stabilität, um die es hier in Wahrheit geht, also was die Gesellschaft tut, um das Auseinanderklaffen zu verringern beziehungsweise die Unterschiede nicht noch weiter zu verstärken, kann sicherlich nur durch eine ganztägige Betreuung aufgehoben werden. Eine ganztägige Betreuung heißt aber, dass das Angebot da sein muss. So wie wir uns als ÖVP immer verstanden haben, im Unterschied zur SPÖ, die immer vorgibt zu wissen, was Menschen glücklich macht, haben wir die Formulierung, dass wir wissen, dass die Menschen selber entscheiden sollen, was sie glücklich macht. Daher wollen wir, dass Eltern auch entscheiden können, welche Art von ganztägiger Schule sie selbst haben wollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber die Frage der ganztägigen Betreuung kann nicht getrennt gesehen werden vom Angebot in Wien. Jetzt mag es schon sein, dass Wien im Vergleich zu den anderen Bundesländern mehr ganztägige Schulbetreuungsmöglichkeiten hat. Das wird sicher stimmen. Nur das ist ja auch nicht die Frage, weil es sich hier um ein Ballungsgebiet und um nicht vergleichbare Situationen im ländlichen Bereich handelt. Das heißt, wir müssen Ballungsgebiete international vergleichen. Wir müssen uns Hamburg anschauen, wir müssen uns Köln anschauen, wir müssen uns München anschauen. Dann, meine Damen und Herren von der SPÖ, können Sie einmal von den Vergleichen sprechen, die Sie sonst immer gern zitieren. Und da schauen wir nicht so gut aus. 

Wir haben von 448 Pflichtschulen 139 mit ganztägiger Betreuung. Das ist wahrlich nicht gerade die großartige Situation eines Angebots, wo ich sagen kann, ich kann hiermit den Kindern, um die es ganz besonders geht, auch gesichert ein Angebot vermitteln, wo sie ihre Defizite und auch ihre sozialen Schwierigkeiten in einer geschützten und fördernden Situation vielleicht in einer rehabilitativen Form abbauen können. Das haben wir nicht. Wir könnten auch, und das wäre zum Beispiel so ein Angebot, den ganztägigen Schulbetrieb so organisieren. 

Die Fördermaßnahmen werden in einem gewissen Ausmaß in Wien zweifelsohne geboten. Man wird sich noch gesondert einmal über die Effizienz der Fördermaßnahmen unterhalten müssen. Aber wenn immerhin im Pflichtschulbereich 23 bis 24 Prozent aller Pflichtschullehrer in der Sonderverwendung, also in der Betreuung, in speziellen Aufgaben, stecken, wenn wir da spezielle Psychagogen haben, die zweifelsohne eine hohe Ausbildung haben, aber nicht sicherstellen können, dass die Notwendigkeit für die Schüler, tatsächlich betreut zu werden, gedeckt werden kann, dann muss man halt andere Wege gehen, meine Damen und Herren. Dann darf man nicht sagen, es ist eh alles in Ordnung und wir lassen alles so wie es ist. Ich könnte mir vorstellen, dass man hier sehr gut auf kommunaler Ebene eine Betreuung, die als Vorsorge zu verstehen ist, über den Bereich der ganztägigen Schulen anbietet. 

Nun, was fehlt in Wien insgesamt? Es fehlt ein bedarfsgerechtes Betreuungsangebot. Ich spreche jetzt nicht vom Kindergarten und von der Schule. Sie tun oft so in Ihren Argumenten, als gäbe es nach dem fünften oder sechsten Lebensjahr keine soziale Verantwortung dieser Stadt mehr, so als wären da die Kinder bereits in der Schule und das müsste quasi reichen. Ich sage Ihnen nur als Beispiel, da Sie das immer gern vergessen zu sagen, wenn Sie Zahlen nennen, wie toll Sie sind, der Bundesschulbereich im Bereich der Schulen der 10- bis 14-Jährigen hat faktisch ein 100-prozentiges Nachmittags- und Betreuungs- und Ganztagsschulangebot im Gegensatz zur Pflichtschule in Wien. 

Wir haben heute einen diesbezüglich Antrag eingebracht. StR Dr Hahn hat gemeinsam mit der Nationalratsabgeordneten Brinek vor einigen Tagen auch eine entsprechende Pressekonferenz gegeben, wo es um einen Bildungsplan für die Kinder- und Tagesheimeinrichtungen, konkret für die Kindergärten, gegangen ist. Sie haben das in freudiger Weise aufgenommen, gleich abgeschrieben und einen Antrag eingebracht. Wir haben diesem Antrag grundsätzlich zugestimmt. Wir haben einen detaillierteren, bereits mit pädagogischen Facetten versehenen, der auch als Armutsprävention verstanden werden kann, eingebracht. Den haben Sie bezeichnenderweise abgelehnt. Das wird man halt der Öffentlichkeit sagen müssen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Vettermann: Wir brauchen ja keine Armutsprävention! Das ist die falsche pädagogische Stoßrichtung!) 

In der Bekämpfung der Armut, meine Damen und Herren, muss die Lebenssituation der Kinder Priorität haben. Es reicht nicht zu sagen, man verteilt Geld. Man muss sich auch anschauen, welche Schichten, welche Bevölkerungsgruppen und ganz besonders, welche Kinder hier betroffen sind. Ich kenne zum Beispiel keine einzige Einrichtung in Wien, die sich innovativ oder mit einem gewissen Projekt einer neuen Form der Erprobung präventiver und rehabilitativer Maßnahmen zur Armutsbekämpfung beschäftigt. All das könnten Sie tun oder entsprechende Untersuchungen einreichen. 

Meine Damen und Herren, es fehlt in Wien, und das haben wir schon mehrmals von dieser Stelle aus kritisiert, ein spezieller Armutsbericht über die Kinder. Es fehlt der Armutsbericht generell. Aber es fehlt speziell der Bericht für die Kinder. Alle Anträge, die hier bisher eingebracht wurden, und wir haben auch immer Anträge der GRÜNEN in dieser Frage unterstützt und werden das auch in Zukunft tun, werden von Ihrer Mehrheit vollkommen unbegründet nach dem Motto der Mentalität "Wir sind wir und das reicht, wenn wir sagen, wir sind sozial." abgelehnt. Das wird in Zukunft nicht mehr reichen, weil, und das zeigen alle statistischen Zahlen, die Armut in Wien kommunal verursacht ist. Also brauchen Sie gar nicht erst darüber nachzudenken, welche Schuld der Bund haben könnte, weil Sie versagen in der Betreuung und in der Erfassung und nicht bereit sind, hier entsprechende Daten auf den Tisch zu legen.

Wir werden daher dem Antrag der GRÜNEN heute zustimmen und hoffen, dass Sie sich das auch noch überlegen und dann einen Bericht liefern, aus dem ersichtlich wird, wie die tatsächliche Situation mit der Armut in Wien ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Schmalenberg. Ich erteile es Ihr.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Antrag, über den wir hier diskutieren, lautet, einen Armutsbericht für Wien zu erstellen. So viel möchte ich nur zu den Ausführungen der Frau GRin Klicka sagen. Wir sprechen nicht über den Bund, wir sprechen nicht über die EU, wir sprechen hier und heute über die Armutsgefährdung der Wienerinnen und Wiener. Wir erwarten uns von Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, dass Sie auch mit uns über die Armutsgefährdung der Wienerinnen und Wiener diskutieren und dass Sie nicht über die EU, den Bund oder sonst irgendetwas diskutieren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wie Freiheitlichen wissen, dass wir als Gemeinderäte die Verpflichtung haben, uns mit der Armut in Wien zu beschäftigen. Wir unterstützen daher auch den Antrag der GRÜNEN, einen Armutsbericht zu erstellen, weil wir glauben, dass wir Daten brauchen, dass wir diese Daten auswerten müssen und dass wir eine Ist-Analyse erstellen müssen.

Wenn Sie sagen, wir können eh das statistische Handbuch hernehmen, so wissen wir das, machen das auch, also was zugänglich ist, lesen wir uns auch durch, aber es gibt noch andere Zahlen, wie Sie selbst gesagt haben, im Fond Soziales Wien etwa, und diese Zahlen, die uns nicht bekannt sind, die irgendwie wie Geheimzahlen behandelt werden, würden wir gern wissen. (GRin Marianne Klicka: Lesen Sie die Berichte doch genau!) Da hätten wir gern, dass ein Bericht erstellt wird, der sich auf das Problem Armut fokussiert. Deshalb stehen wir hier, deshalb diskutieren wir hier und deshalb stimmen wir auch dem Antrag zu. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte aus dem vorliegenden Bundessozialbericht zitieren, denn dieser Bericht ist sehr sorgfältig erstellt und sehr umfassend. Ich glaube, dass er auch eine gute Grundlage für diese heutige Diskussion darstellt. Und zwar steht darin: „Es besteht ein gewisser Zusammenhang zwischen der Sozialkultur am Wohnort und der Armutsgefährdung. Eine überdurchschnittliche Armutsgefährdung gibt es in den Ballungszentren Österreichs, in der Bundeshauptstadt Wien und in den Landeshauptstädten. Die überdurchschnittliche Armutsgefährdungsquote von fast 15 Prozent für Wien ist unter anderem mit einem doppelt so hohen Ausländeranteil als bundesweit sowie einem höheren Anteil von Arbeitslosen und alleinstehenden Frauen erklärbar."

Sehr geehrte Damen und Herren, dass der unbegrenzte Zuzug ins soziale Netz in Wien seit Jahren stattfindet, haben wir Freiheitlichen immer gesagt. Davor, dass dieser ungebremste Zuzug ins soziale Netz nicht zu einer Ausweitung des Wohlstands, sondern zu einer Zunahme von Armut führt, haben wir Freiheitlichen auch schon lang gewarnt. Wenn wir uns etwa Berlin anschauen, wo schon viele Generationen, etwa von Türken, von der Sozialhilfe leben, dann sehen wir, dass sich das jetzt auch in Wien abzeichnet. Wir brauchen nicht so weit zu schauen, wir brauchen nur in den 15. Bezirk zu gehen und uns die Sozialhilfestatistik anzuschauen. Auch hier zeichnet sich eine derartige Entwicklung ab. Das ist etwas, was auch in diesem Armutsbericht festgehalten wird. 

Es wird auch gesagt, dass Einbürgerung nicht vor Armut schützt. Das, was hier in Wien seit vielen Jahren passiert, nämlich, dass sehr viele Menschen eingebürgert werden, führt nicht dazu, dass sie vor Armut geschützt sind. Das möchte ich heute hier auch thematisieren, denn ich denke mir, dass vielen Ausländerinnen und Ausländern, die nach Österreich und nach Wien kommen, im Speziellen Hoffnungen gemacht werden, die sich dann nicht erfüllen. Ich glaube, man sollte von dieser Praxis abgehen, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Schuldnerberatung nennt als einen der Hauptgründe, warum die Armut in Österreich so groß ist, die Tatsache, dass viele Menschen nicht mit dem Geld umgehen können. Wenn die Schuldnerberatung davor warnt, dass die Leute nicht darüber informiert sind, was ein Konto kostet, was eine Überziehung kostet, nicht wissen, wie man Geldgeschäfte abwickelt, dann glaube ich, dass es auch notwendig ist, endlich die Wartezeiten bei der Schuldnerberatung in Wien zu kürzen, denn wenn einer drei Monate lang auf eine Beratung warten muss, dann ist allein diese Zeit schon eine Katastrophe, denn es steigen die Zinsen und es wird das Problem nur noch größer statt kleiner. Wir haben in der vergangenen Beiratssitzung des Fonds Soziales Wien auch über dieses Problem diskutiert. Die Wartezeiten hat es schon bei der StRin Laska gegeben, die Frau StRin Brauner hat diesen Bereich übernommen und ich denke mir, es ist schon bald über ein Jahr vergangen und wir haben noch immer Wartezeiten von drei Monaten. Es wird wirklich Zeit, dass da etwas passiert und dass die Leute nicht mehr so lange warten müssen. 

Es ist eine Tatsache, dass einer der weiteren Hauptgründe für die Not der Menschen die Tatsache ist, dass viele keinen Arbeitsplatz finden beziehungsweise dass viele den Arbeitsplatz verlieren. Es ist auch feststellbar, dass gerade in Wien durch den Zuzug der Druck auf den unteren Arbeitsmarkt wächst. Eine Folge davon ist Lohndumping. Dieses Lohndumping stellen wir vor allem bei Frauen fest. Es ist auch im Bericht ausführlich ausgeführt, dass die Armutsgefährdung bei den Frauen wesentlich größer ist als bei den Männern. Neben der hohen Zuwanderung, für die eindeutig die Wiener SPÖ verantwortlich ist, ist eben auch ein Grund für die Armut die schlechte Situation am Arbeitsmarkt. Dafür ist wiederum die verfehlte Wirtschaftspolitik der SPÖ-Stadtre-gierung verantwortlich!

Der Kollege Schock hat in der Aktuellen Stunde heute schon darüber gesprochen und der Kollege Strache hat auch schon die vielen Erhöhungen genannt, die die Wiener Stadtregierung durchgeführt und eingeführt hat. Was ich hier noch anfügen möchte, ist dass man nicht nur tatenlos zusieht, wie immer mehr Betriebe aus Wien abwandern, sondern dass man auch Unternehmen, die Gewinne bringen, fahrlässig verscherbelt. Ich möchte als Beispiel nur die Bank Austria anführen, denn der Verkauf der Bank Austria hat sich nicht nur allgemein als Flop erwiesen, sondern wie wir in den letzten Tagen gesehen haben, geraten die Mitarbeiter immer mehr unter Druck. Das ist auch eine Folge Ihrer verfehlten Politik!

Sehr geehrte Damen und Herren, der Druck auf die Beschäftigten am Arbeitsmarkt wächst. Es wächst aber auch die Angst um den Arbeitsplatz. Dadurch kommt es dazu, dass die Menschen auch für einen geringeren Lohn arbeiten und dass die Kluft zwischen Arm und Reich immer größer wird. 

Auch die Kriminalität ist auf einem sehr hohen Level und es ist kein Wunder, dass die Ausgaben für die Sozialhilfe stetig im Ansteigen sind.

Wenn Sie jetzt hier ankündigen, dass Sie sowieso Taten setzen, wie das der GR Vettermann in einer Aussendung gemacht hat, dann vermisse ich, dass Sie einmal sagen, was Sie machen, denn das einzige, was ich in der Vergangenheit, in der vergangenen Woche, gehört habe, ist dass das Projekt "Jobchance" ausgeweitet wird. Ich glaube, dass das sehr wichtig ist, frage mich nur und ich frage auch Sie, Herr Gemeinderat, warum das nicht schon viel früher passiert ist und warum es nicht noch viel mehr ist. Ich glaube, dass das etwas ist, was unbedingt notwendig ist und dass wir viel zu lange mit derartigen Maßnahmen gewartet haben. 

Wir im Gemeinderat haben ein sehr hohes Einkommen und wir spüren diesen Druck am Arbeitsmarkt und diese Belastungen, die die Menschen haben, dank der Steuerzahler nicht. Ich glaube daher, dass es unsere Aufgabe ist, die Ärmsten der Armen nicht abzuspeisen. Ich denke mir einfach, dass die Erhöhung der Richtsätze notwendig ist und dass jeder Euro mehr für die Armen gut ist, aber ich glaube, dass insgesamt diese Erhöhung erbärmlich ist und deshalb lehnen wir diese zu geringe Erhöhung auch ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren, die verfehlte Wirtschaftspolitik der SPÖ in Wien, die Ausgliederungen, der Ausverkauf der Wiener Wirtschaft, führt auch dazu, dass sich immer mehr Menschen selbst versichern müssen, das aber nicht tun. Dadurch steigen nicht nur die Sozialhilfekosten bei den Richtsätzen an, sondern es steigen zum Beispiel auch die Spitalskosten an und besonders steigen die Spitalskosten für Nichtösterreicher exorbitant an.

Es ist daher äußerst unverständlich - und ich habe das auch schon bei der Budgetdebatte gesagt -, warum im Voranschlag für das Jahr 2005 die Kosten für die Spitäler in diesem Bereich heruntergesetzt worden sind.

Wenn wir über Taten diskutieren, dann müssen wir, glaube ich, über unseren Antrag diskutieren, den Heizkostenzuschuss zu erhöhen. Ich glaube, wir könnten uns aber auch einmal gemeinsam Gedanken über die Höhe des Wiener Familienzuschusses machen. Denn ich 
denke mir, dass auch in diesem Bereich eine Erhöhung durchaus angebracht wäre. (Beifall bei der FPÖ.) 

Bildung ist einer der wesentlichen Schutzfaktoren gegen Armut. Wir haben in der vergangenen Zeit sehr oft über die PISA-Studie diskutiert, wir haben sehr oft darüber diskutiert, dass die Sprachkenntnisse der Kinder in den Schulen nicht ausreichend sind, und wir haben mehrmals - auch ich habe es von dieser Stelle aus getan - gefordert, dass es eine bessere Sprachförderung vor der Volksschule gibt. Ich möchte es daher ausdrücklich begrüßen, dass jetzt ein Plan für die Bildung in den Kinderbetreuungseinrichtungen gemacht wird, und ich hoffe, dass durch die Arbeitsgruppe, die hier installiert wurde, jetzt mehr Bewegung hineinkommt und dass sich die Deutschkenntnisse der Kinder verbessern lassen. Denn ich glaube, dass es auch im Hinblick auf die steigende Armut ganz besonders wichtig ist, dass die Kinder mit ausreichenden Deutschkenntnissen in die Schulen kom-men, weil das einfach die Chancen im späteren Leben erhöht.

In diesem Zusammenhang möchte ich von hier aus noch einmal unsere Forderung nach dem Gratis-Kindergarten erheben, auch wenn die Kollegin Klicka meint, dass das nicht notwendig ist. Ich glaube, dass gerade junge Familien in der Phase der Familiengründung finanziell in einer angespannten Situation sind. Auch wenn es jetzt schon einige gibt, die nichts für den Kindergarten zahlen müssen, glaube ich, man sollte auch im Hinblick auf die Armutsgefährdung, im Hinblick darauf, dass etwas Unvorhergesehenes eintreten kann, alle jungen Familien den Kindergarten gratis besuchen lassen. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Es enttäuscht mich, muss ich sagen, dass Sie nicht bereit sind, einen Wiener Armutsbericht zu erstellen. Das zeigt Ihre Ignoranz in diesen Fragen, und dass Sie auch Ihre Verantwortung nicht wahrnehmen. Sie haben vielleicht ein Herz für Wien, aber Sie haben anscheinend kein Herz für die große Zahl der SozialhilfebezieherInnen. Ich finde es eigentlich unfassbar, wie man die Armen in Wien im Regen stehen lässt. (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Und Sie plaudern nur!) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Vettermann. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zu dem konkreten Antrag und auch zu dem soeben erhobenen Vorwurf von wegen "im Regen stehen lassen": Wir haben das tatsächlich schon zwei, drei Mal diskutiert, und es ist eben ein Faktum, dass keine einzige arme Person etwas davon hat, wenn man darüber berichtet, sondern nur dann, wenn man etwas dagegen tut. Das heißt, wer wen im Regen stehen lässt, ist nicht damit beantwortbar, ob ich noch zwei, drei Druckwerke auflege, denen ich neben sechs, sieben, zehn, fünfzehn anderen Druckwerken die gleiche Zahl noch einmal entnehmen kann. Genau darum geht es.

Ich verstehe auch nicht die grüne Freude an rückwärts gewandter Betrachtung, die stereotyp immer wieder gefordert wird. Noch dazu ist der konkrete Antrag sehr stark, glaube ich, von dem persönlichen Interesse oder dem persönlichen Zugang der Antragstellerin - der Kollegin Jerusalem, die ja hier von Ausschussarbeit unbelastet ist - geprägt. (Zwischenrufe bei den GRÜ-NEN.) Denn es kann ja nicht die Aufgabe von Wien sein, jeder Abgeordneten und jedem Abgeordneten sozusagen gerade sein persönliches Interesse, sein persönliches Faible in gebundener Form vorzulegen.

Was meine ich damit im Weiteren? Ich bin Bildungssprecher, mich interessiert Bildung, es ist eine wichtige Sache und soll auch statistisch erhoben werden, das ist ja ganz klar. Aber ich habe nur den Eindruck gehabt: Hätten nicht Sie den Antrag gestellt, sondern die Kollegin Pilz, hätten wir vielleicht - weil auch das mit Armut zusammenhängt, und es ist schon ausgeführt worden, dass arme Menschen eher krank sind - noch eine Impfstatistik dazugeben können. Hätte es die Kollegin Sommer-Smolik getan, die ja Tierschutzbeauftragte ist - die Reichen können sich die Rennpferde leisten, die Armen nur ein Meerschweinchen -, hätten wir auch noch irgendeine Tierstatistik dazuhängen müssen, um entsprechend den jeweiligen persönlichen Interessen - neben den ganz wichtigen, die es schon gibt - noch zu komplettieren.

Das zeigt ja, dass dies an sich unernst ist. Davor würde ich warnen und mir einfach anschauen, wie der Bericht, der vorliegt, zu werten ist. Wenn etwas fehlt, wenn man sagt, na gut, dann nehmt eine höhere Stichprobe, dass es für Wien aussagekräftig ist, nehmt noch ein, zwei Dinge dazu, wenn es ohnedies schon den Bundessozialbericht gibt, dann würden wir die GRÜNEN als Mitkämpfer finden, dann verbessern wir den vorliegenden Bericht und verändern wir ihn. Aber machen wir nicht das Gleiche doppelt und noch einmal: Wozu soll das gut sein, außer dass es doppelte und nochmalige Arbeit ist? Das kann ich einfach nicht verstehen. Wien ist ja inkludiert, und bei einer Erweiterung könnten wir zustimmen.

Jetzt aber zu anderen Vorrednerinnen und Vorrednern, zunächst zur Kollegin Vassilakou. Ja, eine Sache ist, glaube ich, von ihr richtig gesagt worden: Dass es sehr viele prekäre und atypische Verhältnisse gibt und dass man sich um diese Menschen kümmern muss. Ich glaube, dass auch gerade die neuen Selbstständigen einen politischen Partner brauchen. Nach meiner Überzeugung ist es die SPÖ, die hier ein entsprechendes soziales Netz einzieht. Aber es stimmt, dass viele auch zwangsweise in die Selbstständigkeit entlassen werden, die das nicht als Chance begreifen und die eigentlich wider ihren Willen in einer sehr schlechten finanziellen Situation arbeiten müssen. Deren müssen wir uns auch annehmen, weil da die traditionellen Sicherungsformen sicher nicht mehr greifen.

Zu Herrn Strache, der zwar immer wieder einmal etwas ins Stammbuch hineinschreibt, der aber auch gleichzeitig irgendwie das Elend in Wien ausgebrochen sieht: Jetzt müssen wir wirklich gegen Armut kämpfen, aber nach dieser Schilderung von ihm, dass er sagt, alles geht nieder, Wien ist sozusagen ein einziges 
Elendgebiet, muss man doch einmal klarstellen, wo wir wirklich Spitze sind, und das ohne Lobhudelei: Wir führen und sind die Nummer eins im Bruttoregionalprodukt, wir sind die Nummer eins in der Kaufkraft, wir haben ein Viertel aller Arbeitsplätze in Wien, wir sind führend bei der Erwerbsquote. Da haben wir Spitzenplätze. (GR Kurth-Bodo Blind: Ich habe geglaubt, der Bund hat alles schlecht gemacht! ...doch nicht so schlecht!) Ja, ja, nur: Wer investiert denn? Warum investiert Wien mehr als der Bund im Gesamten, für das ganze Bundesgebiet? Das ist ja der eigentliche Grund, warum es bei uns eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik und eine erfolgreiche Ansiedlungspolitik gibt, obwohl der Bund zuständig wäre. Wir sind nicht zuständig, wir machen es trotzdem und haben hier Erfolg - so schaut's aus! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nebenbei: Herr Gudenus von den Freiheitlichen hat hier auch einen interessanten Beitrag gehabt - und das relativiert die Krokodilstränen des Herrn Strache -, indem er gemeint hat, das mit den Obdachlosen und Drogenkranken könnte man leicht lösen, wenn man alle auf die Donauinsel deportiert, als eine Art Insellösung, wobei die untereinander, ich weiß nicht, irgendwie zusammenkommen sollen. So schaut es dann wirklich aus, wenn man nicht versucht, hier in Wien polemisch vorzugehen. 

Zur Kollegin Sommer-Smolik: Immerhin ist es gut, dass jetzt der Antrag überhaupt eingebracht worden ist. Der geschäftsführenden Abgeordneten ist es gelungen, ihn zur Abstimmung zu bringen - ich gratuliere.

Zur Situation der Wiener Jugendlichen muss man Folgendes sagen: Es gibt natürlich auch hier ein entsprechendes Zahlenwerk und Jahresberichte. Es gibt Jahresberichte von wienXtra, es gibt Jahresberichte der Wiener Jugendzentren, es gibt natürlich auch Berichte der MA 11, der Kinder- und Jugendanwaltschaft, daraus wurde ja auch zitiert. Allerdings, wenn man sagt, wie geht es denen allen, auch beim Statistischen Jahrbuch, wo wir hier die nackten, kalten Zahlen sehen - natürlich sind die Zahlen nackt und kalt, das ist ja ganz klar, und wenn ich wissen will, wie es ihnen wirklich geht, muss ich viele, viele Befragungen machen. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat eine gemacht; ich habe nichts dagegen, dass es noch zwei, drei Befragungen gibt. Aber dass wir uns hier verpflichten, statt gegen die Armut zu kämpfen, arme Menschen zu befragen, wie es ihnen subjektiv geht, würde von denen, glaube ich, zu Recht als Hohn empfunden werden. Es geht darum, politische Handlungen zu setzen, die die Armut in Wien bekämpfen, und das tun wir! (Beifall bei der SPÖ.) 

Um auch zwei konkrete Maßnahmen zu nennen, die jetzt erfolgreich angelaufen sind, wie das eingefordert worden ist: Die Delogierungsprävention hat gegriffen, dort geht es zurück. Die einzige sozusagen schwierige Gruppe ist hier die der hoch Verschuldeten, die ein so hohes Einkommen haben, dass sie in keine Sozialleistungen mehr hineinfallen; ich glaube auch, zu Recht, trotzdem muss man mit denen etwas machen. Aber die Delogierungsprävention greift, und “Jobchance“ greift. 

Warum haben wir es früher nicht gemacht? Das ist ja ganz klar: Weil Jahr für Jahr durch die verfehlte Bundespolitik die Sozialhilfeempfänger steigen und wir daher von uns aus über den WAFF, über den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, diese Programme gestartet haben, obwohl wir eigentlich nicht verantwortlich, nicht zuständig sind. Wir haben auch hier, sozusagen als Zusatzaufgabe, Erfolge zustande gebracht.

Zum Kollegen Strobl: Ich meine, es soll ja kindgerecht sein, ich würde nur dafür... (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Ja, die Erhebung soll kindgerecht sein, und sie ist jetzt durchaus erweitert worden. Nur werden wir von der EU-weiten Erhebung nicht weggehen, da wir endlich auch eine vergleichbare Statistik haben wie die, die Österreich anwendet. Wir werden diese Statistik natürlich verwenden, weil sie eben vergleichbar ist, und zwar auch international vergleichbar, und das ist die Erhebungsmethode, um die es geht. 

Wenn man sich um die Kinder sorgt, ist das gut und richtig. Man muss nur sehen, dass wir die Kinderversorgung bei den Drei- bis Sechsjährigen um 97 Prozent ausgebaut haben, dass wir 71 Prozent aller Krippenplätze in ganz Österreich allein in Wien haben und dass wir 47 Prozent aller Hortplätze von ganz Österreich ebenfalls in Wien haben. Hier sind wir weit vor allen vergleichbaren Bundesländern. (GR Walter Strobl: Schlechter!) 85 Prozent aller Kinder bekommen bei uns ein Mittagessen im Kindergarten sowie früh auch die Sehtests, logopädische und psychologische Beratung. Das heißt, wir lassen auch hier arme Kinder dort, wo wir sie erreichen, und wir erreichen sie und sie zahlen auch nicht. Das wissen ja alle. Mehr als 30 Prozent, 35, fast 40 Prozent sind schon befreit, gehen in den Kindergarten und werden dort von uns auch erreicht. Hier machen wir auch konkret etwas gegen die Armut, das weiß jeder, der die Kindergärten kennt und weiß, was dort gearbeitet wird. Alles andere ist Polemik. (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Kollegin Schmalenberg (Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind): Das mit den Kindergärten habe ich der Kollegin Schmalenberg ohnehin schon gesagt. Die Armen, um die sie sich so sorgt, dass sie kostenlos in den Kindergarten gehen sollen, die gehen natürlich kostenlos, weil sie durch die soziale Staffel nichts zahlen. Das haben wir ihr also eigentlich schon erfüllt, aber sie freut sich nicht, sondern sagt es uns - ich weiß auch nicht, warum. 

Die Frage, warum wir uns auch hier mit dem Bund vergleichen, ist natürlich: Wer setzt Maßnahmen? Das ist Wien. Wer setzt sie nicht? Die Bundesregierung, obwohl sie für Sozial- und Wirtschaftspolitik zuständig wäre und eigentlich dafür verantwortlich ist. Typisch für die FPÖ ist, dass sie dann sagt: Na gut, wer ist auch schuld? Die Bundesregierung darf es nicht sein, die keine Maßnahmen setzt, also sind es die Ausländer - Obacht! Das aber, finde ich, richtet sich eher gegen die Rednerin als gegen die ZuwanderInnen, gegen die MigrantInnen. (Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.)
Wenn man sich den Bundessozialbericht noch einmal anschaut, wer alles belastet worden ist - ich habe noch ein bisschen Zeit, daher werde ich doch noch einige Fakten nennen: Die Pensionen sind schon fünf Jahre un-ter der Inflationsrate angepasst worden, das schafft Ar-mut. Die Arbeitslosigkeit ist auf dem höchsten Wert der Zweiten Republik und nähert sich sozusagen ganz gruseligen Werten der Ersten Republik. Die gegenwärtige Wirtschaftspolitik drängt insbesondere Frauen aus dem Arbeitsmarkt, und ohne Erwerbseinkommen steigt das Armutsrisiko rasch an.

Auch das vielleicht zur Kollegin Korosec gesagt: Wenn mehr als die Hälfte der Frauen den Wiedereinstieg nach der Kinderpause nicht schafft, das nicht als Falle zu bezeichnen, finde ich für ein starkes Stück! Dass wir hier etwas reformieren und verändern müssen, um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für den Wiedereinstieg zu erleichtern, ist ja evident und ist, glaube ich, auch durch dieses Zahlenwerk sehr gut belegt. (StRin Karin Landauer: Wer hindert Sie daran, das zu tun?)
1 044 000 Menschen in Österreich sind in Armut oder armutsgefährdet. In Österreich fallen derzeit vier Menschen pro Stunde in Armut - vier Menschen pro Stunde! -, und die Bundesregierung tut nichts, um das zu stoppen. Die Sozialquote in Österreich sinkt seit Jahren. Das ständige Argument vom überbordenden Sozialstaat ist daher falsch, ein immer kleinerer Teil der Wertschöpfung unseres Landes wird für Sozialausgaben aufgewendet. 

Sind wir aber hilflos? Gäbe es nichts zu tun? Gibt es keine Konzepte? Natürlich nicht, weil wir auch aus anderen Staaten, anderen Ländern wissen, was gemacht wird. Ich brauche mir also nur anzuschauen, was die tun. Dort gibt es diese Bildungs- und Beschäftigungspolitik, den Umbau zu einem Steuersystem, das Beschäftigungsanreize schafft und nicht nur über die Möglichkeit, Verluste sozusagen auch im Ausland zu lukrieren, das Steueraufkommen noch zusätzlich minimiert, und vor allem auch keinen weiteren Sozialabbau in Österreich. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Die höchste Arbeitslosenrate...!)
Wir Wiener haben die Arbeitsmarktförderung nicht gekürzt, anders als der Bund, und wir haben bei öffentlichen Investitionen - ich bin schon darauf eingegangen - entsprechend sogar erhöht. In Österreich steigt die Arbeitslosigkeit, in Wien sinkt sie, und das ist keine Eintagsfliege, es ist der sechste Monat hintereinander. Dies ist das Ergebnis bewusster sozialdemokratischer Politik in Wien! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn man sich anschaut, was Wien hier unter-
scheidet: Die Stadt Wien bildet in ihren Unternehmen 1 000 Lehrlinge in 37 Berufen aus, der Bund 200 - gratuliere! (GR Dr Matthias Tschirf: Völlig andere Strukturen!) Ja, ja, ganz andere Strukturen, natürlich. (GR Mag Wolfgang Gerstl: ...6 Prozent in Österreich, 10 Prozent in Wien!)
Zu einigen Statistiken - für die Freunde der Statistik -, zuerst einmal ein Vergleich der Landes-Sozialhilfesyste-me: Sogar das Sozialministerium sagt, Wien hat hier ein flexibleres Sozialhilfesystem, das kann in konkreten Fällen auch besser helfen und mehr auszahlen als andere Bundesländer. Da schau her, das sagt das Sozialministerium! (GR Mag Harald STEFAN: ...aber tut es nicht! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie haben die Sozialhilfesysteme verglichen und auch hier etwas festgestellt: Wiener Gemeindebauten - die Möglichkeit, eine günstige Wohnung zu finden, ist in Wien noch besser als in allen anderen Ballungsräumen. Das heißt auch hier: Unsere konkrete Wohnungspolitik trägt Früchte und verhindert Armut. 

Wien hat - wieder eine Statistik für die Freunde der Statistik, eine Statistik vom Hauptverband der Sozialversicherungsträger - von allen Bundesländern den geringsten Anteil an Ausgleichszulagenbeziehern. 8 Prozent der Pensionisten müssen in Wien Ausgleichszulage bekommen, in anderen Bundesländern wie zum Beispiel Kärnten über 18 Prozent. 

Statistik Austria, Kinderbetreuung in Österreich: Ich bin darauf schon eingegangen, dass das Kinderbetreuungsangebot in Wien von allen Bundesländern das mit Abstand beste ist. Ich wiederhole es jetzt nicht, um auch ein bisschen Zeit einzusparen. 

Aber wenn man sich das alles vor Augen führt, dann ist doch eines ganz klar, nachdem ich jetzt auch diese ganzen Statistiken zitiert habe: Dass ich daran zweifle, ob ein eigener Sozial- oder Armutsbericht in Wien sehr viel mehr an neuen Erkenntnissen mit sich brächte. Ich glaube das nicht. Wir wissen, welche Personengruppen von Armut und Armutsgefährdung bedroht oder betroffen sind. Es gibt viele Analysen dieser Situation. (Zwischenrufe von GR Günther Barnet und GR Walter Strobl.) Was jetzt notwendig ist, sind konkrete Daten, auch um eine neue Wirtschafts- und Sozialpolitik, eine neue Politik im Bund einzufordern. Politik gestaltet sich hier und jetzt, und nicht, indem man sich die Statistik von gestern anschaut. Hier und jetzt müssen wir etwas tun, um die Zukunft zu gestalten. 

Daher: Wer mit uns gegen die schwarz-blaue Wirtschaftspolitik kämpft - das ist vor allem zu den Einreichern zu sagen -, ist herzlich willkommen. Aber auf alle Fälle wissen die Wienerinnen und Wiener, dass sie im Kampf gegen die Armut einen Partner, eine Partnerin haben, nämlich in der stärksten politischen Kraft im Haus, in der Wiener Sozialdemokratie! Hier haben sie eine verlässliche Partnerin gefunden. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Aigner. (GR Dr Matthias Tschirf: Dr Aigner!)
GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Mich wundert es, dass bei dem an sich ja schon amtsbekannten Hang der Mehrheitsfraktion in diesem Haus zur Fabrikation von Hochglanzbroschüren bei Ihnen ein so großer Widerwille dagegen zutage tritt, einen Armutsbericht für Wien anzufertigen. Ich weiß schon, es ist viel angenehmer, sich selbst zu beweihräuchern und zu bejubeln, als den Blick auf harte Daten und Fakten zu werfen. 

Insofern sind wir den GRÜNEN sehr dankbar, dass sie das Thema Armut hierher in den Gemeinderat gebracht haben. Der gleiche Dank gilt eigentlich auch dem Sozialministerium, das einen profunden Bericht, einen neutralen Bericht, der nicht mit Schuldzuweisungen ar-beitet, über die tatsächliche Situation in Österreich hergestellt hat. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ein schwacher Applaus! - GR Harry Kopietz: 2 Prozent Zustimmung waren das! - GR Dr Kurt Stürzenbecher: 1 Prozent!) Dieser Bericht ist eine gute Basis für alle weiteren Überlegungen. 

Die Wiener Situation ist in der Tat eine besondere, und deswegen ist es sehr wichtig, sich auch mit Wien im Näheren zu beschäftigen. Armut ist ja - so geht das auch aus dem Bericht hervor - nicht nur eine Frage des Einkommens, sondern es gibt viele andere Formen von Armut, die nicht so leicht statistisch nachzuweisen sind. Insofern halten wir einen derartigen Bericht für sehr notwendig und unterstützen dieses Anliegen auch. 

Aus dem Armutsbericht des Sozialministeriums geht hervor, dass es drei Sicherungsinstanzen gegen Armut gibt: Einerseits eine aktive Arbeitsmarktpolitik - ein Arbeitsplatz ist immer noch die beste Gewähr gegen Armut -, zum Zweiten das System der Familie, und zum Dritten der Sozialstaat. Es ist einmal wichtig, dass wir uns hier mit dem Phänomen der Armut beschäftigen. Ich glaube, die Armen haben nichts davon, wenn wir uns in gegenseitigen Schuldzuweisungen ergehen. Nachdem aber der Reflex der SPÖ in diesem Haus immer der ist, dass an allem die Bundesregierung schuld ist, muss man natürlich hier etwas dagegen sagen, das kann man nicht unwidersprochen im Raum stehen lassen. 

Tatsache ist, dass der Arbeitsmarkt in Wien in keiner guten Situation ist. Die Gemeinde Wien hat mehr als genug Geld in der Hand - und wir beschließen hier ja auch bei jeder Sitzung relativ große Summen für alle möglichen Anliegen -, dass man eine effiziente Arbeitsmarktpolitik betreiben kann. Arbeitslose dann in Schulungen zu verstecken, wenn sie arbeitslos sind, das ist eine etwas einfallslose Sache, die für die Statistik gut ist (GR Godwin Schuster: Wer macht denn das?), den Menschen aber im Prinzip nicht wirklich hilft. (GR Godwin Schuster: Ist das AMS Wien oder Bund?)
Im Wiener AMS haben Sie mehr als genug Mitsprache, weil das ja sozialpartnerschaftlich besetzt ist. (GR Godwin Schuster: Verantwortlich ist vielleicht auch ein Roter? Bartenstein ist auch SPÖ-Mitglied?) Nein, nein, Bartenstein ist nur die Aufsichtsbehörde, ist aber nicht im operativen Bereich tätig. (GR Godwin Schuster: ...gibt kein Geld her! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Geld ist genug da, nur wird das Geld von Ihnen nicht optimal eingesetzt. Das haben wir schon beim Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds gesehen, da feiern Sie lieber 10 Jahre, statt dass Sie Kurse für Arbeitslose anbieten. (GR Godwin Schuster: Wer macht denn das?) Gehen Sie in die Gremien vom WAFF! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Der ÖAAB sitzt dort und sagt, aus grundsätzlichen Erwägungen wollen wir... nicht!) Der ÖAAB hat aber leider keine Mehrheit. Wenn Sie uns eine Mehrheit verschaffen, dann werden wir Ihnen zeigen, wie das wirklich geht. (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Angesichts der tollen Fernsehspots...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Für die Familienpolitik hat auch diese Bundesregierung mehr als genug geleistet. Ich darf nur daran erinnern, das Kinderbetreuungsgeld ist eine Absicherung, eine umfassende Absicherung und nicht geknüpft an eine vorher ausgeübte Erwerbstätigkeit. (GR Heinz Hufnagl: Und nach zwei Jahren gibt es keinen Kündigungsschutz mehr!) Gerade der Bereich Familie ist auch im Rahmen der Steuerreform vom Nationalrat und von der Bundesregierung mehr als großzügig behandelt worden. Wien hat sehr wohl auch Zuständigkeiten im Sozialbereich. (GR Heinz Hufnagl: Warum haben Sie den Kündigungsschutz nicht auf drei Jahre erhöht?) Die Sozialhilfe ist Landesangelegenheit, die Hilfe in besonderen Lebenslagen ist Landesangelegenheit, und da kann man sich nicht so einfach aus der Verantwortung davonstehlen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Dass die Sozialquote sinkt, ist auch nicht richtig. Wenn Sie sich den Armutsbericht anschauen, dann werden Sie sehen, dass die Sozialquote keineswegs im Sinken begriffen ist. (GR Godwin Schuster: Die Jungen kriegen keine Jobs! ...wie ein Büttenredner reden!) Aber man muss Sie daran erinnern, dass man eine Sozialquote auch von irgendwoher erwirtschaften muss. Wir haben ja gerade daran schwer abzutragen, dass Sie viele Jahre das Geld, das wir noch gar nicht erwirtschaftet hatten, schon im Vorhinein ausgegeben haben. Wenn wir das nicht getan hätten, wäre jetzt mehr als genug Geld da. Wir zahlen ja immer noch die Schulden der sozialdemokratischen Bundeskanzler ab. (GR Godwin Schuster: Peinliche Phrasen...! - GR Heinz Hufnagl: 13 Jahre Koalition! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Welche Erfolge eine rot-grüne Arbeitsmarktpolitik haben kann und hat, das sieht man ja in Deutschland. Dort hat man die Schulden, die vielen Schulden, und trotzdem die Arbeitslosen. Dazu wollen wir es in Österreich nicht kommen lassen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Die "blühenden Landschaften" des Herrn Kohl! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Ich möchte nicht den Teufel an die Wand malen. Aber nur ein Gedankenexperiment: Was machen Sie denn, wenn Sie wirklich einmal wieder an der Bundesregierung sind? Wir werden dafür sorgen, oder der Wähler wird hoffentlich dafür sorgen, dass das so schnell nicht gehen wird. Was machen Sie denn dann? (Heftige Zwischenrufe bei der SPÖ.) Dann können Sie sich nicht mehr so einfach auf die Bundesebene verlassen, dann müssen Sie nämlich selbst etwas gestalten. Derweil einmal verwalten Sie nur, und verwalten können die Beamten besser als Politiker. Meistens machen es die Beamten durch das Verwalten besser, Politik braucht man zum Gestalten. (GR Franz Ekkamp: Herr Kollege! Mit verbundenen Augen geht es besser!) Also wenn Sie sich schon startklar machen, dann machen Sie sich jetzt bereits hier im Gemeinderat startklar. Machen Sie einmal eine aktive Politik und beschränken Sie sich nicht nur darauf, den Status quo in Wien zu verteidigen. So toll ist es nämlich nicht. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
In diesem Sinne kann ich, glaube ich, auch schon zum Schluss kommen. (GR Heinz Hufnagl: Das ist gescheit!) Wir unterstützen das Anliegen, einen Wiener Armutsbericht zu machen, und wir hoffen, dass dieser Antrag hier auch eine Mehrheit findet. Denn nur eine gute Analyse kann eine Basis für eine zukunftsweisende Politik sein. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Maresch. (GR Dipl Ing Martin Margulies auf dem Weg zum Rednerpult: Nein, Margulies!)
Bei mir steht Maresch. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ich glaube, das ist falsch übertragen!) Also gut, das sind eh Zwillinge, daher lassen wir Gnade vor Recht ergehen. (GR Franz Ekkamp: Das ist stark! - Rufe bei den GRÜNEN.)
GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ich weiß, dass zu dem Zeitpunkt, als ich mich gemeldet habe, ich glaube, eine Freiheitliche Schriftführerin war. Wenn sie uns nicht unterscheiden kann, kann ich nichts dafür. Nichtsdestoweniger steht Ihnen diese unqualifizierte Meldung "sind ja eh Zwillinge" als Vorsitzender überhaupt nicht zu, und ersuche ich Sie, sich zu entschuldigen. (Beifall und Zwischenrufe bei den GRÜ-NEN.)
Zweiter Punkt: Es ist recht spannend, wenn heute die Kollegen und Kolleginnen von den Freiheitlichen und der ÖVP unserem Antrag zustimmen, dass in Wien eigentlich eine Selbstverständlichkeit passiert: Dass angesichts der immer traurigeren Situation der Menschen, die in Armut leben oder armutsgefährdet sind, ein Wiener Armutsbericht erstellt wird. Es ist eine Ironie des Schicksals, dass diese beiden Fraktionen zustimmen und die Sozialdemokratie augenscheinlich nicht. Denn ich hätte es mir, insbesondere auch aufgrund der Redebeiträge, die heute gekommen sind, eher umgekehrt erwartet. Überdies wird auch ein Armutsbericht wahrscheinlich nichts daran ändern, dass die ÖVP und die Freiheitlichen so agieren, wie sie es in den letzten fünf Jahren gemacht haben. Für die Sozialdemokratie böte sich jedoch die Chance, endlich von der Verwaltung der Armut zur Gestaltung zu kommen, zur Gestaltung (GR Dr Andreas Salcher: Gestaltung der Armut!), Armut in Wien tatsächlich zu bekämpfen, Armutsgefährdung zu bekämpfen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Es sind heute in der Diskussion unterschiedlichste Punkte vermischt worden. Ein Höhepunkt war, wie sich Frau Korosec in die Niederungen der Weltwirtschaftspolitik hinab begeben hat, indem sie gesagt hat: „Globalisierung findet statt und hat keine Telefonnummer." (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vielleicht ist es spannend, mit Ihnen eine Diskussion über alles Mögliche zu führen, aber wirtschaftspolitisch haben Sie nicht brilliert. Denn Globalisierung findet nicht einfach statt! Globalisierung hat gigantische Hintergründe, wenn man sie sich anschaut, und die Telefonnummern suchen Sie sich dann selbst heraus, im Zusammenhang mit der WTO, im Zusammenhang mit der EU-Kommission, im Zusammenhang mit dem EU-Rat und so weiter und so fort, mit dem Vorgehen Ihres Bundeskanzlers und auch der Bundeskanzler in den anderen EU-Staaten! (Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.)
Globalisierung, nämlich wie sie stattfindet - und das ist das Bedauerliche, wie sie stattfindet -, findet gewollt statt. Die immer weitere Liberalisierung und Privatisierung von öffentlichen Dienstleistungen, die Privatisierung des Gesundheitswesens, die Privatisierung des Wassers, die Privatisierung der öffentlichen Verkehrsmittel wird global gesehen. Globalisierung findet nicht einfach statt und passiert nicht einfach, sondern sie verfolgt gewisse Interessen (GR Dr Andreas Salcher: Des Kapitals?), in Wirklichkeit Interessen des internationalen Finanzkapitals. (Heiterkeit bei GR Dr Andreas Salcher.) 

Es kommt auch nicht von ungefähr, dass die Finanzmärkte dasjenige waren, was als Erstes geöffnet wurde, während Menschen, die Grenzen überwinden wollen, die sich woanders niederlassen wollen, immer noch abgeschottet werden, zum Teil kriminalisiert werden und letztendlich abgeschoben werden. Und Sie stehen für diese neoliberale Politik (GR Dr Andreas Salcher: ...den Weltmarkt!), eine Politik, die dann auch ihre Auswirkungen hat, dass es in Wirklichkeit nicht wundert. 

Nur ein Beispiel, weil Sie davon reden, man sollte doch tatsächlich wirtschaftspolitische Impulse setzen. Da gebe ich Ihnen in einem Punkt Recht: Ich glaube, dass in Wien in Fragen der Armutsbekämpfung vieles besser zu machen wäre, insbesondere wenn man auf Grundlage eines Armutsberichtes genauere Daten bekommen würde. 

Vielleicht ein Satz zu Kollegen Vettermann: Man kann darüber streiten, ob man wirklich in einen Armutsbericht aufnehmen will, welche Haustiere die Menschen haben. Aber Sie können nicht abstreiten, dass es einen gravierenden sozialen Unterschied macht, ob sich jemand ein Pferd oder nur ein Meerschweinchen als Haustier leisten kann. (GR Heinz Vettermann: Habe ich ja gesagt!) Da besteht einfach ein riesengroßer Unterschied, und es sagt die Frage der Haustierhaltung tatsächlich etwas darüber aus, in welchem System sozial eingebettet ein Mensch lebt. (GR Kurth-Bodo Blind: Wissen Sie...?)
Aber kommen wir zurück zur Frage der Globalisierung. Kommen wir auch zurück zur Frage... (GR Günther Barnet: Globalisierung, Haustiere, auch...?) Es war nur ein kurzer Sprung zur Stadt Wien zurück. - Reden wir einmal über die Nachfragepolitik. Sie werfen vor, die Stadt Wien investiert nicht. Dann frage ich Sie einmal: Was ist denn dafür verantwortlich, dass es Kommunen in Wirklichkeit nicht mehr möglich ist, in Zeiten einer höheren Arbeitslosigkeit Ausschreibungen ganz bewusst regional zu vergeben, um die regionale Wertschöpfung zu steigern? Sie wissen, das ist das Bundesvergabegesetz, und es ist das EU-weite Vergaberecht. (GR Günther Barnet: Aber das ist schon bei WTO-Abkommen herausgekommen! ...nicht die Bundesregierung!) 

Kollege Barnet, Sie geben mir Recht, wenn Sie sagen, Globalisierung findet nicht einfach statt. In der WTO sitzt, wie Sie wissen, auch nicht irgendwer, sondern dort sitzen die politischen Vertreter der einzelnen Länder, genauso wie in der Europäischen Union. Es ist daher nicht so, dass man sich abputzen kann, während man auf WTO-Ebene verhandelt und auf WTO-Ebene für Liberalisierung, Privatisierung, Vergaberegelungen und so weiter stimmt, und dass man dann in Österreich sagen kann: Ich kann nichts dafür, ich habe nichts gemacht. (GR Günther Barnet: ...aber in Deutschland auch nicht anders! Dort ist der Joschka Fischer Außenminister!) 

Ich bin doch wohl nicht der Vertreter der deutschen Bundesregierung, beim besten Willen nicht. Glauben Sie mir eines, mir geht vieles, was Rot-Grün in Deutschland macht, gegen den Strich. Das Einzige, was ich dann immer faszinierend finde, ist dass die Konzepte der CDU noch ärger sind, egal ob es um Arbeitslosigkeit geht, egal ob es um Wertschöpfung geht. Jetzt - nein, ich sage den Vergleich, den ich zur FPÖ ziehen würde, lieber nicht, weil ich dann vielleicht einen Ordnungsruf bekommen würde. Aber diese Konzepte gehen noch viel weiter. (GR Franz Ekkamp: Einen hast du frei! - Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Kommen wir zurück zu der Frage: Armutsbericht auf Bundesebene. Es stimmt, der Armutsbericht ist eine, würde ich einmal sagen, relativ wertfreie Darstellung der Situation, und es ist dies eine traurige Bestandsaufnahme, wohin die Politik der Bundesregierung in den letzten fünf Jahren geführt hat. Es ist auch von meinen Vorrednerinnen zum Teil schon gesagt worden, dass es letztendlich darum geht, Menschen nicht nur mit einer Grundsicherung oder einer Sozialhilfe zu unterstützen, sondern dass es notwendig wäre, endlich wieder mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Nur fallen die Arbeitsplätze, das wissen Sie auch, nicht vom Himmel. (GR Dr Andreas Salcher: Nein, die machen die Unternehmen!) In einem Punkt werden sie auf alle Fälle weniger: Sie werden weniger, wenn in Summe gleich viele Menschen mehr arbeiten. Dann werden es weniger Arbeitsplätze, außer es kommt zu einem dramatischen Anstieg der Konsumnachfrage, der Inlandsnachfrage. Aber momentan sieht es nicht danach aus. 

Weil die Arbeitslosenquote von Ihnen, glaube ich, noch erwähnt wurde - Frau Kollegin Korosec, Sie haben gesagt: Wir sind immerhin noch die Drittbesten innerhalb der Europäischen Union. Sie vergessen dabei eine Geschichte, man darf eben nicht Äpfel mit Birnen vergleichen. Ich sage Ihnen nur einen Ansatzpunkt dazu: Österreich befindet sich, was die Frauenerwerbsquote betrifft, innerhalb der EU im unteren Drittel. (GRin Martina LUDWIG: Außer in Wien!) Vergleichen Sie die Frauenerwerbsquote in den skandinavischen Ländern mit der österreichischen und rechnen Sie dann die Arbeitslosigkeit hoch. Dann kommen Sie auf einen Wert, mit dem wir leider nicht mehr die Drittbesten in der Europäischen Union sind. (GR Günther Barnet: Aber Finnland hat einen Weltkonzern...!)
Ein allerletzter Punkt, der mir noch ein zusätzliches Anliegen ist, weil... (GR Günther Barnet: Nokia ist...!) Herr Barnet, Sie reden über Abfangjäger? Gott sei Dank, die brauchen wir aber ganz unbedingt! Mit den 2 Mil-liarden EUR für die Abfangjäger hätten wir, glaube ich, sehr, sehr viel Sozialleistungen in Österreich finanzieren können! (GR Günther Barnet: Es gäbe Nokia nicht...!) Es ist also besser, wir reden über einen anderen Punkt, denn diese Abfangjäger braucht Österreich wie einen Kropf, diese Abfangjäger braucht die Bevölkerung wie einen Kropf. Viel gescheiter wäre es gewesen, dieses Geld dazu zu verwenden, Armut in Österreich zu verhindern. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ. - GR Günther Barnet: ...gäbe es Nokia nicht!)
Vielleicht ein letzter Satz noch, und ich bin gespannt, wie glaubwürdig die Freiheitlichen heute agieren werden. Die Freiheitlichen bringen einen Antrag ein und verknüpfen zwei Punkte, von denen meines Erachtens einer sehr wesentlich ist, eine Erhöhung des Heizkostenzuschusses, andererseits mit einem Punkt, der meines Erachtens total gesondert behandelt werden muss. Man kann zur Rasenheizung stehen, wie man will, auch in unserer Fraktion haben wir Diskussionen darüber: Soll im Happel-Stadion eine Rasenheizung kommen oder nicht? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: ...wäre sicher dafür!) Aber es ist zu sagen, eine Rasenheizung kostet letztendlich - und jetzt lassen Sie sich das einmal auf der Zunge zergehen - 24 Gehälter, nein, "Gehälter" ist falsch, sondern 24 ar-beitslose Einkommen der Person, die sie heute das erste Mal hier ins Spiel gebracht hat. Denn Kollegin Korosec verdient als Gemeinderätin ausgezeichnet, so wie wir, aber innerhalb von zwei Jahren hat sie eine ganze Rasenheizung als Pension bekommen!

Frau Kollegin Korosec, deshalb meine Kritik an der Reform der Bundesregierung: Eine Reform der Bundesregierung, die diese unverschämt hohen Pensionsleistungen, obwohl Sie sich in einem Erwerbsprozess befinden, unangetastet lässt, das ist eine Reform für die Reichen auf Kosten der Armen! (GR Harry Kopietz: Ja!) Diese Pensionsreform lehnen wir ab. Solange Sie sich dann hier herausstellen mit Ihrer arbeitslosen Pension, obwohl Sie, so wie jeder von uns, hier 5 700 EUR und ein paar Zerquetschte als Gemeinderat brutto verdienen, sich dann mit dieser Pension hinzustellen, dafür einzutreten und zu sagen, die Rasenheizung ist es, die den Unterschied machen würde, da denke ich, Frau Kollegin Korosec: Kehren Sie mit der Bundesregierung vor Ihrer eigenen Tür, wenn diese arbeitslosen Einkommen nicht gekürzt werden, während Mindestpensionisten eine minimale Ausgleichszulagenrichtsatzerhöhung bekommen und es in Wirklichkeit bedauerlich ist, wie sehr Ihnen diejenigen Menschen, die in Österreich wenig oder kaum ein Geld haben, ein Anliegen sind. Das ist wirklich bedauerlich, und dafür sollten Sie sich genieren! (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Jetzt kommen wir zu den Freiheitlichen. Da würde mich wirklich interessieren, wie Sie es heute bei der Abstimmung über die Finanzierung der beiden Volksgaragen halten werden. Sie wissen, hier geht es um dieses zinsenfreie Darlehen, in Summe sind es ungefähr 7 Mil-lionen EUR, wenn man es barwertmäßig abzinst, sind es ungefähr 3 Millionen EUR. Dann könnte man sich damit tatsächlich die Erhöhung des Heizkostenzuschusses für alle prognostizierten 110 000 Leute, die den Heizkostenzuschuss benötigen, leisten. 

Ist es jetzt nur die Rasenheizung, weil Sie der Meinung sind, Rasenheizung und Heizkostenzuschuss hört sich gut an, obwohl Kollege Strache selbst ausgerechnet hat, dass sich das mit diesem Betrag niemals ausgeht? Oder wollen Sie ernsthaft eine Verknüpfung über die sinnvolle Verwendung der finanziellen Mittel herstellen? Dann nehmen Sie einen Posten her, bei dem es sich ausgeht: Das ist die Finanzierung der Volksgaragen! Nehmen Sie sich selbst beim Wort und sagen Sie: Uns sind diejenigen Menschen, die einen Heizkostenzuschuss benötigen, wichtig, wir wollen dafür ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung stellen. Dann stimmen Sie aber einmal gegen die Parkplätze! 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich, es wird einem Menschen wichtiger sein, eine warme Wohnung zu haben, als einen Parkplatz. Wenn es umgekehrt wäre, so wäre es traurig. Darüber hinaus... (GR Günther Barnet: Die einen Heizkostenzuschuss brauchen, haben meist kein Auto! Wenn einer in Wien Sozialhilfeempfänger ist, dann wird er meist kein Auto haben!) Das stimmt nicht; Sie wissen, dass das nicht stimmt. Ich gebe Ihnen dennoch Recht, dass jemand, der in Wien Sozialhilfe bezieht, in der Regel kein Auto hat. Gerade deshalb hoffe ich, dass Sie im Interesse der Sozialhilfebezieher für den Heizkostenzuschuss und gegen die Volksgaragen stimmen. Denn irgendwie muss man sich diesen Heizkostenzuschuss, den Sie heute beantragt haben, leisten können. Die 300 000 EUR von der Rasenheizung, die immer wie-der kolportiert werden, reichen dafür keinesfalls aus.

Vielleicht ein letzter Satz. (GR Günther Barnet: Es nehmen ja nur 30 Prozent in Anspruch! Da ist ja das Geld da! - Weitere Zwischenrufe.) Ich habe noch 7 Minu-ten 47, ich kann auch noch länger reden. Vielleicht ein letzter Satz über etwas, von dem ich glaube, dass es da notwendig ist, gerade auch auf Bundesebene anzusetzen. 

Reden wir einmal ernsthaft darüber, wie man Lohndumping bekämpfen kann; da könnten wir über den Mindestlohn reden. Reden wir einmal ernsthaft darüber, wie die Wohnkosten nicht explodieren; da könnten wir über Mietzinsobergrenzen reden. Reden wir darüber, wie man auf Bundesebene - da man sich ja hoffentlich für alle in Österreich aufhältigen Menschen verantwortlich fühlt - sicherstellt, dass nicht unterschiedliche Sozialhilferichtsätze und so weiter zur Anwendung kommen; reden wir über eine Grundsicherung. (GR Gerhard Pfeiffer: Reden wir über das "Kommunistische Manifest"!) Dass nicht unterschiedliche Sozialhilferichtsätze zur Anwendung kommen, über eine Grundsicherung, ja. (GR Günther Barnet: Das ist aber Art 11 Bundes-Verfassungsge-setz! Das ist ein Grundgesetz, das wir nicht beeinflussen können!) 

Nein, also ich weiß nicht, wenn jemand die Grund-satzgesetzgebung beeinflussen kann, dann ist es sehr wohl der Bund. Wer soll es denn sonst beeinflussen können? Der Wiener Landtag wird es nicht beeinflussen können. (GR Günther Barnet: Nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofs ist für die Durchführung... zuständig! Judikatur des Verfassungsgerichtshofs!) 

Und dann reden wir auch einmal darüber, was wir davon zu halten haben, dass die Lohnquote beständig sinkt, während die Gewinne und Erträge aus Einkommen, Zinserträge aus Kapitalgewinnen, Vermögen immer weiter steigen. Reden wir über diese Sachen. Reden wir darüber, dass es ein Zeichen von Solidarität wäre, wenn die großen Unternehmen, die Aktiengesellschaften, die Stiftungen nicht jedes Geld, das sie irgendwie verdienen, möglichst steuerschonend an der Finanz vorbeizuschleu-sen versuchen. 

Machen wir auf Bundesebene Modelle, damit in Wirklichkeit auch derjenige Teil der Wirtschaft, dem es jetzt sehr gut geht - und den gibt es auch, vergessen wir das nicht -, wieder im Sinne der Solidarität zur Finanzierung der Staatsaufgaben beiträgt. Machen wir das, dann können wir aufgrund dieser verschiedenen Mixes von Maßnahmen auch die Inlands-Konsumnachfrage steigern. Dann wird es mehr Arbeitsplätze und weniger Arbeitslose geben, es wird weniger Kosten für den Staat für Sozialausgaben geben, und wir werden in Summe erheblich besser dastehen als jetzt. (Zwischenruf von GR Gerhard Pfeiffer.) Denn jetzt ist es so, dass die Bundesregierung mit dem Armutsbericht letztendlich eine traurige Bilanz abgeliefert hat.

Nichtsdestoweniger wünschen wir uns dennoch einen Armutsbericht auch für Wien. Dann kann man, so wie man jetzt die Bundesregierung überprüft, auch einmal Wien überprüfen. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Ihr wisst, dass es in Wien bezüglich Armut momentan nicht sehr gut bestellt ist. Viel schöner wäre es, in einem Armutsbericht auch die Ursachen dafür zu lesen. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Gerhard Pfeiffer: In Albanien können Sie das alles bewundern...!) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Korosec gemeldet. Die Redezeit ist 3 Minuten. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe zwei Berichtigungen. Herr Kollege Margulies, ich bin in sehr vielem nicht Ihrer Meinung, aber ich habe Sie bisher eigentlich immer als intelligent eingeschätzt. (GR Günther Barnet: Wo ist jetzt die tatsächliche Berichtigung? - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Die erste Berichtigung ist - bitte lesen Sie im Sozialbericht nach, ich war auch immer der Meinung, Sie sind sehr fleißig -, dass die Frauenerwerbsquote in Österreich 62 Prozent und EU-weit 60 Prozent beträgt. Das ist einmal die erste Berichtigung. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Die zweite Berichtigung: Wenn Sie sagen, ich bekomme als Gemeinderätin, ich glaube, Sie haben gesagt, 5 000 EUR monatlich (GR Dipl Ing Martin Margulies: 5 700 brutto!), oder 5 700 brutto, dann stelle ich richtig, dass ich als Gemeinderätin und Landtagsabgeordnete null Euro bekomme. (GR Günther Barnet: Bezügebegrenzungsgesetz!) Aber das können Sie sich wahrscheinlich nicht vorstellen, dass jemand aus Idealismus, weil ihm an der Sache etwas liegt, um für Menschen da zu sein, unentgeltlich hier arbeitet. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Wenn die Pension so hoch ist...!)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Es liegt mir zu diesem Dringlichen Antrag keine weitere Wortmeldung mehr vor. Daher ist diese Debatte beendet. 

Den Antrag weise ich zur weiteren Behandlung dem Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales zu.

Ich bitte um etwas Aufmerksamkeit. Mir liegen sieben Beschlussanträge zur sofortigen Abstimmung vor, die ich nun zur Abstimmung bringen möchte. Noch einmal, bitte, damit es dann keine Missverständnisse gibt, etwas Ruhe. 

Ein Beschlussantrag der GRÜNEN betrifft die Umwandlung der Sozialhilfe in eine Grundsicherung. 

Wer für diesen Beschlussantrag ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist abgelehnt. (GR Günther Barnet mit gehobener Hand: Damit sich der Maresch freut! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Wir kommen zum nächsten Beschlussantrag. Er stammt von der Österreichischen Volkspartei und betrifft die Erstellung eines Maßnahmenplanes zur Bekämpfung der Armut. 

Wer diesem Beschlussantrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag findet nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Wir kommen zum nächsten Beschlussantrag, ebenfalls von der Österreichischen Volkspartei, auf Anhebung des außerordentlichen Heizkostenzuschusses. 

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag findet ebenfalls nicht die Mehrheit und ist abgelehnt. (GR Godwin Schuster: Fünf GRÜNE sind da! - GR Christian Oxonitsch: Auf jeden Fall sind nur sechs... Abstimmung!)
Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag stammt ebenfalls von der Österreichischen Volkspartei. Er lautet auf einen Beschluss, dass die Sozialhilfe in eine existenzsichernde Sozialhilfe umgewandelt werden soll. 

Wer diesem Beschlussantrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies findet ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt. (GR Christian Oxonitsch: ...Abgeordnete von der grünen Partei!)
Der nächste Beschlussantrag stammt von den Freiheitlichen. Er fordert die Erhöhung des außerordentlichen Heizkostenzuschusses auf 110 EUR und erst danach die Rasenheizung im Happel-Stadion. 

Wer dem zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit, es ist daher abgelehnt.

Der nächste Resolutions- und Beschlussantrag der GRÜNEN fordert die Erstellung eines Armutsberichtes. 

Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, ebenfalls gegen die Stimmen der SPÖ, abgelehnt.

Nun zum letzten Beschluss- und Resolutionsantrag von den GRÜNEN. Er fordert den Ersatz von Kosten für Fahrtendienste. 

Wer dem zustimmen kann, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrheitlich abgelehnt. (GR Godwin Schuster: Die ÖVP hebt die Hand und schafft es vorher ab! Finde ich super, was ihr macht!)
Damit ist dieser Tagesordnungspunkt beendet. Wir fahren in der Tagesordnung fort mit den Geschäftsstücken 19 und 20, und da schlage ich vor, diese gemeinsam zu behandeln. Es handelt sich um Subventionen an die Vereine "Kulturzentrum Spittelberg" und "Forum Wien Arena". 

Wenn dagegen kein Einwand erhoben wird, behandeln wir sie, wie gesagt, gemeinsam. - Es wird kein Einwand erhoben.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rudas, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich habe mich zum Tagesordnungspunkt "Kulturzentrum Spittelberg"-Subvention gemeldet. Das ist heute schon das zweite Mal im Laufe dieser Sitzung, dass es eine Scheu gibt, Berichte abzuliefern. Wir haben hier immerhin über eine Subvention in der Höhe von 250 000 EUR zu entscheiden. Im Subventionsansuchen wird in Aussicht gestellt, dass zu Beginn dieses Jahres ein Leistungsbericht über das vergangene Jahr vorliegt. Dieser Bericht ist bis dato nicht eingegangen, zumindest bei uns nicht. Ich habe mir das für das letzte und das vorletzte Jahr angeschaut, da war der Bericht jeweils Mitte Jänner beziehungsweise Anfang Februar des folgenden Jahres vorhanden. 

Es ist uns daher nicht möglich, diesem Subventionsantrag zuzustimmen, nicht zuletzt auch im Lichte des Rechnungshofsberichtes über die Förderungsvergaben im Bereich des Sportamtes und des Sozialwesens, wo der Rechnungshof ganz eindeutig fordert, dass man Transparenz an den Tag legen soll, dass es auch eine zeitnahe Abrechnung geben soll und dass die Jahresabrechnungen rechtzeitig vorliegen sollen. Daher würde ich doch bitten, auch im Hinblick auf die Größe der Summe und die Höhe der Subvention, bevor man eine weitere Subvention beschließt, auch einen entsprechenden Tä-tigkeitsbericht vorzulegen. Man sollte nämlich nicht die Katze im Sack kaufen und Subventionen, nur weil man es so gewohnt war, einfach fortschreiben. 

Insofern kann die ÖVP der Subvention für den "Spittelberg" nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde es kurz machen, nachdem das auch mein Vorredner getan hat. Daher nur ein paar Worte dazu. 

Die "Arena" und das "Kulturzentrum Spittelberg" - die beiden Akten, um die es da geht - sind zwei Zentren, die für alternative Kulturzugänge stehen, die für viel mehr noch stehen. Ich denke bei der "Arena" vor allem daran, dass sie immer wieder ein Motor war, der neue Kulturströmungen, neue Tendenzen aufgegriffen hat, Präsentationsmöglichkeiten geboten hat und damit gerade die Wiener und die österreichische Medienlandschaft und Musiklandschaft bereichert hat.

Was aber besonders interessant ist, ist dass man das in einer recht langen Geschichte sehen und nachvollziehen kann, nämlich was die Leistungen der beiden Projekte sind. Die "Arena" ist im Sommer vor meiner Geburt besetzt worden; ich bin zwar der zweitjüngste Gemeinderat hier im Haus, das ist aber doch schon eine Zeit her. (GR Heinz Hufnagl: Da gibt's aber keinen Zusammenhang!) Da gibt es keinen Zusammenhang. Ah ja, meine Mutter war damals in Wien, aber es gibt zumindest keinen Zusammenhang, von dem ich wüsste. Es ist auf jedenfalls schon recht lange her.

Die "Arena" ist aus der Hausbesetzerszene entstanden, ist mittlerweile recht etabliert, ein wesentlicher Bestandteil unserer Stadt und über die Stadt hinaus bekannt, detto das "Kulturzentrum Spittelberg". Das liegt neben den vielfältigen Leistungen auch am Dialog: Am Dialog mit den AnrainerInnen, am Dialog mit der Polizei, am Dialog mit der Stadt und der Politik sowie daran, dass zum Beispiel Anträge immer relativ umfassend sind, dass Budgetersuchen relativ umfassend sind.

Genau die Tatsache, dass der Bericht am Schluss immer da war und dass wir mittlerweile in einer Geschichte von 1978 bis heute beim "Spittelberg", von 1977 bis heute bei der "Arena" nachvollziehen können, was die machen, kann ich nicht ganz nachvollziehen, warum man dann 2005 in Frage stellt, ob die das Geld auch wirklich widmungsgemäß verwenden. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schluss-wort. Daher können wir zur Abstimmung kommen, die jetzt getrennt durchgeführt wird.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 19 die Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP, angenommen.

Wer der Postnummer 20 zustimmen will, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 21. Er betrifft eine Subvention an den Verein "w@lz. Wiener Lernzentrum". 

Ich darf die Frau Berichterstatterin bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Strobl.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Wir haben uns im Vorjahr schon einmal zum Thema "w@lz" in ähnlicher Form gemeldet, weil wir grundsätzlich der Auffassung sind, dass pädagogische Innovationen speziell in Wien sinnvoll sind. Wir bekennen uns daher zu pädagogischen Projekten durchaus auch inhaltlich, so wie "w@lz" sich verstehen würde, sage ich jetzt dazu. Wir haben das auch durch unsere eigenen Initiativen bewiesen, wie die Popper-Schule, die Kooperative Mittelschule oder die modulare Oberstufe für die AHS.

Wir haben - das war immer unser Zugang, speziell im Bereich der Popper-Schule - alle unsere Unterlagen bei der Konzeption offen gelegt. Wir haben gesagt, worum es geht, wie es funktionieren soll, wir haben auch um Unterstützung durch die Stadt gebeten und haben diese vielfach auch erhalten. Was wir hier ganz wesentlich empfinden, ist: Wir fühlen uns auch dem Grundsatz verpflichtet, dass man Innovationen seriös evaluieren muss. Es reicht nicht, sich sozusagen selbst zu preisen, sich selbst zu loben und auch gleich selbst zu kontrollieren. 

Daher ist es unser Hauptproblem mit der "w@lz", dass sie bis jetzt nicht imstande ist, eine Evaluation vorzulegen und zu beweisen, dass das, was dort geschieht, sinnvoll ist und auch pädagogisch Sinn macht. Schon aus diesem Grund können wir nicht zustimmen. 

Aber es gibt noch zwei weitere Bereiche. Wenn Sie sich nämlich der Mühe unterziehen und einmal schauen, wie die "w@lz" finanziert wird oder wie sie sich selbst finanziert, so kommt man auf ein Schulgeld von 8 000 EUR im Jahr. Das beinhaltet den Jahresbeitrag, den Projektbeitrag, das Essen und eine so genannte Jahrgangskasse. Wenn man noch die Aufnahmegebühr dazurechnet, also das erste Schuljahr mit 2 500 EUR dazurechnet, dann müssen die Schüler 10 500 EUR im Jahr auf den Tisch legen, damit sie dort in die Schule gehen können. Das ist kein kleiner Betrag, meine Damen und Herren! Das ist nicht lustig, wenn man sich vorstellt, dass sie zusätzlich noch eine erkleckliche Summe von der Stadt Wien bekommen und nicht imstande sind, eine Evaluation vorzulegen. 

Sie haben es bisher auch nicht geschafft, das Öffentlichkeitsrecht zu bekommen. Das ist also noch ein Punkt, dass ich sagen muss: Wenn man schon ein Schulmodell macht, wenn man möchte, dass Jugendliche dort einen echten Nutzen haben, dann soll das auch im Einklang mit einem noch dazu sehr hohen Betrag an Schulgeld stehen. Das ist nicht der Fall, wir werden daher diesem Antrag nicht zustimmen.

Lassen Sie mich aber in diesem Zusammenhang gleich das Thema der Bildungsvielfalt aufgreifen. Es ist ja kein Geheimnis, im Konvent steht es auch festgeschrieben, und wir haben die Punkte sozusagen aus dem Konvent heraus bereits verabschiedet. Es geht jetzt darum, wie die politischen Parteien im Parlament mit den Ergebnissen umgehen. Bisher hat sich in einer Reihe von Facetten gezeigt, dass es viele Möglichkeiten gibt, sich zu verbessern. Das gilt vor allem für das Unterrichtsgeschehen, das gilt aber auch ganz besonders für die Förderpädagogik.

Wenn man PISA genau analysiert, dann sieht man, dass es keinen Zusammenhang zwischen Schulorganisationsfragen und dem Ergebnis bei PISA gibt, auch wenn Sie das gerne anders interpretieren und ideologisch immer Ihre Gesamtschule auspacken. Auch schon nach den ersten Überlegungen oder nach diesem Vier-Parteien-Vorgang, die Zweidrittelmehrheit für die Schulgesetze abzuschaffen, war es ja sofort die erste Meldung der SPÖ: Sie wird dann dadurch oder damit die Gesamtschule flächendeckend einführen.

Wir sind hier anderer Auffassung. Es gibt keinen Beweis dafür, dass eine Gesamtschule besser als ein gegliedertes System ist. Im Gegenteil, es zeigen sich sogar in Deutschland in der innerdeutschen Studie, worin also die Bundesländer untersucht wurden, eindeutig Kriterien, die belegen, dass das differenzierte Schulsystem dort viel, viel besser abschneidet und sogar eher an Finnland herankommt, im Gegensatz zu allen Ländern, allen Bundesländern, die ein Gesamtschulsystem haben.

Es stellt sich daher die Frage: Was können wir hier tun, damit das in Österreich absolut funktionstüchtige gegliederte Schulsystem hält beziehungsweise erhalten bleiben kann? Wir haben daher einen Antrag formuliert und hoffen auf breite Zustimmung. Es geht darum, dass im Zusammenhang mit dem Konvent ein Recht auf Bildung formuliert werden soll und dass dieses Grundrecht auf Bildung folgendermaßen definiert sein soll.

Der Gemeinderat der Stadt Wien bekennt sich zu folgenden grundrechtlich festgelegten Prinzipien im Bereich der Bildung: Erstens Grundrecht auf Bildung, zweitens umfassendes Angebot einer beruflichen Fort- und Weiterbildung, drittens Sicherstellung der Vielfalt an Schultypen, viertens Sicherstellung einer bedarfsgerechten Betreuung von Schülern in unterschiedlichen Formen, so wie sie derzeit gehandhabt werden, einer ganztägigen Betreuung, fünftens Sicherstellung der schulischen Wahlfreiheit und sechstens Vermittlung der religiösen und weltanschaulichen Grundlagen unserer Gesellschaft. 

Die Schulgeldfreiheit ist schon im Konvent selbst niedergeschrieben, und hier besteht ja breitester Konsens aller Parteien, sonst würde es da nicht drinstehen. Wir können aber noch eines dazusagen und haben es daher auch in den Antrag hineingenommen, damit Sie sozusagen auch diese Ausrede nicht haben, meine Damen und Herren von der SPÖ: Der Gemeinderat begrüßt das Bekenntnis der Unterrichtsministerin zu einem freien und unentgeltlichen Zugang zur Bildung.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wir hoffen, dass Sie diesem Antrag beitreten können. Und ich betone nochmals: Sollte die "w@lz" sich jemals weiterentwickeln, sich einer wissenschaftlichen Evaluation stellen, gute Ergebnisse zeitigen und mit dem Schuld-geld ein bisschen vernünftiger umgehen, gibt es sicher auch eine Zukunft, wo die ÖVP mitstimmen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Lieber Walter Strobl!

PISA hat vor allem gezeigt, dass es vordringlich um den Umgang mit der Flut an Informationen geht. Es geht in der heutigen Arbeitswelt um soziale Kompetenz und Teamfähigkeit, und das hat sehr wohl etwas mit der Schulorganisation zu tun. – Das nur zu diesem Punkt. (GR Gerhard Pfeiffer: Schon auch um ein bisschen Wissen!)
Zum Akt: Was wir hier natürlich nicht unterstützen, ist Schuldgeld oder etwas anderes, sondern wir unterstützen Projekte mit Praxisbezug, die im Akt ganz klar beschrieben sind: Projekte im Bereich der neuen Medien, zusätzlichen Fremdsprachenunterricht verbunden mit Auslandsaufenthalten, Kulturprojekte, wissenschaftliches Arbeiten mit konkreten Feldversuchen. 

Bei der Evaluierung bin ich ganz bei dir, Evaluierung ist ganz wichtig, aber prinzipiell schauen wir uns natürlich immer an, was mit dem Geld passiert während des Jahres. Und natürlich ist das auch im Akt beschrieben. Also wenn du dir den Akt anschaust, steht dort klar drinnen, wofür Geld ausgegeben wird. 

Wir unterstützen diese Projekte, und ich bitte deshalb um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke. – Wir kommen nun zur Abstimmung der Post 21. 

Wer sich dem Antrag der Frau Berichterstatterin anschließt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der ÖVP so angenommen.

Es liegt mir nun ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Österreichischen Volkspartei vor. Sie haben ihn gerade gehört, es geht um das Grundrecht auf Bildung. 

Wer diesem Beschlussantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der ÖVP und der Freiheitlichen mehrheitlich abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 22. Es geht um verschiedene Subventionen an Wiener Jugendorganisationen. 

Ich darf die Frau Berichterstatterin um ihre Worte bitten.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm. (VBgmin Grete Laska: Ich hoffe, ihr habt ihn gut vorbereitet! – Zwischenruf von GR Walter Strobl. – VBgmin Grete Laska: Also er bekommt ein goldenes Sternderl!)

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeister! 

Die ÖVP ist mit der Subventionsliste einverstanden. Wir bekennen uns insoweit auch dazu, dass die Jugendorganisationen der politischen Parteien in den Genuss der Förderung kommen, weil es auch ein Beitrag zur Jugendarbeit ist. Und wenn wir schon immer vom politischen Engagement junger Menschen sprechen, dann sollte man doch nicht die Jugendorganisationen der politischen Parteien ausblenden und so tun, als ob das etwas Ehrenrühriges wäre, wenn diese Jugendorganisationen Geld bekommen. 

Insofern verstehen wir nicht ganz, warum die grüne Fraktion auf der einen Seite eine Einzelabstimmung über die Zuwendungen an die politischen Jugendorganisationen verlangt, und somit auch dagegen ist, dass die eigenen Jungen etwas bekommen, aber dieselben Jungen, wo die Mutterpartei dagegen ist, nehmen dann das Geld. Ich glaube, das ist doch eine gewisse Art von Doppelbödigkeit. (Beifall bei der ÖVP, von VBgmin Grete Laska und Gemeinderäten der SPÖ.) Ich will den Ausdruck "Moral" in diesem Zusammenhang bewusst nicht ge-brauchen, aber auf diese Doppelbödigkeit möchte ich hier nur hingewiesen haben. (Beifall bei der ÖVP und von VBgmin Grete Laska.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Es wird ganz kurz. Gleich vorweg: Es geht nicht um einzelne Abstimmungen, sondern um eine getrennte Abstimmung. Und im Gegensatz zur Jungen ÖVP, wenn es die tatsächlich gibt: Bei uns darf die Jugendorganisation etwas anderes machen, als die GRÜNEN sich wünschen. So ist es nun einmal. (VBgmin Grete Laska: Weil sie selbst das Geld bekommen! Wer weiß, wie es sonst wäre!) 

Und vielleicht zu guter Letzt und zur Erklärung wie jedes Jahr – eine halbe Minute: Wir sind nicht prinzipiell dagegen, dass Parteijugendorganisationen gefördert werden, nur die mögen bitte... (VBgmin Grete Laska: Aber ihr wollt es selbst bestimmen!) Nein, nein, nicht einmal das. (VBgmin Grete Laska: Die Mutterpartei will bestimmen, was die Jugend macht!) Frau Stadträtin, lassen Sie mich ausreden. (VBgmin Grete Laska: Ich kenne die Argumentation!) Nein, Sie kennen sie anscheinend nicht oder Sie haben sie noch nie verstanden.
Es geht einzig und allein darum, dass im Budget der Stadt Wien die Förderungen an Parteijugendorganisationen nicht in dem allgemeinen Topf Förderungen für Jugendorganisationen ausgewiesen sein sollen, sondern dass für jeden klar ersichtlich sein soll, dass Parteijugendorganisationen Geld erhalten, genauso wie es auch bei ÖVP, SPÖ, GRÜNEN und FPÖ ersichtlich ist, wenn man ein bisschen genauer schaut, dass sie eine Förderung erhalten, die auch nicht vermischt wird mit anderen Subventionsgeldern. Machen Sie im Budget einen eigenen Topf "Förderung Parteijugend". Dann ist vollkommen klar, das ist eine parteipolitische Finanzierung, die ins Budget mitaufgenommen wurde, und es wird nicht irgendwie versteckt als Jugendförderung. Dann können wir diesen Sachen problemlos zustimmen. (VBgmin Grete Laska: Aber wie könnten Sie getrennt abstimmen, wenn es versteckt wäre?) Nein, es ist aus einem anderen Topf. (VBgmin Grete Laska: Diese Argumentation ist schwach, Herr Kollege!) 

Entweder man deklariert offen nach außen, was Parteienfinanzierung und Jugendfinanzierung ist, oder man macht es nicht. Solange das nicht der Fall ist, werden wir auch gegen unsere eigene grünalternative Jugend stimmen. – Danke. (VBgmin Grete Laska: Also Sie ent-täuschen mich, Herr Kollege! Die Argumentation ist schwach! Und das ist unglaublich, diese Gängelung der grünen Jugend!) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Klubobmann Dr Tschirf.
GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nur ganz kurz: Nachdem wir uns über Subvention schon etwas länger hier etwas anhören haben müssen, hoffe ich, dass wenigstens die Jugendorganisation der GRÜNEN eine Telefonnummer hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Mir liegt keine weitere Wortmeldung vor. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Das Engagement von jungen Menschen gehört prinzipiell immer gefördert, und diese Art von Förderung ist auch noch eine Möglichkeit für die Jugendorganisationen, unabhängig und selbstständig von ihren Parteien agieren zu können. Das sage ich unter anderem auch als ein Mitglied einer dieser Jungendorganisationen. – Vielen Dank.

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke. – Es wurde eine getrennte Abstimmung verlangt, die wir jetzt auch durchführen.

Wer für die Subvention an die Sozialistische Jugend ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen.

Zweite getrennte Abstimmung: Wer für die Subvention an die Junge ÖVP ist, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen.

Wer für die Subvention an den Ring Freiheitlicher Jugend ist, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen. (GR Dipl Ing Martin Margulies in Richtung SPÖ: Da ist euch die Hand fast heruntergefallen!) Ich bitte um etwas mehr Aufmerksamkeit. 

Wer für die Subvention für die Grünalternative Jugend Wien ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich, gegen die GRÜNEN, so angenommen.

Wir stimmen nun in einem über alle restlichen Subventionen ab. Wer mit den restlichen Subventionen einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 74 und 75, die zusammengezogen wurden. Die Tagesordnungspunkte betreffen die Gewährung von zinsenfreien Darlehen an die MID Parking GmbH. Die Abstimmung wird aber getrennt durchgeführt werden.

Mir liegt keine Wortmeldung zu diesen Tagesordnungspunkten vor, daher können wir gleich zur Abstimmung schreiten. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Jetzt bin ich gespannt, wie die ÖVP abstimmt!)

Wer für die Postnummer 74 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der FPÖ und der GRÜNEN so angenommen. (GR Dipl Ing Martin Margulies in Richtung SPÖ: Ihr habt sie überzeugt!)
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 75. Wer dem Tagesordnungspunkt 75 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich, gegen die GRÜNEN, so angenommen. (GR Christian Oxonitsch: Ihr habt gegen die Garage in Mariahilf gestimmt!)

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2. Er betrifft die Umwandlung eines einjährigen Vorhabens auf ein mehrjähriges Vorhaben bezüglich "Ankauf und Implementierung eines durch Chipkarte unterstützten Arbeitszeiterfassungssystems". 

Es liegt mir keine Wortmeldung vor, daher können wir gleich zur Abstimmung kommen.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich, gegen der Stimmen der Grünen, so angenommen.

Wir kommen nun zu den Tagesordnungspunkten 5, 6, 7, 8, 11 und 13. Sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine sowie einen Rahmenvertrag. 

Wenn sich kein Einwand ergibt, fassen wir diese Punkte zusammen. – Ich sehe keinen Einwand, daher können wir so vorgehen. Die Abstimmung wird jedoch getrennt durchgeführt. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren des Gemeinderates!

Generell einmal, und ich wiederhole das immer wieder: Die ÖVP Wien sowie die Bundesregierung sprechen sich ganz eindeutig gegen jegliche Form von Gewalt, insbesondere gegen Gewalt gegen Frauen, aus. Das Thema Sicherheit ist auch eine der Prioritäten der Bundespolitik. (GR Godwin Schuster: Das haben wir schon gehört!) Ich möchte das jetzt nicht immer und immer wie-der wiederholen. 103 Millionen EUR sind im Innenministerium mehr zur Verfügung gestellt worden, 800 Perso-nen mehr im Exekutivdienst. 

Die Interventionsstellen, die gemeinsam vom Frauenministerium und vom Bundesministerium für Inneres kofinanziert werden, leisten hervorragende Arbeit und sind eine nicht wegzudenkende Einrichtung im Bereich der Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen. Die Finanzierung der Interventionsstellen ist kontinuierlich erhöht worden. Der Beratungsbedarf in Wien ist allerdings gestiegen. Steigende Fallzahlen sind aber auch ein positives Zeichen dafür, dass ein bis vor wenigen Jahren unbeleuchtetes Feld oder unterbeleuchtetes Feld nun gut bearbeitet wird. 

Für das Jahr 2004 hat es, wie Sie sicherlich wissen, eine Nachfinanzierung gegeben. Diese ist im Herbst 2004 zugesagt und Ende des Jahres ausbezahlt worden. Durch diese Nachfinanzierung konnte die Betreuung des 16. und 17. Wiener Gemeindebezirkes wieder aufgenommen werden und eine Ganztagskraft, das heißt eine zusätzliche Arbeitskraft eingestellt werden. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Das stimmt aber nicht!) 

Ich bin ein bisschen verwundert, das Sie einen Beschluss- und Resolutionsantrag abgeben, der nicht auf Fakten beruht, die noch dazu relativ leicht nachzuforschen sind. Sie werden sicherlich so wie wir große Freude darüber haben, dass weitere Maßnahmen mit den Interventionsstellen im Gespräch und geplant sind. (GR Christian Oxonitsch: In einer Presseaussendung von heute, 17.12 Uhr, steht etwas anderes!)
Jetzt erkläre ich Ihnen einmal diese ewigen Zahlen. Was ist passiert? – Heuer, das heißt 2005, beträgt das Budget 354 000 EUR und etliches vom Frauenminis-terium, 316 000 und etliches vom Bundesministerium 
für Inneres für die Interventionsstellen direkt, macht 670 000 EUR und etliches für Wien. Das ist gegenüber dem Vorjahr eine Steigerung um 15 Prozent oder 88 600 EUR absolut. (GRin Martina LUDWIG: Die Presseaussendung sagt etwas anderes!) Ja, 15 Prozent sind 88 600 EUR mehr als im Vorjahr. (GRin Martina LUDWIG: Da steht 70 000!) Sie müssen Frauenministerium und Innenministerium zusammenrechnen, weil sie ja kofinanziert werden. (GR Godwin Schuster: Das Innenministerium sagt etwas anderes! Leider! – GRin Martina LUDWIG: Das Innenministerium spricht von 70 000!) 

Aber um einmal zu diesen von Ihnen ständig geforderten ominösen 1 835 000 EUR zu kommen: Dieses Budget ist nach wie vor für die Interventionsstellen und damit im Zusammenhang stehende Projekte budgetiert. Die neun Interventionsstellen werden vom Bundesministerium für Inneres mit 1,5 Millionen, vom Bundesministerium für Frauenangelegenheiten mit 1,7 Millionen EUR finanziert. Dazu kommen Interventionsstellen in Niederösterreich, in Oberösterreich und in Wien, die vom Bundesministerium für Inneres finanziert werden, sowie 
die LEFÖ, die Interventionsstelle für Betroffene des Frauenhandels. Und so kommen wir auf 1 835 000 EUR. 50 Prozent, und 50 Prozent, also dieselbe Summe, kom-men vom Bundesministerium für Inneres. 

Außerdem wäre es ganz gut, noch zu erwähnen, dass es zusätzlich eine Helpline gibt, die mit 10 Prozent des gesamten Förderervolumens subventioniert wird. Aber das jetzt hier nur am Rande. 

Also ich denke, wir sollten fair sein und die großartige Arbeit der Interventionsstellen jetzt nicht durch verfälschte Debatten herabwürdigen. Das Budget ist kontinuierlich gesteigert worden, und das sollte man auch anerkennen und hochschätzen, vor allem in Zeiten von allgemeiner Reduktion. (GR Godwin Schuster: Sie sollten einmal mit den Investitionsstellen reden und nicht nur mit dem Ministerium!) Ich rechne es Ihnen gerne nachher noch einmal vor oder auch allen jetzt. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von GR Dr Matthias Tschirf.) Da kann ich noch einmal von vorn beginnen.

Also gut, auf jeden Fall kann ich Ihnen auch einen Tipp geben: Falls Ihnen das alles nicht reicht – ich persönlich hoffe auch, dass das Budget kontinuierlich weiter steigen wird –, aber falls Ihnen das in Wien nicht reicht, dann gründen Sie doch Ihre eigenen Interventionsstellen. Sie haben die absolute Mehrheit, lassen Sie sich nicht hindern. (GR Godwin Schuster: Das ist ein gesetzlicher Auftrag!) Ja, aber machen Sie doch Ihre eigenen. Sie haben die absolute Mehrheit. Machen Sie einfach mehrere Gewaltzentren, was immer Sie möchten. (GR Godwin Schuster: Es gibt einen gesetzlichen Auftrag! – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ein Bundesgesetz, Frau Kollegin!) Lassen Sie sich nicht hindern von einem Gesetz. Machen Sie Ihre eigenen. (GR Godwin Schuster: Ja, das wissen wir! Kein Geld für die Arbeit der Interventionsstellen!)

Ich danke Ihnen jedenfalls für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Saßmann.

GR Gerold Saßmann (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Unterschiedliche Projekte für Integrationsmaßnahmen im Bereich der MA 17 stehen heute zur Diskussion. Einige finden unsere Zustimmung, einige unsere Ablehnung. 

Zustimmung finden Alphabetisierungskurse und Maßnahmen wie Nachholen von Hauptschulabschlüssen durch die VHS Ottakring. Das Erlernen der Sprache ist noch immer zentral für die Integration. Davon hängen die gesellschaftliche Integration, die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und nicht zuletzt die Chancen im ökonomischen Bereich ab. Mit dem Erwerb der Sprache geht auch die Vermittlung der europäischen Grundwerte einher. Wichtig sind unter anderem hier Frauenrechte 
für Personen, die aus patriarchalischen Gesellschaften stammen. 

Die statistischen Zahlen sprechen Bände: 100 000 Neuzuwanderer nach Wien, die von sich selber sagen, sie beherrschten die deutsche Sprache nicht ausreichend, 40 Prozent der Wiener Volksschüler mit nichtdeutscher Muttersprache, 10 000 bis 20 000 Perso-nen, die Alphabetisierungskurse brauchen und ein überproportionaler Anteil von Schülern mit nichtdeutscher Muttersprache, nämlich 20 Prozent, in sonderpädagogischen Anstalten. Ich gehe jedoch, so wie alle, davon aus, dass diese Kinder zum Großteil weder geistig noch körperlich behindert sind, sondern einfach sprachliche Defizite haben. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die aktuelle Diskussion zum Integrationsvertrag. Wenn von 34 000 Personen in Österreich, von denen grundsätzlich angenommen werden kann, dass sie Förderbedarf 
in deutscher Sprache haben, nur zirka 800 Sprach-
kurse absolvieren, sehe ich hier kein Versäumnis der Bundesregierung, sondern das ehrliche Bemühen, Integration voranzutreiben. Vielmehr ist es schade, dass von der Seite der Zuwanderer dieses großzügige Angebot – 50 Prozent der Kurskosten werden refundiert – nicht angenommen wird. 

Günther Haider, der oberste Schulreformer Österreichs, etwa meint, dass die Beherrschung der Verkehrssprache die entscheidende Voraussetzung der gesellschaftlichen Kommunikationsfähigkeit sei. Ohne Sprachverständnis bleibe man ausgeschlossen. Junge Menschen mit mangelndem Sprachverständnis von heute seien deshalb die Risikogruppen auf dem Arbeitsmarkt von morgen. 

Großzügig bei der Förderung von Sprachkursen ist ja auch die Gemeinde Wien. 45 Cent als Beitrag für die Kursteilnehmer an Sprach- und Alphabetisierungskursen pro Teilnehmer und Unterrichtseinheit sind schlicht lächerlich, auch wenn es hier um ökonomisch schwache Gruppen geht. 45 Cent, das sind 6 ATS, das ist ungefähr der Gegenwert eines Semmerls, von drei Zigaretten, einer Dose Bier oder einem anderen Dosengetränk. Man kann hier ruhig an eine Erhöhung der Beiträge denken. Mit den Erlösen können dann auch wieder weitere kostengünstige Kurse für Zuwanderer organisiert werden, und das muss doch unser aller Ziel sein. 

Deswegen sind auch die Vorstöße zu unterstützen, die eine Ausweitung der Verpflichtung zur Absolvierung von Deutschkursen für weitere Personen vorsehen oder die Förderung in deutscher Sprache im vorschulischen Bereich vermehren wollen. Wenn Motivation nicht ausreicht – und die statistischen Zahlen belegen das auch –, muss man die Menschen eben zu ihrem Glück zwingen. Diese Meinung wird im Übrigen von vier Fünftel der österreichischen Bevölkerung geteilt. 

Nun zu einzelnen Vereinen. 

Der Verein Miteinander Lernen – Birlikte Öğrenelim sucht um Unterstützung für ein Projekt für sozialpädagogische Lern- und Freizeitbetreuung für schulpflichtige Kinder und für Gesundheitsbetreuung an. Grundsätzlich durchaus positiv, aber hier gilt natürlich, die Sprache zu erlernen gehört in erster Linie in den schulischen Bereich. Dort kann die Tätigkeit auch überprüft und entsprechend evaluiert werden und man ist nicht auf einen Subventionsantrag angewiesen, in welchem keine konkreten Zahlen über die Verwendung der doch recht stattlichen Summe von 84 000 EUR genannt werden. 

Das "WUK – Verein zur Schaffung offener Kultur- und Werkstättenhäuser" erhält eine Subvention für das Projekt Domino. Thema ist die Beratung von Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf mit migrantischem Hintergrund. In erster Linie geht es hier aber nicht um Personen, die körperlich oder geistig behindert sind, sondern es geht eben um Jugendliche, die auf Grund ihrer Defizite in der Verkehrssprache Deutsch keinen Arbeitsplatz bekommen. Bezeichnend ist das im Antrag gebrachte Beispiel einer betreuten Person. Beim Eingangsgespräch wird zwar festgehalten, das Mädchen hätte gute Deutschkenntnisse, ein paar Zeilen später wird aber festgehalten, dass die Deutschkenntnisse für eine Integration am Arbeitsmarkt nicht wirklich ausreichen. 

Als Schlüssel für Integration und Zugang für den Arbeitsmarkt erweist sich wieder die ausreichende Kenntnis der deutschen Sprache. 61 Personen wurden durch dieses Projekt im Jahr 2004 betreut, davon 40 intensiv. Bei den Übrigen handelt es sich nur um ein oder wenige Beratungsgespräche. Auf Nachfragen wurde uns im Ausschuss mitgeteilt, dass diese 40 nicht notwendigerweise dann auch eine Lehrstelle bekommen haben. Diese Mittel, nämlich ungefähr 1 000 EUR pro Person, können sicher sinnvoller eingesetzt werden, und zwar in der Förderung von Sprachkursen.

Letztlich wird die Gewährung eines Rahmenbetrages von 120 000 EUR beschlossen werden. Der Magistrat kann für einzelne Maßnahmen zur Förderung von Spracherwerb bis zu 4 000 EUR auszahlen. Die Maßnahmen selbst sind grundsätzlich wieder zu befürworten, wir hätten nur gerne gewusst, für welche Projekte diese Förderungen gewährt werden, noch dazu, wenn, wie im Antrag festgehalten, an Institutionen auch mehrere derartige Beträge ausbezahlt werden können. 

Ich verstehe, dass Sie den Ausschussmitgliedern Arbeit ersparen wollen – man braucht ja diese Geschäftsstücke dann nicht mehr durchzusehen –, warum Sie sich aber dann die Mühe machen, Geschäftsstücke vorzulegen, bei denen es sich um Beträge von etwa 5 500 EUR oder 10 000 EUR handelt, das ist nicht mehr einsichtig. Wenigstens eine Aufstellung, aus der ersichtlich ist, welche Institutionen voraussichtlich für welche Maßnahmen wie viele Mittel bekommen werden, wäre schon hilfreich. Die gewählte Vorgangsweise könnte zumindest zum Vorwurf der Intransparenz Anlass geben. 

Zusammenfassend muss gesagt werden, dass wir natürlich grundsätzlich für Sprachkurse für Migrantinnen und Migranten sind. Allerdings muss dem Ganzen eine Grundeinstellung zugrunde liegen, die die Migranten anspornt, die deutsche Sprache zu erlernen und ihnen nicht alle Möglichkeiten gibt, sich durchzuschwindeln und alle möglichen Beratungsangebote auch dann in Anspruch zu nehmen, wenn sie ihre grundsätzliche Bereitschaft zum Erwerb der Verkehrssprache Deutsch und damit zur Integration nicht unter Beweis gestellt haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin LUDWIG.
GRin Michaela LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Grundsätzlich möchte ich zu den heute hier vorliegenden Poststücken sagen, dass es meiner Meinung nach viele tolle, gute Projekte sind, die vor allem auch Frauen in sehr kritischen schwierigen Lebenssituationen unterstützen und – jetzt komme ich kurz zu der Debatte von vorhin zurück – letztendlich auch Maßnahmen zur Armutsbekämpfung in dieser Stadt sind. Ich denke, das war irgendwie ein Zufall, dass wir heute gleich nach so einer Debatte wieder einmal zeigen können, Wien setzt Maßnahmen, und ich freue mich sehr, dass wir heute diese Projekte beschließen können. 

Ich möchte aber dieses Poststück zum Anlass nehmen – die Frau Kollegin Feldmann ist sozusagen gleich auch ins Thema hineingegangen –, auf eine dramatische Situation hinzuweisen, die es leider nach wie vor in dieser Stadt gibt, nämlich auf die Situation der Wiener Interventionsstelle. Ich gehe davon aus, dass auch die Kollegin Korosec und auch alle anderen hier schon zur Kenntnis nehmen, wer in diesem Fall ganz klar, und zwar per Gesetz, für die Interventionsstellen und die Finanzierung zuständig ist in diesem Land. Das ist der Bund. Es ist ja heute nicht das erste Mal, dass wir die Situation der Wiener Interventionsstellen hier besprechen, sondern wir haben sie auch letztes Jahr leider hier schon öfter zum Anlass für Debatten nehmen müssen. 

Sie haben letzte Woche – am 18. Februar ganz genau – einmal einen Hilfeschrei gemacht, einen Hilfeschrei mit einer Presseaussendung unter dem Titel "Immer mehr Opfer familiärer Gewalt ohne Betreuung – Wiener Interventionsstelle appelliert an Regierung, Mittel für Gewaltprävention zu erhöhen", weil seit Juni, so die Geschäftsführerin der Wiener Interventionsstellen, die Opfer in sieben Wiener Gemeindebezirken nicht mehr betreut werden können. Ihr Ziel ist es, wieder alle Opfer betreuen zu können, denn Gewalt in der Familie richtet enormen seelischen, sozialen, aber auch ökonomischen Schaden an. – So viel nur zur vorherigen Debatte. Und weil die Kinder heute auch so oft erwähnt worden sind: In 70 Prozent der Fälle sind auch Kinder von Gewalt betroffen. Das war der Hilfeschrei am 18. Februar.

Vielleicht nur noch einmal kurz zur Erinnerung: Letztes Jahr, 2004 – wir wollen bei der Wahrheit bleiben, Frau Kollegin Feldmann –, war es nämlich so, dass es nicht eine Erhöhung gab, sondern zuerst stand einmal eine Kürzung. Am Anfang des Jahres 2004 gab es österreichweit eine Kürzung für die österreichischen Interventionsstellen um 5 Prozent. Sie haben das so dargestellt, als ob es dankenswerterweise dann eine zusätzliche Mitarbeiterin gegeben hätte. Dankenswerterweise hat, nachdem extrem Druck gemacht wurde, auch von uns, der Bund dann doch ein Einsehen gezeigt und hat in der zweiten Jahreshälfte, nachdem bereits einige Wiener Bezirke nicht mehr betreut werden konnten und sich die Situation in Wien dramatisch zugespitzt hatte, dann doch diese 5 Prozent am Jahresende wieder zugestanden. Aber das war erst, nachdem schon monatelang nicht gearbeitet werden konnte. 

Das heißt, hier ging es nicht um eine Erhöhung, sondern zuerst wurde einmal gekürzt – abgesehen davon, dass man mit NGOs und Organisationen dieser Art nicht so umgeht, noch dazu, wenn es um die Sicherheit von Frauen und Kindern geht –, und gegen Jahresende wurden dann auf viel Druck hin diese 5 Prozent wieder zugestanden. Damals gab es schon intensive Gespräche zwischen der Interventionsstelle und Mitgliedern der Bundesregierung, und damals schon hat die Wiener Interventionsstelle darauf hingewiesen, dass viel, viel mehr notwendig wäre, weil eben – und das muss man auch sagen – die Wiener Polizei in diesem Bereich sehr, sehr gut arbeitet, die Wegweisungen immer mehr werden und deshalb auch der Druck auf die Interventionsstelle dementsprechend höher wird. 

Letztes Jahr gab es eine Zusage, dass heuer erhöht wird, um letztendlich auch den Bedarf zu decken. Daran haben zumindest einmal die Interventionsstellen geglaubt, nachdem mehrmals mündliche Zusagen gegeben wurden, bis anscheinend – wir haben jetzt immerhin Ende Februar – mit Beginn des heurigen Jahres das Ge-genteil klar wurde. 

Den Hilfeschrei der Interventionsstelle habe ich Ihnen schon zitiert, und deshalb haben wir uns auch veranlasst gesehen, jetzt wieder einmal aktiv zu werden und diesen Antrag, den ich dann heute gemeinsam mit meiner Kollegin Maria Vassilakou einbringen möchte, zu stellen. Und siehe da – der Kollege Oxonitsch hat es schon er-wähnt –, heute um 17.12 Uhr gab es eine Aussendung des Innenministeriums, in der drinnen steht – so ähnlich, wie Sie es berichtet haben –, dass es nämlich heuer um knapp 70 000 EUR mehr gibt für die Wiener Interventionsstelle. Heute, 17.12 Uhr. 

Ich habe mir gedacht, na gut, das ist schön, aber man glaubt nicht alles, was so kommt, denn auch letztes Jahr gab es viele Zusagen, die in der Form nicht eingehalten wurden. Deshalb habe ich die Geschäftsführerin der Wiener Interventionsstelle heute vor eineinhalb Stunden angerufen und sie befragt: Ist das jetzt so? Gibt es sozusagen die Zusage? Haben sich damit die Probleme erledigt? Worauf sie mir erzählt hat, dass es gestern ein Treffen mit Vertreterinnen und Vertretern des Innenministeriums und des Frauen- und Gesundheitsministeriums gab und es tatsächlich gestern eine mündliche Zusage gab, dass es heuer 88 000 EUR mehr gibt. Ende Februar! Das sage ich immer noch dazu. Bis jetzt arbeitet die Wiener Interventionsstelle in vier Bezirken nicht. 

Wieso jetzt nur 70 000 EUR drinnen stehen, weiß ich nicht. Es ist überhaupt eine unklare Situation. Das zieht sich jetzt schon über viele, viele Monate durch. Aber auch gestern wurde schon darauf hingewiesen, dass das mit den 88 000 EUR zwar recht schön ist und besser ist als gar nichts, sage ich jetzt einmal, aber dass die Wiener Interventionsstelle fünf zusätzliche Mitarbeiterinnen braucht, um den Betrieb in Wien gewährleisten zu können und die Sicherheit für Frauen und Kinder gewährleisten zu können. Mit der Zusage gestern von möglichen 88 000 EUR können nur ein bis eineinhalb Mitarbeiterinnen zusätzlich aufgenommen werden, womit die Situation in Wien ganz sicherlich nicht abzudecken ist. Es wurde auch gestern schon darauf hingewiesen, dass damit der Betrieb nicht in allen Wiener Bezirken gewährleistet sein kann. 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich, das ist ein Skandal. Das kann man so nicht hinnehmen, und so geht man vor allem auch mit der betroffenen Gruppe nicht um. (Beifall bei der SPÖ.)
Deshalb – sicher ist sicher; es gab heute die Auskunft der Interventionsstelle, aber auf unklare Situationen möchte ich jetzt gar nicht im Detail eingehen –, wie gesagt, heute unser Beschluss- und Resolutionsantrag ge-meinsam mit der Kollegin Vassilakou, der eben das Innenministerium sowie das Frauen- und Gesundheitsministerium auffordert, ihrem gesetzlichen Auftrag nachzukommen und die Wiener Interventionsstelle ausreichend mit Budgetmitteln auszustatten, damit die Versorgung aller Wiener Bezirke durch die Interventionsstelle gegen Gewalt gewährleistet ist. 

Denn Sie müssen sich einmal vorstellen, wie das ist: Frau und Kinder werden geschlagen, die Polizei kommt, der Mann wird weggewiesen, und dann wird die Frau allein gelassen, denn niemand kümmert sich um sie. Das ist eine ganze dramatische, kritische, unsichere Situation, wofür es eben die Wiener Interventionsstelle gibt. Es ist daher ein echter Skandal, dass der Bund seiner Verantwortung einfach nicht nachkommt, und ich fordere den Bund auf, hier schleunigst zu handeln. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Feldmann gemeldet. Die Redezeit beträgt 3 Minuten.

GRin Mag Barbara Feldmann (Klub der Wiener Freiheitlichen): Zu Ihrer Information. Erstens einmal bin ich sehr froh, dass Sie endlich erkannt haben, dass diese 88 000 EUR, also 15 Prozent mehr in absoluten Zahlen im Verhältnis zum Vorjahr, heuer tatsächlich gegeben werden. (GR Harry Kopietz: Laut Presseaussendung nicht! – GRin Martina LUDWIG: Das stimmt ja nicht! 70 000 steht hier!) Es hat auch das letzte Mal gestimmt, wo Sie sich geweigert haben anzuerkennen, dass es einen Nachschuss für 2004 geben wird. Das hat auch gestimmt. Aber Sie zweifeln immer alles an, das macht Ihnen sichtlich Spaß.

Zur Berichtigung. Vielleicht nur, damit Sie sich er-
innern: 1999 unter Schlögl und Prammer hat es 892 000 EUR gegeben im Verhältnis zu jetzt. (GR Dr Matthias Tschirf: Oh, das ist ein Skandal!) Vielleicht sollten wir uns das einmal anschauen. Das war rein für die Interventionsstelle. (GRin Martina LUDWIG: Sagen Sie auch, wie die Zahlen explodieren!) Ja, aber sie sind auch explodiert im Verhältnis zu vorher. (GR Harry Kopietz: Bei dieser Regierung ist das kein Wunder! Da können die Zahlen nur explodieren!) 

Wie ist denn das in Wien mit der Sicherheit? Wie ist denn das? (VBgmin Grete Laska: Wie viele Polizisten fehlen in Wien?) Wie ist das mit der Videoüberwachung? Wie ist es mit der ordentlichen Beleuchtung? (GR Godwin Schuster: Straßenbeleuchtung und Gewalt in der Familie sind unterschiedliche Dinge!) Wie ist es mit der Aufzeichnung in den U-Bahnen? Wie ist das mit den gewaltfreien Zonen? Darum brauchen wir ja da überall mehr. (Beifall bei der ÖVP. – Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Vielleicht bräuchten wir ein bisserl weniger, wenn 
Sie in Wien endlich unseren Forderungen in den 
Sicherheitsbereichen nachkämen. Das wäre wunderbar! (VBgmin Grete Laska: Eine tatsächliche Berichtigung wäre fällig!) Gewalt entsteht aus mangelnder Sicherheit. Ganz einfach. 
Steigerung jedes Jahr. Wer die Zahlen von mir haben möchte, kann sie gerne haben. Ich möchte jetzt nicht eine Kolonne von Zahlen vorlesen, ich gebe sie Ihnen gerne nachher. – Danke. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Was haben Sie jetzt berichtigt?) Dass es zu keiner Reduktion gekommen ist. Es ist genauso von 2002 auf 2003 und von 2003 auf 2004 jedes Mal zu einer Steigerung des Zuschusses in absoluten Zahlen gekommen. (VBgmin Grete Laska: Warum nennen Sie die Zahlen nicht?) Also gut, Sie brauchen sie. 

2002: 1,342 Millionen EUR; 2003: 1,476 Millio-nen EUR.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski (unterbrechend): Die Redezeit ist zu Ende, bitte.

GRin Mag Barbara Feldmann (fortsetzend): 1,6 Mil-lionen EUR 2004. (GR Christian Oxonitsch: Nur gekriegt haben sie es nicht! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Also gut, die Redezeit ist zu Ende. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke für die tatsächliche Berichtigung. 

Zu Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen. 

Uns liegen sechs Initiativen zur Beschlussfassung vor. Es sind Projekte, die die Integrationsmaßnahmen der Stadt Wien nachhaltig unterstützen werden. Kollege Saßmann, Sie haben Recht, Sprache ist zwar sehr wichtig, aber nicht alles. Deswegen möchte ich auch von einigen Projekten, die uns vorliegen, erzählen, wie wichtig neben der Sprache auch andere begleitende Maßnahmen sind.

Zum Bespiel Psychotherapie – das wird im Ver-
ein Miteinander Lernen in Ottakring angeboten –, dann Erziehungsberatung, frauenspezifische Beratungen, Rechts- und Sozialberatung, Familienberatung, Deutschkurse für Frauen mit Kinderbetreuung. Oder der Verein Fibel. Er hilft Frauen und Familien aus unterschiedlichen Kulturen, macht persönliche Beratungen und Informationsveranstaltungen für Menschen, die in bikulturellen Ehen beziehungsweise Lebensgemeinschaften leben. Der Verein LEFÖ, das Beratungs- und Bildungszentrum für Migrantinnen aus Lateinamerika, bietet Gesundheitsprävention für Migrantinnen in der Sexarbeit und hilft Frauen, die vom Sexhandel betroffen sind.

Der eine Rahmenbetrag, der auch zur Beschlussfassung vorliegt, ist für Grätzl-Initiativen vorgesehen, die sehr unbürokratisch von kleinen Vereinen, Gemeinschaften oder Kommunikationseinheiten bestimmter Communities organisiert werden können und Kurse anbieten. Das kann man dann, wenn es beschlossen worden ist, sehr schnell organisieren und unbürokratisch diese Kurse ermöglichen.

Wie schon gesagt, sind neben Sprache auch andere 

Maßnahmen für die Integration sehr, sehr notwendig. Unter dem Motto "Die verstehen nur eine Sprache!" wer-den wir in Wien nicht zu irgendwelchen Disziplinierungs-maßnahmen greifen. Wir setzen weiterhin auf Freiwilligkeit. Da haben sehr viele etwas davon, und es ist auch nachhaltiger. – Danke vielmals. 

Ich bitte nochmals um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Wir kommen jetzt zur Abstimmung der einzelnen Postnummern. 

Wir beginnen mit der Post 5. Mir liegt kein Beschluss- oder Resolutions- und auch kein Gegen- und Abänderungsantrag vor. Daher können wir gleich abstimmen.

Wer die Post 5 unterstützt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Post 6. Hier liegt ebenfalls kein Ab-änderungs- oder Gegenantrag vor, auch kein Beschluss- und Resolutionsantrag. Daher können wir gleich abstimmen.

Wer Postnummer 6 unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrheitlich so angenommen.

Wir kommen zu Postnummer 7. Wer Postnummer 7 zustimmt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Mir liegt zu Postnummer 7 ein Beschluss- und Resolutionsantrag der SPÖ vor, der ausreichende Budgetmittel für die Interventionsstelle fordert.

Wer diesem Beschlussantrag zustimmt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist einstimmig so angenommen. (Widerspruch bei der ÖVP.) Darf ich die ÖVP noch einmal bitten. (GR Godwin Schuster: Die Abstimmung ist abgeschlossen!) – Einstimmig angenommen. (Neuerlicher Widerspruch bei der ÖVP.) Nein, ohne die Stimmen der ÖVP. Da habe ich mich verschaut. (GR Harry Kopietz: Augengläser aufsetzen, Herr Kollege! – GR Johann Driemer: Der Tschirf hat ja aufgezeigt! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Wir kommen zur Postnummer 8. Wer der Postnummer 8 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 11. Wer hier zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 13. Wer hier zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Damit ist die öffentliche Sitzung beendet.

Wir kommen nun zur nichtöffentlichen Sitzung, und ich darf ich die Gäste auf der Galerie bitten, diese zu verlassen. 

(Schluss der Sitzung um 19.40 Uhr)
